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I 
Der Urſprung der brandenburgiſchen Kur 


Von 
Mario Krammer 


Die Frage nach dem Urſprung der brandenburgiſchen Kur bildet 
einen Ausſchnitt aus dem allgemeineren und gerade jetzt wieder viel 
erörterten Problem der Entſtehung des Kurfürſtentums überhaupt. 
Soviel ich ſehe, iſt der Verſuch einer monographiſchen Behandlung der 
Anfänge einer einzelnen Kurwürde bisher noch nicht gemacht worden. 
Sie empfiehlt ſich aber gerade bei der brandenburgiſchen aus verſchiedenen 
Gründen. Erſtlich legt fie im beſonderen die Frage nahe, ob und in⸗ 
wieweit die ſogenannten Erzämter auf die Urſprünge des Kurfürſten⸗ 
tums von Einfluß geweſen ſind. Auch hat ihre Entwicklung zuſammen 
mit derjenigen der ſächſiſchen Kur vielfach einen eigenen Weg ein⸗ 
geſchlagen, und endlich tritt gerade bei einer derartigen geſonderten 
Betrachtung des Werdegangs der brandenburgiſchen und der ſächſiſchen 
Kur in der älteſten Zeit beſonders deutlich der rege Anteil zutage, den 
das askaniſche Haus ganz im Gegenſatz zur ſpäteren Periode an den 
Wahlen und Reichshändeln der Stauferzeit genommen hat. Man er⸗ 
kennt aufs neue den vorwärtsdringenden Ehrgeiz dieſes Geſchlechts, 
dem dann die weitere Geſtaltung der Dinge auf dieſem Felde nur zu 
feſte Schranken ziehen ſollte. 

Wir gehen aus von dem Rechtsbuch Eikes von Repgow, dem 
„Sachſenſpiegel“. Hier erſcheinen die ſieben Kurfürſten zuerſt. Im 
Landrecht, im 57. Artikel des dritten Buchs, wird geſagt, daß bei des 
Kaiſers Kur unter den Geiſtlichen die Erzbiſchöfe von Trier, Mainz 
und Köln, unter den Laien der Pfalzgraf bei Rhein, der Herzog zu 
Sachſen und der Markgraf von Brandenburg Inhaber der erſten 
Stimmen ſind. Der an ſich auch hierbei mit zu nennende König von 
Böhmen wird von Eike aus dieſem Kreiſe ausgeſchloſſen, weil er kein 


Deutſcher iſt. Das Kurrecht der übrigen Fürſten bleibt an dieſe 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVII. 2. 
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Hervorhebung der ſechs ganz unberührt, fie haben in gleicher Weiſe 
wie dieſe, nur nach ihnen zu küren !). 

Eikes Rechtsbuch, in dem wir dieſe Aufzeichnung finden, iſt etwa 
in den zwanziger Jahren des 13. Jahrhunderts entſtanden. Dreißig 
Jahre ſpäter, um die Mitte des Säkulums, ſehen wir die von ihm 
erwähnten Fürſten bereits im Allein beſitz des Kurrechts. Alle anderen 
Fürſten haben ſeitdem bei der Königswahl nichts mehr mitzureden. 
Erſt ſehr viel fpater find noch zwei neue Kurfürſten, der von Bayern 
im 17. und der von Hannover im 18. Jahrhundert, hinzugetreten, 
und der Reichsdeputationshauptſchluß von 1803 hat dann an Stelle 
des damals ausſcheidenden Trierer und Kölner Kurfürſten vier weiteren 
weltlichen Fürſten, Baden, Württemberg, Salzburg und Heſſen⸗Kaſſel, 
die Kurwürde verliehen, nach der ſich die Inhaber des letztgenannten 
Fürſtentums noch bis zum Jahre 1866 genannt haben, obwohl es ja 
längſt keine Kaiſer mehr zu wählen gab. 

Die neuere Forſchung hat ſich oft die Frage vorgelegt, wie das 
Hervortreten jener ſechs oder ſieben Fürſten zu erklären ſei, auf welchem 
Wege ſie zur Stellung bevorzugter, ſpäter alleinberechtigter Elektoren 
gelangt ſein mögen. Hinſichtlich der drei geiſtlichen Fürſten, des Pfalz⸗ 
grafen und auch des Sachſen fehlt es aus der Zeit vor Entſtehung 
des Sachſenſpiegels nicht an Zeugniſſen, die dartun, daß ebendamals 
jene einen hervorragenden Platz bei der Wahl einzunehmen begannen, 
und daß ſich Eike alſo in Übereinſtimmung mit der Gewohnheit des 
Reichs befindet, wenn er jenen auch in ſeinem Buch eine ſolche Stellung 
zuweiſt. Anders liegt die Sache bei dem Brandenburger und dem 
Böhmen. Bei beiden fehlt es nämlich an jedem ſicheren Indizium 
dafür, daß ſie in jener Periode bei den Wahlen mehr bedeutet hätten 


1) Vgl. Zeumer, Quellenſammlung zur Geſchichte der deutſchen Reichs- 
verfaffung, 2. Auflage, S. 64: In des keyseres kore sal die erste sin der 
biscoph von Trire; die andere die bischoph von Megenze; die dritte der 
bischoph von Colne. Under den leien is der erste in deme core der 
palanzgreve vonme Rine, des riches druzte; die andere die marschalk, 
der herzoge von Sassen; die dritte die kemerere, der markgreve von 
Brandenburch. Die schenke des riches, der küning von Beemen, der 
ne hat nichenen kore, durch daz her nich dudisch nis. Sint so kiesen 
des riches vorsten alle, pfaffen unde leien. Ebendort N. 1 auch die Worte 
der Annales Stadenses, die, wie Zeumer feſtgeſtellt hat, vermutlich auf die 
verlorene lateiniſche Urform des Rechtsbuchs zurückgehen. Ich folge der deutſchen 
Faffung. aus dem in meinem Buche: „Das Kurfürſtenkolleg von feinen Anfängen 
bis zum Zuſammenſchluß im Renſer Kurverein d. J. 1338“ (Quellen und Studien 
zur Verfaſſungsgeſchichte des Deutſchen Reiches, herausgegeben von Zeumer. 
V, 1) S. 68, N. 1 angegebenem Grunde. 
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als andere Fürſten und dieſen daher voranzuſtellen wären. Namentlich 
gerade bei dem Brandenburger läßt ſich nirgends auch nur annähernd 
wahrſcheinlich machen, daß er bei den Wahlen des ausgehenden 12. 
und beginnenden 13. Jahrhunderts irgendwie vor den übrigen, etwa 
dem Oſterreicher, dem Thüringer, dem Bayern u. a. hervorgetreten wäre. 

Man kann nun entweder den Verfaſſer des Sachſenſpiegels einer 
Erfindung beſchuldigen und behaupten, er habe aus bloßem Eifer für 
das askaniſche Haus dem einen Vertreter desſelben im Kreiſe der be⸗ 
vorzugten Wähler, dem Sachſen, noch einen zweiten, den Markgrafen, 
hinzugeſellt, ohne daß dieſem ein hiſtoriſches Recht darauf wie jenem 
zugekommen wäre. Oder aber man kann auf die Autorität des Rechts⸗ 
buchs allein geſtützt, unerachtet des Schweigens der Quellen annehmen, 
der Markgraf habe die ihm von Eike zugewieſene Stellung bei der 
Wahl ſchon einige Jahrzehnte vorher von Rechts wegen regelmäßig 
innegehabt. Dem unbefangenen Betrachter wird der eine Erklärungs⸗ 
verſuch nicht minder bedenklich erſcheinen wie der andere. Man wird 
vielmehr danach trachten müſſen, feſtzuſtellen, ob etwa der Markgraf, 
wenn nicht bei den Wahlen ſelber, dann außerhalb derſelben viel⸗ 
leicht Gelegenheit gehabt hat, zu jenem damals ſich heranbildenden 
Kreiſe bevorzugter Wähler in engere Beziehung zu treten, und ob ihm 
nicht auch ein Rechtstitel zur Verfügung geſtanden hat, auf Grund 
deſſen er glauben konnte, zum Eintritt in jenen Kreis berechtigt zu 
ſein? Auf dieſe Weiſe wird ſich das Problem, wie mir ſcheint, löſen 
oder doch der Löſung nahebringen laſſen. 

An der gedachten Stelle des Sachſenſpiegels iſt die Vorberechtigung 
der vier weltlichen Fürſten bei der Wahl in Verbindung mit vier ihnen 
zuſtehenden Reichserzämtern gebracht. Die erſte Stimme, heißt es da, 
hat der Pfalzgraf, des Reichs Truchſeß, die zweite der Marſchall, der 
Herzog von Sachſen, die dritte der Kämmerer, der Markgraf von 
Brandenburg. Der Schenke des Reichs, wird endlich geſagt, der 
König von Böhmen, hat als Nichtdeutſcher keine Kur. Offenbar beruht 
nach Eike der Vorzug dieſer vier auf dem Erzamt. Obwohl der Böhme 
ein ſolches innehat und alſo auch eine Kur haben müßte, kann dieſe 
ihm als einem Fremden doch nicht zugebilligt werden. Dabei nimmt 
aber der Pfalzgraf bei Rhein eine Sonderſtellnng ein. Bei ihm ſcheint 
die Vorberechtigung bei der Wahl weniger auf ſeinem Truchſeſſen- als 
auf ſeinem Fürſtenamte, auf ſeiner pfalzgräflichen Würde zu beruhen. 
Wenigſtens wird bei ihm allein der Fürſtenname dem Erzamtstitel 
voran geſtellt, während bei den drei anderen regelmäßig das Um— 
gekehrte der Fall ijt. Heißt es hier: die Stimme hat der Marſchall, 

1 * 
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die der Kämmerer, die der Schenk, fo wird bei der erſten gejagt: 
die hat der Pfalzgraf. Man kann daraus ſchließen, daß das Vorrecht 
des Pfalzgrafen bei der Kur ſich nicht auf Grund eines Erzamts ent⸗ 
wickelt hat, und daß ihn Eike erſt zum Inhaber einer ſolchen Würde 
gemacht hat, weil bei den übrigen Vorwählern Kurrecht und Erzamt 
miteinander verbunden waren. Daß der Pfalzgraf ſchon vor dem 
Sachſenſpiegel als der erſte unter den Laien bei der Kur galt, läßt ſich 
erweiſen !), doch hören wir nie, weder damals noch früher, etwas 
von einem mit der rheiniſchen Pfalzgrafſchaft verbundenen Erzamt. Bei 
welchem von den anderen drei Fürſten ſich eine Verknüpfung des einen 
Rechts mit dem anderen zuerſt vollzogen hat, läßt ſich ſicher nicht er⸗ 
mitteln. Doch deutet verſchiedenes darauf hin, daß es gerade der 
Brandenburger geweſen iſt, der als erſter auf Grund eines Erzamts 
ein beſſeres Kurrecht beanſprucht hat. Er nämlich und der Böhme — 
die beiden, von denen wir ſagten, daß wir bei ihnen nichts über einen 
Vorzug bei der Wahl in den Zeiten vor Entſtehung des Rechtsbuchs 
wiſſen, — ſie ſind wiederum die einzigen, bei denen ſich feſtſtellen 
läßt, daß ihre Fürſtenwürde mit dem Erzamt, das Eike ihnen zuweiſt, 
ſchon vorher verbunden war. Denn der ſächſiſche Herzog iſt zwar in 
den damals letztvergangenen Zeiten auch als Träger eines Erzamts 
zu erweiſen, doch wiſſen wir nicht, ob er gerade Marſchall war. Nur 
nach einem Zeugnis aus dem 10. Jahrhundert, auf das wir noch 
zurückkommen werden, erſcheint er einmal als ſolcher. 

Laſſen wir nun den Böhmen einſtweilen außeracht und fragen 
wir nur, welche Belege es für das brandenburgiſche Erzkämmereramt 
aus der Zeit vor dem Sachſenſpiegel gibt? Es kommt hier vor allem 
eine Stelle aus der Urkunde des Markgrafen Ottos I. für die Bürger 
von Brandenburg vom Jahre 1170 in Frage. Die Echtheit dieſes 
Stückes iſt von Krabbo mit überzeugenden Argumenten dargetan 
worden?). In dieſer Urkunde wird die Stadt Brandenburg bezeichnet 
als regale castrum, cambera imperialis, sedes episcopalis. 
Der Ausdruck camera imperii kommt ſonſt nur bei Städten aus den 
romaniſchen Gebieten des Reiches vor und bedeutet dann, daß ſie 
„unmittelbares Eigentum des Reichsfiscus“, Reichsgut ſind. Unmög— 
lich kann der Ausdruck in dieſem Sinne auf Brandenburg angewandt 
worden ſein. Eine andere Erklärung, die Krabbo vorſchlägt und die 
ſchon früher vorgebracht worden iſt, befriedigt viel mehr. Die Stadt 
ſollte nur nach dem camerarius imperii bezeichnet werden. Dies 

1) Vgl. Krammer, Kurfürſtenkolleg S. 20 N. 1, S. 23 N. 3. 

2) Im 41. und 42. Jahresbericht des Hiſtoriſchen Vereins zu Branden— 
burg a. H. (1910), S. 19 ff. 
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iſt um fo wahrſcheinlicher, als fie ja ſogleich auch sedes episcopalis 
genannt wird; ihr Charakter als Reſidenz eines Biſchofs und eines 
kaiſerlichen Kämmerers ſollte in der Urkunde betont werden. 

Daraus ergibt ſich nun, daß im Jahre 1170 der Markgraf von 
Brandenburg bereits im Beſitze des Erzkämmereramtes geweſen ſein 
muß. Und nun liegt es nahe, den Bericht des Arnold von Lübeck, 
daß auf dem großen Mainzer Reichstage von 1184 die Amter eines 
Truchſeſſen, Schenken, Kämmerers und Marſchalls nur Könige, Herzöge 
und Markgrafen bekleidet hätten ), dahin zu deuten, daß man in 
dem von ihm genannten „Markgrafen“ den Brandenburger erblickt und 
ihm das Kämmereramt zuweiſt. Dies wäre alſo dem Sohne des erſten 
brandenburgiſchen Otto, der kurz vor jenem Reichstage geſtorben war, 
dem Markgrafen Otto II. im Jahre 1184 zuerkannt worden. 

Schon Krabbo hat mit Recht bemerkt, daß die Urſprünge dieſes 
brandenburgiſchen Erzamtes zurückreichen müſſen in die Zeiten des 
Vaters Ottos I., Albrechts des Bären, der von 1134 bis 1170 als 
erſter der Mark vorſtand. Wann dieſer als Erzkämmerer fungiert haben 
mag, werden wir gleich noch ſehen. 

Zunächſt iſt zu ſagen, daß wir mit der Feſtſtellung eines gewiſſen 
Anrechts Brandenburgs auf jenes Erzamt im 12. Jahrhundert noch 
nichts für den Urſprung der brandenburgiſchen Kurwürde gewonnen 
haben. Wenigſtens kann ſich dieſe und die der anderen Fürſten un⸗ 
möglich allein auf Grund des Erzamtes entwickelt haben. Es müſſen 
da in erſter Linie noch ganz andere Einflüſſe beſtimmend mitgewirkt 
und den Anſtoß zur Heranbildung einer Gruppe bevorrechteter Wähler 
gegeben haben. 

Den Erzämtern kann hier eine entſcheidende Bedeutung nur der?) 
beilegen, der in ihnen Funktionen erblickt, die ſchon im 12. Jahrhundert 
und vorher mit beſtimmten Fürſtentümern in feſter, rechtlicher Ver⸗ 
bindung ſtanden. Zu dieſer Annahme berechtigt aber nichts. Eine 


1) Arnoldi Chronica Slavorum III, 9; ed. Lappenberg (88. rerum 
Germanicarum), p. 88: officium dapiferi sive pincerne, camerarii vel 
marscalei non nisi reges vel duces aut marchiones amministrabant. 

2) So hat auch Buchner in ſeiner Schrift, Die Entſtehung der Erzämter und 
ihre Beziehung zum Werden des Kurkollegs (1911), S. 96 f. jetzt — in weſent⸗ 
lichem Einklang mit der herrſchenden Lehre — geſagt, daß es nicht „Wunder 
nehmen“ könne, wenn ſeit der Ottonenzeit „ſich bei der Ausübung der Ehren⸗ 
dienſte eine gewiſſe Tradition feſtſetzte, wenn die Ausübung ein und des⸗ 
ſelben Ehrenamtes ſeitens einer fürſtlichen Familie üblich wurde 
und ſomit ſchließlich eine dauernde gewohnheitsrechtliche feſtſtehende Ver- 
bindung von Fürſtentum und Ehrenamt anhub.“ 
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derartige feſte Verbindung hat ſich erſt infolge des Sachſenſpiegels 
vollzogen. Vorher ſpricht alles dafür, daß das Recht zur Ausübung 
der vier großen Amter bei feierlichen Gelegenheiten durch die Herrſcher 
von Fall zu Fall frei übertragen wurde. 

Ein von der Verfügungsgewalt des Königs unabhängiges Recht 
auf die Leiſtung der Hofdienſte hatten nur die Stammesherzöge be⸗ 
ſeſſen. Bekanntlich ſind ſie beim Krönungsmahle König Ottos I. zu 
Aachen (936) zuerſt als Erzbeamte aufgetreten, und zwar war damals 
Giſelbert von Lothringen Kämmerer, Eberhard von Franken Truchſeß, 
Hermann von Schwaben Schenk und Arnulf von Bayern Marſchall !). 
Ungefähr fünfzig Jahre ſpäter, als Otto III. zu Quedlinburg das 
Oſterfeſt feierte (985), begegnen wir ſolchen herzoglichen Verrichtungen 
wieder. Diesmal war Konrad von Schwaben Kämmerer, Heinrich von 
Kärnthen Truchſeß, Heinrich von Bayern Schenk und Bernhard von 
Sachſen Marſchall?). Alſo auch im 10. Jahrhundert beſtand keine feſte 
Verbindung des einzelnen Amtes mit einem beſtimmten Fürſtentum. 
Sonſt hätte der Bayer, der noch 936 Marſchall war, jetzt nicht Schenk, 
der Schwabe, ehedem Schenk, jetzt nicht Kämmerer ſein können. Zwar 
an der Zugehörigkeit der Erzämter zu den Stammesherzogtümern wurde 
feſtgehalten, wie aber jene unter dieſe zu verteilen waren, dafür gab 
es keine Regel. 

Der Rechtsgedanke, der dieſen Dienſtleiſtungen zugrunde liegt und 
den ſie in ſymboliſcher Form zum Ausdruck bringen, iſt natürlich der, 
daß die Herzöge die oberſten Diener des Königs ſind. Ihre Unter⸗ 
würfigkeit und ſein Herrentum werden zu ſichtbarem Ausdruck gebracht. 

Nach dem Jahre 985 hören wir über ein Jahrhundert lang nichts 
von den Erzämtern. Gleichwohl ſteht der Annahme, daß es auch in 
jener Zeit zur Ausübung derſelben gekommen ſei, nichts im Wege. Ein 
Zeugnis hierfür haben wir aber erſt aus dem Jahre 1114. Als 
Heinrich V. damals ſeine Hochzeit feierte, dienten ihm, ſo berichtet 
Ekkehards Fortſetzung der Frutolfſchen Weltchronik, fünf Herzöge. 
Welche, wird nicht geſagt, wir erfahren nur, daß der Böhme das 


1) Cf. Widukindi Res gestae Saxonicae II, 2, ed. Kehr, p. 57: 
. .. duces vero ministrabant. Lothariorum dux Isilberhtus ... omnia pro- 
curabat, Evurbardus mensae preerat, Herimannus Franco pincernis, Ar- 
nulfus equestri ordini et eligendis locandisque castris preerat. Da der 
vornehmſte Mann unter den Sachſen, Sigfrid, nicht anweſend war, war dieſer 
Stamm hierbei nicht mit vertreten. 

2) Thietmari Chronicon IV 9, ed. Kurze, p. 69: ubi quattuor 
ministrabant duces, Heinricus ad mensam, Conrad ad cameram, Hecil ad 
cellarium, Bernhardus equis prefuit. 
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Schenkenamt bekleidete ). Dies iſt jetzt alſo wieder in einer anderen, 
der dritten Hand; erſt hatte es Schwaben, dann Bayern, nun Böhmen. 
Man ſieht, an dem Grundſatz, daß einer der Stammesherzöge dies Amt 
ausüben müſſe, wird ſchon nicht mehr feſtgehalten. Heinrich V. ſtand 
damals auf der Höhe ſeines Herrſchertums und den Glanz ſeines von 
dem Chroniſten mit beredten Worten geprieſenen Hochzeitsfeſtes ſollte 
es ſteigern, wenn die bedeutendſten Fürſten dem Kaiſer dienten. Unter 
dieſen kam aber ſicher als einer der erſten der Böhme in Betracht, 
deſſen Vater von Heinrich IV. ſogar zum Könige gemacht worden war. 

Näheres über die Grundſätze, die man bei Übertragung der Amter 
nun befolgte, erfahren wir aus den Erzählungen der Quellen über den 
großen Mainzer Reichstag von 1184. 

Der vorhin kurz erörterte Bericht Arnolds von Lübeck über dieſen 
Tag iſt das nächſte Zeugnis, das uns nach dem Jahre 1114 für die 
Ausübung von Erzämtern am Kaiſerhofe begegnet. Er nennt reges, 
duces und marchiones als die, welche die Funktionen verrichtet hätten. 
Bei den reges wird man nur an den Böhmen denken können, den 
Friedrich Barbaroſſa 1158 definitiv zum Könige erhoben hatte, der 
ſein getreuer Anhänger und überdies, wie Gislebert von Hagenau 
berichtet ?), mit größerem Gefolge als alle anderen zu Mainz erſchienen 
war. Er mußte des Kaiſers Anſehen erhöhen, wenn ein Fürſt wie dieſer, 
ſeiner Macht und ſeinem Range nach weitaus der vornehmſte von allen, 
ihm vor dem ganzen Reiche ſeinen Dienſt leiſtete. Irgendeine Er⸗ 
innerung an den Vorfall von 1114 braucht dabei garnicht mitgewirkt 
zu haben und es braucht auch garnicht das Schenkenamt von dem 
Böhmen damals ausgeübt worden zu ſein. Seine Lehre von dem An⸗ 
recht dieſes Fürſten auf jenes Amt kann Eike auf Grund lediglich jener 
Nachricht des Ekkehard von Aura zum Jahre 1114 gebildet haben ). 
Dieſe Quelle hat er wohl gekannt und bei Ausarbeitung ſeiner eigenen 
Weltchronik als gegebenes Vorbild herangezogen. 

Wen man unter den von Arnold genannten duces zu verſtehen 
hat, iſt natürlich ſchwer zu ſagen. Gislebert gibt uns aber einen 
Hinweis darauf, wie dieſe Frage wohl zu beantworten ſein wird. Auf 
dem gleichen Reichstage beanſpruchten nämlich, wie er erzählt, das alte 
Amt des spatarius oder Schwertträgers nicht weniger als fünf Fürſten 


1) Ekkehardi Chronicon; MG. SS. VI, 248: In ipsis enim nuptiis 
convenerant archiepiscopi quinque, episcopi triginta, duces quinque, de 
quibus dux Boemiae summus pincerna fuit. 

2) Gisleberti Chronicon Hanoniense, ed. Arndt, p. 142. 

3) Vgl. Krammer, Kurfürſtenkolleg, S. 75. 
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für ſich, nämlich außer dem Könige von Böhmen die Herzöge von 
Oſterreich und Sachſen, der Pfalzgraf bei Rhein und der Landgraf von 
Thüringen. Der Kaiſer aber gab ſein Schwert keinem von dieſen, 
ſondern dem Grafen von Hennegau, und dieſer Entſcheidung, ſagt der 
Chroniſt weiter, widerſprach niemand, da jener ein Herr von großem 
Anſehen und ein Neuling am Hofe war (et in curia novus vide- 
retur). Dieſer Umſtand ſcheint alſo von Wichtigkeit geweſen zu ſein. 
Wenn ein Fürſt oder Magnat neu am Hofe erſchien, ſollte er ſeine 
Unterwürfigkeit gegenüber dem Könige oder Kaiſer beſonders dokumen⸗ 
tieren, indem er jenem das Schwert trug. Denn das Tragen des 
Schwertes verſinnbildlichte die Abhängigkeit des Tragenden von dem 
Herrn des Schwertes. Wir werden das gleich noch des näheren er⸗ 
kennen. Da nun den ſonſtigen Dienſtleiſtungen kein anderer Gedanke 
zugrunde liegt wie eben dieſer, die Unterwürfigkeit eines oder mehrerer 
Großen dem Könige gegenüber ſichtbar zu machen, ſo werden wir jenes 
Prinzip, nach dem der Schwertträger ausgewählt wurde, unbedenklich 
auch auf die ſogenannten Erzämter übertragen können. 

Als Neulinge, freilich nicht ihrer Perſon, wohl aber ihrer fürjt- 
lichen Würde nach, kamen nun auf dem Hoftage von 1184 vor allem 
zwei Mitglieder der Reichsverſammlung in Betracht: Bernhard von 
Askanien und Otto von Wittelsbach; jener war vor kurzem erſt zum 
Herzoge von Sachſen, dieſer zum Herzoge von Bayern gemacht worden 
und das Mainzer Feſt war wohl die erſte größere Tagung, auf der 
fie in ihrer neuen Eigenſchaft erſchienen. Gislebert jagt auch bei 
Gelegenheit jenes Streites um das Schwertträgeramt von Bernhard: 
dux novus Saxonie factus. Sollte es da nicht das Naheliegendſte 
ſein anzunehmen, daß ſie beide neben dem Böhmen und dem Branden⸗ 
burger fungiert hätten? Sie waren die Nachfolger des widerſpenſtigen 
Heinrich in feinen zwei Herzogswürden. Das wiederhergeſtellte Dienſt⸗ 
barkeitsverhältnis Sachſens und Bayerns zum Reiche ſollte öffentlich 
in großer Verſammlung kundgetan, und zugleich die Erwartung aus⸗ 
geſprochen werden, daß die neuen Herzöge nicht nur hier, ſondern auch 
im Ernſtfalle, anders wie ihr Vorgänger, ihre Dienſte dem Kaiſer gern 
darbringen würden. Gerade für das Empfinden jener Zeit mußte die 
Wirkung ſolcher ſymboliſchen Funktionen nicht gering ſein. Dazu kam, 
daß im beſonderen ſchon das bisherige Verhältnis Friedrichs zu Otto 
von Wittelsbach hierdurch einen treffenden Ausdruck erhielt, da dieſer 
ſich immer als „ein treuer Diener ſeines Herrn“ gezeigt hatte. 

Nunmehr können wir auch der Frage nach dem Urſprunge des 
brandenburgiſchen Kämmereramtes nachgehen. Im Jahre 1134 leiſtete 
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der König von Dänemark zum zweitenmal Kaiſer Lothar dem Sachſen 
den Lehenseid; zum Zeichen ſeiner Abhängigkeit trug dieſer König dem 
Kaiſer auf einem Hoftage zu Halberſtadt das Schwert vor ). Im 
Jahre darauf unterwarf ſich der Polenherzog und wurde gleichfalls des 
Kaiſers Mann; auch ihn ließ Lothar das Schwert vorantragen ?). In 
dieſelbe Zeit fällt nun die Belehnung Albrechts mit der Nordmark '“). 
Ihm, der als Empörer gegen den Kaiſer aufgetreten war und daher 
die Lauſitz, ſein früheres Lehen, eingebüßt, ſich dann aber unterworfen 
hatte, wurde jetzt die freigewordene Nordmark übertragen. Und 
zwar geſchah dies, wie man faſt mit Sicherheit annehmen kann“), auf 
eben jenem Hoftage zu Halberſtadt um Oſtern 1134, wo der Dänen⸗ 
könig ſein Lehen empfing und des Kaiſers Schwert trug. Sollte nun 
Lothar, der es doch, wie man ſieht, liebte, ſich von neu erworbenen 
Vaſallen Dienſte leiſten zu laſſen, nicht vielleicht auch das wieder be⸗ 
feſtigte Treuverhältnis Albrechts zu ihm dadurch zu ſichtbarem Aus⸗ 
druck gebracht haben, daß er ihn als einen ſeiner Diener auf öffent⸗ 
licher Reichsverſammlung fungieren ließ? Die Erinnerung an dieſen 
von den Askaniern als Auszeichnung empfundenen Dienſt iſt bei ihnen 
und in der Mark, wie jene Urkunde von 1170 zeigt, lebendig geblieben 
und daher hat dann auf dem Reichstage von 1184 der Enkel Albrechts, 
Otto II., die Ableiſtung der Kämmererdienſtes für ſich beanſprucht und 
auch zugebilligt erhalten. 

Nach dem, was wir jetzt über die Dienſtleiſtungen auf dem Reichs⸗ 
tag von Mainz feſtgeſtellt haben, wird man aber beſonders geneigt ſein, 
den Urſprung des Kurfürſtentums auf die Erzämter zurückzuführen. 
Denn auf jenem Tage wären ja nun gerade drei der ſpäteren Elektoren 
als Diener des Kaiſers tätig geweſen: Sachſen, Brandenburg und 
Böhmen. Den Bayern wird man geneigt ſein mit dem Pfalzgrafen 
zuſammenzuwerfen, da ja die Pfalz nicht ſehr lange danach auch an 
das Haus Wittelsbach gekommen iſt. Jedoch an dieſem Punkte verrät 
ſich die Schwäche und Unhaltbarkeit dieſer Argumentation. Denn der 


1) Vgl. Waitz, Deutſche Verfaſſungsgeſchichte VI?, S. 47, Anm. 2. 
Annales Hildesheimenses ad a. 1134, ed. Waitz p. 68; Annales Magde- 
burgenses ad a. 1134, MG. SS. VI, p. 184; Otto Frisingensis Chro- 
nicon VII, 19, ed. A. Hofmeiſter, p. 336. N 

2) Vgl. Waitz a. a. O.; Otto Frising l. e.; Annalista Saxo ad 
a. 1135; MG. SS. VI, p. 769; Annales Magdeburg. ad a. 1135; l. c. p. 185. 

3) Zum folgenden Krabbo, Albrecht der Bär; in dieſer Zeitſchrift XIX, 
S. 59 f. 

4) Vgl. Krabbo, Regeſten der Markgrafen von Brandenburg, Nr. 29. 
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Pfalzgraf bei Rhein iſt derjenige, deſſen Vorrecht bei der Kur am 
früheſten — fdon um 1200 — feſtſteht !), er hat als der erſte all⸗ 
gemein anerkannte Laienfürſt mit bevorzugtem Wahlrecht zu gelten, und 
er hat ja dann auch unter den Kurfürſten die erſte Stelle eingenommen. 
Dieſe Entwicklung hat aber in einer Zeit begonnen und ſich durchgeſetzt, 
wo die Pfalz noch zu dem Hauſe Wittelsbach und zu Bayern keinerlei 
Beziehungen hatte. Gerade jetzt, wo wir mit einiger Wahrſcheinlich⸗ 
keit ſagen können, wer von den Fürſten im Jahre 1184 als Erzbeamter 
fungiert hat, und daß der Pfalzgraf nicht mit dabei war, ſind wir zu 
dem Schluſſe berechtigt, daß die Anfänge des Kurfürſtentums mit den 
fürſtlichen Dienſtleiſtungen nichts zu tun haben. 

Und hierfür ſpricht auch der allgemeine Eindruck, den man von 
der Art und Weiſe gewonnen hat, wie dieſe Dienſtleiſtungen bei Hof⸗ 
feſten vergeben wurden. Die Analogie des Schwertträgeramtes leiſtet 
uns hierbei wertvolle Dienſte. Ebenſo wie dies, das erſichtlich von 
Fall zu Fall übertragen wurde, und zwar möglichſt immer an ſolche, 
deren neugeſchaffenes Unterwürfigkeitsverhältnis gegenüber dem Kaiſer 
ſymboliſch kundgetan werden ſollte, ſo wird man auch jene vier Amter 
nach dem gleichen Prinzip wechſelnd vergeben haben. Die Funktion des 
Spatarius haben nacheinander die verſchiedenſten Großen bekleidet 2). 
Unter Otto I. wurde in Rom ein Graf Ansbert, dann unter Konrad II. 
während eines Konzils der Herzog von Kärnthen als einziger Laie 
außer dem Könige zum Schwertträger beſtellt. Von dem Dienſte des 
Dänen und des Polen 1134 und 1135 hörten wir ſchon. Jener hat 
dann noch einmal, im Jahre 1152, das Schwert getragen und im 
gleichen Jahre noch, auf einem anderen Tage, hat der Graf von 
Flandern dieſen Dienſt verrichtet. Dieſen wird man gewählt haben, 
weil er eine Doppelſtellung zwiſchen Deutſchland und Frankreich ein— 
nahm und man nun ſeine Unterwürfigkeit dem deutſchen Könige gegen⸗ 
über betonen wollte. Die gleiche Erwägung hat dann auch ſicher im 
Jahre 1184 bei der Wahl des Hennegauers eine Rolle geſpielt. 

Was Gislebert an der oben angeführten Stelle über den Hoftag 
d. J. 1184 von einem Anſpruch, den der Böhme, der Oſterreicher, der 
Sachſe, der rheiniſche Pfalz: und der thüringiſche Landgraf auf das 
Recht des Schwerttragens erhoben hätten, erzählt, iſt wohl unbedenklich 
ins Reich der Fabel zu verweiſen. Worauf ſollten jene ihren Anſpruch 


1) S. oben S. 4 N. 1. 
2) Vgl. Waitz a. a. O. S. 335; Ficker, Vom Reichsfürſtenſtande II, 1 
(herausgeg. v. Puntſchart), S. 267 f. 
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gegründet haben? Es waren aber die fünf weltlichen Großen, von 
denen Gislebert wußte, daß ſie die mächtigſten von allen waren. 
Es erſchien ihm ſelbſtverſtändlich, daß denen, die er für die bedeutendſten 
hielt, jenes Amt eigentlich zufallen mußte. Er berichtet auch zum 
Jahre 1179, daß bei der Krönung Philipps von Frankreich zu Rheims 
der Graf von Flandern als einer der mächtigſten Fürſten das Recht ge⸗ 
fordert habe, des Königs Schwert zu tragen, was ihm auch ohne 
weiteres zugebilligt worden ſei. An dieſen Bericht ſchließt ſich der zum 
Jahre 1184 wortgetreu an. Der Chroniſt ging von der Anſchauung 
aus, daß, weil in Frankreich einer der mächtigſten Fürſten — als 
ſolcher konnte der Flandrer in der Tat dort gelten — eine derartige 
Funktion ausübte, demnach auch in Deutſchland die erſten unter der 
Fürſtenſchaft dies Recht für ſich fordern dürften. 

Als dann im Jahre 1198 dem Böhmen die Königswürde von 
Philipp von Schwaben erneuert wurde, trug auf dem durch 
Walthers Spruch gefeierten Magdeburger Tage des folgenden Jahres 
Bernhard von Sachſen des römiſchen Königs Schwert !). Ihm wird 
Philipp dies gegeben haben, weil es ſein erſter Hoftag in Sachſen war 
und Sachſens treue Dienſtbarkeit gegenüber dem Kaiſerhauſe zur Er⸗ 
ſcheinung kommen ſollte. Gerade dieſe Dienſtbarkeit hebt der Dichter 
auch hervor in feinen Worten: ‚die Düringe und die Sahsen dienten 
alsö dä, daz ez den wisen muoste wol gevallen‘. Von 1199 an ſetzen 
unſere Zeugniſſe für längere Zeit aus. Später erſcheint das Schwertträger⸗ 
mit dem Marſchallamt verbunden. Es iſt alſo bei dem Sachſen ge⸗ 
blieben, wenngleich er erſt allmählich in den unangefochtenen Beſitz auch 
jenes Amtes gelangt iſt. So ergibt ein Überblick über die Geſchichte 
des Schwertträgeramtes, daß dies ſeit der Zeit Lothars von Kaiſern 
und Königen häufig dazu verwendet wurde, das Abhängigkeits⸗ 
verhältnis irgendeines Lehensmannes beſonders zu betonen. Von den 
jeweilig das Schwert tragenden Großen und ihren Chroniſten iſt die 
Übertragung dieſer Funktion öfters als eine Auszeichnung hingeſtellt 
worden, aber die Reichsregierung hatte wirklich keinen Anlaß, etwa 
einen Grafen von Hennegau, der noch dazu ein Neuling am Hofe war, 
vor ſo vielen anderen beſonders zu ehren. Das gleiche gilt nun nach 
allem, was wir darüber beobachten konnten, auch von den Funktionen 
des Truchſeſſen, Schenken, Kämmerers und Marſchalls. Auch ſie ſollten, 
und zwar ſchon zur Ottonenzeit, wo die Stammesfürſten ſie ausübten, 


1) Gesta episcop. Halberstadensium; MG. SS. XXIII, p. 113: Bernar- 
dus autem dux Saxonie, qui et ensem regium preferebat ... 
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ein Dienſtbarkeitsverhältnis gegenüber der Krone ſymboliſch zum Aus⸗ 
druck bringen. Eine feſte Verbindung zwiſchen dem einzelnen Erzamt 
und dem einzelnen Fürſtentum beſtand zu jener Zeit nicht. Die Aus⸗ 
übung der Dienſte wurde dann von den Herrſchern nach den jeweiligen 
Umſtänden bald an dieſen und bald an jenen Großen übertragen. 
Gerade das, was wir über den Tag von 1184 mit einiger Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit ermitteln konnten, zeigt, wie Friedrich I. bei der Aus⸗ 
wahl ſeiner Diener ganz den politiſchen Verhältniſſen der Zeit 
entſprechend verfuhr, ohne dabei durch eine vorhandene Tradition 
ſonderlich beſchränkt zu ſein. Eine ſolche wurde von ihm ſicher wohl 
nur Brandenburg gegenüber beobachtet. Denn daß auf den von einem 
Herzog von Sachſen vor faſt genau zweihundert Jahren einmal aus⸗ 
geübten Marſchallsdienſt damals zurückgegriffen worden wäre, iſt doch 
nicht anzunehmen. Aus den Umſtänden des zwölften Jahrhunderts 
heraus ſind dieſe Dinge zu erklären. 

Dem ſo herausgeſtellten Rechtscharakter dieſer fürſtlichen Dienſt⸗ 
leiſtungen widerſpricht es nun keinenfalls, daß ein damit Betrauter 
nach Analogie der ja allenthalben im Reich an Herren- und Fürſten⸗ 
höfen beſtehenden Hofämter glauben konnte, in den Beſitz eines feſten 
und von jetzt an mit ſeinem Hauſe verbundenen Amtes gekommen 
zu ſein. Im beſonderen möchte ich als ſicher annehmen, daß gerade 
die Askanier im 12. Jahrhundert!) eine derartige Anſchauung vertreten 
haben. Dafür ſpricht vor allem die Ausdrucksweiſe jener Urkunde von 
1170, die ja die Stadt Brandenburg nach dem Reichskämmerer be⸗ 
zeichnet. Auf Grund dieſer Anſchauung wird Otto II. 1184 das einſt 
von ſeinem Großvater bekleidete „Amt“ für ſich beanſprucht haben und 
auf ihrem Grunde haben die Markgrafen, wie wir noch ſehen werden, 
ſpäter auch ein bevorzugtes Kurrecht für ſich gefordert. Gleichwohl be⸗ 
rechtigt uns nichts zu der gleichen Analogieſirung der Erzämter mit 
den Hofämtern. Dieſe wurden allerdings außer von Miniſterialen 
auch von Freien bekleidet. Wo es die Grundſätze des Lehnrechts ges 
ſtatteten, nämlich bei den Reichskirchen, hatten auch weltliche Fürſten 
ſie inne. Dabei erſcheinen dieſe Amter aber immer als ſelbſtändige 
Inſtitutionen, feſte, mit Einkünften ausgeſtattete Beſtallungen, die mit 
dieſen regelmäßig nach Lehnrecht vergeben wurden?). Derartiges können 


1) Erſt in dieſer Zeit begegnet übrigens auch die Zugehörigkeit der Hof- 
ämter zu beſtimmten Familien, vgl. Ficker a. a. O. § 347 und unten S. 26 
N. 1. 

2) Bal. z. B. die von Ficker a. a. O. S. 254 mitgeteilte Urkunde des 
Biſchofs von Bamberg (von 1269) für die Rheinpfalzgrafen, die an ſeiner Kirche 
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wir bei den Amtern der Kurfürſten in einer Zeit, wo wir über ſie 
zahlreiche Nachrichten haben, im 13. und 14. Jahrhundert, nie kon⸗ 
ſtatieren. Das Erzamt iſt da eben weiter nichts als die rechtliche 
Grundlage des Kurrechts, und es verleiht die Befugnis zur Ausübung 
der Ehrendienſte an Krönungs⸗ und großen Hoftagen. Als ſelbſtändig 
vergebene, mit Pertinenzen verſehene Amter begegnen dieſe officia trotz 
ihres Namens niemals, und daher können ſie in der früheren Zeit, im 
12. Jahrhundert, irgendeinen amtsmäßigen Charakter erſt recht nicht 
gehabt haben. 

Kann man alſo von feſten Erzämtern — der Ausdruck „Amter“ 
iſt überhaupt irreführend — für jene Periode noch garnicht ſprechen ), 
ſo iſt auch unmöglich, daß auf dieſer Grundlage ſich die erſten Anſätze 
zur Bildung des ſpäteren Kurfürſtenkollegs erhoben haben können. 
Symboliſche Dienſtleiſtungen, die der Kaiſer oder König entſprechend 
den wechſelnden Geſtaltungen des politiſchen Lebens nach Willkür ver⸗ 
gibt, können nicht die Baſis eines feſten und ſo bedeutungsvollen fürſt⸗ 
lichen Rechts abgegeben haben. Einem Fürſten, der einmal einen Dienſt 
geleiſtet hatte, erwuchs daraus noch kein unantaſtbarer Anſpruch dar⸗ 
auf, dieſen nun immer wieder ausüben zu dürfen. Wenn er ſich be⸗ 
ſonders darum bemühte und der jeweilige Herrſcher keine Veranlaſſung 
hatte, ihm dieſe Bitte zu verſagen, konnte er, wie der Markgraf von 
Brandenburg, auch ein zweites Mal zugelaſſen werden. Aber gleichwohl 
hatte der Kaiſer grundſätzlich ein freies Vergabungsrecht. 

Dieſen generellen Charakter der fürſtlichen Dienſtleiſtungen am 
Kaiſerhofe kann auch die abweichende Anſchauungsweiſe der Askanier 
nicht verändert und die Entſtehung des Kurfürſtentums um ſo weniger 
eingeleitet haben, als dieſe Entwicklung überhaupt nicht bei dem 
Brandenburger, ſondern bei ganz anderen Fürſten eingeſetzt hat. Wir 
haben alſo, wenn wir die Frage nach dem Urſprung der Kurfürſten 
und im beſonderen nach dem der brandenburgiſchen Kur beantworten 
wollen, von den ſogenannten Erzämtern zunächſt abzuſehen. Ich kann 
dieſer Frage hier keine eingehende Erörterung widmen. Dies habe ich 
zudem ſchon an anderer Stelle getan. Aber die Grundlinien der Ent— 
wicklung müſſen dargelegt werden. = 


das Truchſeſſenamt innehatten. S. aud Ficker S. 266, der freilich auf nn 
dieſer Tatſache analoge „Amter“ im Reiche annimmt. 

1) Ich bemerke hier, daß dieſe Auffaſſung ſchon vor mir mit en 
Nachdruck Haedicke in feiner Abhandlung „Kurrecht und Erzamt der Laien— 
fürſten“ (1872) vertreten hat (ſ. z. B. S. 56, 71, 73, 79). Sonſt kann ich mich 
freilich mit vielen ſeiner Aufſtellungen nicht einverſtanden erklären. 
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Der Gedanke), daß beſtimmte Fürſten ein beſſeres Wahlrecht haben 
als die übrigen, daß ihre Mitwirkung bei jeder Wahl daher unent⸗ 
behrlich ſei, daß ohne ſie eine rechtmäßige Kur nicht zuſtandekommen 
könne, dieſer Gedanke, aus dem die Inſtitution der ſieben Kurfürſten 
letzten Endes erwachſen iſt, ihn hat zuerſt jene Gruppe im Reiche be⸗ 
tont, die 1198 unter der Leitung Erzbiſchof Adolfs von Köln daran 
ging, den Staufern den Thron zu entreißen und in der Perſon des 
jungen Otto von Poitou, des Sohnes Heinrichs des Löwen, einen 
Herrſcher nach ihrem Sinne zu küren. Nach dem Tode Kaiſer Hein⸗ 
richs VI. ſetzten die Erzbiſchöfe von Köln und Trier allen Fürſten einen 
Tag in Köln an mit der Begründung, daß „die Wahl ihres Rechtes“ 
ſei (electionem sui juris esse firmantes). Als dann die Großen des 
Oſtens, hierum unbekümmert, in Thüringen den Staufer Philipp er- 
wählten, waren Adolf von Köln und die Seinen darüber heftig empört, 
weil, wie es heißt, noch nie ein König „auf ſächſiſcher Erde von 
dieſen Fürſten“ erwählt worden wäre (quod numquam aliquis rex 
in Saxonica terra electus ab hiis principibus fuisset). Er muß 
vielmehr, kann man demnach, wenn man beide Nachrichten?) zuſammen⸗ 
hält, ergänzen, auf rheiniſchem, d. h. fränkiſchem Boden von den Fürſten 
dieſes Landes erkoren werden. Die Wahl iſt ihres, d. h. fränkiſchen 
Rechtes. Denſelben Gedanken hat ja dann Eike von Repgow aus⸗ 
geſprochen in ſeiner Lehre (III, 54, 4.), daß der König, wenn er 
gewählt iſt, fränkiſches Recht erwirbt, was auch das Recht feiner Ge- 
burt ſein mag. 

Bisher ſchon hatte man gewohnheitsgemäß die Wahlen auf frän⸗ 
kiſcher Erde abgehalten. Als ein unumgängliches Rechtserfordernis war 
aber dieſer Brauch noch nie hingeſtellt worden und noch weniger hatte 
man daraus einen Vorzug der Fürſten dieſes Landes vor den übrigen 
abgeleitet. Dieſer iſt ihnen jetzt aber in noch deutlicherer Weiſe zu⸗ 


1) Zum folgenden vgl. Krammer, Kurfürſtenkolleg, S. 19 ff. 

2) Sie entſtammen beide der Chronica regia Coloniensis. Contin. Rec. II, 
ed. Waitz p. 162 sq. Ein weiteres wertvolles Zeugnis dafür, daß damals auf 
ſeiten der Partei Ottos ſtammesrechtliche Gedanken eine Rolle ſpielten, gewährt der 
Umſtand, daß in der von der Partei Ottos IV. an den Papſt gerichteten Wahl⸗ 
anzeige die fränkiſchen von den ſächſiſchen Wählern geſchieden werden. Unter⸗ 
einander ſtehen am Schluß des Stückes zuerſt die Franken, geiſtliche und welt⸗ 
liche Fürſten und ein Magnat, daneben, in einer zweiten Kolumne, drei 
geiſtliche Fürſten ſächſiſchen Stammes. Vgl. Buchner, Die Entſtehung der 
Erzämter, S. 120. Die Franken waren danach den Sachſen vorgeordnet; die 
lehnsrechtliche Gliederung des Reichs wurde durch eine ſtammesrechtliche durch— 
brochen. 
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geſchrieben worden. Der Mainzer, Kölner, Trierer und Pfälzer, die 
drei Metropoliten und der vornehmſte Laienfürſt jenes Stammes, 
werden als die bezeichnet, deren Mitwirkung bei jeder Wahl in erſter 
Linie in Betracht kommt. 

Dieſe Lehre hat, wie geſagt, den erſten Anſtoß zur Bildung des 
ſpäteren Kurfürſtenkollegs gegeben. Freilich iſt ſie erſt gegen die Mitte 
des 13. Jahrhunderts zu praktiſcher Bedeutung gelangt. In der 
Zwiſchenzeit wurde ſie traditionell erhalten und auch, wie wir ſehen 
werden, noch weſentlich ausgeſtaltet. 

Schon anläßlich der Wahl Ottos IV. iſt — und das hat für uns 
beſondere Bedeutung — auch der Sachſen herzog als einer der be— 
vorrechteten Elektoren genannt worden 1). Damit iſt alſo ſchon der 
Kreis der bevorrechteten Wähler über die Franken hinaus erweitert. 
Eine derartige Erweiterung war unvermeidlich, und der oder die Ur⸗ 
heber der fränkiſchen Wahlidee werden ſie auch gewiß von vornherein 
ins Auge gefaßt haben, da man den Anſpruch der Franken unmöglich 
unter völliger Zurückdrängung aller übrigen durchſetzen konnte. Es 
mußte ein Kompromiß geſchloſſen werden. In den engeren Wähler⸗ 
kreis mußten auch Vertreter anderer Stämme aufgenommen und dadurch 
des bevorzugten Wahlrechts teilhaftig werden. Es fragte ſich nur, wer 
oder welche von den Fürſten dieſer Ehre gewürdigt werden ſollten? 
Hier konnten natürlich nur politiſche Gründe die Entſcheidung geben, 
und da Bernhard von Sachſen als einziger Laienfürſt an jenen Schritten 
Adolfs von Köln zur Einleitung einer Königswahl teilgenommen und 
ſie mit betrieben hatte, ſo war es das Gegebene, ihn, der zudem 
wenigſtens dem Range nach als der vornehmſte Fürſt eines zweiten 
Stammes im Reiche gelten konnte, der Gruppe beſſer berechtigter 
Wähler hinzuzugeſellen. Ein zufälliger Umſtand, nichts weiter, hat ſo 
den erſten Anſtoß zur Bildung des ſächſiſchen Kurrechts gegeben. Bei 
dieſer Aufnahme des Sachſen in den fränkiſchen Kreis war ſicher das 
Vorbild der Domkapitel von Bedeutung, wo ja die jeweiligen Mit⸗ 
glieder vielfach das Recht beſaßen, ſich neue Genoſſen zu kooptieren. 
Und in weiterer Analogie zu dieſen kirchlichen Körperſchaften haben ja 
die bevorrechteten Wähler ſpäter ihren Kreis, and anders wie jene zu 
tun pflegten, geſchloſſen. 

Die Wege des Sachſen haben ſich dann aber bald von denen der 


1) Er wird bei dem engliſchen Chroniſten Roger von Hoveden (MG. 
SS. XXVII, 177) in einer Notiz zum Jahre 1198 neben dem Kölner, Mainzer 
und Pfälzer als bevorrechteter Wähler genannt. 
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übrigen getrennt. Er iſt zu den Fürſten des Oſtens übergegangen 
und hat mit ihnen Philipp von Schwaben erwählt. An ihm wurde, 
wie das von Bloch und von mir anderen Orts dargetan wurde, zum erſtenmal 
im Ablaufe der deutſchen Verfaſſungsgeſchichte keine Königs- ſondern 
eine Kaiſer wahl vollzogen 1). Veranlaßt wurde dieſe Neuerung, wie 
ich glaube, durch den Gegenſatz, in dem die öſtlichen Fürſten natur⸗ 
gemäß zu der nun ſo ſchroff betonten fränkiſchen Wahlidee ſtehen mußten. 
Dieſe beruhte wiederum auf der Anſchauung, daß das Reich überhaupt 
fränkiſchen Rechts, die unmittelbare Fortſetzung des von Karl dem 
Großen begründeten Frankenreiches wäre und alſo der fränkiſche Stamm 
hier die Führung haben müßte. Dieſer Idee war aber damals eine 
mächtige Gegnerin erwachſen. Der Gedanke, daß das Reich kein frän= 
kiſch⸗deutſches regnum, ſondern ein römiſches imperium ſei, in dem nicht 
das Königtum, ſondern das Kaiſertum die Grundgewalt darſtelle, hatte 
ſich unter Heinrich VI. vor allem in den ſtaufiſchen Kreiſen zur be= 
herrſchenden Staatsidee entwickelt. Einen römiſch-cäſariſchen Charakter 
hatten die Formen des Staatslebens mehr und mehr angenommen, und 
ſo mußte es nun auch als das der Zeit Gemäßere erſcheinen, eine 
Kaiſer wahl vorzunehmen, um ſo mehr als man durch Rezeption dieſer 
Idee dem ganzen Syſtem Adolfs von Köln den Todesſtoß verſetzte. 
Denn eine Kaiſerwahl durfte natürlich überall im Reiche vorgenommen 
werden, ſie war nicht, wie die bisherige Königswahl, durch Recht und 
Gewohnheit an das Frankenland geknüpft. Vielmehr konnte ſie, wenn 
ſie nun zuerſt im Oſten vorgenommen wurde, dort ihre Heimſtätte er- 


1) Zum folgenden vgl. Krammer a. a. O. 38 ff., 53 f., 316. Die über⸗ 
mäßig hohe Bewertung, die Bloch in feinem Buch „Die Kaiſerwahlen der Staufer— 
zeit“ den electiones in imperatorem hat zuteil werden laſſen — ich glaube dem- 
gegenüber in meinem Buche dieſe Erſcheinungen auf ihren wirklichen Wert 
zurückgeführt zu haben —, hat vor allem verſchuldet, daß jetzt, wenn man ſo 
ſagen darf, das Kind mit dem Bade ausgeſchüttet und die Unterſcheidung von 
Kaiſer⸗ und Königswahlen überhaupt verworfen wird (vgl. Huſack, Gött. Gel. 
Anz. 1913, S. 189 ff.). Gleichwohl iſt daran feſtzuhalten, und zwar vor allem 
deshalb, weil infolge der ſtaufiſchen Univerſalpolitik die kaiſerliche Gewalt als 
eine auf Beherrſchung des ganzen Erdkreiſes gerichtete damals von der terri— 
torial beſchränkten Königsgewalt wohl unterſchieden wurde (dazu jetzt auch 
A. Werminghoff, Hiſtoriſche Zeitſchrift Bd. CX, S. 490 ff.). Man verband alſo 
mit dem Begriff „Kaiſerwahl“ eine andere Anſchauung als mit dem der „Königs— 
wahl“. Daß unkundige Chroniſten gleichwohl mitunter beides durcheinander 
werfen, kann nicht wundernehmen, iſt aber kein wirkſames Argument, zumal 
gerade offizielle Schriftſtücke über die Tatſache der an Philipp vollzogenen Kaiſer— 
wahl keinen Zweifel übriglaſſen. 
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halten und nun das ſächſiſch⸗thüringiſche Gebiet und feine Fürſten v vor 
allen anderen im Reiche hervorheben. 

Hiernach ſchon liegt es nahe, in Bernhard von Sachſen einen 
Hauptanhänger dieſes Begriffs der Kaiſerwahl zu erblicken. Er 
mußte von der Idee Adolfs berührt ſich ſagen, welch andere Rolle 
er, nun einmal der Gedanke wahlrechtlicher Differenzierung auf- 
getaucht war, ſpielen konnte, wenn es gelänge, die Wahl vom Rhein 
hinweg nach Sachſen zu verlegen. Er, der doch immer erſt hinter dem 
Pfalzgrafen kam, der doch nur auf Grund einer Admiſſion durch die 
Franken etwas galt, würde dann hier kraft eigenen Rechts der erſte 
ſein. So wird ihm der Gedanke, die Wahl aus einer Königskur in 
eine electio in imperatorem umzudeuten, ſehr willkommen geweſen ſein. 

Bei der Kaiſerwahl Philipps ſcheint er freilich noch keine beſondere 
Rolle geſpielt zu haben, ſie fand ja auch nicht auf eigentlich ſächſiſchem, 
ſondern auf thüringiſchem Boden ſtatt. Nach den Quellen!) wurde der 
Herzog von Bayern als der vornehmſte Wähler angeſehen, dann erſt 
kam Bernhard. Daß er aber auf die Inſtitution einer ſächſiſchen 
Kaiſerwahl beſonderen Wert legte, beweiſen die Vorgänge nach Philipps 
Tod. Als 2) damals Otto IV. allgemein im Reiche ohne beſondere 
Förmlichkeit von ſeinen bisherigen Gegnern anerkannt wurde, ſetzten 
Bernhard von Sachſen und der Erzbiſchof von Magdeburg, alſo der 
ſächſiſche Primas, es durch, daß zu Halberſtadt ein Wahltag anberaumt 
wurde. Hier iſt der einſt auf fränkiſcher Erde zum Könige erwählte 
Braunſchweiger auf ſächſiſchem Boden von den Fürſten dieſes Landes 
noch einmal, und zwar zum Kaiſer erkoren worden. Und wenn nach 
der fränkiſchen Wahllehre der vornehmſte Geiſtliche und der erſte Fürſt 
des Frankenlandes, jener unter den Pfaffen, diefer unter den Laien, 
als die hervorragendſten Wähler galten, ſo gingen bei Ottos Kaiſerkur 
in Halberſtadt, wie ausdrücklich in dem Bericht?) hervorgehoben wird, 


1) Vgl. die Zuſammenſtellung bei Böhmer⸗Ficker, Regesta imperii V, 
nr. 15 a. 

2) Vgl. Krammer a. a. O. S. 43 ff. 

3) Arnold von Lübeck, Chronica Slavorum VII, 13. 14, ed. La p⸗ 
penberg p. 285 80. ... convenerat maxima pars prelatorum et principum 
Saxonie et Thuringie nee defuit Erbipolensis electus Otto. Omnes igitur 
principes ... Ottonem in Romanum prineipem et semper Augustum ele- 
gerunt ... archiepiscopo, qui primam vocem habere videbatur, inchoante, 
prosequente vero Bernardo duce cum marchione Misnense et lantgravio 
Thuringie cum aliis, ad quos electio regis pertinere videbatur. Natürlich 
folgte Bernhard nicht unmittelbar auf den Magdeburger; dieſe Bedeutung 
kann das Wort prosequente nicht haben, da es ja offenbar auch vor lantgravio 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVI. 2. 
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der ſächſiſche Primas und der ſächſiſche Herzog den übrigen voran. 
Dieſe Wahl ſollte in allem ein rechtes Gegenbild zur fränkiſchen 
Königskur darſtellen. Freilich iſt dieſe dennoch fürs erſte die herrſchende 
Inſtitution gebieben. 

Bei alledem hat der Markgraf von Brandenburg, ſoviel wir ſehen 
können, gar keine Rolle geſpielt. Wir hören nichts davon, daß er an 
der Wahl Philipps ſich beteiligt habe, wir wiſſen nur, daß er zu deſſen 
Partei gehalten !). Unſere Quellen heben unter den weltlichen Wählern 
Philipps den Bayern, den Sachſen, den Meißner, den Grafen von Orla⸗ 
münde hervor ?), des Brandenburgers wird nicht gedacht. Ebenſowenig 
iſt das bei der Halberſtädter Wahl von 1208 der Fall. Da werden 
neben dem Sachſen nur der Thüringer und der Meißner erwähnt). 
An den dann bald ſich anſchließenden Erhebungen Friedrichs von Sizilien 
hat der Markgraf ebenſo wie der Sachſe überhaupt nicht teilgenommen, 
fondern mit dieſem an Otto feſtgehalten“). Die Wahl endlich Heinrichs 
(VII.), des jungen Sohnes König Friedrichs II., fiel in die Zeit faſt 
unmittelbar nach Markgraf Albrechts II. Tode, der 1220 unter Hinter= 
laſſung zweier unmündiger Kinder ſtarb. Unter dieſen Umſtänden 
konnte Brandenburg nicht am Hofe vertreten ſein, und ſein Name be⸗ 
gegnet denn auch in den Fürſtenverzeichniſſen des Wahltags niemals. 
Hiermit ſind wir ſchon in die Zeit gelangt, der Eikes Rechtsbuch, der 
Sachſenſpiegel, entſtammt. Wie fol man die Stellung des Branden- 
burgers dort bei der Kur des Kaiſers erklären? Seine Be⸗ 
deutung bei den Wahlen war doch vorher wirklich keine große und 
dazu kommt vollends, daß er, wie die Zeugen- und Fürſtenliſten zeigen, 
im Range keineswegs hoch ſtand, außer den Herzögen werden ihm auch 
Land⸗ und Markgrafen vorangeſtellt. Unter den Sachſen wird ihm 


zu ergänzen iſt und zwei nicht unmittelbar einem folgen können. Dem 
Magdeburger ſchloſſen ſich vielmehr, wie das allein dem Wahl- und Hof⸗ 
zeremoniell der Zeit, ſoweit wir es aus anderen Quellen kennen, entſprach, zu⸗ 
nächſt alle geiſtlichen Fürſten und dann erſt die Laien an. Der Chroniſt wollte 
hier nur hervorheben, daß die mächtigſten Fürſten Sachſens und Thüringens — 
aus dieſen Landſchaften faſt allein war ja der Wahltag beſchickt — an der Kur 
teilgenommen hatten. Schon der oben zitierte Eingangsſatz ſeines Berichts be⸗ 
weiſt, daß es dem Chroniſten darauf ankam, mitzuteilen, wer dieſen Tag beſucht 
hatte. 

1) Vgl. Krabbo, Die Markgrafen Otto I., Otto II. und Albrecht II. von 
Brandenburg; in dieſer Zeitſchrift XXIV, 31. 

2) Vgl. Regesta imperii V, nr. 15 a. 

3) S. oben S. 17, N. 3. 

4) Krabbo a. a. O. S. 41 ff. 
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z. B., der Meißner ſtändig vorgezogen 1). Von dieſem Fürſten oder dem 
Thüringer ſollte man daher weit eher als von dem Brandenburger er⸗ 


1) In der ſog. Speyerer Fürſtenerklärung für Philipp von 1199 ſteht der 
Brandenburger nach den Herzögen und dem Markgrafen von Meißen, vor zwei 
anderen Markgrafen, in dem Halle⸗Bamberger Proteſt von 1202 dagegen hinter 
allen Herzögen, Land⸗ und Markgrafen an letzter Stelle vor den bloßen Grafen. 
Vgl. MG. Constitutiones II, p. 3, nr. 3; p. 5, nr. 6. In einer Urkunde 
Ottos IV. vom 2. Mai 1209 (Reg. imp. V, nr. 276) erſcheint Albrecht von 
Brandenburg hinter Sachſen und Meißen, vor Thüringen; in einer anderen vom 
19. Mai (nr. 278) hinter Pfalz, Sachſen, Thüringen, Meißen, Landsberg, wieder 
als letzter vor den Grafen. — Demgegenüber iſt um ſo beachtenswerter, was ſich 
über die Stellung ſagen läßt, die in jener Zeit der Pfalzgraf bei Rhein in 
der Rangordnung der Fürſten einnahm. Von ihm ſtand ſchon damals feſt, daß 
er ein Vorzugsrecht bei der Wahl beſaß. Es exiſtiert eine Fürſtenliſte aus dem 
Anfange des 13. Jahrhunderts, die von ihm jagt: iste est summus in electione 
imperatoris (vgl. Berg, Archiv VII, 628). Dementſprechend begegnet er — 
was, ſoviel ich ſehe, bisher unbeachtet geblieben iſt — ſeit 1205 oder 1207 an 
der Spitze aller weltlichen Fürſten, und zwar zuerſt in Urkunden Philipps. 
Während er in einem Stück vom 12. Januar 1205 (Reg. nr. 90) noch hinter 
den Herzögen von Bayern, Brabant, Sachſen und Lothringen, in einem anderen 
vom gleichen Tage (nr. 91) hinter Bayern und Brabant, beidemal nur vor 
Grafen, erſcheint, wird er ſchon in einer Urkunde vom 21. Januar (nr. 94) dem 
Herzoge von Sachſen vorangeſtellt. Er folgt hier dem Bayern, der dann aber 
in zwei Diplomen vom 3. Auguſt 1207 (nr. 154, 155) hinter ihn tritt. In zwei 
anderen Stücken aus demſelben Monat (nr. 156, 158) ſteht der Pfälzer vor dem 
Herzog von Brabant. In all dieſen vier Urkunden iſt er der erſte unter den 
fürſtlichen Laien. Vor Oſterreich, Bayern, Landsberg erſcheint er dann in Ur⸗ 
kunden Ottos IV. vom Jahre 1209 (nr. 281, 283). Auch weiterhin iſt ihm der 
Platz an der Spitze der Fürſtenſchaft weltlichen Stands geblieben; vgl. nr. 470, 
473 (1212). Späterhin, ſeit 1214, iſt ja die Rheinpfalz mit Bayern vereinigt 
und nunmehr kann aus dem Voranſtehen des Pfalzgrafen und Herzogs kein 
ſicherer Schluß mehr auf die reichsrechtliche Stellung jenes Fürſtentums ge- 
zogen werden. Beachtenswert ſind aber noch folgende Stücke. Im Jahre 1219 
trat Pfalzgraf Heinrich auf Friedrichs II. Seite über. Er erſcheint zuerſt hier 
nicht ſehr bevorzugt. In einer kurz nach ſeiner Ankunft ausgeſtellten Urkunde 
wird er als Herzog von Sachſen an letzter Stelle unter den Fürſten, nach 
Bayern und Brandenburg, aufgeführt (nr. 1025). Gleich darauf aber (ſ. nr. 1026) 
begegnet er, nun Pfalzgraf bei Rhein genannt, als erſter vor Bayern und 
Brandenburg. Sein Anſpruch ſcheint alſo jetzt anerkannt worden zu ſein. Der 
Bayer nennt ſich auch nicht Rheinpfalzgraf wie ſonſt. Auf dieſem Fürſtentum 
ruhte demnach ein Vorrecht. Hinſichtlich des Brandenburgers aber wird man 
ſagen können, daß, wenn er zu Beginn des 13. Jahrhunderts ſchon einen reichs⸗ 
rechtlich anerkannten Vorzug bei der Wahl beſeſſen hätte, dann dieſer ohne Frage 
in gleicher Weiſe wie der des Pfalzgrafen in den Aufzählungen der Fürſten zum 
Ausdruck gekommen wäre. Übrigens deutet die ſichtliche Bevorzugung des Pfalz⸗ 
grafen ſeit dem Anfang des Jahrs 1205 darauf hin, daß bei der Nachwahl 
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warten, daß ſie hernach im Rechtsbuch neben dem Sachſenherzog genannt 
würden. 

Hier kann uns, glaube ich, nur folgende Erwägung helfen. Der 
Markgraf von Brandenburg hat in der Tat einmal während eines 
kurzen Zeitraums eine exzeptionelle Stellung eingenommen 1). Das 
war in den Jahren, wo faſt allgemein im Reich der gegen Otto IV. 
und zwar zum Könige erhobene Friedrich von Sizilien als ſolcher an— 
erkannt war und die Gefolgſchaft des Welfen im weſentlichen nur aus 
Albrecht von Sachſen, dem Sohne Bernhards, und Albrecht von 
Brandenburg beſtand?), die an ihm und damit an der Idee der ſächſiſchen 
Kaiſerwahl feſthielten. Zu dieſer Anhänglichkeit an den Welfen war 
der Markgraf genötigt, weil Friedrich dem Dänenkönig den Beſitz 
ſeiner Eroberungen in Pommern, dem Lande, um das ſich immer der 
Streit zwiſchen Brandenburg und Dänemark drehte, beſtätigt hatte. 
Kaiſer Otto dagegen unterſtützte den Markgrafen in ſeinen Kämpfen 
gegen die Dänen. 

Die Lage des Welfen in den letzten Jahren ſeiner Regierung — 
er ſtarb 1218 — erinnert auffällig an die Umſtände, unter denen er 
ſein Herrſchertum antrat. Damals waren ganz ebenſo wie jetzt weit⸗ 
aus die meiſten Fürſten im Reiche Anhänger ſeines ſtaufiſchen Gegners. 
Demgegenüber hatten er und die Seinen damals nur behaupten können, 
daß auf ihrer Seite ebenſoviele, wenn nicht mehr, von denen wären, 
die ein beſſeres Recht bei der Wahl als die übrigen beſäßen, und daß 
ihre Partei daher doch nicht ſo gering zu ſchätzen wäre. Sollten nun 
Otto und ſeine Freunde aus der letzten Zeit nicht in analoger Weiſe 
die rechtliche Bedeutung der damaligen Anhängerſchaft des Welfen 
unterſtrichen haben? Seine Laufbahn hatte er im Lager des extremſten 
Vorkämpfers der fränkiſchen Königswahlidee, Adolfs von Köln, be— 
gonnen, der Sohn und die Verwandten des Vertreters des ſächſiſchen 
Kaiſerwahlgedankens bildeten gegen das Ende ſeines Lebens hin ſeine 
Partei. Er hatte denjenigen auf feiner Seite, der fic) für den vor⸗ 
nehmſten Kaiſerwähler hielt, den Herzog von Sachſen. Neben ihm ſtand 
faſt als ſein einziger weiterer Gefolgsmann der Brandenburger. Seiner 
Stimme wird man damals erhöhte Bedeutung beigelegt, ihn als den 
zweiten Kaiſerwähler im Reiche hingeſtellt haben. So blieb vom Stand- 
punkt der ſächſiſch⸗imperialiſtiſchen Staats- und Wahlidee aus geſehen 


Philipps im Januar dieſes Jahrs das Vorrecht des fränkiſchen Wählerkreiſes 
vom Reiche anerkannt wurde, wie ich ſchon Kurfürſtenkolleg S. 53 bemerkt habe. 
1) Zum Folgenden ſ. Krammer a. a. O. S. 69 f. 
2) Vgl. Krabbo a. a. O. S. 43. 


373] Der Urſprung der brandenburgiſchen Kur 21 


Ottos Anhängerſchaft doch immer eine unverächtliche, und Friedrich 
konnte danach kein rechtmäßiger Regent ſein, bevor er nicht von dieſen 
beiden bevorrechteten Elektoren zum Kaiſer erwählt wurde. f 

Womit war aber dieſe neue, aufgehöhte Stellung des Branden- 
burgers zu begründen? In der Tradition der Wahlen konnte ſie 
nirgend eine Stütze finden. Als brauchbare rechtliche Unterlage bot 
ſich hier jene von den brandenburgiſchen Askaniern, wie wir ſahen, 
ſchon im 12. Jahrhundert ſo betonte feſte Zugehörigkeit des Kämmerer⸗ 
amts zur Mark dar. Unter zwei Kaiſern hatten die Markgrafen in 
einem der oberſten Hofämter gedient und ſich daher als bevorzugte 
Diener und Stützen des Kaiſers überhaupt betrachtet. So konnte nun 
Markgraf Albrecht ſich auch als einen der erſten Wähler des Kaiſers 
anſehen. 

So, glaube ich, iſt die Entſtehung der brandenburgiſchen Kur zu 
erklären. Ihr Urſprung liegt in der letzten Regierungszeit Markgraf 
Albrechts II., im zweiten Jahrzehnt des 13. Jahrhunderts. Praktiſche 
Bedeutung hat ſie zunächſt noch nicht gehabt und konnte jie auch gar⸗ 
nicht haben, da Sachſen und Brandenburg ſchließlich doch ſich Friedrich 
unterwarfen, ohne die Idee der Kaiſerwahl und ihres Vorrechts bei 
ihr irgendwie wahren zu können. Mit ihrer Anſchauung ſtanden ſie 
zu allein, und bei der fränkiſchen Königswahl konnten ſie natürlich 
keine Rolle ſpielen. An der bald nach ihrem Übergange zu Friedrich 
vollzogenen Kur Heinrichs hat überdies weder der eine noch der 
andere teilgenommen. Alles wäre wohl wieder in Vergeſſenheit geraten, 
wenn nicht Eike von Repgow, deſſen Heimat mitten im askaniſchen 
Machtbereich lag, ſich der ſächſiſch-brandenburgiſchen Anſprüche an⸗ 
genommen hätte. 

Er!) hat das nun keineswegs in der Weiſe getan, daß er die 
Idee der Kaiſerwahl, bei der Sachſen und Brandenburg die erſten Rollen 
ſpielten, im vollen Umfange rezipiert hätte. Zwar ſpricht er von des 
„Kaiſers“ Kur, alſo auch ihn hatte dieſer neue Gedanke berührt. Aber 
für ihn iſt des Kaiſers Kur nicht von der Königswahl unterſchieden, 
ſondern mit dieſer identiſch und, wie ſchon anfangs erwähnt, fränkiſchen 
Rechts. Demnach find auch für Eike die erſten an der Kur der frän— 
kiſchen Wahllehre gemäß die drei rheiniſchen Erzbiſchöfe und unter den 
Laien unbeſtritten der Pfalzgraf bei Rhein. Eike wird den wahren 
Sinn der Kaiſerwahllehre garnicht gekannt, aber als Oſtfale doch ge⸗ 
wußt haben, daß Sachſen und Brandenburg bei der Wahl einen her- 


1) Vgl. über Eikes Wahllehre Krammer a. a. O. S. 71 ff. 
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vorragenden Platz beanspruchten. Auf Grund feiner Anſchauungen 
konnte er den beiden Fürſten ihre Stelle nur nach dem Pfalzgrafen 
anweiſen. So kam jenes aus fränkiſchen Königs- und ſächſiſchen Kaiſer⸗ 
wählern gemiſchte Kolleg zuſtaͤnde. 

Zugleich hat Eike mit jeder Kurfürſtenwürde ein Erzamt ver⸗ 
bunden. Sein Ausgangspunkt war hier gewiß das brandenburgiſche 
Kämmereramt. Für einen konſtruktiv gerichteten Geiſt mußte die An⸗ 
nahme naheliegen, daß wie die brandenburgiſche ſo auch die übrigen 
Stimmen an eines der vier großen Amter geknüpft wären. Dabei 
konnte der Pfalzgraf als vornehmſter Elektor natürlich nur Truchſeß 
fein, denn dieſes Amt ging in der beſtehenden Rangordnung der ofßcia!) 
allen anderen voran. Das zweite Amt, das des Schenken, hatte, wie 
Eike aus dem Ekkehard von Aura?) oder auf Grund irgendeiner 
Tradition wußte, der Böhmenkönig inne. Allein infolge ſeiner Erz⸗ 
amtstheorie hatte er ihn in dieſen Kreis, in den ihn kein hiſtoriſches 
Recht wies, hineingebracht, ihm zugleich aber, weil er kein Deutſcher war, 
das Kurrecht abgeſprochen. Für den Sachſen blieb danach nur das 
Marſchallamt übrig. 

Als die Rechtsgrundlage des Kurrechts iſt hierbei das Erzamt, 
wie ſchon anfangs bemerkt, nicht ſo ſehr bei dem Pfälzer als bei den 
anderen hervorgehoben worden. Denn das Vorrecht jenes Fürſten war 
reichsrechtlich anerkannt, hier bedurfte es kaum einer beſonderen Be⸗ 
gründung. Wohl aber mußte eine ſolche für den Sachſen und den 
Brandenburger gegeben werden, wenn man deren Anſprüche dem Reichs⸗ 
recht einfügen wollte. Hier war die Unterſtreichung des Erzamts durd- 
aus notwendig. 

Dies aus Überkommenem und Eigenem gewobene Syſtem Eikes von 
Repgow iſt in der Folgezeit bei den Wahlen zunächſt noch nicht rezipiert 
worden, doch wirkte es, wie verſchiedene Spuren verraten, bald auf die 
Anſchauung weiterer Kreiſe ein. Aber der Gedanke, daß beſtimmte 
Fürſten bei der Wahl ein feſtes Vorrecht beſäßen, dies von Adolf von 
Köln zuerſt aufgebrachte, von Eike modifizierte Prinzip iſt erſt mit dem 
Aufkommen einer Qppoſition gegen die Staufer in den vierziger Jahren 
des Jahrhunderts und den Gegenkönigswahlen dieſer Zeit zu praktiſcher 
Bedeutung gelangt. Der Sachſe und der Brandenburger haben wie der 
Pfalzgraf ſich dieſen, die von den drei rheiniſchen Erzbifchöfen und vom 


1) Vgl. Krammer S. 70, N. 2. 
2) S. oben S. 7 N. 3. 
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Papſte geleitet wurden, anfangs ferngehalten. Erſt!) im Jahre 1252 
find fie dem von den Pfaffen erhobenen Wilhelm von Holland zu— 
gefallen. Als dieſer von den norddeutſchen Städten Gehorſam forderte, 
wurde ihm erwidert, es fehlten ihm ja die Stimmen des Herzogs von 
Sachſen und des Markgrafen von Brandenburg. Er mußte ſich einer 
förmlichen Nachwahl durch dieſe beiden Fürſten unterziehen, die zu 
Braunſchweig am 25. März 1252 ſtattfand. Damals alſo zuerſt hat 
der Brandenburger — es war Markgraf Johann, ein Sohn jenes 
Albrecht II. — als bevorrechteter Elektor vor König und Reich fungiert. 

Die rheiniſchen Erzbiſchöfe haben dies Hervortreten der beiden 
norddeutſchen Fürſten ohne Frage ſehr ungern geſehen. Sie wollten 
die Sachſenſpiegellehre nicht anerkennen, ihr Streben ging dahin, auch 
weiterhin allein die Wahlen zu beherrſchen und alle übrigen Fürſten, 
auch die im Rechtsbuch neben ihnen hervorgehobenen, zu einer unter- 
geordneten Stellung herabzudrücken. Dieſer Politik war nun durch 
die Nachwahl von Braunſchweig ein erſter Riegel vorgeſchoben. Zu⸗ 
nächſt haben es die Rheinländer an Proteſten nicht fehlen laſſen, bald 
hernach aber hat fic) doch die ſüdweſtliche Wählergruppe mit der nord- 
öſtlichen für immer zuſammengeſchloſſen. Nach dem Tode König 
Wilhelms (1256), der in den letzten Jahren ſeines Lebens faſt gar 
keine Autorität mehr im Reiche beſeſſen hatte, erhob ſich laut der Ruf 
nach einem einhellig anerkannten, kraftvollen Herrſcher. Der mächtige 
rheiniſche Landfriedensbund trat deswegen mit den norddeutſchen Fürſten, 
dem Sachſen, dem Brandenburger, dem Braunſchweiger in Verbindung. 
Dieſe beſchloſſen auf dem Fürſtentage zu Wolmirſtedt Anfang Auguſt 
1256, den Markgrafen Otto, Johanns Bruder, zu wählen. 

Man war es offenbar müde, fic) weiter von ein paar Erzbiſchöfen 
gängeln zu laſſen. Noch ſtand ja das Kurrecht allen Fürſten im Reiche 
zu, wenn auch einige unter ihnen bevorrechtet waren. Dem Braun⸗ 
ſchweiger z. B. wird hier von den beiden andern ſeine Kur in keiner 
Weiſe beſtritten ?). Offenbar wollte man, geſtützt auf eine Anzahl 
gleichgeſinnter Fürſten im Reiche, das Joch der rheiniſchen Pfaffen 


1) Die im Folgenden gegebene Darſtellung des erneuten Eingreifens 
Sachſens und Brandenburgs in die Reichsgeſchicke um die Mitte des Jahr⸗ 
hunderts und des im Anſchluß daran erfolgten Abſchluſſes des Kurfürſtenkollegs 
beruht im weſentlichen auf den Ausführungen meines Buches (S. 115 ff.), auf 
die ich hiermit für alle Einzelheiten verweiſe. 

2) Auf dieſen wichtigen Umſtand hat zuerſt Zeumer (Hiſtoriſche Zeitſchrift 
XCIV, 211) hingewieſen und daraus mit Recht gefolgert, daß der Abſchluß des 
Kurfürſtenkollegs erſt nach dem Auguſt 1256 erfolgt ſein könne. 
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brechen und der rheiniſche Städtebund follte dieſem Unternehmen feine 
wirkſame Unterſtützung leihen. 

Bei dieſer Wahl wäre auch die imperialiſtiſche Idee wieder zur 
Geltung gekommen, Otto wäre zum Könige und Kaiſer erkoren worden. 

Dieſe Idee hatte, nachdem ſie, wie wir geſehen haben, in dem 
erſten Jahrzehnt des Jahrhunderts von Bedeutung geweſen, dann aber 
zurückgetreten war, fett') der Wahl des zweiten Sohnes Kaiſer Fried⸗ 
richs, Konrads IV., im Jahre 1237 die Herrſchaft erlangt. Auch die 
erſte den Staufern entgegengerichtete Wahl, die des Landgrafen 
Heinrich von Thüringen (1246), hatten die rheiniſchen Erzbiſchöfe, 
wohl auf Andringen jenes Fürſten ſelber, in der Form einer Erhebung 
zum Kaiſer und Könige vollziehen müſſen. Die Kur Wilhelms von 
Holland aber im nächſten Jahre, bei der die drei Pfaffen derartige 
Rückſichten nicht zu nehmen brauchten, haben ſie, wohl im Hinblick auf 
den Papſt, jeder direkten Beziehung auf das Kaiſertum von vornherein 
entkleidet und ſie als bloße Königskur hingeſtellt. Dagegen hat ſich 
nun gerade in Norddeutſchland, dem Sitz der imperialiſtiſchen Tradi⸗ 
tion, der Widerſtand erhoben, und Sachſen und Brandenburg haben 
ſich zu Wortführern dieſer Geſinnung gemacht. Als ſie den König 
Wilhelm im Jahre 1252 zu Braunſchweig nachträglich erkoren, haben 
fie gleichzeitig durch jenes von Zeumer?) entdeckte Weistum ver⸗ 
kündet, daß das Königtum vom Kaiſertum nicht unterſchieden ſei, daß 
der König dieſelbe Gewalt habe wie der Kaiſer, wenn auch nicht deſſen 
Namen. So haben ſie, auch als ſie einem bloßen König, der ſeiner 
erſten Wahl nach nur ein ſolcher ſein ſollte, ſich anſchloſſen, doch den 
imperialen Reichsgedanken aufrechtzuerhalten gewußt. Markgraf Otto 
hat ſich dann auch ſelber in einer gelegentlichen Bemerkung als An= 
hänger des Gedankens der Kaiſerwahl bekannt?), und die von Branden- 
burg und Sachſen in alleiniger Gemeinſchaft mit Trier 1257 voll⸗ 
zogene Erhebung Alfons’ X. von Kaſtilien war wieder eine Wahl zum 
Könige und Kaiſer “), die letzte mittelalterliche Kur mit imperialem 
Charakter. So find wir gewiß zu dem Schluſſe berechtigt, auch Marf- 
graf Otto III. wäre, wenn man die glückliche Idee einer Wahl dieſes 
tüchtigen Fürſten damals durchgeſetzt hätte, zum römiſchen Imperator 


1) Zum Folgenden ſ. Krammer S. 76 ff., 93 ff. 

2) Vgl. Neues Archiv XXX, 405. 

3) In einem Schreiben vom Dezember 1261 ſpricht er von der vorzu- 
nehmenden Wahl eines „Königs von Deutſchland und römiſchen Kaiſers“; vgl. 
Krammer a. a. O. ©. 128. 

4) Hierzu Krammer S. 150 f. 
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erkoren worden, und ſo wäre das Kaiſertum ſchon damals an den 
Markgrafen von Brandenburg gelangt. 

Die rheiniſchen Erzbiſchöfe haben die Gefährlichkeit dieſes Plans 
für ihre Machtſtellung im Reiche nicht verkannt. Durch einen geradezu 
genialen Streich hat ihr Führer, der gewaltige Konrad von Hochſtaden, 
der Erbauer des Kölner Doms, ihn zu vereiteln gewußt. Auf einem 
Tage zu Frankfurt im September 1256, alſo ſehr bald nach jener 
Wolmirſtedter Verſammlung vom Anfang Auguſt desſelben Jahrs, 
muß er die Anſchauung verkündet und durchgeſetzt haben, daß die vom 
Sachſenſpiegel namentlich hervorgehobenen ſieben Fürſten überhaupt die 
alleinigen Wähler wären und kein Fürſt neben ihnen auch nur das 
geringſte bei der Wahl mitzureden hätte. Hierdurch wurden nun 
Sachſen und Brandenburg für immer an die fränkiſche Wählergruppe 
gefeſſelt und von dem Braunſchweiger getrennt, mit dem vereint ſie 
den Markgrafen Otto zu erheben gedacht hatten. Auch jede Möglichkeit 
weiterer derartiger Verbindungen mit Nichtkurfürſten, an die ſie wohl 
gedacht haben werden, war ihnen damit abgeſchnitten. Gleichwohl ſind 
ſie dieſer Idee eines ausſchließlich berechtigten Wählerkollegs zugefallen, 
weil einerſeits ſich daraus eine Erhöhung ihrer Stellung ergab und ſie 
andererſeits doch hoffen konnten, ihren Plan nun auch mit Hilfe etwa 
von Pfalz und Böhmen durchzuſetzen. Aber gerade dieſe wie auch den 
Mainzer hat Konrad für einen anderen zu gewinnen gewußt. Ja, er 
wird wohl auf ihre Zugänglichkeit dieſem gegenüber ſchon von vorn- 
herein gerechnet und aus dieſer Erwägung heraus ſie als alleinige 
Elektoren hingeſtellt haben. Er dachte natürlich nicht an Ottos Wahl, 
ſondern hatte als Kandidaten für die Krone den Grafen Richard 
von Kornwall im Auge, den Bruder des engliſchen Königs, der aus 
ſeinen reichen Mitteln viel für die Krone zu zahlen verſprach. Sachſen 
und Brandenburg haben ſich dem Kölner hierin freilich nicht an— 
geſchloſſen. Ihren Plan einer Erhebung Ottos haben ſie unter ſo 
ungünſtigen Auſpizien allerdings auch nicht wieder aufgenommen, viel⸗ 
leicht wird ihr einziger Verbündeter, der Trierer, hierauf nicht einzu= 
gehen gewillt geweſen ſein, zumal nun der Papſt dringend die Wahl 
Alfons' von Kaſtilien, der gerne Kaiſer heißen wollte, empfahl. Ihn 
haben ſie dann, wohl mehr aus Verlegenheit als aus innerem Antrieb, 
erkoren. 

Die Begründung des Kurfürſtenkollegs bedeutete einen vollen Er- 
folg der rheiniſchen Politik. Die Entwicklung nahm damit eine ver⸗ 
hängnisvolle Wendung für Brandenburg und Sachſens Stellung im 
Reiche, beſonders bei den Wahlen. Für beide Fürſtentümer war das 
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neugeſtaltete Kurrecht ein Danaergefdenf. In der Stauferzeit hatte 
das askaniſche Haus, geſtützt auf verbündete Fürſten und Städte, es 
vermocht, mit den fränkiſchen Großen in dem Beſtreben um eine Leitung 
der Wahlen zu wetteifern. Ebenſo wie jene fühlten die Herzoge zu 
Sachſen und die Markgrafen von Brandenburg ſich berufen, auf die 
Geſtaltung der Reichsgeſchicke maßgebenden Einfluß auszuüben. In 
den Perioden, wo kein ſtarkes einheitliches Königtum vorhanden war, 
wo die Fürſten ihr Haupt freier erheben konnten, während des Thron⸗ 
ſtreits und im Interregnum, ſind jedesmal auch die Askanier in den 
Vordergrund getreten. Das iſt in der nachſtaufiſchen Zeit völlig anders 
geworden. Die oſtdeutſchen Fürſten waren, wie ſchon geſagt, nunmehr 
ausſchließlich an die rheiniſchen gefeſſelt, mit ihnen oder auch mit dem 
mächtigen Böhmenkönig mußten ſie ſich wegen jeder Kur in Verbindung 
ſetzen. Neben den ſtaatsklugen, betriebſamen und mit den Reichsangelegen⸗ 
heiten eng verwachſenen Erzbiſchöfen konnten ſie nicht aufkommen, von 
dieſen wurden nun die Wahlen und das Reich unangefochten gelenkt. 

Die Idee, daß das Reich und die Königswahl fränkiſch ſeien und 
alſo die Franken die Leitung vor allen anderen Stämmen haben müßten, 
dieſe Idee hat am Ende der Stauferzeit endgültig geſiegt. Der deutſche 
Südweſten iſt der Mittelpunkt des reichspolitiſchen Lebens geblieben, 
ſolange es ein ſolches gab. Auch nach dem Sturze des alten Reichs 
hat in Frankfurt die deutſche Zentralbehörde getagt. Erſt dann hat 
ein gewaltiger Wechſel aller Dinge in Deutſchland den Schwerpunkt 
des Reichs nach Norddeutſchland, in die Mark verlegt !). 


1) Nachtrag. Zu S. 12, N. 1 ſei hier noch auf die Ausführungen von 
P. Schubert in deſſen Schrift, Die Reichshofbeamten und ihre Inhaber bis 
um die Wende des 12. Jahrhunderts (Berl. phil. Diſſ. 1913) S. 74 ff. verwieſen. 
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II 
Studien zur älteren Geſchichte der Mark Brandenburg 
Von 


Hermann Krabbo 


I. Markgraf Konrad II. von Brandenburg 


Im Dom zu Stendal befindet ſich eine ſteinerne Grabplatte, die 
einen Markgrafen von Brandenburg darſtellt; er iſt bartlos und un⸗ 
bedeckten Hauptes; in den Händen hält er das erhobene Schwert und 
den adlergeſchmückten Schild. Die um den Stein herumlaufende, in 
gotiſcher Minuskel eingemeißelte Legende lautet: — . — obiit illustris 
princeps dominus Conradus marchio Brandeburgensis hic sepultus, 
cuius anima requiescat in pace. amen. Das Jahr des Todes — 
ſofern es überhaupt auf der Platte vermerkt war, was mir ſehr 
zweifelhaft erſcheint !) — iſt nicht lesbar. 


* * 
* 


Ehe ich von dem Markgrafen, deſſen Gebeine die Platte einſt deckte, 
handle, ſind einige Bemerkungen über das Monument ſelbſt am Platze. 
Johann Chriſtoph Bekmann, der bekannte Hiſtoriograph der Mark, be⸗ 
richtet in ſeiner Hiſtoriſchen Beſchreibung der Chur und Mark Branden⸗ 
burg Band II, Teil V, Buch I, Kapitel II, Spalte 45 f., daß die 
Platte ſich noch im 17. Jahrhundert im Chor des Doms als Boden⸗ 
belag befunden habe, und daß der Superintendent Matthias Bugaeus 


1) Vgl. die beigegebene Abbildung. Das Jahr des Todes könnte nur 
(heraldiſch) rechts neben dem Kopf des Markgrafen ſtehen. Die Legende müßte 
alſo mitten an der einen Langſeite des Steines beginnen, was auffällig wäre. 
Zudem ſcheinen die Spuren, die auf dem freien Raum innerhalb der Legende 
noch ſichtbar ſind, nicht auf Buchſtaben, Zahlen oder Ziffern (auch letztere wären 
ja ſchon möglich) hinzudeuten, ſondern auch rein dekorative Zeichen (Schaft, 
Kreuz und Punkte) zur Füllung der Zeile. — Die Maße der nicht ganz regel⸗ 
mäßig gearbeiteten Platte find mit geringen Abweichungen 0,97 >< 2,02 m. 
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— er war nach Bekmann a. a. O. Spalte 42 im Amte von 1664 bis 
1680 — auf das Grab einen Altar habe ſetzen laſſen; im Jahre 1711 
habe man die Platte jedoch aus dem Fußboden herausgehoben und in 
einem Bogen zur rechten Hand — d. h. wohl an der Stelle, die ſie 
noch heute einnimmt — befeſtigt. 

Die Platte ſetzt den Verſuchen, ſie zu photographieren, faſt un⸗ 
überwindliche Schwierigkeiten entgegen. Das liegt einmal an ihrer 
äußeren Beſchaffenheit: die Technik der Darſtellung iſt lediglich eine 
leicht eingeritzte Umrißzeichnung, dazu iſt die Oberfläche ſtark ab⸗ 
geblättert und narbig. Und weiter: die Platte ſteht an der Nordwand 
des Chors, in den nur wenig Licht durch die bunten Fenſter dringt; 
und wenn die Sonne mittags am höchſten ſteht, die Helligkeit alſo am 
größten iſt, ſo ſteht die Sonne der Platte genau gegenüber, ſo daß 
deren flache Linien durch keinerlei Schattenwirkung hervorgehoben 
werden. Wenn es mir trotzdem möglich iſt, dieſem Aufſatz eine brauch⸗ 
bare photographiſche Nachbildung der Grabplatte beizugeben, ſo danke 
ich das lediglich der unermüdlichen Ausdauer und der hohen photo⸗ 
graphiſchen Kunſt des Herrn Archivrat Dr. Theuner, der wiederholt 
ſich an dem undankbaren Gegenſtand verſuchte. Die letzte, erfolgreiche 
Aufnahme iſt am längſten Tage des Jahres, am Morgen des 22. Juni, 
zuſtande gekommen; der hohe Stand der Sonne ſchon um 7 Uhr 
früh erlaubte, bei ſcharf ſeitlichem Licht zu photographieren. Das Bild 
zeigt nun aber auch alles, was in Wirklichkeit noch auf dem Stein zu 
erkennen iſt. 

Wir haben in der Stendaler Grabplatte, ſoweit mir bekannt iſt, 
den einzigen erhaltenen Stein vor uns, der das Grab eines als Laie 
geſtorbenen askaniſchen Markgrafen von Brandenburg gedeckt hat, und 
das allein genügt, dieſem Denkmal einer großen Vergangenheit eine 
dauernde Beachtung zu ſichern. Sonſt ſind nur noch drei Grabplatten 
von märkiſchen Askaniern erhalten, die ſämtlich Geiſtliche waren. Es 
ſind da zunächſt zwei Steine im Havelberger Dom zu nennen!); einer 
gehört dem im Jahre 1291 geſtorbenen Biſchof Hermann, einem Sohne 
Johanns I., der andere dem im folgenden Jahre geſtorbenen Johann, 
Domherrn von Magdeburg, 1290 poſtuliertem, aber von Papſt Nico⸗ 
laus IV. verworfenen Biſchof von Havelberg. Dazu kommt dann noch 


1) Beide Steine ſind ſehr unzureichend abgebildet bei Riedel A II, Tafel 
am Schluß des Bandes, Bild 1 und 2; ein Detail von Johanns Grabſtein (das 
Wappen von Werle) in Originalgröße wiedergegeben durch H. Grotefend in Jahr⸗ 
bücher des Vereins für meklenburgiſche Geſchichte und Altertumskunde LXIV 
(1899), Tafel hinter S. 262. 


Aufnahme von Archivrat Cheuner 1913 


Grabplatte Markgraf Konrads II im Chore des Domes zu Stendal 
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der Grabſtein Markgraf Ottos VI., der 1280 —1286 regierte, dann 
Geiſtlicher wurde und 1303 als Ziſterzienſer im Kloſter Lehnin ſtarb !). 

Unſer Stendaler Grabſtein bereitet kunſtgeſchichtlich erhebliche 
Schwierigkeiten. Ich hoffe weiter unten den Nachweis zu bringen, daß 
der Markgraf, deſſen Grab der Stein einſt deckte, zwiſchen 1308 und 
1319 geſtorben ſein muß, und die nächſtliegende Annahme wäre dann 
natürlich, daß der Stein alsbald nach der Beiſetzung des Toten her⸗ 
geſtellt wurde. Aber zu dieſer Annahme will der Befund nicht recht 
ſtimmen. Zwar die Darſtellung des Markgrafen ſelbſt würde keine 
Schwierigkeiten machen. Die primitive Umrißzeichnung, die ungeſchickte 
Stellung der Füße könnten in den Ausgang der märkiſchen Askanier- 
zeit paſſen, ebenſo wäre die Form des Adlerſchildes für dieſe Jahre 
annehmbar ?). Aber der gotiſche Bogen, der ſich über der Figur wölbt, 
weiſt notwendig auf eine ſpätere Zeit hin, zumal die den Bogen 
zierenden Krabben ſind für etwa 1320 noch unmöglich. Auch die Form 
der die Umſchrift bildenden Buchſtaben will zum Ausgang der märkiſchen 
Askanierzeit nicht recht paſſen; es fragt ſich nur, wie weit man in 
ſeinem Anſatz herabzugehen hat. L. Goetze, der Hiſtoriograph der 
Stadt Stendal, der ſich näher mit dem Stein beſchäftigt hat“), will 
ihn früheſtens dem ausgehenden 14., eher dem 15. Jahrhundert zu⸗ 
weiſen und nimmt an, man habe bei der Erneuerung des Domes in 
den Jahren 1423—1450 einen älteren beſchädigten Grabſtein des 
Markgrafen Konrad, bei welchem namentlich die Jahreszahl unleſerlich 
geworden war, durch einen neuen erſetzt, und dabei ſei für die fehlende 
Jahreszahl eine Lücke gelaſſen. Auch die Technik des Markgrafenbildes 
iſt nach Goetze diejenige des 15. Jahrhunderts. Dieſe letztgenannte 
Anſicht betreffs der Technik halte ich ſicher für irrig; aber auch der 
Charakter der Schrift zwingt durchaus nicht, bis in das 15. Jahrhundert 
hinabzugehen; ich glaube ſogar unter allen Umſtänden nicht aus dem 
14. Jahrhundert herausgehen zu follen !). 


1) Abbildungen in Märkiſche Forſchungen I, Tafel zu S. 183 ganz un⸗ 
brauchbar; beſſer in R. Bergau, Inventar der Bau⸗ und Kunſtdenkmäler in 
der Provinz Brandenburg (Berlin 1885), 485. Vgl. auch G. Sello, Lehnin 
26 f. 

2) Es iſt ein der Form des gleichſeitigen Dreiecks ſich nähernder friih- 
gotiſcher Schild, wie ſolche ſeit etwa 1250 die bisher üblichen großen Normannen⸗ 
ſchilde verdrängten. Vgl. E. Gritzner, Heraldik (2. Aufl., in Meiſters Grund⸗ 
riß der Geſchichtswiſſenſchaft I, Abteilung 4) 87. 

3) L. Goetze, Urkundliche Geſchichte der Stadt Stendal (1873) 20 und 
namentlich 581. 

4) Im einzelnen bemerke ich Folgendes zur Charakteriſtik der Schrift. Die 
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Etwas anders urteilt H. Bergner, der künftig in der , Vee 
ſchreibenden Darſtellung der älteren Bau⸗ und Kunſtdenkmäler der 
Provinz Sachſen“ über den Stein zu berichten haben wird. Er teilte 
mir freundlicherweiſe brieflich mit, daß er für möglich halte, eine von 
etwa 1300 ſtammende Grabplatte ſei erſt um 1450 beſchrieben worden: 
alſo auch er gibt zu, daß der Stein in dem, was er bietet, zeitlich 
auseinanderfallende Elemente birgt. Namentlich der Spitzbogen und 
die Kriechblumen wieſen mit Sicherheit erſt in die Zeit um 1450. 

Weiter wandte ich mich dann noch an E. Flechſig ), der zugab, 
daß gegen die Datierung des Bildes zum Jahre 1320 keinerlei Be⸗ 
denken zu erheben ſeien. Aber auch er betonte, daß der gotiſche Spitz⸗ 
bogen mit ſeinen Ornamenten auf eine ſpätere Zeit weiſe, etwa 1350 
bis 1380. Er wies dann noch auf die ungeſchickte Verteilung der 
Inſchrift auf den Rändern hin, und deutete — ähnlich wie Goetze — 
die Möglichkeit an, daß die Platte nach einer älteren kopiert ſei, die 
ihrerſeits dann zwanglos um 1320 angeſetzt werden könnte. 

Der archäologiſche Befund läßt alſo ein ſicheres Urteil nicht zu; 
ſoviel aber ſcheint doch ſicher — und das iſt ſchließlich die Hauptſache, 
daß die Darſtellung auf dem Stein entweder unmittelbar oder doch 
mittelbar, d. h. als getreu nachgeahmte Kopie einer älteren Vorlage 
uns das Bild eines Askaniers aus dem Beginn des 14. Jahrhunderts 
bietet. 


* * 
* 


für die voll ausgebildete gotiſche Minuskel charakteriſtiſchen Buchſtabenverbin⸗ 
dungen (vgl. über fie Wilhelm Meyer aus Speyer, Die Buchſtabenverbin⸗ 
dungen der ſogenannten gotiſchen Schrift, in: Abhandlungen der Göttingiſchen 
Geſellſchaft der Wiſſenſchaften, philologiſch⸗hiſtoriſche Klaſſe, Neue Folge Bd. I 
Nr. 6, Berlin 1897) ſind auf unſerem Grabſtein noch nicht durchgeführt, woraus 
zu ſchließen iſt, daß die Schrift auf jeden Fall vor dem 15. Jahrhundert ent⸗ 
ſtanden iſt. Zum Vergleich weiſe ich auf das Tafelwerk von Wilhelm 
Weimar, Monumentalſchriften vergangener Jahrhunderte von 1100—1812, 
Berlin und Wien (ohne Jahr). Dort findet fi) Tafel V Nr. 9 die Schrift von 
der Grabplatte Biſchof Heinrichs von Lübeck, geſtorben 1341; auch hier ſind, wie 
auf der Stendaler Platte, die Minuskelbuchſtaben noch ſelbſtändig nebeneinander 
geſtellt, und ebenſo ſind die Initialen, z. B. das J, durchaus ähnlich geſtaltet 
wie auf dem Grab des Markgrafen Konrad. Auf der Grabplatte des Biſchofs 
Rupert von Paderborn, geſtorben 1394, dagegen (Weimar, a. a. O. Tafel VI/ VII, 
Nr. 11) ſind die Buchſtabenverbindungen voll durchgeführt. 

1) Den Verfaſſer des Werkes: Sächſiſche Bildnerei und Malerei vom 
14. Jahrhundert bis zur Reformation (Lieferung I, Leipzig 1908); ihm ſei auch 
an dieſer Stelle beſtens für ſeine Auskunft gedankt. 
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Man wird zunächſt nicht im Zweifel ſein, weſſen Gebeine dieſe, 
wie bemerkt, jetzt aufrechtſtehend in die Nordwand des Chores ein- 
gefügte Platte einſt gedeckt hat: man wird an den askaniſchen Mark⸗ 
grafen Konrad denken, der 1266 zuſammen mit ſeinen älteren Brüdern 
Johann II. und Otto IV. die Regierung derjenigen Landesteile der 
Mark Brandenburg übernahm, die der Johanneiſchen oder Stendaler 
Linie des Hauſes zuſtanden. Dieſer Konrad iſt im Jahre 1304 ge⸗ 
ſtorben, und an ſich erſcheint es durchaus nicht verwunderlich, daß man 
ihn, den Markgrafen aus der ſogenannten Stendaler Linie 1), im 
dortigen Dom beiſetzte, wo bereits die Gebeine eines anderen Askaniers, 
des 1192 geſtorbenen Grafen Heinrich von Gardelegen, ruhten. 

Aber es iſt quellenmäßig bezeugt, daß dieſer Markgraf Konrad 
nicht hier, ſondern im Ziſterzienſerkloſter Chorin begraben iſt. Das 
jagt die von G. Sello rekonſtruierte Chronica marchionum Brand en- 
burgensium ?), das iſt auch anderweitig überliefert und wahrſcheinlich 
zu machen 2). Einmal fol fic) in der Mauer des Kloſters Chorin 
folgende Inſchrift befunden haben“): Anno 1304 Conradus I. mortuus 
et hic sepultus est; ſodann erlaſſen des Verſtorbenen Bruder und ſeine 
Söhne, die Markgrafen Otto IV., Johann IV. und Woldemar, am 
16. Dezember 1304 dem Kloſter Chorin die Zahlung einer Geldſumme 
in remedium anime cari nostri domini Conradi marchionis pro bonis, 
que ipse in extremis agens dictis fratribus Chorinensibus in memo- 
riam testamenti sui perpetuam liberaliter assignavit®), Alſo jterbend 
hat Markgraf Konrad dem Kloſter zu feinem Seelengedächtnis eine 
größere Schenkung — ſie wurde mit 300 Mark bewertet — gemacht, 
was wiederum dafür ſpricht, daß er ſich hier ſeine demnächſtige Grab- 
ſtätte bereitete. Und ſchließlich: in Chorin ruhte Konrads Vater 
Johann I. — die Mutter, Sophia, war in Dänemark geſtorben und 
begraben —, ruhte ſeit Jahren ſeine im Oktober 1281 geſtorbene 


1) Ich habe mich bisher vergeblich bemüht, zu ermitteln, wann die Bezeich⸗ 
nung der beiden askaniſchen Linien nach den Städten Stendal und Salzwedel 
aufgekommen iſt; der jüngere Johann von Buch bezeichnet im Jahre 1336 Mark⸗ 
graf Otto III. als Markgrafen von Brandenburg⸗Neuſtadt, nicht etwa von Salz⸗ 
wedel (Riedel B II, 105 Nr. 722). 

2) Forſch. z. brand. u. preuß. Geſch. I, 130. 

3) Vgl. auch P. Moericke, Waldemar der Große (Diſſertation Halle a. S. 
1902) 7, Anm. 4. 

4) Vgl. G. Abb, Geſchichte des Kloſters Chorin 2 (auch im Jahrbuch für 
Brandenburgiſche Kirchengeſchichte VII u. VIII, 78). 

5) Riedel A XIII, 230 f. Nr. 40. 
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Gattin Conftantia; hier war fein Bruder Johann II. beigeſetzt, hier 
fanden ſpäter auch ſein Bruder Otto IV. und ſein Sohn Woldemar 
ihre letzte Ruheſtätte !). Daran alſo, daß dieſer Markgraf Konrad nicht 
im Dom zu Stendal, ſondern in der Choriner Kloſterkirche begraben 
iſt, darf nicht gezweifelt werden. 

Man hat alſo angeſichts des Stendaler Grabſteins an einen 
anderen Konrad zu denken. Zunächſt iſt bemerkenswert, daß die oben 
angeführte Choriner Inſchrift von Konrad dem Erſten ſpricht, was 
auf den Gegenſatz zu mindeſtens einem weiteren Träger desſelben 
Namens ſchließen läßt. Tatſächlich iſt auch ein folder Askanier be⸗ 
kannt, er iſt ſowohl chronikaliſch, wie urkundlich bezeugt, nur daß in 
beiden Fällen ſein Name etwas abgewandelt iſt; er lautet lateiniſch 
Cunecinus und deutſch Koneke; beides dieſelbe Deminutivform des 
Namens Konrad. 

Dieſer Markgraf war ein Sohn des 1281 geſtorbenen Markgrafen 
Johann II. Die Chronica marchionum Brandenburgensium berichtet 
ſehr knapp von ihm 2): Hic Johannes reliquit post se filium Cuneci- 
num clericum et canonicum, cui terra Rynowensis tradita fuit ad 
vite tempora, et eo defuncto ad marchionem devolvitur Woldemarum. 
Er ſoll alſo Chorherr oder Domherr geweſen ſein — an welder 
Collegiatkirche, wird nicht geſagt — und das Land Rhinow beſeſſen 
haben, einen kleinen waſſerumfloſſenen Höhenrücken, der nördlich von 
Rathenow aus ſumpfiger Umgebung emporragt?). Da als der Erbe 
dieſes Konrad ſein Vetter Woldemar genannt wird, ſo iſt anzunehmen, 
daß er erſt zu einer Zeit ſtarb, als Woldemar einziger regierender 
Vertreter der johanneiſchen Linie war, d. h. zwiſchen 1308, dem Todes⸗ 
jahr Ottos mit dem Pfeil, und 1319. 

Die Stellung dieſes Cunecinus oder, wie wir ihn deutſch bezeichnen 
dürfen, Koneke, wie ſie in der zitierten Quelle geſchildert wird, iſt ſehr 
merkwürdig und weicht ab von allem, was wir von den askaniſchen 
Markgrafen wiſſen. Sonſt können wir nur zwei Möglichkeiten ſcheiden. 


1) Grab der Sophia: Chron. prince. Saxoniae, MG. SS. XXV, 479, vgl. 
meine Regeſten Nr. 713. — Grab Johanns I., zuerſt in Marienſee, dann in 
Chorin, vgl. Abb a. a. O. 19 (bzw. 95) Anm. 7. — Wahrſcheinliches Grab der 
Conſtantia: Riedel A XIII, 222 f. Nr. 27. — Grab Johanns II.: Chron. 
prince. Saxoniae ampliata, MG. SS. XXX, 33. — Gräber Ottos IV. und 
Woldemars: Chron. march. Brand., ed. Sello in Forſch. z. brand. u. preuß. 
Geſch. I, 129 und 132. — Für Johann I., Johann II., Otto IV. und Woldemar 
vgl. auch die alte Kloſterinſchrift bei G. Abb, a. a. O. 2 bzw. 78. 

2) Chron. march. Brand., a. a. O. 129. 

3) Vgl. über das Land Rhinow die Bemerkungen bei Riedel A VII, Iff. 


385] Studien zur älteren Geſchichte der Mark Brandenburg 33 


Bleibt der Markgrafenſohn Laie, ſo nimmt er, großjährig geworden, 
an der Regierungsgewalt im Rahmen des Geſamthauſes teil, entweder 
indem er mit anderen Markgrafen zuſammen in gemeinſamer Hofhaltung 
regiert, oder indem er unter Einrichtung einer eigenen Hofhaltung 
einen Teil der Mark in Sonderverwaltung für ſich nimmt. So ſehen 
wir z. B. die johanneiſchen Markgrafen an der gemeinſamen Verwaltung 
ihres Gebiets feſthalten, und es gibt Urkunden, in denen ſie zu fünfen 
gleichzeitig als Verkörperung der landesherrlichen Gewalt auftreten !), 
während in der ottoniſchen Linie ſich Markgraf Albrecht III. von 
ſeinen Brüdern ſchied und einen Teil des väterlichen Erbes ſelbſtändig 
übernahm. Wird aber der Markgrafenſohn Geiſtlicher, ſo ſcheidet er 
damit aus der Verwaltung des Territoriums aus. Wird er Welt⸗ 
geiſtlicher, ſo wird er verſorgt durch die Pfründen, die er erwirbt, 
und ſeine vornehme Abkunft und die Macht ſeiner Verwandten ſorgen 
ſchon genugſam dafür, daß dieſe Pfründen fett ausfallen. So iſt ſchon 
Albrechts des Bären Sohn Siegfried vom Kanoniker im Prämonſtratenſer⸗ 
ſtift Unſer lieben Frauen zu Mageburg auf den Biſchofſtuhl zu Branden⸗ 
burg und von da auf den Erzſtuhl von Bremen emporgeſtiegen?); fo tft 
Johanns I. Sohn Erich Domherr in Cöln, Magdeburg und Halber= 
ſtadt 3), dann Propſt von S. Bonifacii in Halberſtadt geworden!), um 
ſchließlich 1283 in Magdeburg die erzbiſchöfliche Würde zu erringen. 
Erichs jüngerer Stiefbruder Hermann hat es, nachdem er zuvor Dom⸗ 
herr in Magdeburg geweſen war“), zum Biſchof von Havelberg gebracht; 
und für die gleiche Würde wurde, allerdings vergeblich, Johanns II. 
Sohn Johann poſtuliert, auch er zuvor Kanoniker zu Magdeburg “). 

1) Nämlich in den Jahren 1294 —1296 Otto IV., Konrad I., Heinrich I., 
Johann IV. und Otto VII.; Riedel A VII, 85 Nr. 1; A XIII, 488 Nr. 6; 
A XIII, 227 Nr. 35; A XXI, 8 f. Nr. 12; A XVIII, 6 ff. Nr. 6. 

2) Ein anderer Sohn Albrechts des Bären, der ebenfalls Geiſtlicher wurde, 
Heinrich, hat es, ſoweit unſere Kenntnis reicht, auffallenderweiſe nicht über die 
Würde eines Domherrn in Magdeburg hinaus gebracht. O. v. Heinemann, 
Albrecht der Bär 285, irrt, indem er ihn zum Propſt und zum Vorſteher der 
Domſchule emporſteigen läßt. | 

3) Chron. prince. Sax., MG. SS. XXV, 479. 

4) Als folder nachweisbar ſeit 1269; vgl. Schmidt, UB. der Kollegiat- 
ſtifter S. Bonifacii und S. Pauli in Halberſtadt 42, Nr. 54. 

5) Vgl. unten die S. 387 Anm. 6 zitierte Urk. Papſt Nicolaus IV. 

6) Vgl. die in voriger Anm. zitierte Urk. — Man wird nicht fehlgehen in 
der Annahme, daß es Erzbiſchof Erich war, der ſeinem jüngeren Stiefbruder 
Hermann und ſeinem Neffen Johann die Kanonikate in Magdeburg zugänglich 
machte. Die beiden laſſen ſich in Magdeburg übrigens nicht nachweiſen, ſcheinen 
alſo nicht einmal an die Reſidenzpflicht gebunden geweſen zu ſein. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVI. 2. 3 
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Von keinem dieſer Markgrafenſöhne aber iſt bekannt, daß er irgendwo 
in der Mark landesherrliche Rechte ausübte, daß ihm eine ihrer Land— 
ſchaften zur Verwaltung zugewieſen ſei. Und legte ein Markgraf das 
Mönchsgelübde ab, ſo ſchied natürlich auch er damit völlig aus der 
Verwaltung des Territoriums aus; das zeigt uns Otto VI., der 
mehrere Jahre regierte !), dann aber erſt dem Templerorden und 
ſchließlich dem Ciſterzienſerorden beitrat: er fiel ſeither, obwohl er in 
Lehnin, alſo auf märkiſchem Boden, bis 1303 lebte, als Landesherr 
aus, ſein älterer Bruder Otto V., mit dem er vorher gemeinſam regiert 
hatte, fungierte ſeit ſeinem Rücktritt als alleiniger Regent; und als 
der ehemalige Markgraf ſpäter einmal dem Kloſter Lehnin, ſeiner 
Wohnſtätte, eine Zuwendung zu machen wünſchte, mußte er ſeinen 
Bruder und ehemaligen Mitregenten bitten, das Kloſter zu beſchenken ?); 
er ſelbſt konnte nicht mehr verfügen. 

Alſo wir kennen nur zwei Möglichkeiten: die Markgrafen waren 
entweder Laien, dann hatten ſie Anteil an der Geſamtregierung der 
Mark; oder aber, ſie waren Geiſtliche, dann ſchieden ſie aus der Zahl 
der regierenden Markgrafen aus. 

Entgegen dieſer Regel foll Koneke, der Sohn Johanns II., ob- 
wohl er Geiſtlicher und zwar Kanoniker war, einen Teil der Mark, 
das Land Rhinow, beſeſſen haben, das dann nach ſeinem Tod in 
normalem Erbgang dem Markgrafen Woldemar zufiel; das bedeutete 
eine völlig abnorme Stellung. Gewiß weiſt das Askanierhaus Männer 
auf, die wie Laien in geiſtlichem Gewand erſcheinen: Graf Heinrich 
von Gardelegen, der Gründer des Stendaler Doms, liebte es, ſich an 
Feſttagen in ſeidener Kutte zwiſchen die dortigen Chorherren zu ſetzen ?“), 
und Markgraf Albrecht III. lebte ſeit dem Tod ſeiner Gattin wie ein 
Mönch“). Aber der eine wie der andere näherte ſich nur äußerlich 
geiſtlichem Lebenswandel, rechtlich blieben beide Laien. 

Ich zweifle daher die Richtigkeit der Quellenangabe an, daß Koneke, 
obwohl Geiſtlicher, doch einen Teil der Mark regiert hat. Die bei 
Pulkawa überlieferten, von Sello geſammelten Fragmente der branden⸗ 
burgiſchen Fürſtenchronik entſtammen ſicher der Feder eines Mannes, 
der der ottoniſchen Linie des askaniſchen Hauſes nahe ſteht, genauer 
geſagt der Geſchlechtsreihe, die durch die Markgrafen Otto V., Hermann 


1) Nämlich 1280 — 1286; vgl. G. Sello, Lehnin 126 ff. 

2) Riedel A X, 217 f. Nr. 76. 

3) Vgl. über ihn Forſch. z. brand. u. preuß. Geſch. XXIV, 344 —347. 
4) Chron. march. Brand. ed. Sello, a. a. O. 128. 
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und Johann V. dargeſtellt wird ). Die Angaben des Chroniſten über 
die Familienverhältniſſe der ottoniſchen Markgrafen ſind ausführlich 
und richtig. Alle Söhne, auch die früh verſtorbenen, werden auf- 
geführt, desgleichen werden alle Töchter ſamt ihren Gatten genannt. 
Die ottoniſchen Sympathien des Chroniſten ergeben ſich auch aus der 
Art, wie der kleine Johann V., der ſchon vierzehnjährig ſtarb, ver- 
herrlicht wird, wie anderſeits ſein Zeitgenoſſe und Schwager Woldemar 
aus der anderen Linie des Hauſes ſchlecht gemacht wird?). So aus⸗ 
führlich die Familienangaben beim Geſchlecht Ottos V., ſo dürftig ſind 
ſie, wenn es ſich um die johanneiſchen Markgrafen handelt. Während 
bei Otto V. alle ſieben Kinder genannt wurden?), hören wir von 
ſeinem Vetter Konrad nur, daß fein Sohn Woldemar fein Erbe war)), 
was direkt unrichtig iſt; denn Konrad wurde von zwei Söhnen beerbt, 
Johann IV. und Woldemar; ein dritter, Otto VII., war nach mehr⸗ 
jähriger Mitregierung vor dem Vater geſtorben. Ebenſo wenig wird 
Konrads mit Albrecht I. von Anhalt⸗Köthen verheiratete Tochter Agnes 
genannt. Auch in bezug auf die Familie von Konrads Bruder 
Johann II. iſt der Chroniſt nachweislich nicht vollſtändig in ſeinen 
Angaben. Er weiß nicht oder verſchweigt, daß Hedwig, die Gattin 
Johanns II., eine Tochter des Hauſes Werle iſt s), er nennt als 
Deszendenz des Markgrafen nur den eben hier behandelten Koneke, 
während Johann II. ſicher noch einen anderen Sohn gehabt hat, den 
im Jahre 1292 geſtorbenen poftulterten Biſchof Johann von Havel- 
berg). Ich halte für wahrſcheinlich, daß der mangelhaft unterrichtete 


1) A. Potthaſt, Chronicon Henrici de Hervordia (1859), p. XXII, 
Nr. 39 vermutet, daß der brandenburgiſche Notar Hermann v. Lüchow Verfaſſer 
der Markgrafenchronik war. Die ottoniſchen Sympathien des Chroniſten betont 
auch Moericke a. a. O. 60, Anm. 2. 

2) Das Kind wird a. a. O. 132 geſchildert als seriosus in verbis, «pru- 
dens in factis, amicis amabilis, terribilis inimicis, ad virtutis et probitatis 
actus, bone indolis disposicione, manum extendens. Woldemar kommt 
a. a. O. 131 ſehr viel ſchlechter weg. 

3) A. a. O. 127. 

4) A. a. O. 130. 

5) Über ihre Abſtammung vgl. Riedel A II, 405; Grotefend, Jahr⸗ 
bücher des Vereins für mekl. Geſch. LXIV, 261 f. und LXXIV, 179 f. 

6) Nach dem Tode Biſchof Heinrichs II. von Havelberg 1290 (er begegnet 
zuletzt ohne Namensnennung 1290 Februar 26; Riedel A XVIII, 64 Nr. 6) 
übertrug das Kapitel durch Kompromiß die Neuwahl auf den Dompropſt und 
drei Domherren, die ſich auf den Magdeburger Domherrn Johann, Sohn des 
verſtorbenen Markgrafen Johann II. von Brandenburg, einigten; ſie mußten ihn, 
da er das geſetzliche Alter noch nicht beſaß, vom Papſt poſtulieren; dieſer, 

3 * 


36 Hermann Krabbo [388 


Chroniſt dieſe beiden Brüder durcheinander geworfen und zu einer 
Perſon gemacht hat. Der eine, Konrad oder Koneke, war Laie, beſaß 
das Land Rhinow und liegt im Stendaler Dom begraben — die 
dortige Grabplatte ſtellt zweifellos einen Laien mit Schwert und Schild 
dar; der andere, Johann, den man ſpäter in Havelberg zum Biſchof 
poftulierte, war tatſächlich Kanoniker in Magdeburg. Ohne die An- 
nahme einer ſolchen durch den Chroniſten angerichteten Vermengung 


Nikolaus IV., verwarf jedoch den Poſtulierten wegen ſeiner zu großen Jugend 
und ernannte in ſeiner Stelle den ebenfalls im Magdeburger Domſtift ſitzenden 
Domherrn Hermann, den Oheim Johanns, am 5. Dezember 1290. Hermann iſt 
aber ſchon im Jahre 1291 geſtorben; die Angabe des von Riedel D I, 291 
abgedruckten Havelberger Biſchofskatalogs, er habe nicht einmal die Biſchofsweihe 
empfangen, iſt offenbar unrichtig, denn ſein erhaltener Grabſtein (Tafel am 
Schluß von Riedel A II, Nr. 1) ſtellt ihn mit dem Biſchofsſtab in der Hand 
dar und bezeichnet ihn als episcopus. Ein Jahr darauf, 1292, ſtarb auch ſein 
Neffe Johann. Man hat ihn ebenfalls im Dom zu Havelberg beigeſetzt, obwohl 
er, der poſtulierte, aber vom Papſt abgelehnte Biſchof den Biſchofsſtuhl nie be⸗ 
ſtiegen hatte. Seine Grabplatte (Abbildung bei Riedel a. a. O., Nr. 2) ſtellt 
ihn ohne Biſchofsſtab dar und bezeichnet ihn richtig als in huius ecclesie 
episcopum postulatus. Der eben zitierte Havelberger Biſchofskatalog zählt ihn 
natürlich nicht mit. Riedel A II, 404 f. ſetzt den poſtulierten Biſchof Johann 
irrig erſt hinter Hermann an, weil er nach ihm ſtarb. Über die Reihenfolge der 
beiden erteilen Aufſchluß die von E. Langlois, Les registres de Nicolas IV., 
Bd. I, 570 Nr. 3775—3777 im Regeſt mitgeteilten, auf die Havelberger Wahl 
von 1290 bezüglichen Urkunden dieſes Papſtes. Da die für die Geſchichte des 
Askanierhauſes wichtigen Urkunden von der märkiſchen Geſchichte bisher nicht 
beachtet ſind, und da die franzöſiſche Regiſterpublikation nicht jedem märkiſchen 
Hiſtoriker zur Hand ſein dürfte, ſo wird es berechtigt erſcheinen, die Regeſten 
nach Langlois hier zu wiederholen. 

Hermanno, electo Havelbergensi. Mortuo Henrico, Havelbergensi 
episcopo, capitulum per viam compromissi potestatem eligendi episcopum 
.. praeposito, Ecberto de Broden, Henrico de Niendorp et Arnaldo 
de Pletz, eiusdem ecelesie canonicis, contulit, qui Johannem, natum quon- 
dam Johannis, marchionis Brandeburgensis, canonicum Magdeburgensem, 
aetatis defectum patientem, episcopum postularunt; hoc vero ob aetatis 
defectum non admisso, papa Hermannum, canonicum Magdeburgensem, 
ecclesiae Havelbergensi praeficit. Dat. apud Urbemveterem, nonis de- 
cembris anno tercio. 

In eundem modum clero eivitatis et dioecesis Havelbergensis man- 
dat, ut praefato electo debitam obedientiam praebeat. 

In eundem modum .. praeposito et capitulo ecclesiae Havelber- 
gensis. 

Im vollen Wortlaut hoffe ich die erfte der drei Urkunden als Nachtrag am 
Schluſſe dieſes Heftes bringen zu können; im Augenblick ijt fie mir nicht erreich: 
bar, da das Vatikaniſche Archiv zurzeit geſchloſſen iſt. 
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ſtände man, nebenbei bemerkt, vor dem ſchwer glaublichen Fall, daß 
Markgraf Johann II., der durch 14 Jahre (1267 — 1281) Senior 
aller askaniſchen Markgrafen geweſen iſt, ſeine beiden Söhne habe 
Geiſtliche werden laſſen, damit darauf verzichtend, ſeiner Nachkommen⸗ 
ſchaft die Stellung zu wahren, die ihr von rechtswegen zukam. 

Es muß auffallen, daß Markgraf Koneke nur mit ſo verſchwindend 
kleinem Land ausgeſtattet war. Das wird in den Familienverhältniſſen 
der damals ſehr zahlreichen johanneiſchen Markgrafen begründet ge⸗ 
weſen fein. Der 1266 geſtorbene Johann I. hatte aus feiner erſten 
Ehe — von den Töchtern ſehe ich ab — vier Söhne, nämlich Johann II., 
Otto IV., Konrad und Erich; aus der zweiten Ehe kamen noch drei 
weitere Söhne hinzu, Albrecht, Hermann und Heinrich. Von den 
Söhnen der erſten Ehe war der jüngſte, Erich, ſchon bei Johanns I. 
Lebzeiten in den geiſtlichen Stand eingetreten ). Die Söhne der 
zweiten Ehe waren bei des Vaters Tod noch Kinder?); ſie waren alſo 
in hohem Maße von dem guten Willen ihrer älteren Stiefbrüder ab⸗ 
hängig. Von dieſen jüngeren Söhnen iſt uns Albrecht ganz unbekannt; 
er mag früh geſtorben ſein. Hermann wurde Domherr in Magdeburg 
und fand ſpäter ſtandesgemäße Verſorgung als Biſchof von Havelberg. 
Der jüngſte endlich, Heinrich, hat offenbar zunächſt ſchwer unter den 
älteren Brüdern, die den unbequemen Nachkömmling nicht als gleich- 
berechtigt anerkannten, zu leiden gehabt; er hat ja auch den Spott⸗ 
namen des Markgrafen „ohne Land“ erhalten ). Heinrich iſt über 
25 Jahre alt geworden, ohne daß ſein Name jemals in den Urkunden 
auftaucht. Erſt als ſeine älteren Brüder 1291 die Mark Landsberg 
erkauft hatten, ſchien es ihnen zweckmäßig, die Verwaltung dieſes 
kleinen und entlegenen Gebietes, dem ſie ſich nicht ſelbſt viel widmen 
konnten, Heinrich zu übertragen“), und dieſer hat die ſelbſtändige 
Tätigkeit unrühmlich genug eingeleitet, indem er ſich am 16. Auguſt 
1293 von dem wettiniſchen Markgrafen Diezmann eine böſe Niederlage 


1) Riedel BI, 86 Nr. 113. 

2) Die zweite Ehe wurde vollzogen zwiſchen 1255 Mai 7 (Riedel BL 
43 f., Nr. 64) und 1256 Januar 12 (Riedel B I, 45 f., Nr. 67); Johann I. 
ſtarb 1266. 

3) Chron. march. Brand., a. a. O. 132. 

4) Heinrich urkundet zum erſten Male als Markgraf mit ſeinen Brüdern 
1294 Oktober 23 (Riedel A VII, 409, Nr. 3); vorher wird fein Name urfund- 
lich nur einmal genannt, nämlich anläßlich der Altarſtiftung, die Markgraf Diez⸗ 
mann am 1. September 1293 zum Gedächtnis des Sieges, den er am 16. Auguſt 
über Heinricum marchionem de Brandenburg errungen hatte, vornahm 
(Riedel B I, 205 f., Nr. 262). 
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beibringen ließ !). Immerhin, und darauf kommt es hier an, man 
hatte dem jüngeren Bruder, freilich ſpät genug, eine Stellung ein⸗ 
geräumt, die jedoch auch nicht von ferne als eine an Macht ebenbürtige 
zu bezeichnen war. 

Von den drei älteren Brüdern war Johann II. damals längſt 
tot, am 10. September 1281 war er geſtorben ?). Schon bei Lebzeiten 
hatte ihn ſein nächſtfolgender Bruder Otto IV. mit dem Pfeil an 
Tatkraft weit überragt“); nach Johanns II. Tod aber rückte Otto IV. 
durch Alter und Fähigkeiten voll ein in die anerkannte Stellung des 
Hauptes der Linie; neben ihm ſpielte der unbedeutende“), aber treu 
zu ihm haltende Konrad gar keine Rolle, höchſtens diejenige, daß er 
durch ſeine drei Söhne das Geſchlecht fortpflanzte, während Otto IV. 
kinderlos war. Die Dynaſtie der älteren Linie wurde alſo repräſentiert 
durch Otto IV., der in dieſer Eigenſchaft auch 1292 und 1298 als 
Kurfürſt an Königswahlen teilgenommen hat“); ſpäter ging die Rolle 
des Familienhauptes dann über auf Konrads einzig die ältere Generation 
überlebenden Sohn Woldemar, den der greiſe Otto IV. ſchon 1308 
mit feiner Vertretung bei der Königswahl beauftragt hatte?). Aber 
Otto IV. hat ſeine Stellung als Familienoberhaupt eigentlich per nefas 
innegehabt; von rechtswegen hätte ſie von Johann II. auf deſſen 
männliche Deszendenz übergehen müſſen. Wie bemerkt, hatte Johann II. 
zwei Söhne, unſern Konrad oder Koneke und Johann. Da letzterer 
— freiwillig oder gezwungen — in den geiſtlichen Stand trat, ſo blieb 
nur Konrad, und über das gute Recht dieſes ſeines Neffen iſt Otto IV. 
im Beſitz der Macht offenbar hinweggeſchritten. Konrad mag ein 
ſchwächlicher Knabe oder Jüngling geweſen ſein, und vielleicht deshalb 


1) Vgl. die vorige Anmerkung. 

2) Chron. prine. Sax. ampliata, MG. SS. XXX, 33. 

3) Ich erinnere daran, daß Otto IV. die treibende Kraft war bei den Be- 
ſtrebungen der Markgrafen, ihrem Bruder Erich das Erzbistum Magdeburg zu 
verſchaffen. Otto war bei der tumultuariſchen Wahl von 1277 in Magdeburg 
zugegen, kämpfte 1278 bei Frohſe und 1279 in der großen Hildesheimer Fehde; 
Otto IV. ſtritt 1278 bei Dürnkrut mit und war dann Mitglied des Fürſten⸗ 
gerichts, das im Herbſt desſelben Jahres die böhmiſchen Wirren ordnete. 

4) Chron. march. Brand., a. a. O. 129 ſagt von ihm: Vir simplex fuit 
et pacificus, vacans venacionibus et quieti. 

5) Beide Male ſuchte ihm freilich die jüngere Linie des Hauſes die Führung 
der Kurſtimme, zum mindeſten ihre alleinige Führung, ſtreitig zu machen; 1292 
erſchien neben ihm Otto V., 1298 Hermann zur Wahl. 

6) Woldemar wählt pro me et magnifico viro Ottone marchione Bran- 
denburgensi patruo meo, cuius vices in hac parte gero; Riedel BI, 277, 
Nr. 351. 
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ſeinen Deminutivnamen fo allgemein geführt haben, daß er, wie gleich 
zu erläutern iſt, ſogar in die Urkundenſprache eindrang; jedenfalls hat 
er ſich in den Staatsſtreich, deſſen Opfer er wurde, gefügt. Er iſt 
mit dem Ländchen Rhinow abgefunden worden und als ein ſchon bei 
Lebzeiten halbvergeſſener Fürſt geſtorben. Da Markgraf Woldemar 
ſein Erbe wurde, wird man, wie ſchon bemerkt, annehmen müſſen, daß 
Koneke erſt nach Ottos IV. Tod ſtarb. Er iſt alſo, wie Heinrich ohne 
Land, ſchwer geſchädigt worden infolge der an fic) berechtigten Be⸗ 
ſtrebungen, das Territorium und die Regierungsgewalt nicht zu ſtark 
zu zerſplittern. Den Markgrafentitel haben beide, Heinrich von Lands⸗ 
berg und Koneke, geführt; wenn Heinrich in der Mark weilte, haben 
die dortigen Machthaber ihm ſeit 1294 auch die Ehre erwieſen, ſeinen 
ſo lange unterdrückten Namen in die Reihe der urkundenden Mark⸗ 
grafen aufzunehmen; und je länger, je mehr wurde Heinrich für das 
markgräfliche Geſchlecht eine wichtige Perſönlichkeit, da er einen Sohn 
hatte, der nach dem Ausſterben der ottoniſchen Linie und bei Woldemars 
Kinderloſigkeit berufen ſchien, das askaniſche Fürſtenhaus fortzuſetzen; 
tatſächlich iſt dieſer Sohn, der kleine Heinrich II., ja auch in kurzer 
Regierung Woldemars Nachfolger geworden. Wie alſo Heinrich I. 
von Landsberg in ſpäteren Jahren an den Angelegenheiten ſeiner 
Geſamtlinie lebhafteren Anteil nahm, ſo iſt auch Koneke von Rhinow 
wenigſtens in einer, alle johanneiſchen Markgrafen betreffenden Frage 
aus ſeinem Dunkel herausgetreten. 

Es handelt ſich um den großen Streit gegen die Biſchöfe von 
Brandenburg und Havelberg, in den die Markgrafen wegen der von 
ihnen angeordneten Beſteuerung des geiſtlichen Beſitzes zu weltlichen 
Zwecken, oder, mit den Worten der betroffenen Geiſtlichkeit aus- 
gedrückt, wegen Erpreſſung, ſeit 1301 verwickelt waren, und in deſſen 
Verlauf fie gebannt wurden ). Markgraf Konrad war 1304 im Banne 
geſtorben, im gleichen Jahre aber begannen die Friedensverhandlungen, 
über die mehrere Dokumente vorliegen. Am 16. September 1304 
verſprach Markgraf Otto IV. dem Bistum Brandenburg die Abtretung 
von Querfurt ?), „mit uses broders marcgreven Henrikes unde mit 
uses vedderen marcgreven Janes unde marcgreven Woldemares 
unde marcgreven Conekes wille, des schollen se ore opene 
breve under oren ingheseghele senden to Magdeburg des netes 


1) über dieſen Streit vgl. Chron. march. Brand., a. a. O. 129 f.; 
Riedel A VIII, 190 ff., Nr. 132, 133, 135; B I, 258, Nr. 325; A VIII, 
198 ff., Nr. 142, 143; A XXIV, 348 f., Nr. 44. 

2) Riedel A VIII, 198 f., Nr. 142. 
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daghes na sinte Michelisdaghe, de du nu ers cumt, dat scholien 
don marcgreve Henric unde marcgreve Jan unde marcgreve Wol- 
marus unde marcgreven Coneke, wenne men one erst hebben 
mach“. Biſchof Friedrich von Brandenburg, der Empfänger der Ur- 
kunde, legte alſo Wert darauf, daß die neue Erwerbung, die ihm zu⸗ 
geſichert wurde, ihm von ſämtlichen damals lebenden johanneiſchen 
Markgrafen beſtätigt wurde, und als ſolche werden neben Otto IV. 
genannt zunächſt Markgraf Heinrich von Landsberg, Ottos Bruder, 
dann des jüngſt verſtorbenen Konrad Söhne Johann IV. und Woldemar 
und endlich Markgraf Koneke (von Rhinow), deſſen urkundliche Zu⸗ 
ſtimmung allerdings unter Umſtänden ſchwierig zu erhalten war, wie 
man annahm 1). 

Die endgültige Beilegung der Zwiſtigkeiten erfolgte zu Anfang 
des nächſten Jahres in zwei weiteren Verträgen; bei dem erſten, der 
am 3. Januar 1305 abgeſchloſſen wurde?), iſt von Markgraf Konrad 
oder Koneke nicht die Rede: hier treten neben Otto IV. nur Heinrich 
von Landsberg, Johann IV. und Woldemar auf; eine Woche ſpäter 
aber, am 10. Januar, verbrieft Otto dem Biſchof mit Zuſtimmung 
dieſer drei Markgrafen nochmals den Beſitz von Querfurt, um dann 
fortzufahren ?): Insuper promittimus factores et procuratores, quod 
Conradus, patruelis noster charissimus, marchio Brandenburgensis, 
dictam donacionem ratam et gratam habebit et eidem consentiet 
viva voce et suis patentibus litteris confirmabit. Dieſe neue Ur- 
kunde wird fic) Biſchof Friedrich namentlich deshalb haben ausſtellen 
laſſen, weil in dem Dokument vom 3. Januar der Zuſtimmung Konekes 
nicht gedacht war. 

Natürlich ſind dieſe urkundlichen Erwähnungen des Markgrafen 
Konrad oder Koneke auch früheren Forſchern nicht entgangen, ſie ſind 
aber meines Erachtens falſch gedeutet. Georg Sello irrte in ſeinem 
ſchönen Kommentar zur Chronica marchionum Brandenburgensium, 
indem er die Erwähnung des Markgrafen Koneke in der Urkunde vom 
16. September 1304 auf den damals ſchon toten Konrad I. bezog“) — 
von der zweiten Erwähnung des Markgrafen am 10. Januar 1305 


1) Den Nebenſatz, wenne men one erst hebben mach, kann man, wie 
mir von kundiger Seite beſtätigt wird, nur auf den letztgenannten Markgrafen 
beziehen; damit ergibt ſich, daß Urkunde und Siegel des halbverſtoßenen Mark⸗ 
grafen von Rhinow vermutlich nicht leicht zu erlangen waren. 

2) Riedel A VIII, 199 f., Nr. 143. 

3) Riedel A XXIV, 348 f., Nr. 44. 

4) Forſch. z. Brand. u. Preuß. Geſch. I, 164 Anm. 83. 
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ſpricht Sello gar nicht. Den Irrtum Sellos hat Paul Moericke be⸗ 
richtigt in ſeiner leider in den Anfängen ſtecken gebliebenen, ſorgfältigen 
Diſſertation (Halle a. S. 1902): Waldemar der Große, Markgraf von 
Brandenburg !). Moericke begnügt ſich nun aber nicht damit, Sellos 
Anſicht zurückzuweiſen, ſondern er bietet auch eine eigene Deutung der 
Urkunden: er erklärt, der zweimal genannte Markgraf ſei offenbar ein 
ſonſt unbekannter jüngſter Sohn Konrads I. und Bruder der Mark⸗ 
grafen Johann. IV., Otto VII. und Woldemar 2). Er beruft ſich 
darauf, daß die Geſchichtsſchreiber des 16. und 17. Jahrhunderts, 
Ernſt Brotuff, Chriſtoph Entzelt und Samuel Ulrici übereinſtimmend, 
d. h. natürlich voneinander abſchreibend, dieſen Konrad namhaft machen, 
von ihm berichtend, er ſei Deutſchordensritter, nach Entzelt ſogar 
Hochmeiſter, geweſen. Einen Hochmeiſter Konrad von Brandenburg 
hat es, wie auch Moericke betont, beſtimmt nicht gegeben, von einem 
Ordensritter dieſes Namens iſt nichts bekannt; und Brotuffs genea⸗ 
logiſche Angaben ſind durchweg ſo verworren und falſch, daß man am 
beſten ganz ohne ſie arbeitet, ſo lange man andere, klarere Quellen 
hat, die Urkunden und die Chronica marchionum Brandenburgensium. 
Ich halte es für kritiſch unzuläſſig, nur auf Grund von Brotuffs 
angeblichem Ordensritter Konrad zu ſchließen, daß Konrad J. wirklich 
einen Sohn dieſes Namens gehabt habe; ich halte es für richtig, aus⸗ 
zugehen von der einzigartigen Namensform der einen Urkunde, Koneke, 
von der aus ſich ſofort die Kombination mit dem Markgrafen Cunecinus 
der Chron. march. Brand. ergibt. 

Moericke hat aber die Annahme, daß Cunecinus und Koneke 
dieſelbe Perſon ſei, ausdrücklich abgelehnt, da Johanns II. Sohn 
Cunecinus nach ſeiner Anſicht unbedingt älter war als Woldemar, alſo 
vor ihm in der Urkunde hätte genannt werden müſſen s). Über das 
Alter von Johanns II. Kindern läßt ſich folgendes ſagen: Johann II. 
hat ſeine Gattin Hedwig von Werle zwiſchen 1257 und 1266 ge⸗ 
heiratet“); er iſt 1281 am 10. September geſtorben, fie 1287 am 
7. September 5); ein Sohn aus der Ehe könnte alſo ſpäteſtens als ein 
Poſtumus im Jahre 1282 geboren ſein, wahrſcheinlich natürlich früher. 


1) Moericke, a. a. O. 7 Anm. 2. 

2) A. a. O. 8f. 

3) A. a. O. 8 Anm. 6. 

4) Noch bei Lebzeiten des 1266 ſterbenden Johann I., Chron. princ. Sax., 
MG. SS. XXV, 479, nachdem er ſich zuvor wahrſcheinlich 1257 mit einer caſti⸗ 
liſchen Prinzeſſin verlobt hatte. 

5) Chron. princ. Sax. ampliata, MG. SS. XXX, 33. 


* 
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Es könnte noch darauf hingewieſen werden, daß der Magdeburger 
Domherr Johann, der wahrſcheinlich jüngere Sohn Johanns II. und 
der Hedwig, im Jahre 1290 wegen zu großer Jugend nicht als Biſchof 
von Havelberg beſtätigt wurde; er muß alſo damals wohl noch recht 
weit von dem kirchenrechtlich geforderten 30. Jahre entfernt geweſen 
ſein, denn ſonſt hätte gewiß der Papſt bei dem Fürſtenſohn ein Auge 
zugedrückt. . 

Als Woldemars Geburtsjahr dagegen nahm Moericke gemäß der 
früher allgemein herrſchenden Anſicht 1291 an; daß dies unrichtig iſt, 
daß Woldemar allermindeſtens zehn Jahre älter geweſen ſein muß, 
glaube ich jüngſt erwieſen zu haben 1). Wir wiſſen nicht, welcher der 
beiden Vettern der ältere war. Ihre Eltern mögen ziemlich gleichzeitig 
geheiratet haben, die Konekes ſpäteſtens 1266, die Woldemars 1260, 
alſo vielleicht früher; und faſt gleichzeitig ſtarben dann 1281 am 
10. September Konekes Vater und im Oktober Woldemars Mutter: 
in einer Urkunde wurde für beider Seelenheil geſorgt?). Geſetzt 
aber den gewiß wahrſcheinlichen Fall, daß Koneke älter war als 
Woldemar, ſo brauchte er deshalb durchaus nicht vor ihm in der 
Urkunde genannt zu werden; die von Moericke angenommene Regel, 
daß die Namen mehrerer, gemeinſam eine Urkunde ausſtellender Mark⸗ 
grafen nach deren Alter geordnet würden, iſt nur für Brüder, ſonſt 
aber durchaus nicht allgemein zutreffend ?). 

Schließlich meine ich: die merkwürdige Sonderſtellung, die Mark⸗ 
graf Konrad II. in den Urkunden vom 16. September 1304 wie vom 
3. und 10. Januar 1305 einnimmt — in der erſten werden die 
Schwierigkeiten angedeutet, von ihm Brief und Siegel zu bekommen, 
in der zweiten fehlt er ganz, um deshalb in der dritten nachträglich 
erwähnt zu werden —, dieſe Sonderſtellung läßt ſich beſſer erklären, 
wenn es ſich nicht um einen Sohn Konrads I. handelt; denn ein ſolcher 


1) Vgl. oben S. 213 ff. Ich darf mich freuen, mitteilen zu können, daß 
mir Moericke brieflich ſeine Zuſtimmung zu dem dort berechneten ungefähren 
Geburtstermin Woldemars ausgeſprochen hat. 

2) Riedel A XIII, 222 f., Nr. 27. 

3) Man beachte z. B. die ſchwankende Stellung, die man dem Markgrafen 
Heinrich I. ohne Land einräumte; es genügt, auf die fünf oben S. 385 Anm. 1 
zitierten Urkunden zu verweiſen, die er gemeinſam mit ſeinen Stiefbrüdern 
Otto IV. und Konrad J. ſowie des letzteren Söhnen Johann IV. und Otto VII. 
ausſtellt: in der erſten und fünften Urkunde ſteht Heinrich an dritter Stelle, 
hinter den Brüdern, aber vor den Neffen; in den übrigen drei Urkunden dagegen 
ſteht Heinrich erſt an fünfter Stelle, hinter den Neffen. Die Beiſpiele ließen 
ſich leicht mehren. 
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würde als Mitglied des regierenden Zweiges der Familie — ganz 
abgeſehen davon, daß er ſicher öfters in den Urkunden genannt worden 
wäre — bei ſo wichtigen Verhandlungen doch wohl von vornherein 
zugegen geweſen ſein; die Abweſenheit läßt ſich dagegen zwanglos 
begreifen, wenn man an den halbwegs enterbten Sohn Johanns II. 
denkt. 

Ich faſſe zuſammen, was ich über Markgraf Konrad II. wahr⸗ 
ſcheinlich zu machen mich bemüht habe. Er iſt ein Sohn Johanns II. 
und der Hedwig von Werle, ein Bruder des Johann, der 1292 ſtarb, 
nachdem Papſt Nicolaus IV. zwei Jahre zuvor ſeine Poſtulation zur 
Würde des Havelberger Biſchofs verworfen hatte. Er wird eine 
ſchwächliche Perſönlichkeit geweſen ſein; noch als Mann wurde er 
allgemein nicht Konrad genannt, ſondern behielt, ſogar in einem amt⸗ 
lichen Dokument, den Koſenamen Koneke, den er wohl ſeit der Kindheit 
trug. Nach feines Vaters frühem Tod ging fein tatkräftiger Oheim 
Otto mit dem Pfeil über das gute Recht des Neffen, der eigentlich 
durch ſeine Geburt berufen war, dermaleinſt das Haupt der johanneiſchen 
Linie der Markgrafen von Brandenburg zu werden, hinweg, und ließ 
ihn nicht an der Ausübung der markgräflichen Gewalt teilnehmen. 
Konrad fügte ſich in dieſe Vergewaltigung und wurde dann mit dem 
kleinen Lande Rhinow abgefunden, das er mit dem Titel eines Mark⸗ 
grafen von Brandenburg regierte. Zu Beginn des 14. Jahrhunderts, 
als Markgraf Otto IV. in den Kirchenbeſteuerungsſtreit geriet, mag er 
wie alle johanneiſchen Markgrafen ſich mit dem führenden Markgrafen 
ſolidariſch erklärt haben. Jedenfalls wurde bei den Verhandlungen, 
die zum Frieden und zur Löſung Markgraf Ottos aus dem Bann 
führten, auch des ſonſt abſeits ſtehenden Markgrafen Koneke wiederholt 
gedacht. Ob Konrad verheiratet war, wiſſen wir nicht, jedenfalls war 
er ohne Sohn, ſo daß bei ſeinem Tode, der zwiſchen 1308 und 1319 
erfolgt ſein dürfte, das Land Rhinow wieder mit der Hauptmaſſe der 
johanneiſchen Beſitzungen vereinigt wurde. Wie Markgraf Konrad II. 
im Leben ein von der Familie halbwegs verſtoßener Mann war, ſo 
hat er auch ſeine letzte Ruhe nicht im Kloſter Chorin gefunden, das 
ſonſt, ſoweit unſere Kenntniſſe reichen, ſeine Gruft den Gebeinen aller 
johanneiſchen Markgrafen geöffnet hat. Getrennt von ſeinem Großvater 
und ſeinen Eltern, ſeinen Oheimen und Vettern hat Markgraf Konrad II. 
von Brandenburg ein Grab im Dom zu Stendal erhalten. 


* * 
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Zur bequemeren Orientierung gebe ich am Schluſſe des ganzen 
Aufſatzes eine ganz knappe Stammtafel der askaniſchen Markgrafen 
von Brandenburg; ſie enthält nur die Männer, dieſe aber, ſoweit 
unſere Kenntniſſe reichen, vollzählig mit Einſchluß der in den geiſtlichen 
Stand übergetretenen Mitglieder des Fürſtenhauſes. 


II. Sandau. 


Ein Beitrag zur Geſchichte der Grenzbeziehungen zwiſchen 
Brandenburg und Magdeburg. 

Die kleine Stadt Sandau am rechten Elbufer, 4½ km ſüdſüd⸗ 
weſtlich von Havelberg belegen, bildet heute ſo ziemlich den nördlichſten 
Punkt des Kreiſes Jerichow II und wurde auch ſchon im ſpäteren 
Mittelalter dem magdeburgiſchen Lande Jerichow zugerechnet. Dieſem 
Territorium gehörte Sandau aber nicht urſprünglich an; ehe es magde⸗ 
burgiſch wurde, bildete es einen integrierenden Beſtandteil der Mark 
Brandenburg, und zwar rechnete man es, obwohl es rechts der Elbe 
lag, zur linkselbiſchen Altmark. Das iſt quellenmäßig zu belegen: der 
falſche Markgraf Woldemar von Brandenburg verpfändete im Jahre 
1349 dem Erzſtift Magdeburg die Altmark und Sandau !), er wies 
zuſammen mit ſeinen (angeblichen) Verwandten, den Askaniern in 
Sachſen und Anhalt, eine Reihe von namentlich genannten altmärkiſchen 
Städten und Sandau 1350 an, dem Erbiſchof Otto von Magdeburg 
die Pfandhuldigung zu leiſten?), und dieſem Verhältnis Rechnung 
tragend, entließen 1351 die Grafen von Anhalt die ſtad zu San do we 
in der alden marke aus allen ihnen geleiſteten Gelübden, bis die 
Stadt aus ihrer Verpfändung ausgelöſt ſei ?). Ebenſo berichtet die 
Magdeburger Schöppenchronik zum Jahre 1378, als Sandau von der 
Prignitz aus überrumpelt wurde: Sandowe hadde oldinges to der 
marke ghehort ). 

Daß Sandau ſchon in voraskaniſcher Zeit zur ſächſiſchen Nord⸗ 
mark, d. h. mit anderen Worten zur ſpäteren Altmark, gehört haben 
muß, ergibt ſich auch aus einer hiſtoriſchen Betrachtung allgemeinerer 


1) Riedel B II, 249 f., Nr. 882. 

2) Riedel B II, 299 f., Nr. 931; die Städte find Stendal, Salzwedel 
(Alt⸗ und Neuſtadt), Gardelegen, Seehauſen, Tangermünde, Oſterburg, Werben 
und Sandau. 

3) Riedel A XVII, 500 f., Nr. 71. 

4) Die Magdeburger Schöppenchronik (ed. Janicke = Die Chroniken der 
deutſchen Städte, VII) 275. 
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Art. Die ſächſiſche Nordmark im Zeitalter Ottos I. beſtand aus oſt⸗ 
elbiſchem Land, deſſen Beſitz den Deutſchen aber durch den Slaven— 
aufſtand von 983 verloren ging. Otto III. hat ſich vergeblich abgemüht, 
den öſtlichen Beſitzſtand des Reiches wiederherzuſtellen; und unter 
ſeinem Nachfolger Heinrich II. findet ſich die letzte Spur, daß die 
Nordmark noch oſtelbiſches Land umfaßt !), finden fic) andererſeits die 
erſten ſicheren Anzeichen, daß die Mark auf das weſtliche Ufer des 
Stromes zurückgelegt wurde, um überhaupt fortexiſtieren zu können ). 
Von hier aus wurden gelegentlich erneute Vorſtöße über die Elbe 
gemacht; und ſoviel wenigſtens iſt ganz ſicher, daß der Landzipfel 
zwiſchen Elbe und Havelmündung in voraskaniſcher Zeit wieder in den 
unbeſtrittenen Beſitz der Deutſchen gelangt iſt. Die Markgrafen der 
Nordmark aus dem Hauſe Stade haben das Land um Jerichow, ein 
Gebiet, das etwa dem Süden des heutigen Kreiſes Jerichow. II ent⸗ 
ſpricht, einen Teil ihres Amtsſprengels, in ihr Eigengut umzuwandeln 
verſtanden; und Hartwig, der letzte, dem geiſtlichen Stande angehörige 
Sproß des Stader Grafenhauſes, hat im Jahre 1144 dies Land um 
Jerichow dem Erzbistum Magdeburg, dem er damals als Domherr 
angehörte, überwieſen s). Wenn aber hier um Jerichow herum der 
Arm der Deutſchen ſchon damals bis zur Havel hin gebot, ſo ergibt 
ſich mit zwingender Notwendigkeit — ein Blick auf die Karte wird 
jeden darüber belehren — die Annahme, daß gleichzeitig auch bis zur 
Havelmündung das Land den Slaven verloren gegangen war: die 
Grenze war von der Elbelinie bis zur Havellinie vorgeſchoben. Sandau 
und Umgegend müſſen alſo ſchon zur Zeit der Stader Markgrafen 
Beſtandteil der Nordmark geworden ſein; da Sandau nicht zu dem an 
Magdeburg verſchenkten Eigengut des Hauſes Stade gehörte, ſo bildete 
es eine kleine oſtelbiſche Fortſetzung der weſtelbliſchen Nordmark. Und 
als dann die askaniſchen Markgrafen kamen und die Mark weit nach 
Often ausdehnten, da ijt doch Sandau feinem hiſtoriſchen Zuſammen— 
hang getreu ein Teil der zur Altmark gewordenen Nordmark geblieben. 

Überbliden wir die ſpärlichen Notizen, die ſich zur älteren Ge⸗ 
ſchichte Sandaus erbringen laſſen, ſo wird die Zugehörigkeit zur Mark 
Brandenburg vollauf beſtätigt; im allgemeinen beſchränken ſich aller⸗ 
dings die frühen Erwähnungen Sandaus darauf, daß in dieſer Stadt 


1) MG. DD. Heinrich II. 274, Nr. 237. Vgl. für das Folgende 
W. v. Sommerfeld, Beiträge zur Verfaſſungs- und Ständegeſchichte der 
Mark Brandenburg im Mittelalter I, 3 ff. 

2) MG. DD. Heinrich II. 135 ff., Nr. 110, 111. 

3) Lappenberg, Hamburgiſches UB. I, 163 f., Nr. 174. 
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die askaniſchen Markgrafen geurkundet haben. Aber das ijt fo häufig 
der Fall geweſen, das ſchon daraus mit voller Sicherheit die Zu= 
gehörigkeit der Stadt zur Mark ſich ergibt. Markgraf Albrecht II. hat 
hier 1208 eine Urkunde ausgeſtellt 1), feine gemeinſam regierenden 
Söhne Johann I. und Otto III. 12562). Nicht lange nachher, wahr⸗ 
ſcheinlich 1260, wurde die Altmark, zu der Sandau gerechnet wurde, 
von den markgräflichen Brüdern geteilt), und zwar fiel dabei Sandau 
dem älteren zu, wie wiederum die Urkunden erweiſen; denn mit 
geringen Ausnahmen ſind es fortan nur die Markgrafen der johanneiſchen 
Linie, die nach Sandau kommen. Ich ſtelle zuſammen, daß 1261 und 
1262 Johann I. dort erſcheint“); feine Söhne Johann II., Otto IV. und 
Konrad urkunden daſelbſt 12815); die beiden letzteren begegnen nach 
Johanns II. Tod in Sandau 12826), 12847), 12898), 12909), 1293 19), 
1295 10%, 1296 12), Otto IV. allein 1304 18). Ebenſo treffen wir Konrads 
Sohn Woldemar zweimal in der Stadt, nämlich in den Jahren 1309 1*) 
und 131415). Sandau war mithin eine von den Landesherren ziemlich 
oft beſuchte Stadt, und fo kann es nicht verwundern, wenn die Marf- 
grafen, als ſie Anfang 1305 ein Bündnis mit den Herren von Werle 
und von Mecklenburg ſchließen, erklären, ſie würden im Fall, daß ſie 
die eingegangenen Verpflichtungen nicht innehielten, Einlager halten 
in einer der vier Städte Salzwedel, Spandau, Templin oder Sandau, 
th welfer ſtad wy irſt tükomen !“); Sandau zählte alſo zu den ganz 
regelmäßig beſuchten Orten. 

Natürlich darf es nicht Wunder nehmen, wenn gelegentlich auch 


1) Riedel A XVII, 3, Nr. 2; Krabbo, Regeſten, Nr. 536. 

2) Riedel A III, 343, Nr. 9; Krabbo, Regeſten, Nr. 795. 

3) Vgl. dazu meinen Aufſatz: Die Teilung der Mark Brandenburg durch 
die Markgrafen Johann I. und Otto III., im 43. und 44. Jahresbericht des 
Hiſtor. Vereins zu Brandenburg a. H. (1912), 77 ff., namentlich 91 ff. 

4) Riedel BI, 68 f., Nr. 94 und 73, Nr. 101; Krabbo, Regeſten, 
Nr. 862 und Nr. 873. 

5) Riedel CI, 12, Nr. 9. 

6) Riedel A V, 44, Nr. 49. 

7) Riedel A III, 95, Nr. 17. 

8) Riedel A XV, 39, Nr. 48. 

9) Riedel A XI, 4, Nr. 5. 

10) Riedel A III, 347, Nr. 5. 

11) Riedel A IX, 6, Nr. 8. 

12) Riedel A XV, 44, Nr. 57. 

13) Mekl. UB. V, 163 f., Nr. 2931. 

14) Riedel A XIV, 51, Nr. 65; C I, 14 f., Nr. 15. 

15) Riedel A V, 63, Nr. 82; A XV, 63, Nr. 80. 

16) Riedel C III, 13 f., Nr. 13; Mekl. UB. V, 195 ff., Nr. 2979. 
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einmal die Markgrafen der ottoniſchen Linie in Sandau auftauchen; 
bei der Zerriſſenheit der ottoniſchen Lande war es für die Markgrafen 
der jüngeren Linie ja einfach unvermeidlich, auf der Durchreiſe ab 
und zu auch Landesteile der johanneiſchen Vettern zu berühren, doch 
ſind dieſe Fälle ſelten genug; ſo urkunden 1281 Otto V. und Albrecht III. 
hier für Kloſter Arendſee !), und 1316 ſtellt Johann V. an zwei auf⸗ 
einander folgenden Tagen in Sandau zwei Urkunden aus, eine für 
die Pfarrkirche zu Perleberg 2), die andere für die Kirche in Tüchen 
(ſüdweſtlich Pritzwalk) ?). 

Eine Stadt, in der die askaniſchen Markgrafen ſo oft geweilt 
haben, wird auch Urkunden von ihnen beſeſſen haben; leider ſind dieſe 
bis auf ein verderbt überliefertes Stück, von dem noch zu reden ſein 
wird!), verloren, und es wird ſich nachher auch über ihren Verbleib 
etwas jagen laſſen 5). 

Markgraf Woldemar hat verfügt, daß zu dem reichlich bemeſſenen 
Witwengut ſeiner Gemahlin, der Askanierin Agnes, auch Sandau mit 
dem dabeigelegenen Land Kamern“) gehören ſolle ?). Wenige Monate 
nach Woldemars Tod 1319 ging die Witwe eine neue Ehe mit Herzog 
Otto dem Milden von Braunſchweig ein. Dieſe beiden, Agnes und 
Otto, urkundeten dementſprechend für die Stadt; 1322 bekundete die 
Herzogin, daß die Burg, die ſie in Sandau habe errichten laſſen, nur 
dem Schutz, nicht aber der Bedrückung der Stadt dienen ſolle, und 
daß die Stadt ſich nach wie vor ihrer alten Freiheit erfreuen ſolle ). 
Und 1325 beſtätigte Otto von Braunſchweig der Stadt die Gewohn⸗ 
heiten, die ſie unter den askaniſchen Markgrafen beſeſſen hatte, „quas 
in dictorum marchionum patentibus literis poterunt demonstrare“ “); 
damals waren alſo die Askanierurkunden der Stadt noch vorhanden. 


1) Riedel A XXII, 10, Nr. 14. 

2) Riedel A II, 206, Nr. 6. 

3) Riedel A III, 355, Nr. 29. Die Empfänger dieſer drei nur zufällig 
in einer johanneiſchen Stadt ausgeſtellten Urkunden find alſo ottoniſche Unter- 
tanen. 

4) Vgl. unten S. 406 — 411. 

5) Vgl. unten S. 404 f. 

6) Das Land to der kameren liegt ſüdlich von Sandau, vgl. ſüdöſtlich 
von Sandau die Dörfer Kamern und Hohen⸗Kamern ſowie die Kamerner Berge. 

7) Vgl. die Urkunde der Herzöge von Braunſchweig von 1322 Mai 29; 
Riedel A XXV, 194 ff., Nr. 47. — Ich merke an, daß die Erwähnung Sandaus 
in der Urkunde Woldemars und feiner Schwiegermutter Anna von Breslau 1313 
Auguſt 1 (Riedel B I, 344 f., Nr. 432) mir unklar iſt. 

8) Riedel B VI, 54, Nr. 2266. 

9) Riedel B I, 29, Nr. 630. 
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Sandau iſt offenbar durch Otto und Agnes an den braun- 
ſchweigiſchen Ritter Balduin von Campe verpfändet worden, aus deſſen 
Händen es ſamt dem Lande Kamern im Jahre 1332 mit Zuſtimmung 
Markgraf Ludwigs von Brandenburg durch den Ritter Bertold von 
Beuſt ausgelöſt wurde 1). Von ihm wird Markgraf Ludwig die Stadt 
erworben haben, denn er verleiht ſie 1344 an ſeinen bekannten Rat 
Johann von Buch zur Begleichung einer Schuld ). 

Nicht lange nachher brachen über die Mark die Wirren herein, 
die das Auftreten des falſchen Markgrafen Woldemar verurſachte; 
Sandau hat den geſchickten Schwindler für ernſt genommen; mit 35 
anderen märkiſchen Städten verpflichtete es ſich auf ſein Geheiß, die 
Eventualerbfolge der Fürſten von Anhalt in Brandenburg nach des 
falſchen Woldemar Tode anzukennen ?). Daß der Prätendent zeitweiſe 
eine ſo große Stellung in der Mark erringen konnte, wurde bekanntlich 
dadurch ermöglicht, daß ihn verſchiedene auswärtige Fürſten unter- 
ſtützten, um aus ſeinem Auftreten Nutzen zu ziehen. Zu dieſen eigen⸗ 
nützigen Freunden gehörte auch der Magdeburger Erzbiſchof, der ſich 
für die geleiſtete Kriegshülfe 1349 die Altmark und Sandau vom 
falſchen Woldemar verpfänden ließ“); ein Preis, um den das Pfand 
einzulöſen war, war in dem Vertrag nicht angegeben, die Urkunde 
redet wiederholt davon, daß die Altmark und Sandau ewiglich beim 
Erzſtift bleiben ſollten. Im Jahre 1350 wies der Prätendent die 
altmärkiſchen Städte und Sandau an, dem Erzbiſchof als Pfandherren 
zu huldigen 5). 

Aber die Wittelsbacher behaupteten ſich ſchließlich in der Mark, 
und Sandau ſchloß ſich wieder der rechtmäßigen Landesherrſchaft an: 
1351 haben die Markgrafen Ludwig der Altere und Ludwig der Römer 
die Stadt zu Gnaden angenommen und ihr dabei verſichert, ſie wollten 
die Stadt, die von dem Beſitzer Johann von Buch ausgelöſt werden 
ſollte, nicht verpfänden noch ihrem Lande entfremden ). Dieſes Ver⸗ 


1) Riedel B II, 73, Nr. 682. Für die Beziehungen Balduins v. Campe 
zu Sandau iſt zu vergleichen, daß am 30. Auguſt 1332 in die berühmte Gemand- 
ſchneidergilde zu Stendal eintraten senior Boldewer (d. i. Balduin) et Otto 
dicti de Kampe; dominus Fredericus eorum capellanus et plebanus in 
Sandow; Riedel A XV, 85, Nr. 112. 

2) Riedel B II, 173, Nr. 797. 

3) Riedel B II, 244 f., Nr. 877; vgl. 245 f., Nr. 878. 

4) Riedel B II, 249 f., Nr. 882. 

5) Riedel B II, 299 f., Nr. 931; vgl. dazu die oben S. 396 Anm. 3 
zitierte Urkunde der Grafen von Anhalt. 

6) Riedel B II, 328 ff., Nr. 951. 
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ſprechen haben die Wittelsbacher allerdings bald genug gebrochen. Sie 
mußten noch einen Ausgleich mit ihrem Gegner, dem Erzbiſchof Otto 
von Magdeburg, finden, dem ja der falſche Woldemar die Altmark 
verpfändet hatte. Dieſe große Beute vermochte der Kirchenfürſt zwar 
nicht feſtzuhalten, er hat ſie aber nur zögernd und nicht ohne Entgelt 
fahren gelaſſen. 

Zunächſt ließ er ſich 1351 von Markgraf Ludwig dem Alteren 
Tangermünde und Jerichow, die nur für 5000 Mark eingelöſt werden 
ſollten, verpfänden 1). Dann hat er ſich 1354 mit Ludwig dem Römer 
und Otto dem Faulen unter endgültigem Verzicht auf die Altmark 
um den Preis vertragen, daß ihm das Land Jerichow zu freiem 
Eigentum abgetreten wurde?). Betreffs des Landes Jerichow ſei noch⸗ 
mals daran erinnert, daß es 1144 ſeinem natürlichen märkiſchen Zu⸗ 
ſammenhang entfremdet und magdeburgiſch geworden war?). Je ſtärker 
jth nun unter den askaniſchen Markgrafen die Mark Brandenburg 
öſtlich der Elbe weitete, um ſo ſtörender ſchob ſich ſeither dies Stifts⸗ 
land wie ein Riegel zwiſchen das alte linkselbiſche und das neu ge- 
wonnene rechtselbiſche Gebiet der Mark Brandenburg. Im Jahre 
1259 war dieſem für die Mark ſchwer erträglichen Zuſtand ein Ende 
gemacht: Markgraf Otto III. trat damals die Grafſchaft Seehauſen 
(nordöſtlich Halberſtadt) an den Erzbiſchof Rudolf von Magdeburg ab 
und empfing dafür die Belehnung mit dem Lande Jerichow“), in dem 
alſo ſeither die Markgrafen von Brandenburg geboten, erſt die Askanier, 
dann die Wittelsbacher. Waren ſie auch nur Lehnsherren im Lande, 
jo beſtand doch immer die Gefahr, daß die Magdeburgiſche Lehns— 
oberhoheit vergeſſen wurde und verloren ging. Im Frieden von 1354 
alſo, als der Erzbiſchof die Altmark fahren ließ, verzichteten die Mark⸗ 
grafen auf das Land Jerichow mit den dazu gerechneten Ländchen 
Klietz und Schollene ): Jerichow kehrte frei an die Magdeburger Kirche 
zurück. Und darüber hinaus traten die Wittelsbacher dem Erzſtift 
auch die Stadt Sandau mit dem dazu gerechneten Lande Kamern, das 


1) Riedel B II, 336 ff., Nr. 959. 

2) Riedel B II, 357 ff., Nr. 980. 

3) Vgl. oben S. 397. 

4) Riedel B I, 62 ff., Nr. 87. 

5) Dieſe Ländchen ſchließen fi ſüdlich an das Land Kamern an (vgl. 
oben S. 399 Anm. 6); vgl. die heutigen Dörfer Klietz (öſtlich der Elbe, gegen⸗ 


über Arneburg) und Schollene (öſtlich davon, an der Havel). 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVI. 2. 4 
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nördlich an Klietz und Schollene grenzt, ab!). Damit wurde das 
Land Jerichow in einer für das Erzſtift ſehr erwünſchten Weiſe nach 
Norden zu arrondiert; Sandau, das mit Jerichow geographiſch durch— 
aus zuſammengehört, iſt bald mit ihm verwachſen. 

Wir verfolgen die Urkunden zur Geſchichte Sandaus raſch weiter. 
Im Jahre nach der Abtretung, am 21. März 1355, huldigte Sandau 
ſeinem neuen Herrn und verſprach ihm denſelben Gehorſam, den es 
früher den Markgrafen geleiſtet hatte?). 1361 forderte Kaiſer Karl IV. 
die Stadt Sandau auf, den von Papſt Innocenz VI. neu ernannten 
Erzbiſchof Dietrich von Magdeburg als Landesherrn anzuerkennen?); 
und zwei Jahre ſpäter erklärte die Stadt dem Erzbiſchof, daß alle im 
ſtädtiſchen Beſitz befindlichen Urkunden der Markgrafen von Branden⸗ 
burg, in denen davon die Rede ſei, daß die Stadt nicht von der Alt⸗ 
mark abgetrennt werden ſollte, nicht zum Schaden des Erzbiſchofs 
hervorgeholt werden dürften“). Wie es ſcheint, hat man ſich in 
Magdeburg mit dieſer ſtädtiſchen Erklärung noch nicht zufrieden ge- 
geben, ſondern die alten markgräflichen Urkunden des Stadtarchivs 
vorſichtshalber ſich nach Magdeburg ausliefern laſſen ?). Als aner⸗ 
kannter Landesherr gründete Erzbiſchof Dietrich 1367 ein Spital vor 
den Toren der Stadt). 

Für den Feldzug von 1373, durch den Kaiſer Karl IV. den letzten 
wittelsbachiſchen Markgrafen, Otto den Faulen, aus Brandenburg ver- 
trieb, ſcheint Erzbiſchof Peter von Magdeburg ihm die Burgen Plaue, 
Sandau, Jerichow und Görzke zur Verfügung geſtellt zu haben, die 
aber magdeburgiſch blieben 7. 

In den nächſten Jahrzehnten ſchwebte Sandau in ſtändiger Ge⸗ 
fahr, dem Erzbistum wieder entfremdet zu werden: einerſeits wurden 
wiederholt von ſeiten beutegieriger märkiſcher Raubritter Anſchläge 


1) Riedel B II, 357 f., Nr. 980. Das Land wird fo abgetreten, als iz 
her Johan von Bouch hatte tzwischen der Havele und der Elve. Ob die 
Markgrafen Sandau vorher von Johann v. Buch ausgelöſt hatten, wie ſie 1351 
verſprochen hatten, iſt nicht bekannt, aber wohl anzunehmen. 

2) Riedel B II, 366, Nr. 990. 

3) Riedel A XXIV, 372, Nr. 73. Böhmer⸗Huber, Regesta im- 
perii VIII, Nr. 3763. Schreiben des Kaiſers gleichen Inhalts ergingen am 
gleichen Tage an die Städte Magdeburg (Böhmer-Huber Nr. 3762), Burg, 
Jüterbog. 

4) Riedel A XXIV, 372 f., Nr. 74 = B II, 452 f., Nr. 1059. 

5) Vgl. unten S. 404. 

6) Riedel B VI, 101, Nr. 2309. 

7) Riedel B II, 539, Nr. 1136. 
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gegen die Burg unternommen, andererſeits ſahen die Magdeburger 
Erzbiſchöfe ſich wiederholt genötigt, Sandau zu verpfänden. Zunächſt 
überrumpelte am 10. Juni 1378 eine Schar von Prignitzern unter 
Kerſten Bozel und dem mecklenburgiſchen Lehnsmann Claus Rol den 
Ort; ohne Kampf fielen ihnen Stadt und Burg in die Hände, und 
es ging ſogar das Gerücht, der Überfall ſei mit Wiſſen des Erzbiſchofs 
Peter geſchehen, da dieſer dem Kaiſer den Platz als einen ehemaligen 
Beſtandteil der Mark Brandenburg überlaſſen wollte !). Sandau muß 
aber wieder ſeinem rechtmäßigen Herrn zurückgegeben worden ſein. 
Nunmehr beginnt die Reihe der Verpfändungen. Erzbiſchof Albrecht 
von Magdeburg (1383 — 1403) verſetzte Sandau zunächſt an die 
märkiſchen Ritter Koppe (Coppeke) und Redeke von Königsmarck, dann, 
nach der Wiedereinlöſung, an fünf Quitzows, Kuno den Alteren, ſeine 
Söhne Dietrich und Hans und deren Vettern Klaus und Kuno den 
Jüngeren 2); letzteres geſchah im Jahre 1401. Von den Quitzows 
löſte Erzbiſchof Gunther (1403 — 1445) Sandau zwar wieder aus, 
jedoch nur, um es wiederholt neu zu verſetzen ?). Vorübergehend waren 
Pfandinhaber erſt Klaus von Quitzow und ſein Sohn Tyle, dann 
Gebhard von Bodenteich, zu deſſen Hand Gebhard von Plathe und 
Heinrich von Bieren das Pfand empfingen. Zwiſchendurch erfolgt 
dann zu einer Zeit, als Sandau einmal wieder magdeburgiſch war 
und Heinrich von Iſenburg!) dort gebot, von der Mark aus ein neuer 
Überfall auf Sandau. Caspar Gans von Putlitz und ſein Helfer 
Balthaſar von Wenden eroberten Sandau?) am 22. Auguſt 1416. 
Erzbiſchof Gunther von Magdeburg, obwohl im Augenblick fieberkrank, 
brach ſofort zur Rückeroberung Sandaus auf; er ſelbſt fuhr zu Schiff 
elbabwärts, 3000 Streiter ritten gegen Sandau aus; die Stadt ging 
beim Angriff der Erzbiſchöflichen in Flammen auf, aber die Burg hielt 
den Angreifern ſtand, und am 27. Auguſt zogen die Magdeburger 
von den unbezwungenen Mauern ab. Die Wiedergewinnung gelang 


1) Magdeburger Schöppenchronik ed. Janicke (= Deutſche Chroniken VII) 
275. Kaiſer Karl IV. lebte noch zur Zeit des Überfalls; er ſtarb 1378 No: 
vember 29. | 

2) Riedel A XXV, 51 ff., Nr. 68. 

3) Das folgende nad Riedel A II, 482 ff., Nr. 61. 

4) Er erfreute ſich in der Mark keines guten Rufes: Kurfürſt Friedrich J. 
legt ihm in der Klageſchrift über die von den Magdeburgern in den Jahren 
1412 — 1420 gegen die Untertanen der Mark begangenen Gewalttaten mancherlei 
zur Laſt; Riedel B III, 334, 346, 351, 354, 357 f., 359 f. 

5) Magdeb. Schöppenchronik 343. 

4 * 
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dem Erzbiſchof aber im Juni 1417: fo ſehr hatte fie ihm am Herzen 
gelegen, daß er deshalb dem Befehl König Sigismunds, perſönlich 
auf dem Konſtanzer Konzil zu erſcheinen, nicht Folge geleiſtet hatte!). 

Trotzdem alſo der Erzbiſchof den Wert Sandaus wohl zu ſchätzen 
wußte, folgte bald eine neue Verpfändung: am 23. April 1425 ver⸗ 
ſetzte er Burg und Stadt Sandau mit Zuſtimmung ſeines Kapitels 
an Biſchof Otto und das Domſtift von Havelberg?); „sus kam Sandow 
erst in de merkeschen hende“ ſagt mißbilligend der Magdeburgiſche 
Chroniſt ?), indem er dieſe Verpfändung verzeichnet. 

Unter ſolchen ſchwankenden Verhältniſſen konnte Kurfürſt Fried⸗ 
rich II., der bekanntlich überall mit zäher Energie daranging, die Mark 
Brandenburg in ihrem alten askaniſchen Beſitzſtand wiederherzuſtellen, 
mit einiger Ausſicht auf Erfolg auch hier einſetzen. Allerdings über⸗ 
blickte er die hiſtoriſchen Zuſammenhänge nicht mehr richtig: er rekla⸗ 
mierte 1443 das ganze Land Jerichow und als einen Teil desſelben 
Sandau ). Ich wiederhole noch einmal): in der Frühzeit, unter den 
Markgrafen aus dem Hauſe Stade, war das ganze Land zwiſchen Elbe 
und unterer Havel ſicher ein Teil der Nordmark geweſen: während 
aber Sandau durch die ganze Askanierzeit und darüber hinaus bei 
der Mark Brandenburg verblieben war, wurde Jerichow ſchon von den 
Stadiſchen Markgrafen in ein Allod umgewandelt, das der Domherr 
Hartwig von Stade dem Erzſtift Magdeburg geſchenkt hatte, und das 
ſpäter nur als Stiftslehen an die Mark zurückgekommen war. Mit 
dieſem Lande Jerichow, mit dem es allerdings geographiſch eng zu⸗ 
ſammenhing, hatte Sandau alſo rechtlich nichts zu tun. 

Betreffs Sandau führte die Klageſchrift des Kurfürſten und ſeines 
gleichnamigen Bruders, Friedrichs des Fetten, aus“), der Erzbiſchof 
habe die älteren, von früheren Markgrafen ausgeſtellten Urkunden der 
Stadt an ſich gebracht, um zu verhindern, daß aus ihnen der kurfürſt⸗ 
liche Anſpruch begründet werden könnte. Betrachtet man die Erwiderung 


1) Magdeb. Schöppenchronik 344. Vgl. auch in der oben S. 403 Anm. 4 
zitierten Klagſchrift Riedel B III, 354 zum Jahre 1417, also der bisschoff 
von Meideburg vor Sandow lag. 

2) Riedel A II, 482 ff., Nr. 61. 

3) Magdeb. Schöppenchronik 366, irrtümlich zum Jahre 1422. Der Stand 
der Quellen erlaubt nicht mit Beſtimmtheit zu ſagen, ob die undatierten Ver⸗ 
pfändungen an Klaus v. Quitzow und Gebhard v. Bodenteich vor oder nach den 
Kämpfen von 1416 und 1417 erfolgten. 

4) Riedel B IV, 301, Nr. 1655, 1. 

5) Vgl. oben S. 397, 401. 

6) Riedel B IV, 303, Nr. 1655, 1. 
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Erzbiſchof Gunthers auf dieſe Anſchuldigung, jo gewinnt man den Ein⸗ 
druck, daß die Urkunden tatſächlich von erzbiſchöflicher Seite kaſſiert 
waren. Das Recht Brandenburgs auf das Land Jerichow wird ein⸗ 
fach geleugnet, und wegen der Urkunden von Sandau folgendes er- 
widert !): „Zeu sulcher vinsterer und unclarer schult meynen wir, 
das wir keine antwert pflichtig sind czu thune, so sie in irer 
schult nicht usdrucken und bedutlichen schriben, wellicherleye 
briefe wir schulden genommen haben, uff perment oder papir ge- 
schreven, vorsigelt adir unvorsiegilt, von eynem offinbaren schriber 
geschriben adir nicht, im welchem iare die gegeben sint, wenne 
und von weme, worumb und wur ober, latinisch adir dutz ge- 
schriven, nu dann eyn itzlich schult, doruff man antwertten sal, 
sal dar sin bedutlichen und unvordacket, also wir hoffen zcum 
rechten; unde wurde denn von uch (nämlich den Unparteiſchen) 
irkant, das wir gliche wol antwertten sollen, so antwerten wir nach 
der were und sagen en zcu der letzten schult: neyn und uns ist 
unwissentlich das wir enynicherleie briffe hetten aldar genommen, 
da mette sie ire bewisunge thun solden und setzen das uff das. 
recht. Die beiden Hohenzollern ließen ſich durch dieſen Phraſenſchwall 
nicht in ihrer Anklage beirren, indem ſie erwiderten?): Uff die leste 
unsir schulde, die unnsir herre und ohem (der Erzbiſchof von 
Magdeburg) ververcleret und vinster scheldet, sagen wir, das unsir 
herre und ohem selbist wol wissentlichen ist, wass briffe er. ge- 
nommen hot und wie die forme und gestalt gehabt haben, der 
wissenschafft wir in ezu rechte tzhien, und dorumb er das wol ge- 
wust hot, was nicht nod, das wir on dar an furder undirrichteden. 

Um ihren Anſpruch auch durch die Tat anzumelden, begannen die 
Markgrafen mit der Ausübung der Jagd im Lande Jerichow und auch 
in den zu Sandau gehörenden Gehölzen ?), ja, fie behaupteten, auch 
ihre hohenzollernſchen Vorgänger in der Mark, Kurfürſt Friedrich 1. 
und Markgraf Johann (der Alchymiſt), hätten das Jagdrecht im 
Jerichowſchen ausgeübt, ohne daß von magdeburgiſcher Seite wider⸗ 
ſprochen ſei“). Feſtgehalten haben die Hohenzollern ihren Anſpruch 
auf das Land Jerichow ſchließlich nicht; aber indem ſie ihn ſo energiſch 
vertraten, konnten ſie ihn doch als Kompenſationsobjekt verwerten. In 
dem Vertrag von Zinna, der am 15. November 1449 die magdeburgiſch⸗ 


1) Riedel B IV, 308, Nr. 1655, 2. 
2) Riedel B IV, 311, Nr. 1655, 3. 
3) Riedel B IV, 317, Nr. 1656. 
4) Riedel B IV, 321, Nr. 1656. 


54 Hermann Krabbo [406 


brandenburgiſchen Streitigkeiten ſchlichtete, gaben die hohenzollernſchen 
Brüder ihren Anſpruch auf das Land Jerichow und Sandau auf, er= 
reichten aber dafür, daß das Erzſtift ſich aller Rechte entäußerte, die 
es bisher aus der berühmten Lehnsauftragung von 1196 hergeleitet 
hatte, durch die einſt Markgraf Otto II. und ſein Bruder Graf Albrecht 
von Arneburg ihre geſamten Eigengüter dem Erzſtift Magdeburg auf⸗ 
gelaſſen hatten !). | 
Durch den Zinnaer Vertrag war endgültig jedes Band zwiſchen 
der Mark Brandenburg und der Stadt Sandau gelöſt; Sandau war 
jetzt zu einem Beſtandteil des Landes Jerichow und mit ihm des erz= 
biſchöflich magdeburgiſchen Territoriums geworden. Es iſt mit der 
Geſamtmaſſe dieſer Krummſtablande, die ſich der lutheriſchen Kirchen⸗ 
reform angeſchloſſen hatten, 1680 auf Grund einer Abmachung des 
Weſtfäliſchen Friedens dem Großen Kurfürſten zugefallen. Sandau 
und Jerichow blieben aber auch im neuen Verbande des branden⸗ 
burgiſch⸗preußiſchen Staates Pertinenzien des magdeburgiſchen Landes: 
zur Altmark ſind ſie erſt wieder durch die Neuordnung des preußiſchen 
Staates, die auf das Zeitalter Napoleons I. folgte, in nähere Be⸗ 
ziehung getreten, indem damals die Altmark von ihrem hiſtoriſchen 
Zuſammenhang mit den übrigen märkiſchen Landen gelöſt und der 
Provinz Sachſen zugewieſen wurde, zu der auch das Land Jerichow kam. 
Seither alſo liegt Sandau wieder im gleichen Verwaltungsbezirk wie die 
Altmark, der es urſprünglich angehörte. 
* * 
de 
Das wären die Hauptdaten zur Geſchichte der Stadt Sandau; 
ſie ſind dürftig genug, namentlich für die Frühzeit, weil ſo ziemlich 
alle Urkunden zur Geſchichte der Stadt fehlen; mag es nun ſein, daß 
ſie bei dem Brande im Jahre 1416 zugrunde gegangen ſind, oder daß 
ſie, wie von brandenburgiſcher Seite behauptet wurde, von den Magde⸗ 
burgern beiſeite geſchafft (und dann wohl kaſſiert) ſind. Sieht man 
ab von der einen, erwähnten Urkunde der Askanierin Agnes von 1322, 
einer Urkunde, die zeitlich ſchon jenſeits der eigentlichen Askanierzeit 
liegt, ſo kennen wir nur ein einziges Dokument, das die Stadt von 
den askaniſchen Markgrafen erhalten hat. In Berlin im Geheimen 
Staatsarchiv befindet ſich unter den Urkunden (Signatur: Sandau 
Nr. 1) ein Pergamentblatt in Urkundenform, aber ohne eine Spur 
von Beſiegelung, das in der Schrift des 15. Jahrhunderts in deutſcher 
Sprache den Text einer Verleihung vom Jahre 1272 ſeitens der Mark⸗ 
grafen Johann, Otto und Woldemar an die Stadt enthält. Es beſteht 


1) Riedel B IV, 421 ff., Nr. 1698. 
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die doppelte Möglichkeit, in der ſo überlieferten Urkunde die ſpätere 
Abſchrift einer in deutſcher Sprache ausgeſtellten Verleihung, oder aber 
die Überſetzung einer urſprünglich lateiniſchen Urkunde zu erblicken. 
Riedel, der das Stück druckte !), entſchied ſich für die zweite An⸗ 
nahme, und man muß ihm darin wohl rechtgeben; denn urſprünglich 
in deutſcher Sprache niedergeſchriebene Askanierurkunden pflegen im 
Ausdruck präziſer zu ſein, als die Sandauer Verbriefung. 

Auf die mehrfachen Unmöglichkeiten, die die Urkunde in der vor⸗ 
liegenden Geſtalt enthält, geht Riedel mit keinem Worte ein;, dtefe 
Schwierigkeiten aber müſſen gelöſt werden, wenn die Urkunde überhaupt 
hiſtoriſch verwertet werden ſoll. Ich gebe, um meine folgenden Erläu⸗ 
terungen verſtändlich zu machen, zunächſt einen erneuten Abdruck des 
kurzen Dokuments. 

Wy Johan, Otto unnd Woldemar van der gnade godes mar- 
ghreven to Brandenborch unnd to Llandesberch bekennen unnd 
betughen met dessen jegenwordigen brive vor allen dy en sen, 
horen edder lezen, dat wy hebben bogifftiget met crafft desses 
brives unse stad Sandow met eyner vryen vere, unde dye selve 
vere fry willen behalden to unser stad Sandow met aller nöt to 
allen tyden vor unse kyndere unnd alle unse nakomelinghe, uppe 
dat dy selve unse stad deste bath werde ghevestet unde ghe- 
buwet, wan er des behuff unnd noth is. Dat de vorbenomede 
vere unser erghenanthen stad Sandow stede vry unnd unghehindert 
blive, des gheve wy den van Sandow desse hantvestinghe bosegelt 
unnd ghevestet met unsen ingesegelen. Tu tughe desser fryheyt 
unnd desser jegenwordighen hantfestinghen synt hir to gerupen 
dy hir na boschreven stan: her Conrad van Rederen, her Claus 
van Buck unnd her Dyderick van Quitzow, dy ridder sin. Desse 
briff is ghegeven na der bort christi dusent iar twehundert iar dar 
na twe unnd seventich iar in des hilghen cruces avent so dat ghe- 
funden wart. 

Der Inhalt der vorſtehenden Urkunde iſt die Verleihung einer 
Fähre, natürlich einer Elbfähre, an die Stadt — noch heute befindet 
ſich dort eine Fähre über den Strom —; des weiteren jagt die Ur⸗ 
kunde, wenn ich ihren nicht klaren Wortlaut richtig deute, daß dieſe 
Verleihung für alle Zeiten zu Recht beſtehen, auch die Nachkommen 
der Schenker binden ſoll. 

Daß die Ausſteller der johanneiſchen Linie des Askanierhauſes 
angehören müſſen, iſt aus den oben gemachten Ausführungen zu ver- 


1) Riedel B VI, 13, Nr. 2199. 
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muten, ergibt ſich aber auch aus der Urkunde ſelbſt. Zwar die Namen 
Johann und Otto begegnen wiederholt in beiden Linien der Mark⸗ 
grafen, der Name Woldemar jedoch kommt nur einmal vor, bei einem 
johanneiſchen Askanier. Auf dieſe Linie weiſt auch der Doppeltitel: 
Markgrafen von Brandenburg und Landsberg. Jetzt aber beginnen 
die Schwierigkeiten: dieſer Doppeltitel wird von den johanneiſchen 
Markgrafen erſt im Auguſt 1291 in Gebrauch genommen ), um im 
Sommer 1305 durch den abermals erweiterten Titel: Markgrafen von 
Brandenburg, Lauſitz und Landsberg abgelöſt zu werden?). Weiſt 
ſchon der Titel der Ausſteller die Urkunde in eine weit ſpäter als 1272 
ſich abſpielende Zeit, ſo fällt nach gleicher Richtung ins Gewicht die 
Nennung des Markgrafen Woldemar; dieſer tritt erſt im Jahre 1302 
in die Reihe der regierenden Markgrafen ein 2). Aus dieſen Über⸗ 
legungen heraus müßte man die Urkunde in die kurze Spanne zwiſchen 
1302 und Sommer 1305 einſchalten. Damals regierten folgende 
johanneiſche Markgrafen: 

1. Otto IV. mit dem Pfeil als Senior des Hauſes. 

2. Konrad, ſein Bruder, bis zu ſeinem Tode 1304 (wahrſcheinlich 
bald nach März 15) ). 

3. Gelegentlich mitwirkend Heinrich I. von Landsberg, beider Stief⸗ 
bruder. 

4. Johann IV., Konrads älteſter Sohn, bis zu ſeinem Tod 1305 
(wahrſcheinlich im Juli oder in den erſten Tagen des Auguſt) “). 

5. Woldemar, Konrads jüngſter Sohn. 


1) Zuerſt 1291 Auguſt 29, Riedel A XXII, 376, Nr. 18. 

2) Otto IV. und Woldemar nennen ſich 1305 Auguſt 25 noch Markgrafen 
von Brandenburg und Landsberg (Riedel A XXI, 452, Nr. 7), vier Tage 
ſpäter Auguſt 29 jedoch Markgrafen von Brandenburg, Lauſitz und Landsberg 
(Riedel A XXI, 104 f., Nr. 22). 

3) Zuerſt 1802 Februar 14 (Pommerſches UB. IV, 37 f., Nr. 2018), vgl. 
oben S. 213 f. ö 

4) Vgl. unten S. 409. 

5) Johann IV. urkundet zuletzt 1305 Juni 24 (Riedel A XV, 51 f., 
Nr. 66), er wird als tot bezeichnet 1305 September 25 in einer Schenkung, die 
Markgraf Woldemar für das Seelenheil ſeines Vaters Konrad und ſeines 
Bruders Johann macht (Riedel A XIX, 447 f., Nr. 6; vgl. A XVIII, 8 f., 
Nr. 8). Am 8. Auguſt 1305 urfundet König Wenzel III. zu Prag betreffs 
Übergabe Pommerellens an Brandenburg, wobei an johanneiſchen Markgrafen 
nur noch Otto IV. und Woldemar genannt werden (Riedel BI, 263 f., Nr. 335): 
vermutlich alſo Johann IV. damals bereits tot. Demgegenüber dürfte nicht ins 
Gewicht fallen, daß 10 Tage ſpäter, am 18. Auguſt 1305, König Albrecht I. in 
ſeinen zu Nürnberg bekundeten Friedensſchluß mit König Wenzel III. von 
Böhmen noch die Markgrafen von Brandenburg einſchließlich Johanns IV. auf⸗ 
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Die normale Folge der ausſtellenden Markgrafen iſt — wenn ich 
von dem ſelten auftretenden Heinrich abſehe — bis zu Konrads Tod: 
Otto, Konrad, Johann und Woldemar, nach Konrads Tod: Otto, 
Johann und Woldemar. Unſer Dokument dagegen nennt die Mark⸗ 
grafen Johann, Otto und Woldemar. Das iſt eine Namenfolge, wie 
ſie zu keiner Zeit möglich geweſen iſt; zwar hatte Markgraf Konrad | 
drei Söhne, die in der richtigen Altersfolge fo hießen: Johann IV., 
Otto VII., Woldemar; aber dieſe Brüder haben nie zuſammen regiert; 
Otto VII. war ſeit Jahren tot!), ehe Woldemar in die Mitregierung 
eintrat. So bleibt nur die Annahme übrig, daß bei der Überſetzung 
der Urkunde die Namen verſehentlich umgeſtellt wurden; die richtigen 
Ausſteller können nur ſein Otto IV. und ſeine Neffen Johann IV. 
und Woldemar. Aus dem Umſtand, daß Markgraf Konrad ſchon aus 
der Reihe ausgeſchieden iſt, wird man ſchließen dürfen, daß die Ur⸗ 
kunde erſt in die Zeit nach ſeinem Tode gehört. Da das Tagesdatum 
auf den 2. Mai lautet, ſo bleibt nur die Wahl zwiſchen 1304 Mai 2 
und 1305 Mai 2. Zwiſchen dieſen beiden Daten eine völlig ſichere 
Entſcheidung zu treffen, wage ich nicht. Die Palaeographie bietet keine 
beſtimmte Antwort auf die Frage, ob bei der Abſchrift eher 1304 oder 
1305 in 1272 verleſen werden konnte; höchſtens könnte man ſagen, 
daß die ſchließende u (S 5) bei 1305 für 11 (= 2) gehalten fein 
könnte. Wäre damit ein allerdings nicht ſchwer ins Gewicht fallendes 
Argument für 1305 gewonnen, ſo iſt nach gleicher Richtung noch 
folgendes geltend zu machen: Konrad tritt zuletzt als lebend auf 1304 
März 15), er tft mit ziemlicher Sicherheit als tot anzunehmen 1304 
Juni 13, wo Otto IV., namens ſeines Hauſes urkundend, nur von 
ſeinen Neffen Johann und Woldemar, nicht aber mehr von ſeinem 
Bruder Konrad ſpricht?). Zwiſchen dieſen Terminen liegen nun zwei 
Urkunden aus dem Mai, in denen Otto IV. allein die Geſchäfte ſeines 
Hauſes führt, ohne die Neffen, die vielleicht am Bett des ſterbenskranken 


nimmt (Riedel B I, 264 ff., Nr. 336); fie alle hatten im voraufgegangenen 
Kriege Wenzel gegen den römiſchen König unterſtützt, und ſie alle, verſehentlich 
auch ein jüngſt verſtorbener unter ihnen, wurden beim Friedensſchluß genannt. 
In der Mark treten ſeit Auguſt nur noch Otto IV. und Woldemar allein als 
Vertreter der älteren Linie auf, ſo Auguſt 24 (Riedel A XXI, 403, Nr. 360), 
Auguſt 25 (Riedel A XXI, 452, Nr. 7), Auguſt 29 (Riedel A XXI, 104 f., 
Nr. 22). 

1) Er begegnet zuletzt urkundend 1297 März 30 (Riedel A XIII, 228, 
Nr. 37). | 

2) Sudendorf, UB. z. Geſch. der Herzöge von Braunſchweig u. Lüne⸗ 
burg VII, 10 f., Anm. Nr. 1. 

3) Sudendorf, a. a. O. VII, 11, Anm. Nr. 2. 
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Vaters weilten: Otto IV. urkundet allein am 21. Mai für das Kloſter 
Dargun !): er allein ſtimmt einer am 28. Mai dem Kloſter Bernſtein 
dargebrachten Schenkung zu 2). Somit halte ich es für wahrſchein⸗ 
licher, die Urkunde dem 2. Mai 1305 zuzuweiſen; ſie würde dann 
mitten in der Reihe der ſonſtigen, von Otto IV., Johann IV. und 
Woldemar ausgeſtellten Urkunden ſtehen. 

Es bleibt noch übrig, den ſo ermittelten Anſatz durch die in der 
Urkunde genannten Zeugen zu kontrollieren. Die Zeugenliſte enthält 
die Namen von drei märkiſchen Miniſterialen; es ſind Konrad v. Redern, 
Nikolaus v. Buch und Dietrich v. Quitzow. Von dieſen drei Männern 
iſt Dietrich v. Quitzow ein ſehr ſeltener Gaſt am markgräflichen Hofe; 
der Name findet ſich in zwei Urkunden des Jahres 12955), um dann 
erſt 1319 wieder aufzutauchen“). Seine Nennung ſpricht alſo weder 
für noch gegen das Jahr 1305. Um ſo häufiger dagegen werden in 
den ſonſtigen Urkunden, die Otto IV., Johann IV. und Woldemar 
ausgeſtellt haben — ich bemerke, daß alle dieſe Urkunden zwiſchen 
1304 Juli 10 und 1305 Juni 24 liegen — Konrad von Redern und 
der Truchſeß Nikolaus von Buch genannt. Ich ſtelle die in Betracht 
kommenden Urkunden zuſammen: 

1304 Juli 10: ohne Zeugen 5). 
Auguſt 3: unter den Zeugen Nikolaus und Konrad “). 
Auguſt 30: unter den Zeugen Konrad . 
„ September 1: ohne Zeugen s). 
September 7: unter den Zeugen Konrad ). 
September 26: einzige Zeugen Konrad und Nikolaus 10). 
September 26: unter den Zeugen Konrad und Nikolaus 11). 
Dezember 12: unter den Zeugen Konrad und Nikolaus 12). 

1) Mek. UB. V, 163 f., Nr. 2931. 

2) Pomm. UB. IV, 139, Nr. 2163. 

3) Riedel A IX, 6, Nr. 8; A XV, 43, Nr. 55. 

4) Riedel B I, 434, Nr. 526. Ob es ſich immer um denſelben Dietrich 
von Quitzow handelt, bleibt dahingeſtellt. . 

5) Mekl. UB. V, 171 f., Nr. 2940. Zu den Ausſtellern der Urkunde gehört 
neben den drei johanneiſchen Markgrafen auch Markgraf Hermann aus der 
ottoniſchen Linie. 

6) Riedel A XV, 50 f., Nr. 65. 

7) Riedel A XXI, 12, Nr. 18. 


8) Mekl. UB. V, 179, Nr. 2950. 

9) Riedel A XXI, 102 f., Nr. 20. Zu den Ausſtellern gehört auch Mark⸗ 
graf Heinrich J. 

10) Märkiſche Forſchungen XIV, 60, Nr. 7. 

11) Märkiſche Forſchungen XIV, 61, Nr. 8. 

12) Riedel BI, 261 f., Nr. 331. 
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1304 Dezember 16: unter den Zeugen Nikolaus !). 

1305 Januar 3: Erwähnung, ohne Zeugen ?). 

Januar 10: unter den Zeugen Konrad und Nikolaus “). 
„ Januar 17: ohne Zeugen ). 
„ April 3: ohne Zeugen ). 

(1305) Mai 23: unter den Zeugen Nikolaus ). 

Juni 11: unter den Bürgen Nikolaus 7). 

„ Juni 24: unter den Zeugen Nikolaus 5). 


Dieſe beiden Zeugen würden alſo aufs beſte zu einer markgräf⸗ 
lichen Urkunde vom Jahre 1305 paſſen; und unſere Urkunde mit dem 
Tagesdatum des 2. Mai würde ſich, von den Markgrafen Otto IV., 
Johann IV. und Woldemar ausgeſtellt, zwanglos für das Jahr 1305 
in die Reihe der oben verzeichneten Dokumente einfügen. 

So komme ich alſo zu dem Schluß, daß die nur in ſpäter und 
verderbter Überſetzung überlieferte Urkunde niemals ins Jahr 1272 
gehören kann, mit höchſter Wahrſcheinlichkeit jedoch im Jahre 1305 
ausgeſtellt iſt. 


1) Riedel A XIII, 230 f., Nr. 40. 

2) Zuſammen mit Markgraf Hermann aus der ottoniſchen Linie; Riedel 
A VIII, 199 f., Nr. 143; vgl. dazu A II, 454 ff., Nr. 23. 

3) Riedel A VII, 306 f., Nr. 3. 

4) Riedel A II, 456, Nr. 24. 

5) Riedel C III, 13 f., Nr. 13. Zu den Ausſtellern gehört auch Mark⸗ 
graf Hermann aus der ottoniſchen Linie. Mekl. UB. V, 195 ff., Nr. 2979 löſt 
die Datierung (dhes Sonnavendes vor dem namelosen sonnendache) falſch 
zu Januar 2 (?) auf. Vgl. H. Grotefend, Zeitrechnung des deutſchen Mittel⸗ 
alters und der Neuzeit I, 131. 

6) C. N. Piſchon, Urkundliche Geſchichte der Stadt Treuenbrietzen, Ur⸗ 
kundenteil 8 f., Nr. 6 ſehr verderbte deutſche Überfegung aus dem Treuenbrietzener 
Weißen Buch (saec. XVII.) fol. 73 ff. Die Urkunde trägt die unmögliche Da⸗ 
tierung 1300 Mai 23. Im Jahre 1300 urkundet einerſeits der hier fehlende 
Markgraf Konrad noch regelmäßig mit, andererſeits iſt der hier genannte Mark⸗ 
graf Woldemar für 1300 eine Unmöglichkeit (vgl. oben S. 213 ff.) Die von 
Otto IV., Johann IV. und Woldemar ausgeſtellte Urkunde wird in die Reihe 
der von dieſen drei Markgrafen herrührenden Diplome, alſo in die Zeit zwiſchen 
1304 Juli und 1305 Juni gehören, alſo, vorausgeſetzt, daß wenigſtens das 
Tagesdatum richtig überliefert iſt, zu 1305 Mai 23. Daneben könnte höchſtens 
noch an das Jahr 1304 gedacht werden, aber, wie oben bemerkt, urkundet 
Otto IV. im Frühjahr 1304 allein, ohne die Neffen, ſo 1304 Mai 21 zu Sandau 
(Mekl. UB. V, 163 f., Nr. 2931). 

7) Riedel A II, 454 f., Nr. 23. Zu den Ausſtellern gehört auch Mark⸗ 
graf Heinrich 1. 

8) Riedel A XV, 51 f., Nr. 66. 
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.. und Kanzlei in Brandenburg im 
16. Jahrhundert 


Von 


M. Klinkenborg 


I. Räte und Kanzlei beim Regierungsantritt des Kur⸗ 
fürſten Joachim Friedrich 


Bei der Bearbeitung der Geſchichte des Geheimen Staatsarchivs 
ergab ſich für mich die Notwendigkeit, größere Nachforſchungen über die 
kurfürſtliche Kanzlei, deren Verhältniſſe noch ziemlich ungeklärt ſind, 
anzuſtellen. Dabei kamen mir auch eine Anzahl von Schriftſtücken vor 
Augen, die nicht ohne Bedeutung für die Aufklärung der Verfaſſung 
der oberſten Behörden des Kurſtaats im 16. Jahrhundert ſind. Einige 
von ihnen möchte ich hier kurz erörtern, da ſie mancherlei Rückſchlüſſe 
auf die Stellung der Ratſtube in jener Zeit zulaſſen: ſie betreffen die 
Vereidigung der Räte und der Kanzlei zur Zeit des Kurfürſten 
Joachim Friedrich 2). 

Für den Wert dieſer Schriftſtücke ſpricht der Umſtand, daß ſie 
unter Kurfürſt Joachim Friedrich von dem Lehnsſekretär Nickel v. Kötte⸗ 
ritzſch abgefaßt worden find. Beide, der Kurfürſt und fein Lehns⸗ 
ſekretär, begegneten ſich offenbar in ſtarken bureaukratiſchen Neigungen, 


1) Geh. Staatsarchiv Rep. 78. 81 f. 1 ff. — Die heutigen Anſchauungen 
über die Behördenorganiſation Brandenburgs im 16. Jahrhundert gründen ſich 
auf die Arbeiten Hintzes: „Hof⸗ und Landesverwaltung in der Mark Branden⸗ 
burg unter Joachim II" im Hohenzollernjahrbuch 1906 S. 138, wieder abs 
gedruckt in Hintze, Hiſtoriſche und Politiſche Aufſätze II S. 3 und „Rat und 
Kammergericht in Brandenburg während des 16. Jahrhunderts“ im 24. Bande 
dieſer Forſchungen S. 1 ff., ſowie auf die Ausführungen von Haß in ſeinem 
Buche: Die Hofordnung Kurfürſt Joachims II. von Brandenburg. Berlin 1910. 
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die Wert darauf legten, daß alles forgfaltig regijtriert und an feinen 
richtigen Ort geftellt werde. Joachim Friedrich kam als ein Mann 
von 52 Jahren zur Regierung, nachdem er 32 Jahre lang bereits 
Adminiſtrator in Magdeburg geweſen war und dort eine vorzügliche 
Behördenverwaltung kennen gelernt hatte. Seine eigene Regiſtratur 
ließ er damals in tadelloſer Ordnung halten. Der Lehnsſekretär 
Kötteritzſch gab ſich mit einer gewiſſen Leidenſchaft der genauen Ver⸗ 
zeichnung aller Vorgänge, die bei dem Regierungsantritt Joachim 
Friedrichs paſſierten, hin. Man braucht nur ſeinen im vierten Bande 
von Ledeburs Allgemeinem Archiv abgedruckten Bericht!) hierüber 
zu leſen, um ſofort zu erkennen, mit welchem Verſtändnis und mit 
welcher Akribie er dabei die Behördenorganiſation berückſichtigte. Hier 
ſei daraus der Teil des Berichts wiedergegeben, der zur Ergänzung 
meiner Schriftſtücke dienen kann: „Am 6. Februari 1598 ... hat 
Herr Johann von Loeben auch in der Kammer Seiner Kurfürſtlichen 
Gnaden ſelber ſeine Rats⸗ und Kanzlerpflicht ſchwören müſſen, ſobald 
er aber dieſelbe abgeleget, ſein S. K. G. mit dero Herrn Sohne Mark⸗ 
graf Johann Sigismunden heraus ins Gemach getreten, haben den 
Herrn Vizekanzler und die andern Räte, auch die Lehen⸗Kammer⸗ und 
Geheimen Sekretarien, item die ganze Kanzelei in Gemein durch den 
neuen Herrn Hofmarſchall?) anſprechen laſſen, wie das S. K. G. unter 
andern vornehmen Dienern bei dero angefangenen ſchweren Kurfürſtl. 
Regiment inſonderheit auch ein getreuer redlicher und geſchickter Kanzler 
nötig und nütz wäre, zu ſolchen wichtigen Amte hätte ſie gegenwärtigen 
den von Löben gnädigſt beſtellt, denſelben wollten ſie alſo den Herrn 
Räten und der ganzen Kanzlei hinfürder vor ihren Kanzler angezeiget 
und ſie ſamt und ſonders an ihn hiermit gnediglichen gewieſen haben, 
haben auch S. K. G. ihnen darnebenſt ins Gemein das Juſtizienwerk und 
daß ein jeder ſeinem Amte mit allen Treuen obliegen wollte, zum 
fleiſſigſten einbinden und befehlen laſſen, wie ſolches alles der von Putliſt 
nach aller Länge ausgeführt. Nach dieſem als der Herr Kanzler von 
ſolchem ſeinem neuen Amte hinwieder notdürftige Meldung und Er- 
bietens getan, haben auch die andern ſämtlichen Herrn Räte in Gegen⸗ 
wart Sr. K. G. die Rats⸗ und Dienerpflicht mit einander öffentlich 
geſchworen, darnächſt der Lehen-Kammer⸗ und Geheimde-Secretarius ihre 
Eide getan. Darauf haben S. K. G. einem Jedwederen die Hand 


1) S. 349. 
2) Adam Gans v. Putlitz war damals an Stelle Berndt v. Arnims Hof— 
marſchall geworden. 
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geboten. Letzlichen auch die Gerichtsſchreiber, Kanzleigeſellen, Türknecht 
und Botenmeiſter ihre Eidespflicht abgelegt. Nach Verrichtung deſſen 
hat ſich auch ein Jeder an ſeinen Ort verfügt und zur Hand genommen, 
was ſeine neue Beſtallung, Amt, Dienſt und Pflicht mitgebracht.“ 

Wenn man kurz den Inhalt des Berichts zuſammenfaßt, ſo 
handelt es ſich um die Vereidigung des Kanzlers und der ihm unter⸗ 
ſtellten Beamten: des Vizekanzlers, der Räte, der Lehen-Kammer⸗ und 
Geheimen Sekretäre, ſowie des geſamten Kanzleiperſonals. Hervor- 
zuheben iſt dabei, daß der Kanzler durchaus als Vorgeſetzter erſcheint; 
er wird zuerſt und zwar allein vereidigt, darauf erſt die übrigen Be⸗ 
amten, die dabei ausdrücklich an ihn als ihren Kanzler verwieſen 
werden. Um welche Beamte es ſich dabei nun im einzelnen handelte, 
erfahren wir aus jenen ſchon erwähnten Schriftſtücken, aus den von 
ihnen geleiſteten Eiden. 

An der Spitze ſteht natürlich der Kanzler ſelbſt, deſſen Name 
ſchon in dem Berichte genannt wird, Johann v. Loeben. 

Ihm treten dann die Herren Räte zur Seite. Sie zerfallen 
ihrem Amte nach in zwei Kategorien, nämlich 

a) in Kammergerichtsräte: Chriſtoph Benkendorf, der Rechte Doktor, 
Vizekanzler; Johann v. Kötteritzſch, der Altere, zu Hermsdorf und 
Mulkau, Doktor Arnoldus de Reiger, Werner Behr auf Stellicht, 
Doktor Johann Köppen, der Jüngere, Chriſtoph v. Behren zu Groß— 
beeren, Doktor Friedrich Pruckmann, Joachim Hübener, Magiſter 
Thomas Hübeners Sohn; 

b) die Konſiſtorialräte Doktor Matthias Kemnitz, Präſes Kon⸗ 
filtorti und Magiſter Joachim Steinbrecher, Konſiſtorial- und Kom⸗ 
miſſionsrat. 

Es folgen ſodann die Sekretäre der Kanzlei, nämlich Nickel 
von Kötteritzſch, Rat und Lehnsſekretär, Auguſtinus Hildesheimb, 
Kammerſekretär, und Wolff Teuringk, Geheimer Sekretär. 

Daran ſchließt ſich dann der Regiſtrator Erasmus Langenhain 
von Arndſtett an!). 

Dieſen Oberbeamten der eigentlichen Kanzlei ſtehen dann zwei 
ſolche für das Kammergericht, Protonotarien oder Gerichtsſchreiber ge- 
nannt, gegenüber, nämlich: 

Franz Diewitz, Andreas Damerow. R 

Dann folgten die Kanzleiſchreiber: ſcharf getrennt in ſolche für 


1) Er war damals noch nicht ernannt, daher hat er erſt ſpäter, am 24. März 
1598, ſeinen Eid geleiſtet. 
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die eigentliche Kanzlei, hier Hofkammerkanzlei genannt, und für das 
Kammergericht. 

Die Hofkammerkanzleiſchreiber heißen: 

Julius Haſe, Johann Dahme, Hans Bade, George Hann. 

Die Kammergerichtsſchreiber heißen: 

Siegmund Hartmann, Erhardt Heyde, Veit Mader, Matthias 
Rudeloff, Andreas Krebs, Chriſtian Schmeil, e Happe. 

Dann folgt der Eid des 

Jacob Jahn, Botenmeiſters, 
und ſodann der Eid der Advokaten und Prokuratoren des Kammer- 
gerichts. 

Wenn man dieſe Inhaltsüberſicht genauer betrachtet, ſo wird ſofort 
die vorzügliche Dispoſition der Schriftſtücke auffallen, bei der genau 
die Ordnung und Rang der Beamten gewahrt ſind. 

Die Einheit wird repräſentiert in der Perſon des Kanzlers; ihm 
treten für das Kammergericht und Konſiſtorium die Räte, für die 
eigentliche Kanzlei drei Sekretäre, von denen bereits einer, der Lehns⸗ 
ſekretär, den Titel Rat erhalten hat, zur Seite. Das Kammergericht 
hat dann ſeine eigenen Gerichtsſchreiber und Kanzleiſchreiber, die eigent⸗ 
liche Kanzlei nur noch eigene Schreiber. 

Wohl zu bemerken iſt dabei nun, daß die unmittelbaren Berater 
des Kurfürſten, damals Geheime Räte genannt, vollſtändig außerhalb 
dieſer Organiſation ſtehen: ſie ſind viel ſpäter, erſt am 3. April 1598, 
vereidigt worden: es waren Albrecht von Schlieben, Doktor Johann 
Köppen der Altere, Magiſter Thomas Hübener. Es iſt natürlich kein 
Zufall, daß ſie hier nicht erwähnt werden, ſondern wohl überlegt, denn 
ſie waren dem Kanzler gleichgeſtellt, während hier nur die ihm unterſtellten 
Beamten zur Vereidigung gelangten, alſo ſein Bureau für die Er⸗ 
ledigung der ihm aufgetragenen Geſchäfte. 

Hierzu — und das iſt von großer Bedeutung — gehören alſo 
die Kammergerichts⸗ und Konſiſtorialräte für die Juſtiz⸗ und Kirchen⸗ 
ſachen; ſie ſind alſo Untergebene des Kanzlers. Ihr Amtscharakter iſt 
ſomit gegenüber den Geheimen Räten um eine Stufe tiefer. 

Die Kammergerichtsräte nun bilden unter dem Vorſitz des Kanzlers, 
reſp. des Vizekanzlers, der damals zuerſt zur Vertretung des Kanzlers 
ernannt wurde, ein feſt formiertes Kollegium, das täglich behufs der 
Rechtspflege in der Ratſtube tagte. Dies zeigen uns deutlich die Be⸗ 
ſtallungen dieſer Räte; ich gebe hierfür als Beiſpiel die eines adligen 
Kammergerichtsrats, des Werner Behr, damit man nicht etwa denken 
könne, daß es ſich nur auf die bürgerlichen Kammergerichtsräte beziehe. 
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Die Beſtallung iſt für den Werner Behr am 2. Februar 1598 aus⸗ 
gefertigt und lautet: er werde zum Kammergerichtsrat und Diener auf⸗ 
und angenommen, ſo daß er uns jeder Zeit getreu, gehorſam und ge⸗ 
wärtig ſein, unſerer Ratſtube mit Fleiß warten, dieſelbe täglich zur 
rechten Zeit beſuchen, die Parteien hören, Supplicationes leſen und der 
Billichkeit nach verabſchieden, auch Akten leſen und Urteil ſprechen helfen 
ſolle; da wir auch außer dieſen in unſern geheimen Kammer- und der⸗ 
gleichen Sachen ſeines Rats bedürfen werden, ſoll er uns ebenmäßig 
nach ſeinem hochſten Verſtande und Vermögen getreulich einrätig ſein, 
das Beſte und Nutzlichſte zu befördern (Rep. 9. J. 7). Seinen Eid 
leiſtet Werner Behr mit den anderen Kammergerichtsräten am 6. Febr. 
1598, wie bereits erwähnt iſt. 

Das Hauptamt des Kammergerichtsrats Behr liegt alſo in der 
Ratſtube des Kammergerichts, welche er täglich beſuchen ſoll; neben⸗ 
amtlich wird er, wenn er beſonderen Auftrag erhält, auch zu Dienſten 
für die Geheimen Sachen herangezogen. Als Gegenſtück teile ich die 
Ratsbeſtellung Albrecht v. Schliebens mit, die am 27. Februar 1598 
ausgefertigt wurde, trotzdem er ſchon ſeit Regierungsantritt um den 
Fürſten weilte. Er wird zum Geheimen Rat beſtellt: als ſolcher 
ſoll er ſtets, welches Orts der Kurfürſt ſein würde, fleißig auf ihn 
warten, in jederzeit vorfallenden geheimen Sachen dem Kurfürſten 
nach beſten ſeinem Verſtande raten, auch wenn der Kurfürſt an ſeinem 
Hoflager zu Cöln ſein wird, auf deſſen oder des Kanzlers Befehl und 
Anzeigen mit auf die Ratſtube in unſerm Kammergericht gehen und 
ſich in den daſelbſt vorgehenden Juſtizſachen willig gebrauchen laſſen 
(Rep. 9. O. 3c). Schlieben ſchwört erſt mit den anderen Geheimen 
Räten am 3. April. 

Man erkennt den Unterſchied gegen die Beſtallung Behrs: 
Schlieben war Geheimer Rat des Kurfürſten im Hauptamte, gelegentlich 
wurde er kraft beſonderen Auftrags für die Ratſtube im Kammergericht 
herangezogen. | 

Aus dieſen Beſtallungen ergibt fic) wohl zweifellos, daß ein 
ſcharfer Unterſchied zwiſchen den Geheimen Räten und den Kammer⸗ 
gerichtsräten gemacht werden muß. Letztere tagen ſtändig in der Rat⸗ 
ſtube, die Geheimen Räte weilen um den Kurfürſten, um ihn bei ſeinen 
Regierungsgeſchäften zu unterſtützen. 

Den Kammergerichtsräten ſteht ein ganz ſcharf bezeichneter Teil 
der Geſamtkanzlei zur Erledigung ihrer laufenden Geſchäfte zur Ver— 
fügung: die Oberbeamten derſelben führten den Titel: Gerichts⸗ 


ſchreiber, die Unterbeamten hießen Kanzleiſchreiber. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVI. 2. 5 
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Der andere Teil der Kanzlei ift für Erledigung der eigentlichen 
Regierungshandlungen beſtimmt: auch er hat Oberbeamte und Unter⸗ 
beamte. Dieſe Oberbeamte ſtehen ihrem Range nach über den Ober= 
beamten der Kammergerichtskanzlei; ſie nähern ſich, wie man ſchon 
aus der Ratsverleihung an einen von ihnen erkennen kann, den 
Kammergerichtsräten ſelbſt, denen ſie auch darin gleichen, daß ſie eben⸗ 
falls unmittelbar dem Kanzler unterſtellt ſind. 

Die Oberbeamten der Kanzlei ſind drei, nämlich 

1. der Lehnsſekretär, der zur Bearbeitung der Feudalia beſtimmt 
iſt. Die Direktion dieſer Angelegenheiten hat der Kanzler in der Regel 
allein. 

2. Der Kammerſekretär, der den Verkehr zwiſchen Kurfürſt und 
Kanzlei, ſoweit er nicht durch den Kanzler geht, unmittelbar vermittelt 
und die Expedition der vom Kurfürſten aufgetragenen Sachen leitet. 

3. Der Geheime Sekretär, der für die von den Geheimen Räten 
beratenen Sachen beſtimmt iſt. 

Dieſen drei Sekretären ſtehen als Unterbeamte die Kanzleiſchreiber 
zur Seite. 

Dieſe Organiſation der Kanzlei iſt für das ganze 17. Jahrhundert 
nur inſoweit geändert worden, daß der Lehnsſekretär allmählich voll⸗ 
ſtändig ausſchied, und daß eine größere Stellenvermehrung ſtattfand. 
Unrichtig iſt es alſo, wenn angenommen worden iſt, daß die alte 
kurfürſtliche Kanzlei etwa ſeit 1604 in die Kammergerichtskanzlei über- 
gegangen ſei; unrichtig nicht weniger, wenn man annimmt, daß der 
Geheime Rat bei feiner Stiftung eine eigene Kanzlei erhalten habe !). 
Der einzige, der für den Geheimen Rat als ſolchen arbeitete, iſt, wie 
bisher, der geheime Sekretär ?). Aber auch er blieb Beamter, wie bisher, 
in der Kanzlei, die wie früher die vom Kurfürſten direkt ausgehenden 
Sachen ſo gut bearbeitete wie die des Geheimen Rats. 

Als erſter Anſatz einer feſteren Organiſation der Geheimen Räte 
darf die Ernennung des eigenen Sekretärs für ſie im Jahre 1598, 
des geheimen Sekretärs angeſehen werden. Die Schaffung dieſer Stelle 
gehört mit zu den Neuordnungen, die damals bei feinem Regierungs- 
antritt von Kurfürſt Joachim Friedrich vorgenommen wurden. Indem 
ich dabei von der Abſetzung des Kanzlers Diſtelmeiers abſehe, erwähne 


1) Beides iſt von Hintze in den Forſchungen Bd. XXIV S. 32 behauptet 
worden. 

2) Es wurde damals, da Theuringk bereits außer Dienſten war, neben 
dem alten Auguſtinus Hildesheimb auch Julius Haſe zum Geheimen Sekretär 
ernannt. Später gab es nur einen ſolchen. 
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ich von ſolchen nur die Einſetzung des Vizekanzlers und des Archivars. 
Etwas ſpäter wurden dann die Geheimen Räte ſelbſt verpflichtet, dem 
„Ratſchlage beizuwohnen“, ſomit eine kollegiale Beratung für ſie ein⸗ 
geführt. Der Schlußakt iſt dann durch die Geheime Ratsordnung von 
1604 erfolgt, die ihnen endlich die feſte Organiſation gab, um eine 
einheitliche Geſchäftsführung in den kurfürſtlichen Regierungshand— 
lungen zu ſichern. 

Unrichtig iſt es nach den vorhergehenden Darlegungen, wenn 
Hintze annimmt, daß erſt durch die geheime Ratsordnung von 1604 
eine ſchärfere Scheidung zwiſchen den Geheimen Räten und Kammer⸗ 
gerichtsräten eingetreten ſei, daß erſt damals die Geheimen Räte aus 
der Ratſtube ausgeſchieden ſeien, in der bis dahin neben der Rechts- 
pflege auch die Regierungsangelegenheiten behandelt worden ſeien. Dieſe 
Scheidung war nach den mitgeteilten Aktenſtücken ſicher ſchon 1598 
vorhanden. Damals war die Ratſtube ausſchließlich für die Rechts⸗ 
pflege beſtimmt, während die Geheimen Räte, welche den Kurfürſten 
in den eigentlichen Regierungshandlungen zur Seite ſtanden, keine 
feſte Organiſation beſaßen, ſondern ihren Herrn in gleich loſer Weiſe 
umgaben, wie dies im 15. und im Anfang des 16. Jahrhunderts der 
Fall war. | | 

Wenn die Hintze ſche Annahme zutrifft, daß die Ratſtube 
Joachims II. eine kollegiale Behörde auch zur Beratung der Regierungs- 
angelegenheiten geweſen iſt, ſo hat ſich ſomit am Schluß des 16. Jahr⸗ 
hunderts eine Rückbildung zu den Zuſtänden einer früheren Zeit voll⸗ 
zogen. Bei Betrachtung dieſes ſo eigenartigen Vorgangs ergeben ſich 
mir unwillkürlich Bedenken, die ich in den nachfolgenden Ausführungen 
näher erörtern möchte. 


II. Der Charakter der Natſtube im 16. Jahrhundert 


Aus den oben mitgeteilten Beſtallungen für den Kammergerichts⸗ 
rat Werner Behr und den Geheimen Rat Albrecht von Schlieben geht, 
wie betont, der Charakter der Ratſtube für das Jahr 1598 klar hervor. 
Die Ratſtube iſt damals ausſchließlich für die Tätigkeit der Kammer⸗ 
gerichtsräte beſtimmt. Dieſer Charakter läßt ſich nun auch ſchon früher 
nachweiſen. In einer Beſtallung für den Rat und Diener Wolf Ernſt 


1) Auf die Kontroverſe zwiſchen Hintze und Stölzel über die Frage: 
„Natſtube und Kammergericht“ hier einzugehen, liegt keine Veranlaſſung für 


mich vor. 
5 * 
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Gans Freiherr von Puttlitz aus dem Jahre 1589 ergibt ſich dies Ver⸗ 
hältnis ſchon mit Sicherheit. Wolff Ernſt Gans wird „zum Rat und 
Diener weſentlich am Hofe beſtellt, er ſoll auf den Kurfürſten warten, 
ihm getreu, gehorſamlich und gewärtig ſein, deſſen Nutz und Frommen, 
ſoviel ihm möglich, wiſſen und befördern, Schaden und Schimpf und 
Nachteil verwarnen, verhüten und verkommen und das Beſte in allen 
billichen, ehrlichen vorfallenden Sachen, darzu wir ihn gebrauchen und 
ihme dieſelben vertrauen werden, raten und bedenken, auch neben unſern 
Kanzler und Kammergerichtsräten den Sachen uf der Ratsſtuben, wann 
er anderer unſerer Geſchäfte halben abekommen kann, in der Audienz 
beiwohnen und dieſelbe der Billigkeit nach verabſchieden helfen, und da 
der Kurfürſt auch ſeiner zu ſeinen Kammerſachen, desgleichen in Ver⸗ 
ſchickungen, Kriegshändeln oder ſonſten zu Schimpf und Ernſt, wie es 
des Kurfürſten Gelegenheit und Notdurft erfordert, bedarf und ihn 
dazu ziehen wird, ſoll er ſich auch treulich darzu gebrauchen laſſen! pp.“ 

Auch hier kann man nicht zweifeln, daß unter Ratſtube die der 
Kammergerichtsräte verſtanden werden muß, daß ſie ausſchließlich für 
ihre Tätigkeit in Rechtsſachen beſtimmt war. Man würde, wenn man 
alles Material heranzöge, wohl auch noch frühere Beiſpiele für dieſen 
Gebrauch des Worts anführen können?); es genügt jedoch die Kon⸗ 
ſtatierung für dieſe Unterſuchung, daß etwa im letzten Drittel des 
16. Jahrhunderts die Ratſtube ausſchließlich für die Tätigkeit der 
Kammergerichtsräte in Rechtsſachen beſtimmt war. 

Eine ganz andere Bedeutung nun haben namentlich Hintze und 
Haß dieſem Ausdruck beigelegt; ſie haben angenommen, daß die Rat⸗ 
ſtube im 16. Jahrhundert für die Tätigkeit aller kurfürſtlichen Räte 
auf allen Gebieten der Verwaltung beſtimmt ſei. Sie gingen dabei 
von der Hofordnung des Kurfürſten Joachim II. aus. 

„Wir kommen .. auf den Geſchäftskreis der Räte, wie er ſich in 
der Hofordnung (Joachims II.) darſtellt.“ So beginnt Hintze ſeine 
Ausführungen, um dann folgendermaßen fortzufahren: „Es werden 
zwei Gruppen von Geſchäften deutlich unterſchieden. Die eine umfaßt 
das, was der Kurfürſt als „Unſere Sachen“ bezeichnet, die andere die 
Juſtizſachen. Die kurfürſtlichen Sachen, d. h. die, welche das Haus— 


1) Rep. 9. J. 7. 

2) Hierher rechne ich auch z. B. die Stelle, welche Haß a. a. O. S. 238 
über den Türknechtsdienſt auf der Ratſtube unſeres Kammergerichts für das 
Jahr 1584 anführt; auch das Bedenken Diſtelmeiers von 1558 ſpricht von 
der Ratſtube nur in dem von mir definierten Sinne. (Holtze, Geſchichte des 
Kammergerichts II, 322.) 
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und landesfürſtliche Intereſſe und die allgemeine Landesregierung be⸗ 
treffen, ſollen zuerſt vorgenommen werden. Die eingelaufenen Briefe 
ſollen zur Kenntnis genommen, die Antworten darauf beratſchlagt 
werden; weiterhin tft dem Kurſürſten zu der Stunde, wo er Audienz 
gibt, Vortrag darüber zu halten, aber nur in wichtigen Angelegenheiten, 
die ohne ſein Vorwiſſen nicht beſchieden werden können; in geringeren 
Sachen, die der Billigkeit nach beſchieden werden können, dürfen die 
Räte auch ohne Vortrag beim Kurfürſten von ſich aus Beſcheid geben, 
damit die Leute nicht aufgehalten werden. Nach den kurfürſtlichen 
Sachen kommen die Parteiſachen an die Reihe !). 


Die weiteren Ausführungen hierüber können hier entbehrt 
werden, da ja darüber, daß die Parteiſachen (Rechtsſtreitigkeiten) in 
der Ratſtube entſchieden werden, kein Zweifel beſteht. Aber neben 
ihnen ſchreibt, wie die obigen Anführungen beweiſen, Hintze der Rat⸗ 
ſtube, reſp. den in ihr verſammelten Räten eine umfangreiche Tätigkeit 
auf allen anderen Gebieten der Landesverwaltung zu!). 

Eine große einheitliche Anſchauung, die Hintze dann für das 
ganze 16. Jahrhundert vertritt, liegt ſeiner Idee zugrunde: er ſtellt 
an die Spitze der geſamten Verwaltung des damaligen Staats eine 
einzige Zentralbehörde, deren Machtbefugnis eine der umfangreichſten 
iſt, die man wohl jemals einer ſolchen Behörde in einem monarchiſchen 
Staate erteilt hat, denn in den meiſten Fällen kann ſie die laufenden 
Geſchäfte entſcheiden und ſie braucht die Entſcheidung des Kurfürſten 
nur in ſolchen Sachen einzuholen, die ſie für wichtig hält. Die Ent⸗ 
ſcheidung erfolgte dann in den gewöhnlichen täglichen Audienzen, die 
der Kurfürſt erteilte“). 

Man wird gewiß nicht ohne ein gewiſſes Bedenken dieſe Macht⸗ 
ſtellung der Ratſtube betrachten, denn es iſt etwas unwahrſcheinlich, 


1) Hohenzollernjahrbuch 1906, S. 155 und Aufſätze II, S. 37. 


2) Auch in feinem letzten Aufſatz in den „Forſchungen“ Bd. XXIV S. 25 macht 
Hintze dieſe ſcharfe Trennung: „Aus all dieſen Ordnungen ergibt ſich nun, daß 
die Räte ebenſo wie die Kanzlei mit zwei großen Gruppen von Geſchäften zu 
tun hatten: die eine wird vom Kurfürſten mit dem Worte „Unſere“ Sachen be⸗ 
zeichnet; es ſind die Regierungs⸗ und Verwaltungsgeſchäfte, die politiſche Korre⸗ 
ſpondenz, die Reichsgeſchäfte, die Verhandlungen mit den Ständen, die Hof⸗ 
und Landesfinanzangelegenheiten, die Privilegien und Gnadenſachen uſw.; die 
andere umfaßt die Rechtspflege, ſoweit ſie zur Befugnis des kurfürſtlichen Hofes 
gehört.“ 

3) Über dieſe Audienzen vgl. Haß a. a. O. S. 103. 


70 M. Klinkenborg [422 


daß der Kurfürft Joachim II. ſoweit feine Regierungstätigkeit ſich zu⸗ 
gunſten ſeiner Räte entäußert haben follte 1). 

Doch ich glaube, daß dieſe ganze Anſchauung in den bezüglichen 
Quellen nicht begründet iſt, daß ſie durch ein Mißverſtändnis der 
letzteren hervorgerufen worden iſt. Es iſt daher nötig, den erſten Ab⸗ 
ſatz der Hofordnung Joachims II., auf die jene Anſchauung baſiert iſt, 
einer genauen Prüfung zu unterziehen. Er lautet: 

„Es ſollen nhu hinfurter alle unſere weſenthliche hausrethe des 
ſommers umb ſechſſe und des winters umb ſieben hora vor mittag 
herauffer in die rathſtuben zuſamen komen und nachvolgig in der 
rathſtuben unſere ſachen berathſchlagen, die auff das mal not und vor⸗ 
handen ſein, und was vor brieve einkomen, die antworten darauff 
berathſchlagen und nochvolgig an uns zu der ſtunde, ſo wir audientz 
geben werden, ſovil uns zu wiſſen von nothen und ahne unſer vor- 
wiſſen nicht mag beſcheiden werden, tragen, unſer gemut und gutdunken 
Dorin zu erlernen. Seind aber ſachen, die fie der billikeit nach be⸗ 
ſcheiden konnen, ſollen ſie auch ahne unſer vorwiſſen thun, domit die 
leuth nicht auffgehalten“ 2). 

Auf dieſen Abſatz der Hofordnung gründet ſich im weſentlichen 
die geſamte von Hintze und Haß vertretene Anſchauung der allum- 
faſſenden Ratſtube. Auf die Auslegung dieſer Sätze allein kommt es 
an; die weitere Entwicklung der Ratſtube dagegen verfolgen wir hier 
nicht, da nur ihr Charakter, nicht ihre Geſchichte beſtimmt werden ſoll. 

Bei der Bedeutung, der demnach die Auslegung dieſes Abſatzes 
zukommt, iſt es erforderlich, jede Einzelheit zu berückſichtigen. Zunächſt 
erhebt ſich da die Frage, welcher Wert den Worten „alle unſere weſent⸗ 
liche hausrethe“ zukommt. Leider iſt nun, wie bereits Haß?) gezeigt 
hat, mit dem Ausdrucke Hausräte kein feſter Begriff verbunden, denn 
es fehlt jede aktenmäßige Definition dafür. Er nimmt an, daß der Titel 
daher käme, daß urſprünglich alle weſentlichen Räte im Kurfürſtlichen 
Hauſe Wohnung erhielten; daß er denn auch noch zur Zeit der Hof- 


1) Wie ganz anders behielt Kurfürſt Joachim Friedrich bei Begründung 
des Geheimen Rats die Regierungsgewalt in den Händen. Er beſtimmte, daß 
die Briefe ihm ſofort von ſeinem Kammerſekretär uneröffnet vorgelegt werden 
ſollen, daß er ſie dann durchleſen und „nach Befindung der einverleibten Sachen 
Zuſtand und Gelegenheit entweder ſeine Meinung alſo bald darauf eröffnen oder 
ſeine Räte zu ſich fordern und in puncto deliberieren“ oder endlich zur Be⸗ 
ratung an den Geheimen Rat ſchicken wolle. Man kann ſich kaum einen größeren 
Gegenſatz gegen die Ratſtube denken. | 

2) Nach der muſtergültigen Editien bei Haß a. a. O. S. 3l. 

3) a. a. O. S. 101. 
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ordnung beibehalten worden fet, trotzdem die Räte damals bereits außer⸗ 
halb des Schloſſes wohnten. Ich kann dieſer Anſicht nicht vollſtändig 
beiſtimmen; ich möchte vielmehr annehmen, daß der Titel einer Reihe 
von Räten, die im kürfürſtlichen „Hauſe“ geſpeiſt wurde, wie die 
Hofordnung an vielen Stellen erwähnt !), zugelegt wurde; daß dieſe 
Räte in täglicher Hofhaushaltung des Kurfürſten, wie man ſich damals 
ausdrückte, ſich befanden. 

Wer aber ſind dann dieſe Hausräte? Schon Haß hat konſtatiert, 
daß dieſe Speiſung der Hausräte ſehr bald nach Erlaß der Hofordnung 
aufgehört habe; daß ſie auf Koſtgeld geſetzt wurden. Damit hängt 
dann auch wohl zuſammen, daß der Titel Hausräte verſchwindet und 
dafür der der Hofräte erſcheint: die Identität beider hat bereits Haß 
betont. Die Zahl und die Namen dieſer Hofräte aber erfahren wir 
nun aus dem von Haß veröffentlichten Hofſtaatsverzeichnis aus den 
Jahren 1548—1551 2), alſo bald nach Erlaß der Hofordnung. Dar: 
nach faßte man damals unter dem Titel Hofräte die gelehrten bürger- 
lichen Räte, die für die Bearbeitung der Rechtsſachen gebraucht wurden, 
die Doktoren, über die die Stände ſich gelegentlich ſehr beklagten“), 
zuſammen. Dieſen Begriff müſſen wir demnach auch mit den Titel 
Hausräte verbinden. 

Dagegen glaube ich, daß man die Ausdrücke: „Ratſtube“ und 
„Unſere Sachen“ für die Frage nicht verwerten kann, denn ſie ſind zu 
neutral. Ratſtube will nur eine Stube heißen, die Räten zur Beratung 
eingeräumt iſt. Worüber hier beraten wird, liegt nicht in dem Aus⸗ 
druck. Die Möglichkeit, daß man an ſich unter Unſeren Sachen alles 
das verſtehen kann, was Hintze a. a. O. angibt, wird wohl keiner 
bezweifeln; aber andererſeits iſt auch ein engerer Begriff an ſich nicht 
ausgeſchloſſen. Aber gerade um dieſen Ausdruck handelt es ſich in der 
Hauptſache. 

Mir ſcheint es nun, daß wir den Begriff „Unſere Sachen“ nur 
ergreifen, wenn wir die Art, wie ſie nach der Hofordnung erledigt 
werden follen, genau ins Auge faſſen. Es gibt dafür zwei Möglich: 
keiten der Erledigung, wie Hintze meiner Anſicht nach richtig hervor— 
hebt: die Sachen, welche ohne Vorwiſſen des Kurfürſten nicht erledigt 
werden können, ſollen ihm nach Beratung in der Ratſtube dann in der 
Audienz vorgelegt werden, wo ſie von ihm „beſcheiden“ werden; die 


1) Z. B. Haß a. a. O. S. 62. 

2) a. a. O. S. 89. 

3) Haß a. a. O. S. 93 u. 140. 

4) Holtze, Geſchichte des Kammergerichts I, S. 201. 
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anderen, welche die Räte „der billikeit nach beſcheiden“ können, ſollen 
ſie auch ohne des Kurfürſten Vorwiſſen erledigen, damit die Leute 
nicht aufgehalten werden. 

Wenn man die letzten Worte zunächſt betrachtet, ſo kann man 
ihnen nur eine Auslegung geben. Haß, der im Ganzen auf An= 
ſchauungen Hintzes ſteht, hat dies bereits getan: er hebt in ſeiner Er⸗ 
läuterung!) hervor, daß es ſich hier um Rechtsſtreitigkeiten gegen den 
Kurfürſten, namentlich in Kammer (Amts)⸗Sachen handeln dürfte. Dies 
iſt, wenn wir die Streitigkeiten nicht nur auf Kammerſachen beſchränken, 
durchaus richtig, denn der Ausdruck „der billikeit nach beſcheiden“ weiſt 
im 16. Jahrhundert ſicher auf Beſcheidung in Rechtsſachen hin. Man 
braucht nur eine von Beſtallungen von Kammergerichtsräten dieſer Zeit 
durchzuleſen, um überall dieſen Ausdruck, reſpektiv ähnliche (der billich⸗ 
keit nach verabſcheiden) als terminus technicus für die Entſcheidung in 
Rechts ſachen zu finden. 

Wenn man aber die eine Hälfte der von den Räten zu berat⸗ 
ſchlagenden „Unſeren Sachen“ ſo auffaſſen muß, daß es ſich dabei um 
Rechtsſtreitigkeiten gegen den Kurfürſten handelt, ſo glaube ich, daß 
man mit Notwendigkeit den Schluß ziehen muß, daß das Gleiche auch 
von der erſten Hälfte „Unſerer Sachen“ gelten muß. Die Richtigkeit 
wird dadurch beſtätigt, daß auch von dieſer Hälfte „Unſerer Sachen“ 
der bei Rechtsſtreitigkeiten übliche Ausdruck „beſcheiden“ gebraucht wird. 

Prüft man nun weiter die Hofordnung ſelbſt auf die ſachliche 
Richtigkeit dieſer ſprachlich gegebenen Auslegung hin, ſo kommt man 
zu dem gleichen Ergebnis. 

Werden z. B. nach der Hofordnung die politiſchen Angelegenheiten, 
die, wenn man die Reichsangelegenheiten darunter mit begreift, bereits 
damals eine große Rolle ſpielten, in der Ratſtube entſchieden? Die Ant⸗ 
wort ergibt ein entſchiedenes Nein. In der Hofordnung heißt es: „Es 
ſolle auch unſer cantzler, ſobald frömbde bothen ankomen, derer ſchriffte 
mann an uns gelangen muſſe, uns dieſelben alsbaldt nach gelegenheit 
zeuſtellen, reſolution von uns nehmen und dann die bothen zum 
ſchleunigſten abfertigen, domit die uns mit beſchwerlichen Koſten nicht 
uberliegen ?).“ Oder an anderer Stelle: „Und wann ſichs zutregt, das 
frömbder furſten botſchafften alhier anquemen, ſich bei ihme (dem 
Marſchall) angeben wurden, dieſelben ſol er alsbald uns anzeigen, uns 
auch erinnern, domit wir dieſelben nach gelegenheit zum ſchleunigſten 


1) a. a. O. S. 108. 
2) Haß a. a. O. S. 34. 
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abfertigen mogen und uns deswegen mit unnotdurfftigen koſten nicht 
belegen durffen“ !). 

Man ſieht deutlich, wie ſehr ſich der Kurfürſt die Erledigung der 
politiſchen Angelegenheiten ſelbſt vorbehalten hat. Die Briefe ſollen 
ihm „alsbald nach Gelegenheit“ zugeſtellt werden, damit er ſeine 
„Reſolution“ erteile. Von einer vorherigen Beratung in der Ratſtube 
und Vorlegung in der Audienz zur „Beſcheidung“ iſt keine Rede. 

Oder nehmen wir die Hofangelegenheiten. „Es ſollen auch alle not⸗ 
durfft, geprechen und anligen unſer diener und hoffgeſindt durch unſern 
marſchalch an uns getragen werden und durch ine von unſernthwegen 
inen widerumb beſcheid gegeben werden“ 2). Wo iſt hier von einer 
Mitwirkung der Ratſtube die Rede? 

Noch ein weiteres Beiſpiel ſei gegeben. Die Wichtigkeit der 
Amter, d. h. Domänen iſt bekannt. Hierüber heißt es in der Hof- 
ordnung: „Wir wollen auch, das dieſelbe unſere verordenthen haus⸗ 
halter zu jder zeit unſere ampte bereiten und mit vleis beſehn ſollen . 
und wor befunden, das unſere ampt nicht mit notdurfftigen vihe belegt, 
mehr eker und wieſen zu gewinnen, teiche und andere beſſerung zu⸗ 
erbauen, ſollen ſie uns unſeumlich vermelden, ſo wollen wir mit ihrem 
rath weiter darzu verdacht fein“ ). 

Die Erledigung der Amtsverwaltung beſorgt der Kurfürſt mit Rat 
ſeiner beſtellten Haushalter (Hauswirte). Wiederum wird die Ratſtube 
übergangen. 

Auch die fo wichtigen Amtsrechnungen — alſo Finanzangelegen- 
heiten — unterliegen nicht der Prüfung der Ratſtube, ſondern des 
Rentmeiſters „in beyweſen etlicher unſer rethe, die wir uff ſein an⸗ 
regen darzu sverordenen wollen“. Darauf berichtet der Rentmeiſter ohne 
Mitwirkung der Ratſtube-direkt an den Kurfürſten “). 

Doch genug der Beiſpiele! 

Wenn demnach die von Hintze vertretene Anſicht von der all⸗ 
umfaſſenden Ratſtube richtig ſein ſoll, ſo müßte man Ausnahme über 
Ausnahme machen, denn gerade die wichtigſten der von Hintze ihr zu⸗ 
geſchriebenen Angelegenheiten werden dort nach der Hofordnung nicht 
erledigt. Die Anſicht iſt demnach auch ſachlich nicht haltbar. 

Alle Bedenken aus ſachlichen und ſprachlichen Gründen hingegen 
fallen fort, wenn man die von mir vertretene Anſchauung annimmt, 


1) Haß a. a. O. S. 39. 
2) Haß a. a. O. S. 38. 
3) Haß a. a. O. S. 82. 
4) Haß a. a. O. S. 79. 
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daß die Ratſtube bei Erlaß der Hofordnung (zirka 1540) nur für 
die Rechtsſtreitigkeiten beſtimmt war, wie dies für das letzte Drittel des 
16. Jahrhunderts der Fall iſt. 

Bei der Beſchränkung der Ratſtube auf Erledigung von Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten iſt es natürlich, daß der Kurfürſt ſie ermächtigt, alle Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten gegen ihn — es ſind ſehr zahlreiche Fälle in bezug auf 
Hofhaltung, Amterſachen uſw. denkbar; bei den letzteren ſpielten Grenz⸗ 
ſtreitigkeiten mit den benachbarten Beſitzern eine große Rolle — zu er⸗ 
ledigen, ſobald der Rechtsſtandpunkt (Billigkeit) klar zutage liege; die 
Rechtsſtreitigkeit ihm dagegen nur dann in den gewöhnlichen Audienzen, 
eventuell am anderen Tage, vorzulegen, wenn eine Entſcheidung auf 
Grund des Rechts ſelbſt nicht möglich wäre. 

Werfen wir dann noch zum Schluß die Frage auf, welcher Cha- 
rakter der Ratſtube gliedert ſich dann am beſten in den Geſamtorganis⸗ 
mus der brandenburgiſchen Verwaltung des 16. Jahrhunderts ein! 
Man darf der Antwort hierauf, wenn auch keinen entſcheidenden, ſo doch 
einen gewiſſen Wert beilegen. Ich meine nun, daß man durch eine all⸗ 
umfaſſende Ratſtube höchſt komplizierte Probleme in die Verwaltungs⸗ 
geſchichte Brandenburgs einführt, während die Ratſtube für Rechts⸗ 
pflege eine ungezwungene Stellung einnimmt. Man vergegenwärtige 
ſich die Verhältniſſe. 

Im 15. Jahrhundert angeben den Kurfürſten ſelbſt eine Anzahl 
Räte, die zu keinem feſten Kollegium zuſammengeſchloſſen ſind, ſondern 
deren er ſich für ſeine Beratung unmittelbar nach ſeinem Gefallen bedient. 
Ihre Haupttätigkeit beſteht aber in Erledigung beſonderer ihnen auf— 
getragenen Geſchäfte (Kommiſſionen). Einer der Räte iſt der Kanzler, 
der aber keineswegs als ihre Spitze erſcheint. Nach meiner Annahme 
von dem Charakter der Ratſtube dauert dieſer Zuſtand im weſentlichen 
auch im 16. Jahrhundert fort und findet erſt ihren Abſchluß durch 
die Bildung des Geheimen Rats als eines feſten Kollegiums im Jahre 
1604. Bezeichnend iſt hier nun, daß der Kanzler keineswegs an die 
Spitze dieſes Kollegiums geſtellt wird, ſondern nur unter deſſen Räte 
mit aufgenommen iſt, wie in alter Zeit. 

Ein Teil der Räte — in der Zuſammenſetzung noch recht wechſelnd — 
tritt bereits im 15. Jahrhundert behufs Rechtspflege regelmäßiger 
kollegial zuſammen. Sie ſind im 16. Jahrhundert — namentlich unter 
dem Druck, die Rechtspflege ſicher zu ſtellen, und aus dem Bedürfnis, 
kundige Leute (Doktoren) für das römiſche Recht zur Verfügung zu 
haben — zu einem feſteren Kollegium zuſammengeſchloſſen, zu der Rat⸗ 
ſtube, deren Charakter ſich während des ganzen 16. Jahrhunderts und 
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darüber hinaus gleichgeblieben iſt. An ihrer Spitze ſteht während der 
ganzen Zeit der Kanzler. | 

Neben den Räten ftehen nun dem Kurfürſten für einzelne Zweige 
der ſpeziellen Hof⸗ und Landesverwaltung einzelne ſtändige Beamte 
zur Verfügung, die den Kern für die ſpäteren Spezialbehörden ab- 
gegeben haben. 

Ganz anders die Annahme Hintzes. Hier durchbricht die all⸗ 
umfaſſende Ratſtube die geſamte Entwicklung. Sie iſt plötzlich — ohne 
daß man etwa den Grund ihrer Bildung wüßte — mit ihrer All⸗ 
macht da; an ihrer Spitze erſcheint der Kanzler; ihr Geſchäftskreis iſt 
unbegrenzt. , 

Dieſe Ratſtube iſt nun nach Hintze die Stammbehörde aller 
übrigen Zentralbehörden geworden; ſie haben ſich aus ihr heraus 
differenziert, insbeſondere die Amtskammer und der Geheime Rat, 
während ſie ſelbſt auf die Rechtspflege beſchränkt wird. 

Dieſe Anſchauungen werden von Hintze höchſt geiſtreich erörtert 
und durchgeführt, jedoch nirgends bewieſen. Ihre Kompliziertheit machen 
ſie ſchon unwahrſcheinlich, denn man muß eine rückläufige Entwicklung 
der Ratſtube und der Bedeutung des Kanzleramts annehmen, um die 
Zuſtände am Ende des 16. Jahrhunderts erklären zu können. 

In dem Zeitpunkt der Differenzierung der Ratſtube und der Geheimen 
Räte — Hintze nimmt an, daß es 1604 geſchehen ſei — liegt aktenmäßig 
ein Irrtum vor, denn ſchon in dem letzten Drittel des 16. Jahrhunderts 
war, wie bewieſen, die Ratſtube ausſchließlich für Rechtspflege beſtimmt. 
Damals alſo umgab die Geheimen Räte des Kurfürſten kein feſtes Band, 
ſondern ſie ſtanden ihm in gleich loſer Weiſe, wie es in 15. Jahrhundert 
der Fall war, zur Seite. 

Auch die von Hintze angenommene Bildung der Amtskammer 
aus der Ratſtube ſcheint mir den tatſächlichen Vorgängen nicht zu ent⸗ 
ſprechen. Nach Hintzes eigenen Angaben!) vollzieht fic) die Bildung 
der Amtskammer dadurch, daß unter Kurfürſt Johann Georg einerſeits 
ein eigener Kammermeiſter für die Überwachung der Domänenwirtſchaft 
neben den Rentmeiſter und andererſeits ein Amtsrat dem Kammer⸗ 
meiſter zur Seite tritt. Letzteres Amt, urſprünglich offenbar neben⸗ 
amtlich von einem Hofrat verwaltet, wurde 1577 ſelbſtändig gemacht. 


1) Hohenzollernjahrbuch 1906, S. 166 und Aufſätze II, S. 60. Die An⸗ 
gaben Hintzes beruhen auf Mitteilungen von Haß, die ſpäter im 19. Bande 
dieſer „Forſchungen“ S. 226 veröffentlicht wurden: „Über die Verwaltung der 
Amts⸗ und Kammerſachen unter Joachim II. und Johann Georg.“ 


76 M. Klinkenborg 428 


Der damals zum Amtsrat ernannte Dieterich von Holtzendorf gab ſeine 
bisherige Stellung als Hofrat, d. h. Mitglied der Ratſtube, auf. 

Von einer Differenzierung aus der Ratſtube kann meiner Anſicht 
nach bei ſolchen Vorgängen nicht die Rede ſein, ſondern der Kern, um 
den ſich die Amtskammer bildet, iſt das Büreau des Kammermeiſters. 

Alles, aber auch alles deutet meiner Meinung nach darauf hin, 
daß die Ratſtube den von mir begrenzten Charakter als Ratſtube für 
die Rechtspflege bereits zur Zeit der Hofordnung Joachims II. gehabt. 
hat. Dagegen beſaß die Kanzlei, wie in älterer und jüngerer Zeit, fo 
auch damals die Aufgabe, das geſamte Schreibwerk des Kurfürſten und 
feiner Räte zu erledigen. Ratſtube und Kanzlei hatten alſo zur Zeit 
der Hofordnung Joachims II. die gleiche Stellung, wie bei der Ver⸗ 
eidigung vom Jahre 1598 beim Regierungsantritt des Kurfürſten 


Joachim Friedrich. 
Nachtrag. 


Nachdem die vorſtehenden Ausführungen bereits geſetzt waren, fand ich 
nachträglich ein undatiertes Bedenken des Kanzlers Chriſtian Diſtelmeier, 
das die Richtigkeit meiner Anſchauungen beſtätigt. Es iſt wohl am Ende der 
80er Jahre des 16. Jahrhunderts abgefaßt und bezweckt eine Entlaſtung des 
Kanzlers dadurch, daß Dr. Müller die Ratſtube übertragen werden ſoll. Die 
für uns entſcheidende Stelle über die Teilung der Arbeit lautet: Dr. Müller 
ſoll „proprie die Ratſtube vorwaltten unndt die Juſticienſachen in ſeinem Be⸗ 
fehll haben, darzue nun gehörig, das die Leutte ohne Vordruß unndt Seumnuß. 
gehöret, beſcheidenn, in Vorbeſcheiden vleiſſig zur Vorgleichung gehandelt, Be⸗ 
feliche richtig unndt nicht wiederig erteilet, Proceß gefordert, Acta vleiſſig ge⸗ 
leſenn, Urteill gemachet unndt hierinne ohne Finanzien unndt andern Reſpect 
menniglich unparteilich unnd unvorzuglich Recht mittgetheilet werde. 

Dakegen will ich (Diſtelmeier) auf mich behalten die Lehenſachen, Land⸗ 
ſchafftſachen, der Herrſchafft eigene, auch andere Reichsſachen unndt auff Chur⸗ 
furſtliche Gnaden unterthenigſt wartten, kurtz was furlauffet und mir anbefohlen 
wurde mitt getreuem Vleiß vorrichten. 

Fiscaliſche Sachen, weill die in die Rathſtube mittlauffen, wie auch Grentz⸗ 
ſachen wollen wir ſambtlich expectiren unndt richtigt haltten.“ 

Diſtelmeier unterſcheidet ſomit bei der Ratſtube genau wie die Hofordnung 
zweierlei Sachen: Parteiſachen und kurfürſtliche, unſere Sachen. Von dieſen gibt 
er im letzten Abſchnitt eine genaue Definition, wegen ihrer Wichtigkeit will er 
neben Dr. Müller an ihrer Bearbeitung teilnehmen. Dagegen will er die außer- 
halb der Ratſtube liegenden eigentlichen Regierungsſachen auf ſich nehmen. 

Die Vertretung des Kanzlers in der Ratſtube denkt Diſtelmeier, wie mit⸗ 
geteilt, dem Dr. Müller zu übertragen. Man hat bisher nach dem Vorgange 
von Holtze (Geſchichte des Kammergerichts II, S. 43) angenommen, daß Dr. Johann 
Köppen ein ſolches Amt bekleidet habe. Dies iſt unrichtig; die Anſicht Holtzes 
gründet ſich auf eine angebliche Beſtallung Köppens als Kammerrichter. In Wirk⸗ 
lichkeit ſteht in der betreffenden Beſtallung nicht Kammer richter, ſondern Kammerrat. 
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IV 


Das prenkiiche Offizierkorps unter dem erſten Könige 
von Preußen | 


Bon 


Nobert Freiherr von Schrötter 
(Erſte Hälfte) 


Inhaltsüberſicht: 1. Das Verhältnis des Kurfürſten und Königs 
Friedrich I. zum Offizierkorps S. 77. — 2. Die oberſten Behörden der Armee: 
der General⸗Feldmarſchall S. 85, der General⸗Kriegskommiſſar S. 88, der Ge⸗ 
heime Kriegsrat S. 90. — 3. Die Offizierchargen S. 96. — 4. Die Gehälter 
und die Verpflegung: a) die Generale S. 104, b) die übrigen Offiziere S. 110. — 
5. Die Chefs der Regimenter und Kompagnien und ihre Stellung in der Wirt⸗ 
ſchaft bei den Truppen S. 125. 


1. Das Verhältnis des Kurfürſten und Königs Friedrich I. 
zum Offizierkorps 


Der Große Kurfürſt hatte in langer und erfolgreicher Lebensarbeit 
„die Armee von den meiſten provinziellen, lokalen und genoſſenſchaft⸗ 
lichen Hemmniſſen befreit und zu einem nur ſtaatlichen, alſo fürſtlichen 
Werkzeuge umgeſchaffen“ ). Die Generale hatten ihm unbedingt zu 
gehorchen, und die Oberſten bildeten eine von ihm ernannte, nach dem 
Dienſtalter geordnete Rangklaſſe des Offizierkorps. Während früher 
die Regimentschefs dem Kurfürſten als Unternehmer gegenüberſtanden, 
die ihm die Regimenter lieferten, deren Offiziere ſie angeworben und 
ernannt hatten, konferierte zuletzt der Kurfürſt die Regimenter, wem er 


1) Friedr. Frhr. v. Schrötter, Die brandenb.⸗preuß. Heeres verfaſſung 
unter dem Großen Kurfürſten, in Schmollers Forſchungen XI, 5, Leipzig 1892. 
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wollte, und hatte allmählich feinen Einfluß bei Ernennung zum Offizier 
und bei Beförderung derjelben immer ſtärker geltend gemacht. 1665 
noch hatte jeder Oberſt das Recht der Annehmung und Abſetzung ſämt⸗ 
licher Offiziere, „jedoch, daß auch allezeit tüchtige und kriegserfahrene, 
auch Uns anſtändige Perſonen zu denen Chargen befördert. .. 
werden“ 1). 1673 am 21. Auguſt erging ein Edikt, wonach alle 
Offiziere, vom höchſten bis zum Fähndrich (Kornet), vor der Anſtellung 
dem Kurfürſten namhaft gemacht werden mußten, „damit nach Befinden 
Unſer Intereſſe und Dienſt hierbei beobachtet werden möge“ ). Alſo 
auch nach dieſem Edikt noch ernannte der Oberſt und Regimentschef 
die Offiziere zu dieſer Charge und beförderte ſie; der Kurfürſt behielt 
ſich nur das Recht vor, für ſein und des Dienſtes Intereſſe Sorge zu 
tragen. Freilich mußten dieſe Beſtimmungen in immer ſchärferer An⸗ 
wendung allmählich dazu führen, die Ernennung und Beförderung 
allein vom Kurfürſten abhängig zu machen und das Intereſſe jedes 
einzelnen an den Landesherrn zu knüpfen, aber der letzte entſcheidende 
Schritt zur alleinigen Geltung des fürſtlichen Ernennungs- und Be⸗ 
förderungsrechts war damit noch nicht geſchehen. Noch Ende des 
Jahres 1679 hatte General von Schöning dem 14 jährigen Grafen 
Chriſtoph zu Dohna eine Kapitänſtelle in. feinem Regimente angeboten, 
die dieſer aber auf Anraten des General-Kriegskommiſſars von Grumb- 
kow nicht annahm?). Erſt die Kapitulationen, die Friedrich III. nach 
ſeinem Regierungsantritt mit den Oberſten der neu zu errichtenden 
Truppenteile abſchloß, machten dem alten Rechte der Oberſten, Offiziere 
anzunehmen, zu befördern und zu verabſchieden, vollſtändig ein Ende, 
indem er in denſelben ſich allein dieſe Rechte vorbehielt. In der 
„Capitulation auf ein bataillon von 5 Compagnien pro den Oberſten 
Alexander Graffen von Dona“, datiert Cöln a. d. Spree 1/11 Marty 
16899), heißt es: „bei künftiger annehmung und beſtallung der officirer 
aber hat er dahin zu ſehen, daß allemahl tapfere, tüchtige und zu 
Kriegsdienſte capable Leuthe, worauf man ſich allen falls verlaßen undt 
von Ihnen verſichert ſeyn kann, daß Sie Ihre Compagnie in gutem 
ſtande erhalten, befördert werden. Wann aber bey derſelben einige 
vacancen der Officirer vom höchſten bis zum Fähndrich hiernegſt bey 


1) Großer Generalſtab, Urkundliche Beiträge und Forſchungen zur Geſchichte 
des preußiſchen Heeres, Heft VIII, Berlin 1905. 

2) Ch. Comte de Dohna, Mémoires originaux sur le régne et la 
cour de Frédéric I, roi de Prusse. Berlin 1833. S. 9. 

3) Mitgeteilt von Kopka v. Loſſow, Geſchichte des Grenadierregi⸗ 
ments König Friedrich I. (4. Oſtpreuß.), N. 5, Bd. I, Berlin 1889, Anlage 6. 
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der bataillon ſich begehben, es ſey durch abſterben oder anderweitige 
Veränderung: So iſt Unſer ernſtlicher befehl, daß Uns ſolches vor 
remplacirung derſelbigen notificiret undt dabey Uns nicht allein der 
oder diejenigen, ſo darauff spendiren oder die Man an der abgegangenen 
ſtelle hinwiederum unzunehmen vermeint, nahmhaft gemacht, ſondern 
Uns auch pflichtmäßig berichtet werden ſolle, maß für qualitäten fie 
haben? Ob Sie wohlgedient? und in was für occasionen Sie fi 
befunden? Da Wir dann dem befinden nach dergleichen officirer ohne 
erhebliche urſache keineswegs zu despectiren, ſondern dieſelben für alle 
anderen zu advanciren gnädigſt gemeint ſeyn.“ 

Wenn Offiziere ſich vergingen, konnte der Oberſt ſie nicht kaſſieren, 
ſondern mußte an den Kurfürſten Bericht erſtatten. 

Auch die Kapitulationen der ſämtlichen Regimentschefs der Armee, 
die Friedrich bei ſeinem Regierungsantritt vorfand, wurden erneuert 
und den Oberſten das Recht der Offizierernennung und Beförderung 
genommen, denn in der am 10/20. Auguſt 1688 erneuten Kapitulation 
auf das Regiment Anhalt heißt es !): „Und iſt hierbei insbeſondere 
Unſer eigentlicher Wille und Befehl, welchen Ihre Liebden ſich nicht 
entgegen ſein laſſen werden, weilen es bei der ganzen Armee, 
künftig alſo gehalten werden ſoll, wenn hinkünftig einige 
Vacantzien der Officierer vom höchſten bis zum Fähndrich (Kornet) ſich 
begeben, Uns ſolches, ehe und bevor die Stellen wieder beſetzet, ohn⸗ 
verlänget notificiret“ werde. Die folgenden Beſtimmungen lauten faſt 
völlig übereinſtimmend mit dem Inhalt der vorangeführten eee 
Kapitulation. 

Der Kampf um die Beſetzung der Offizierſtellen war hiermit 
nicht nur im Prinzip, ſondern auch zum größten Teile in der Tat 
beendigt, die fürſtliche Gewalt hatte geſiegt: die Oberſten, früher die 
Herren der Regimenter, die dem Fürſten ihre Bedingungen ſtellten, 
ſtanden von jetzt ab dieſem, wie alle anderen Offiziere, als Untergebene 
gegenüber; die Zukunft der Regimentsoffiziere hing nicht mehr von 
dem Oberſten, ſondern von dem Kurfürſten ab. Die Kapitulationen 
hörten auf, Verträge zwiſchen dem Fürſten und dem Oberſten zu ſein, 
und nahmen den Charakter von Patenten im modernen Sinne an. 
Der feſte Boden war gewonnen, auf dem ein monarchiſches Offizier⸗ 
korps geſchaffen werden konnte, das in allen ſeinen Gliedern von der 
Perſon des Fürſten abhing. Freilich ohne Kämpfe hat ſich dieſe 
Anderung nicht vollzogen, und der junge Kurfürſt hatte ſeinen alten 


1) Großer Generalſtab, Urkundliche Beiträge, Heft VIII, S. 24. 
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Generalen gegenüber, den ruhmvollen Führern der brandenburgiſchen 
Truppen in zahlreichen Feldzügen und Schlachten, keinen leichten Stand. 
Der Autorität des Großen Kurfürſten beugten ſich dieſe ſtolzen Kriegs⸗ 
helden willig, aber als ſein Nachfolger nun durch ſo einſchneidende 
Maßregeln ihre Rechte ſchmälerte, da zeigte es ſich, daß unbedingter 
Gehorſam und Unterordnung unter den kurfürſtlichen Kriegsherrn noch 
nicht völlig in Fleiſch und Blut der höheren Offiziere übergegangen 
war; Ungehorſam gegen die kurfürſtlichen Befehle und Übergriffe ſelbſt 
der höchſten Generale kamen vor. Generalleutnant v. Schöning und 
nach ſeinem Vorgange und Rat auch andere Regimentschefs vergaben 
wieder, wie es vor Zeiten in Übung geweſen war, erledigte Kom⸗ 
pagnien, ohne die oben mitgeteilten Befehle des Kurfürſten zu beachten. 
So z. B. ſchickte Prinz Ferdinand von Kurland im Dezember 1688 
an das Regiment Kurland von ſeinem polniſchen Regiment aus Warſchau 
den Oberſtwachtmeiſter v. Birkholz und den Kapitän v. Kleiſt zur Über- 
nahme der neu errichteten Kompagnien des Regiments Kurland und gleich 
darauf noch einen Kapitänleutnant v. Moſel und Leutnant v. Kolrep. 
Graf Dohna, der zweite Chef des Regiments, beſchwerte ſich hierüber 
bei dem Kurfürſten, der es bei den Anordnungen des Prinzen Ferdinand 
von Kurland beließ, aber Dohna ſelbſtändig machte, indem er ihm ein 
neu zu bildendes Bataillon zu Fuß gab!). Daß der Feldmarſchall 
Graf v. Schonberg dem Kurfürſten pflichtmäßig von dem Vorgehen 
Schönings Meldung machte, führte zu höchſt ärgerlichen Auftritten 
zwiſchen dem Leibgarde-Regiment, das von dem Neffen des General 
leutnant v. Schöning, dem Oberſtleutnant Ludwig Ernſt v. Schöning 
befehligt wurde, und den Grands-Mousquetaires, deren Chef Feld⸗ 
marſchall Graf v. Schonberg war, und die der Oberſtleutnant Graf 
Chriſtian zu Dohna kommandierte. General v. Schöning hatte be⸗ 
fohlen, daß das Garderegiment kein Honneur machen ſollte, wenn der 
Feldmarſchall Graf v. Schonberg vor dem Regimente paſſierte, und 
letzterer gab infolgedeſſen den Grands⸗Mousgquetaires denſelben Befehl 
bezüglich Schönings. Dohna als Kommandeur der Grands-Mous— 
quetaires führte dieſen Befehl aus und verbot, als eines Tages Schö— 
ning vorüberkam, mit lauter Stimme, ſo daß Schöning es hören mußte, 
daß ein Grand⸗Mousgquetaire Honneur erweiſe. Schöning beſchwerte 
ſich bei dem Kurfürſten, und dieſer gab zwar den Musgqguetaires recht, 
aber er ernannte Schöning, um ihn dafür zu entſchädigen, daß er ihm 
unrecht gegeben, zum General-Feldmarſchall⸗Leutnant (1. Mai 1688); 
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jo ſehr ſcheute er den Einfluß dieſes Generals in der Armee 1). In feinem 
politiſchen Teſtament ſagt der Kurfürſt über ſein Verhältnis zu Schöning, 
er habe viel von ihm zu dulden gehabt, aber es ſich eine Zeitlang 
gefallen laſſen müſſen, weil der General, der ſeine Garden kommandierte, 
in der Armee zuviel Anſehen beſeſſen habe. Er mußte, wie er ſich 
ausdrückte, diſſimulieren ), bis ein neuer Vorfall ihm Anlaß gab, ſich 
Schönings zu entledigen. Als bei der Belagerung von Bonn General- 
feldmarſchallleutnant v. Schöning im Vorzimmer des Kurfürſten bei 
einem Wortwechſel mit Generalleutnant v. Barfus den Stock gegen 
dieſen erhob, Barfus aber den Degen zog, griff Friedrich III. energiſch 
ein: er enthob ſofort beide Generale ihres Kommandos und übergab 
dem Geheimrat die Sache zur Unterſuchung, die damit endete, daß 
Schöning den Abſchied erhielt“). 

Nachdem hier Friedrich den höchſten Generalen gegenüber ſeine 
Autorität gewahrt hatte, ging er auf dem beſchrittenen Wege weiter, 
durchdrungen von der Überzeugung, daß nur ein monarchiſch geſinntes, 
in allen ſeinen Gliedern der Perſon des Monarchen feſt verbundenes 
Offizierkorps das Heer zu einem zuverläſſigen Inſtrument in der Hand 
des Herrſchers mache. Am 19. März 1695 erklärte er durch Reſkript 
an den General-Feldmarſchall Graf v. Flemming“): „daß wir bei 
Kreation und Beförderung unſerer Officierer und Generalen an keine 
Anciennetät oder Alter inskünftige gebunden ſein, ſondern desfalls 
freie Hände behalten wollen.“ Der Große Kurfürſt hatte durch eine 
Order von 1684 beſtimmt, daß der Rang der Regimentschefs aus⸗ 
ſchließlich durch das Dienſtalter als ſolche beſtimmt werde ?). Friedrich 
erhob den Anſpruch, auch bei Beförderung von Generalen an keinerlei 
Anciennetät gebunden zu ſein. In den ſpäteren Kapitulationen und 
Patenten wurde dieſer fürſtliche Anſpruch wiederholt, ſo heißt es z. B. 
in dem Patent vom 16. Juni 1696 für den Oberſt Graf v. Dönhoff 
bei ſeiner Ernennung zum Brigadier: „Im Übrigen hat es bey Unſerm 
unterm 19. Marty 1695 an Unſern General Feldt Marſchall den 
von Flemming ergangenen Rescript nochmahlen fein Bewenden, daß 


1) J. G. Droyſen, Geſchichte der preußiſchen Politik, 4. Teil, 1. Ab⸗ 
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wir bet creation und beförderung Unſerer Officirer und Generalen an 
feiner anciennität oder alters inskünftig gebunden fein wollen“ 1). Es 
ſcheint, als ob durch dieſen Anſpruch große Unzufriedenheit und viele 
Klagen und Beſchwerden hervorgerufen wurden, denn noch im ſelben 
Jahre (1695) erließ der Kurfürſt den abſchließenden „Befel, daß hin⸗ 
füro bei dem Avancement der Generals und Offieirer nicht auf die 
Ancienneté und Alter, ſondern Meriten und andere Raisons reflectiret 
werde, folglich die bisher deswegen erhobenen Klagen cessiren ſollen“ 2). 

Von nun ab hing das Schickſal aller Offiziere von der Gnade 
und dem Urteil des Fürſten ab, aber auch ſpäter ſcheinen noch Über⸗ 
griffe der Regimentschefs vorgekommen zu ſein. Im Jahre 1700 wird 
bei der Muſterung der Leibkompagnie des Regiments Anhalt-Zerbſt an 
die Oberoffiziere die Frage geſtellt, ob ein jeder mit Patent oder kur- 
fürſtlicher Order angeſtellt ſei? Der Leutnant weiß nicht, ob eine 
Order vorhanden iſt, angeſtellt ſei er auf Befehl Sr. Durchlaucht von 
dem Oberſtleutnant v. Krohn ?). 1704 erteilt Graf Dönhoff auf die 
Allerhöchſte Anfrage, „ob ein Officierplatz bei dem Regiment vacant 
ſei“? die Antwort „nein“ mit dem charakteriſtiſchen Zuſatz, daß ein 
Offizierplatz ohne königliche Erlaubnis von ihm niemals vergeben 
wäre!). Die Regimentschefs gewöhnten fic) immer mehr daran, in 
dem Kurfürſten und König den Kriegsherrn zu achten, in deſſen Hand 
das Schickſal jedes einzelnen Offiziers lag. 

Wie ſtark in kurzer Zeit die Bande geworden, welche das Offizier⸗ 
korps mit ſeinem Fürſten verknüpften, zeigte ſich, als im Jahre 1702 der 
König den kaiſerlichen General-Feldmarſchall und gothaiſchen Genera⸗ 
liſſimus, den Freiherrn v. Wartensleben, an die Spitze ſeiner Armee 
ſtellte. Daß der König den Oberbefehl einem aus der Fremde her— 
geholten General anvertraute, als ob nicht genug fähige Generäle vor= 
handen wären, erregte im Offizierkorps, das ſich ſchon als ein Ganzes 
fühlte, große Unzufriedenheit. Hatte aber einſt Friedrich ſich von dem 
General v. Schöning viel gefallen laſſen müſſen, weil er großen Ein- 
fluß in der Armee hatte, ſo konnte der König jetzt zwei der beſten 
Generale, die nicht unter Wartensleben dienen wollten, den Wbfdied 
geben, ohne die geringſte Indisziplin im Offizierkorps trotz deſſen Un⸗ 


1) v. d. Olsnitz, Geſchichte des Königlich preußiſchen 1. Infanterie⸗ 
regiments. Berlin 1855. S. 264. 
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zufriedenheit befürchten zu müſſen. Generalleutnant du Hamel, der 
ſchon ſeit 1676 Regimentschef in Brandenburg war, und General der 
Infanterie Friedrich Freiherr v. Heiden, der eben erſt bei Kaiſerswerth 
geſiegt und Venlo erobert hatte, verließen den preußiſchen Dienſt, und 
nur mit Mühe konnte des letzteren Bruder, Generalmajor Johann 
Sigismund v. Heiden, und Generalleutnant Graf Lottum abgehalten 
werden, denſelben Schritt zu tun. General v. Natzmer ſagt hierüber 
in ſeinem Tagebuch: „der brave General v. Heiden machte dem General- 
Feldmarſchall Grafen Wartensleben Platz, der fremd aus andern Dienſten 
in unfere Armee eingeſchoben wurde; das Bedauern hierüber war all- 
gemein“ ). 

Eine noch ſchwerere Belaſtungsprobe ertrug die monarchiſche Ge— 
ſinnung des Offizierkorps in den letzten ſchweren Jahren der Regierung 
König Friedrichs. Der Große Kurfürſt hatte in zahlreichen Feldzügen 
ſeine Truppen ſelbſt geführt und auch ſeinen Sohn und Nachfolger an 
kriegeriſchen Unternehmungen teilnehmen laſſen, insbeſondere hatte der 
Kurprinz den rauhen und beſchwerlichen Feldzug des Jahres 1679 mit— 
gemacht?). Als der Große Kurfürſt ſtarb und der Krieg gegen Frank— 
reich ausbrach, ſtellte ſich Friedrich III., dem Beiſpiel ſeines Vaters 
folgend, an die Spitze des Heeres, mit dem er Macht und Ruhm er- 
werben wollte. Er führte in dieſen erſten Feldzügen ſeine Truppen 
zu kriegeriſchen Erfolgen, die zu den ſchönſten Erwartungen berech— 
tigten ?). Das Offizierkorps blickte mit Stolz auf ſeinen Kriegsherrn, 
aber leider rechtfertigte die Zukunft dieſe Hoffnung nicht: ſchon im 
Jahre 1688 hatte er 6000 Mann in holländiſche Dienſte gegeben, und 
von 1690 ab hielt er auch das Gros ſeiner Armee nicht mehr unter 
ſeinem Oberbefehl zuſammen, ſondern zerſplitterte die Truppen auf 
verſchiedenen Kriegstheatern. Für das Selbſtgefühl der Offiziere und 
die Kriegstüchtigkeit der Truppen waren die fortwährenden Feldzüge 
auf allen Kriegstheatern von hohem Werte; mit Stolz ſprachen ſie von 
ihren Feldzügen in den Niederlanden, am Rhein, in Italien und gegen 
die Türken, von den großen Siegen bei Mal plaquet, Hochſtädt, Turin 
und Szalankamen. Die gemeinſam beſtandenen Gefahren ſchlangen ein 
feſtes Band um ſie alle, ſie fühlten ſich als preußiſche Soldaten. Auch 


1) K. W. v. Schöning, Des General-Feldmarſchall Gneomar Dubislav 
v. Natzmer Leben und Kriegstaten. Berlin 1838. S. 210. 
2) Verſuch einer hiſtoriſchen Schilderung der Reſidenzſtadt Berlin. 3. Teil. 
Berlin 1795. S. 2. 
3) Einnahme von Bonn 8. September 1689. 
6 * 


84 Robert Freiherr von Schrötter [436 


der Glanz, den die neuerworbene Königskrone dem Herrſcher und dem. 
Lande verlieh, trug dazu bei, das Gefühl der Gemeinſamkeit und Zu⸗ 
ſammengehörigkeit im Offizierkorps und des Offizierkorps mit dem 
Herrſcher zu ſtärken. Und obgleich die Regimenter es immer bitterer 
empfanden, daß der König nicht an ihrer Spitze im Felde erſchien, 
ſondern ſie für fremde Intereſſen in fremdem Solde, unter fremdem 
Oberbefehl kämpfen ließ, war das monarchiſche Gefühl im Offizierkorps 
ſchon ſo ſtark und der Einfluß des Kronprinzen Friedrich Wilhelm 
ſchon ſo groß, daß die Subordination nicht mehr erſchüttert wurde. 

Kronprinz Friedrich Wilhelm gehörte ſeit 1703 dem Geheimen 
Kriegsrat an; ſeit 1706, in welchem Jahre er zum erſtenmale dem 
Feldzuge als Zuſchauer beiwohnte, war er häufig bei der Armee in 
Brabant, wo ſein Einfluß immer maßgebender wurde. Ende April 
1709 ſchrieb der Oberſt v. Röder, Kommandeur des Feldbataillons 
Dohna, an den Regimentschef vor der Revue durch den Kronprinzen: 
„pour tout aux monde je ne voudrois qu'il manqua le moindre 
chose à la revue lorsque le Prince Royal sera présent“ 1). Während 
der Ruhepauſen in dieſem Feldzuge exerzierte der Kronprinz den übrigen 
Regimentern ſein Regiment vor und erläuterte die von ihm befolgte 
Methode; Oberſt v. Röder berichtete dem Regimentschef, daß auch er 
dieſe Methode anwenden werde?). Aber nicht nur bei der Armee in 
Brabant, ſondern auch bei Hofe und im Geheimen Kriegsrat wuchs 
ſein Anſehen. Wie groß dasſelbe ſchon nach wenigen Jahren war, 
zeigt die Anlage zu dem königlichen Reſkript vom 5. April 1707 an 
Fürſt Leopold von Anhalt wegen Herſtellung eines Reglements für die 
Infanterie, in der die zu erwägenden Punkte erörtert und allemal des 
Kronprinzen Meinung, bei einigen Punkten auch die des Feldmarſchalls, 
angegeben wird?). 

Wie in den erwähnten Einzelfällen das Beiſpiel des Kronprinzen 
maßgebend für die Regimenter wurde, ſo auch in vielen anderen. 
Mehrere Regimentschefs nahmen keine Anderungen in ihren Regimentern 
mehr vor, ohne ſich vorher mit dem Kronprinzen in Verbindung geſetzt 
zu haben. Das Regiment Alt-Dohna hatte ihm ſogar einen Offizier 
attachiert, der dem Chef über alle Anſichten desſelben berichten mußte !). 
Nach dem Sturze des Grafen Wartenberg 1710 nahm der Kronprinz 
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die Militärangelegenheiten faſt ſelbſtändig in ſeine Hände, und der 
König erwähnte bei allen Erlaſſen, wenn auch nicht unmittelbar in 
denſelben, ſo doch in den Begleitſchreiben, daß der Kronprinz ſeine Zu⸗ 
ſtimmung zu denſelben gegeben hatte!). Als dann der Kronprinz auch 
noch die völlig in Verwirrung geratenen Rangverhältniſſe des Offizier⸗ 
korps, worauf wir ſpäter noch zurückkommen werden ?), geordnet hatte, 
ſprach man in der Armee bei Beförderung der Offiziere nicht mehr 
von der Gnade des Königs, ſondern von der Fürſprache des Kron— 
prinzen ®). 

So war das Offizierkorps dem Herrſcher und feinem Haufe feſt 
verbunden und blieb ihm trotz aller Widerwärtigkeiten treu ergeben; 
es war unter König Friedrich I. zu einer zuverläſſigen, rein mon⸗ 
archiſchen Korporation geworden, die ſich als eine einheitliche patriotiſche 
Gemeinſchaft in dem provinziell zerteilten und überwiegend feudalen 
Staate betrachtete. 


2. Die oberſten Behörden der Armee 


An der Spitze der Armee ſtand der General-Feldmarſchall. 
Der Große Kurfürſt hatte 1670 den alten Derfflinger zum General- 
Feldmarſchall ernannt und in ihm der Armee ein Haupt gegeben, das 
den Oberbefehl über die Truppen mit der Zentralverwaltung ver- 
einigte“). Als Derfflinger (geboren 1606) wegen ſeines hohen Alters 
der Laſt der Geſchäfte nicht mehr gewachſen war, übernahm Friedrich 
Wilhelm den Marſchall Friedrich Armant Graf von Schonberg aus 
franzöſiſchen Dienſten und ſtellte ihn am 27. April 1687 als „General 
über alle unſere Armeen und Truppen“ an. Aber nur kurze Zeit blieb 
Schonberg das Haupt der Armee, die er ſchon 1688 wieder verließ, 
worauf Kurfürſt Friedrich III. den kurſächſiſchen Feldmarſchall Heino 
Heinrich Graf von Flemming an die Spitze der Armee berief; dieſem 
folgte 1696 Johann Albrecht von Barfus, ein alter brandenburgiſcher 
General, und dieſem 1702 der kaiſerliche Feldmarſchall und Kom⸗ 
mandeur der gothaiſchen Truppen Alexander Hermann Freiherr 
v. Wartensleben. Von dieſen vier Feldmarſchällen hat nun einer, 


1) Beiheft zum Militär⸗ Wochenblatt 1889, S. 235. A. v. Witzleben, 
Des Fürſten Leopold von Anhalt⸗Deſſau Jugend- und Lehrjahre. 

2) S. Abſchnitt 9: Die Beförderung. 

3) Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt 1889, S. 235. 

4) R. de l' Homme de Courbiére, Geſchichte der brandenb.⸗preuß. 
Heeresverfaſſung. Berlin 1852. S. 10. 
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Barfus, dem brandenburgiſchen Kriegsheere von Anfang bis zum Ende 
ſeiner Laufbahn angehört. Flemming war zwar brandenburgiſcher 
Vaſall und, ehe er in kurſächſiſche Dienſte trat und dort 1687 zum 
Feldmarſchall aufrückte, in Brandenburg bis zum Regimentschef avan⸗ 
ciert, aber Schönberg und Wartensleben waren der Armee ganz fremd 
geweſen. Dieſer Vorgang zeigt, daß der Große Kurfürſt ſowohl wie 
Friedrich I. bemüht waren, hervorragende tüchtige Kräfte an die Spitze 
der Armee zu ſtellen, und daß ſie der eigenen Armee noch nicht die 
Fähigkeit zutrauten, dieſe Kräfte unter allen Umſtänden aus ſich ſelbſt 
zu erzeugen. 

Unter Friedrich I. vereinigte das Amt des General-Feldmarſchalls 
den Oberbefehl über die Truppen in Krieg und Frieden mit der Kon⸗ 
trolle der Verwaltung des Heeres und der Leitung des Offizierkorps. 
Der General⸗-Feldmarſchall war nicht nur die höchſte Charge in der 
Militärhierarchie, ſondern es verbanden ſich mit dieſer Stellung ganz 
beſtimmte amtliche Funktionen, welche fie zu einer außerordentlich macht⸗ 
vollen erhoben. Es konnte daher auch nur einen wirklichen aktiven 
General⸗Feldmarſchall in der Armee geben ). Außer dem Oberkommando 
der Truppen und der Kontrolle der Heeresverwaltung hatte der Feld— 
marſchall auch den Vorſitz im Geheimen Kriegsrat und einen Sitz im 
Geheimen Staatsrat. In der bekannten Sitzung des Geheimen Staats- 
rats, in der der Große Kurfürſt von ſeinen treuen Räten Abſchied 
nahm, war es der Feldmarſchall Graf von Schonberg, der im Namen 
des Rats dem Herrn für alles, was er dem Lande getan, Dank aus- 
ſprach. Als Friedrich III. mit einem Kabinettsminiſterium zu regieren 
verſuchte, war Feldmarſchall v. Barfus einer der Männer, die dieſem 
Miniſterrate angehörten 2). 

Das Oberkommando über die Armee war die wichtigſte Obliegen- 
heit des Feldmarſchalls; für ſie war er allein verantwortlich, während 
für alle Heeres verwaltungsangelegenheiten ihm in feinem erſten Gehilfen, 
dem General⸗-Kriegskommiſſar, ein verantwortlicher Beamter zur Seite 
ſtand. Der Feldmarſchall hatte die Kontrolle über die Dienſtführung 
der Generale und ſelbſtändigen Kommandeure der Truppen zu üben. 
Im Kriege war er der berufene Führer der Truppen. Marſchall Graf 


1) Beim Regierungsantritt Friedrichs III. lebten noch folgende inaktive 
General-Feldmarſchälle: Fürſt Johann Georg von Anhalt, geſt. 1693, Georg 
Freiherr v. Derfflinger, geft. 1696, der General-Feldzeugmeiſter Alexander v. Spaen 
wurde 1691 Feldmarſchall, geſt. 1693. 

2) O. Hintze, Staat und Geſellſchaft unter dem erſten Könige, im Hohen— 

llern⸗Jahrbuch 1900, S. 300. 
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v. Schonberg hat bei Beginn des Orleansſchen Krieges die Feldarmee 
kommandiert, 1689 übernckhm dann Friedrich III. ſelbſt den Oberbefehl 
über die am Niederrhein verſammelten Truppen. In den folgenden 
Feldzügen zerſplitterte die Politik Friedrichs III. das Heer auf allen 
Kriegsſchauplätzen, ſo daß nur Feldmarſchall v. Flemming noch einen 
größeren Heeresteil im Felde kommandierte, während Barfus und 
Wartensleben als Feldmarſchälle hierzu keine Gelegenheit mehr hatten; 
ſie mußten in der Nähe des Königs bleiben und von hier aus die Ge— 
ſchäfte leiten und die verſchiedenen Korps beaufſichtigen. 

Alle höchſtkommandierenden Offiziere im Felde mußten an den 
Kurfürſten und König bzw. den Feldmarſchall berichten und empfingen 
von hier aus Weiſungen und Inſtruktionen. War es notwendig, ſo 
erſchien der Feldmarſchall auch perſönlich bei den kommandierenden 
Generalen, um Rückſprache zu nehmen. 1695 begab ſich Feldmarſchall 
v. Flemming zur Belagerungsarmee vor Namur, die unter dem Ober⸗ 
befehl König Wilhelms von England im Begriff ſtand, dieſe Feſtung 
zu erobern. Die brandenburgiſchen Truppen dort ſtanden unter dem 
Befehl des Generals v. Heiden; Flemming wollte ſie ſehen und das 
Intereſſe Brandenburgs vertreten. Als im März 1704 die Operationen 
wieder aufgenommen werden ſollten, teilte Feldmarſchall Graf Wartens⸗ 
leben dem am Main und Oberrhein kommandierenden General Fürſten 
Leopold von Anhalt mit, er werde nach Franken kommen und hoffe 
dort den Fürſten zu ſprechen, um die vielen eingelaufenen Klagen der 
Quartiergeber zu unterſuchen und wegen der bevorſtehenden Märſche 
und Operationen mehreres zu vereinbaren 1). Wenn er perſönlich ver- 
hindert war, über die Operationen ſich in Kenntnis zu erhalten, ſandte 
der Feldmarſchall Offiziere ſeines Stabs in die Hauptquartiere der 
kommandierenden Generale. So befand ſich 1704 der Generaladjutant 
des Feldmarſchalls, Baron v. Berlepſch, in beſonderer Miſſion in 
Bayern und wohnte der Schlacht bei Höchſtedt bei. Die Generale be— 
trachteten dieſe Berichterſtatter nicht mit günſtigen Augen und legten 
ihnen auch Hinderniſſe in den Weg. Als Baron Berlepſch mit der 
Siegesnachricht ſogleich nach der Schlacht abreiſen wollte, verbot ihm 
Fürſt Leopold dies, und als jener ihn darauf aufmerkſam machte, daß 
er nicht unter ihm ſtehe, ſetzte er ihn einfach in Arreſt, damit ſein eigener 
Bote die erſte Nachricht von dem Siege nach Berlin bringen konnte 2). 


1) Beihefte zum Militär⸗Wochenblatt 1881 und 1889. A. v. Witzleben, 
Des Fürſten Leopold von Anhalt⸗Deſſau Jugend⸗ und Lehrjahre. Beiheft 1881. 
S. 48. 

2) Ebenda Beiheft 1881. S. 61. 
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Als 1702 während der Belagerung von Kaiſerswerth König Friedrich 
in Weſel reſidierte, befand fic) der Feldmaͤrſchall in feinem Gefolge, 
während deſſen erſter Gehilfe, der General-Kriegskommiſſar v. Dandel- 
man, bei dem Belagerungsheer war und von dort an den König 
berichtete, deſſen Antworten vom Feldmarſchall Graf Wartensleben 
gegengezeichnet ſind !). 

Der Feldmarſchall war in allen reinen Kommandoangelegenheiten, 
wie ſchon erwähnt, ſelbſtändig, dagegen in allen anderen Beziehungen 
darauf angewieſen, mit dem General-Kriegskommiſſar in Verbindung 
zu treten. Der General⸗Kriegskommiſſar war der vornehmſte 
Gehilfe des Feldmarſchalls und ſtand an der Spitze des General-Kriegs⸗ 
kommiſſariats, das ſich unter dem Großen Kurfürſten zu immer größerer 
Bedeutung entwickelt hatte. Anfänglich nur Militär-Intendantur⸗ 
behörde, dehnte es ſeinen Wirkungsbereich auf alle Militär⸗Verwaltungs 
geſchäfte aus; und da auch die Perſonalien des Offizierkorps, zunächſt 
nur Kapitulationen und Patente, ſpäter, als die Ernennung ſämtlicher 
Offiziere in der Hand des Kurfürſten lag, auch die deshalb notwendig 
werdenden Orders in ihren Bureaus bearbeitet wurden, ſo hatte dieſe 
Behörde etwa die Geſchäfte des heutigen Kriegsminiſteriums und des 
Militärkabinetts. 

Auch die Einziehung und Bereitſtellung der Mittel für die Unter⸗ 
haltung der Kriegsmacht — Kontribution, Akziſe, Subſidien — war 
dem General⸗Kriegskommiſſariat übertragen und dieſes dadurch zu einer 
dirigierenden Finanz- und Landespolizeibehörde geworden; auf dieſe 
wichtige Seite des General-⸗Kriegskommiſſariats iſt hier nicht näher ein- 
zugehen. Der General-Kriegskommiſſar hatte alſo militäriſche und 
ziviliſtiſche Geſchäfte; für erſtere unterſtand er dem Feldmarſchall, 
während er für letztere eine größere Unabhängigkeit von Anfang an 
beſaß und beſtrebt war, dieſe Unabhängigkeit auf allen Gebieten zu er- 
ringen und ſich zum Chef einer ſelbſtändigen Oberbehörde zu machen. 
Bis 1712 hatte der Feldmarſchall das Recht, bei allen Sitzungen des 
General-Kriegskommiſſariats zu erſcheinen und den erſten Platz ein⸗ 
zunehmen; der General-Kriegskommiſſar, der ſonſt hier den Vorſitz 
führte, nahm dann den zweiten Platz ein. Über die Behandlung der 
Geſchäfte im General-Kriegskommiſſariat ſagt der jüngere Grumbkow, 
der beſte Kenner dieſer Verhältniſſe ?): „das Commando von der Armee 


1) Schöning, Natzmer. S. 199. 
2) Act. bor., Die Behördenorganiſation. 1. Teil. Berlin 1894. 
S. 76. F. W. v. Grumbkows Alleruntertänigſter Bericht und Vorſtellung, 
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ſtand in Concurrenz mit dem Generalkommiſſariat: wenn ganze Corps 
oder einzelne Regimenter in denen Quartieren aufbrechen und marſchieren 
müſſen, bei Formierung neuer Truppen und Verſtärkung der Armee, 
Werbungen, Rekrutirung, Muſterungen und Marſchen, auch was ſonſten 
zu Conſervation der Armee erfordert wird, wie nicht weniger wegen des 
Enrollirungsweſen und der Nationalmiliz“. Bei dieſen Sachen hat 
der Feldmarſchall als militäriſcher Sachverſtändiger das entſcheidende 
Wort geſprochen, während der Generalkommiſſar, meiſt ein Zivil⸗ 
beamter 1), die Verwaltungsfragen ſelbſtändig entſchied; er hat „das 
Verpflegungsweſen, item das Steuer- und Acciſe auch Polizei-Rathaus⸗ 
und Stadtweſen und was ſonſt mehr in das Generalkommiſſariat laufet 
allein reſpiciret, auch alle Rechnungsabnahme dirigiret.“ In den Be⸗ 
ſtallungen der General⸗Kriegskommiſſare ?) werden dieſelben verpflichtet 
bei den Truppen zu ſorgen: „für Mannſchaften, Montirung und 
Disciplin; für Artillerie, Magacine, Zeughäuſer; die vornehmende 
Operationes der Kriegsraiſon gemäß zu dirigiren und einzurichten; 
die Feſtungen in baulichem Weſen zu konſerviren; die für den Unter⸗ 
halt der Miliz beſtimmte Mittel an Steuern, Contributionen, Acciſen 
und dergleichen, auch auswärtige Subſidien und andere Zugänge ein⸗ 
treiben; die Truppen bei Feldzügen und in Quartieren mit allem Not⸗ 
wendigen verſehen.“ „Alles mit Unſerem General⸗Feldmarſchall über⸗ 
legen und desſelben Meinung und Gedanken deshalb vernehmen“); 
dasjenige, ſo in Allen dieſen Affairen Uns zu referiren iſt, Uns für⸗ 
tragen“) und feine Meinung ſagen.“ Die General- Kriegsfommiffare 
werden alſo ausdrücklich verpflichtet, dem Feldmarſchall Vortrag zu 
halten und ſeine Anſicht zu vernehmen, ehe ſie dem Könige die Sachen 
vorlegten. 

Während das Amt des Feldmarſchalls nur ſoweit das Ober= 


wie bei dem Königl. Preuß. General⸗Kriegskommiſſariat bisher die Verrichtung 
dirigiret und respiciret worden. 22. Februar 1709. 

1) Die General⸗Kriegskommiſſare unter Friedrich I. waren: 1. Joachim 
Ernſt v. Grumbkow 1679 —1690; 2. Daniel Ludolf v. Danckelman vom 21. Febr. 
1691 an. Nach dem Sturze ſeines Bruders Eberhard erſchien auch er verdächtig 
und wurde am 9. Auguſt 1698 nach Halberſtadt als Oberdirektor „translocirt“, 
6. Februar 1702 wieder als General⸗Kriegskommiſſar reſtituiert, bis zu ſeinem 
Tode 14. Februar 1709; 3. Otto Magnus Graf zu Dönhoff vom 1. Auguſt 1698 
bis 6. Febr. 1702; 4. Joh. Moritz Frhr. v. Blaspil vom 5. April 1709 bis 1717. 

2) Act. bor. I S. 86, Beſtallungen von Dönhoff und Blaspil. 

3) Bei Dönhoff heißt der angeführte Satz: „mit Unſerem Oberkriegs⸗ 
präſidenten communiciren und desſelben Meinung“ 2c. 

4) Bei Dönhoff heißt es: „Uns im geheimen Kriegsrat fürtragen“. 
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kommando der Armee und feine Funktionen in Frage fam, feine ganze 
Bedeutung bewahrte, errang fein erſter Gehilfe und die von ihm ge— 
leitete Behörde für ihre Funktionen als Zentralverwaltungs- und 
Landespolizeibehörde eine jenem gleichberechtigte, ſelbſtändige Stellung. 

Am 1. März 1712 wurde durch ein Reglement!) dem General⸗ 
Kriegskommiſſariat, „da ſeit einigen Jahren das Land ſich vergrößert 
und die Armatur ſich verſtärket“, die Form eines Collegii gegeben und 
es zu einer ſelbſtändigen Oberbehörde erhoben, die von dem Feld— 
marſchall, der keinen Sitz und Stimme in demſelben mehr erhielt, 
völlig unabhängig war. Am 8. März erhielt der Feldmarſchall Graf 
v. Wartensleben den Befehl, „ſolch Reglement ſofort bei Einlaufung 
dieſes bei dem General-Kommiſſariat zu publiciren und demſelben in 
allen Punkten ſtricte nachzugehen, ohne es daran im geringſten ermangeln 
zu laſſen“ 2). Damit trat der General-Kriegskommiſſar dem Feldmarſchall 
als ſelbſtändiger Vorſteher einer höchſten Behörde zur Seite, und letzterer 
war auf feine Funktionen als Oberkommandierender der Armee be⸗ 
ſchränkt. Aber auch als ſolcher ſollte er ſich nicht mehr lange halten: 
als Friedrich I. ſtarb und Friedrich Wilhelm I. den Thron beſtieg, er- 
klärte dieſer König, alsbald ſein eigener Feldmarſchall ſein zu wollen, 
und der kaiſerliche Geſandte Graf zu Schönborn-Buchheim berichtet 
Berlin 2. Mai 1713: „Der Feldmarſchall Wartens leben iſt zwar in 
ſeinem Amte beſtätigt, der König tut faſt alles aber ſelbſt, ohne ihm 
auch öfters davon die geringſte Nachricht zu geben“). Der Feld- 
marſchall war von nun ab nur mehr die höchſte Charge im Offizier⸗ 
korps der Armee ohne die bisher mit dieſer Stellung in bezug auf 
Verwaltung, Unterhalt, Ergänzung uſw. verbundenen Amtspflichten, 
während der Generalkommiſſar aus ſeinem Untergebenen zum Chef einer 
Oberbehörde mit ſehr umfaſſenden militäriſchen und ziviliſtiſchen Funk⸗ 
tionen geworden war. 

Der Geheime Kriegsrat, deſſen weſentlichſte Bedeutung darin 
beſtand, daß dort der Feldmarſchall und der General-Kriegskommiſſar 
zuſammentraten und dem Könige Vortrag hielten, hatte unter Friedrich J. 
feine Blütezeit. Der Geheime Kriegsrat beſtand ſchon unter dem 
Großen Kurfürſten, aber er hat anſcheinend unter deſſen Regierung 
noch keine größere Bedeutung gehabt. Damals war der Geheime Kriegs⸗ 
rat noch keine regelmäßig tagende kollegialiſche Behörde; vielmehr 


1) Act. bor. I S. 184. 
2) Act. bor. I ©. 1%. 
3) Act. bdr. I S. 447. 
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wurden in allen Landesteilen höhere Offiziere zu Geheimen Kriegs- 
räten ernannt, die als ſolche in den Provinzen bei den Regierungen, 
in Berlin im Geheimen Kriegsrat Sitz und Stimme hatten ). Dies 
änderte ſich unter der Regierung Friedrichs, die Unterſcheidung zwiſchen 
Wirklichen Geheimen Kriegsräten, d. h. ſolchen, die im Geheimen 
Kriegsrat Sitz und Stimme hatten, und Geheimen Kriegsräten, die 
nur dieſen Titel führten, wurde endgültig fixiert; ſeitdem ſind beide 
durchaus voneinander verſchieden ?). 

Die Bedeutung des Geheimen Kriegsrats unter der Regierung 
Friedrichs wird ſchon dadurch gekennzeichnet, daß Friedrich ſowohl als 
Kurfürſt wie als König bis zu ſeinem Ende den Beratungen desſelben 
häufig anwohnte. Seit 1709 ſcheint dies nicht mehr ſo regelmäßig 
wie wohl früher der Fall geweſen zu ſein, denn in der Beſtallung des 
Generalkommiſſars Grafen zu Dönhoff 1699 heißt es am Schluſſe: 
„Uns im Kriegsrat fürtragen und ſeine Meinung ſagen,“ in der Be— 
ſtallung des Generalkommiſſars Freiherrn v. Blaspil dagegen ſind die 
Worte „Uns im Kriegsrat“ ausgelaſſen?). Das Präſidium führte 
meiſt der König, Mitglieder waren der General-Feldmarſchall, der 
in Abweſenheit des Königs den Vorſitz führte, der General-Kriegs⸗ 
kommiſſar, die hervorragendſten höheren Offiziere, wie Graf Alexander 
zu Dohna, Fürſt Leopold von Anhalt, Graf Karl Philipp von Wylich 
und Lottum und mehrere hohe Staatsbeamte, wie Ilgen “). Auch einige 
königliche Prinzen wurden Mitglieder desſelben; ſo ſtellte am 18. Auguſt 
1703 „der König des Kronprinzen Hoheit im Wirklichen Geheimen 
Kriegsrat vor“, der von da ab Sitz und Stimme in demſelben hatte ö). 
Im Herbſte 1704 wurde der General-Feldzeugmeiſter Markgraf Philipp 
mit einer Zulage von 4000 Thalern Mitglied des Geheimen Kriegsrats, 
in dem er am 30. Dezember zum erſtenmal erſchien ). Protokollführer 
im Geheimen Kriegrat war der Chef der Geheimen Kriegskanzlei, ſeit 
17. Januar 1701 der Geheime Kabinetts- und Kammerſekretär 
Schardius ). 

Vei Beginn der Regierung Friedrichs III. hat der Geheime Kriegs⸗ 


1) Friedrich Freiherr v. Schrötter a. a. O. S. 26. 

2) Act. bor. I S. 268. 

3) Act. bor. I S. 86. 

4) Vgl. O. Hintze a. a. O. S. 308 und Schöning, Nachrichten zur 
Geſchichte der brandenb.⸗preuß. Artillerie. Berlin 1844. 1. Teil. S. 157. 

5) Man. bor. fol. 318. 

6) Schöning, Artillerie, S. 162. 

7) Act. bor. I S. 83. 
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rat noch nicht das hohe Anſehen wie ſpäter gehabt, denn als der Kur- 
fürſt das bekannte disziplin- und achtungswidrige Benehmen des 
General⸗Feldmarſchall⸗Leutnants v. Schöning unterſuchen und aburteilen 
laſſen wollte, da beſtellte er hierzu nicht den Geheimen Kriegsrat, 
ſondern den Geheimen Staatsrat. Später kam es nicht mehr vor, 
daß der Geheime Staatsrat in Armeeangelegenheiten aburteilen mußte. 

Das was ſowohl der Feldmarſchall wie der General-Kriegskom⸗ 
miſſar im Geheimen Kriegsrat vortrugen und vertraten, wurde von 
jedem von ihnen bei Erlaß königlicher Befehle gegengezeichnet. Grumb⸗ 
kow berichtet darüber ): „Die Originalreſkripte, Ordres und Patente 
vor die Armee ſind von des Herrn Feldmarſchalls Excellenz, die übrigen 
Sachen aber von des Herrn Generalkommiſſarii Excellenz contraſignirt 
worden.“ Mannigfache Reibungen mögen vorgekommen ſein, aber da 
der Feldmarſchall dem Generalkommiſſar, ſoweit Heeresangelegenheiten 
von ihm bearbeitet wurden, vorgeſetzt war, ſo konnten größere Miß⸗ 
ſtände für die Behandlung der Sachen nicht entſtehen. 

Wie ſehr das Offizierkorps den Feldmarſchall für alle die Armee 
betreffenden Maßregeln verantwortlich machte, zeigte ſich nach dem 
Frieden von Ryswieck, als die großen Reduktionen des Jahres 1698 
im Geheimen Kriegsrat beraten und dann durchgeführt wurden; die 
Entrüſtung der geſamten Armee richtete ſich über dieſe für ſo viele 
Offiziere und Soldaten harte Maßregel gegen den Feldmarſchall Bar⸗ 
fus, als den berufenen Vertreter der Armee, der ſtatt ihre Intereſſen 
wahrzunehmen, dieſe Maßregel gebilligt hatte. Feldmarſchall v. Natzmer 
erzählt in feinen hinterlaſſenen Papieren: „Der General⸗Feldmarſchall 
v. Barfus, der damals Alles vermochte und regulirte, ſtellte auch die 
General⸗Etats der Officiere für den nunmehrigen Frieden feſt und 
retranchirte je nach Proportion dieſem und jenem Der Gehm. 
Kriegs⸗Sekretär Bock las z. E. dem Feldmarſchall vor: ein Oberſter 
der Grands⸗Mousquetaires hat an Gehalt monatlich ſoviel; der Feld⸗ 
marſchall erwiderte: fol nur haben ſoviel“?). Das Urteil der Armee 
ſcheint nicht ganz gerechtfertigt zu ſein, da bei der Reduktion eine große 
Zahl Offiziere zu den reformierten Offizieren geſetzt und ſo als über⸗ 
zählig, wenn auch mit geringerem Gehalt beibehalten wurden. Im 
allgemeinen wurden nur vermögende und ganz unbrauchbare Offiziere 
verabſchiedet ®). | 


1) Bericht Grumbkows vom 22. Februar 1709 in Act. bor. I S. 76. 

2) Schöning, Leben des General-Feldmarſchalls v. Natzmer, S. 174. 

3) Vgl. „Forſchungen zur Brandenb. und Preuß. Geſch.“, XXIII. Bd., 2. Teil; 
meinen Aufſatz „Die Ergänzung des preuß. Heeres unter dem erſten Könige“, 
S. 94 ff. 
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Bei Beförderung und Verabſchiedung von Offizieren hat der Feld⸗ 
marſchall nur bei den höheren Offizieren die entſcheidende Stimme ge⸗ 
habt, während die übrigen Veränderungen von dem Generalkommiſſar 
bearbeitet und vertreten wurden !). Die Chefs der Regimenter haben 
ſich zunächſt an dieſen gewendet, wenn ſie etwas für ihre Offiziere er- 
reichen wollten ?). 

War es nötig, ſo erſchienen im Geheimen Kriegsrat auch andere 
Perſonen als die Wirklichen Geheimen Kriegsräte; namentlich, wenn es 
ſich um Finanzfragen handelte, erſchien der Geheime Kriegsrat und 
Generalempfänger der Generalkriegskaſſe, v. Kraut ?). Auch 1712, als 
Blaspil und Grumbkow über die Aufſtellung des General-Militär- Etats 
in Streit geraten waren, wurde Grumbkow, der damals noch nicht 
Mitglied des Geheimen Kriegs rats war, hereingerufen und befragt“). 

Eine der wichtigſten Aufgaben des Geheimen Kriegsrats war die 
Feſtſtellung des Avancements des Offizierkorps. Von Bedeutung war 
namentlich, daß das Schickſal der höheren Offiziere hier in einem 
Kollegium entſchieden wurde, ſo daß der Wille des Feldmarſchalls nicht 
allein maßgebend war. Als im Jahre 1712 ſich der General der 
Infanterie Graf v. Wylich und Lottum neben dem Fürſten Leopold 
von Anhalt um die Feldmarſchallswürde bewarb, ſchrieb der Kron- 
prinz an den Fürſten Leopold: „Ich habe Ilgen um Gotteswillen ge- 
beten, daß wo Lottum Feldmarſchalleutnant wird, das Sie mögen zum 
wenigſten Feldzeugmeiſter werden. Er hat mir verſprochen es zu 


1) Sämzliche zahlreiche Orders, das Avancement betreffend, die Schöning 
in dem Buche über das Leben des Feldmarſchalls v. Natzmer und Kopka 
v. Loſſow in der Geſchichte des Grenadierregiments Nr. 5 anführt, ſind von 
dem Generalkommiſſar gegengezeichnet, mit Ausnahme einer einzigen aus dem 
Jahre 1699, die Feldmarſchall v. Barfus gegengezeichnet hat (S. 188 bei Schö⸗ 
ning). 

2) Die in Anmerkung 1 genannten Bücher enthalten mehrfach Briefe der 
Regimentschefs Natzmer und Dohna an den Generalkommiſſar. 


3) Als im Auguſt 1702 die Armee um einige Tauſend Mann verſtärkt 
werden ſollte, ſtellte der Generalempfänger v. Kraut vor, „daß er unmöglich ab- 
ſehe, wie ſolches geſchehen könne, da die Contributiones und Acciſe auf's Höchſte 
getrieben und mit Contradiction aller Untertanen erhöht worden. Auch nicht zu 
raten, zu den bisher ſchon gemachten negotiationes neue hinzuzufügen.“ (Mans. 
bor. fol. 318.) Vorläufig wurde die neue Belaſtung des Landes verhindert, die 
dann aber 1703 in geringerem und 1704 in großem Maßſtabe eintrat; in dieſem 
Jahre wurde die Armee um 12000 Mann vermehrt. 

4) Act. bor., Bd. I S. 204 u. ff. 
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ſouteniren“ 1). Ilgen war, wie bekannt, Mitglied des Geheimen Kriegs⸗ 
rats, und der Kronprinz wollte dem Feldmarſchall Graf Wartens leben 
gegenüber, der kein Freund des Fürſten war?), die gewichtige Unter⸗ 
ſtützung dieſes Manns gewinnen. Am 21. Dezember 1712 wurde Fürſt 
Leopold zweiter Feldmarſchall, während Lottum erſt nach der Thronbeſtei⸗ 
gung Friedrich Wilhelms I. von dieſem zum Feldmarſchall ernannt 
wurde (27. 2. 1713). Entſcheidend bei dieſen Beſchlüſſen des Geheimen 
Kriegsrats war ſtets der Wille des Königs; als am 29. Auguſt 1702 
das Abſchiedsgeſuch des Generalleutnants v. Heyden vorgelegt wurde, 
entſchied der König: „er ſei nicht portiert ihn zu halten.“ „Se. König⸗ 
liche Majeſtät verwundern ſich ſehr“ ?). Dieſer ungnädige Abſchied 
wurde, wie ſchon erwähnt, erteilt, weil Heyden, ein vortrefflicher 
General, ſeinen Abſchied infolge der Anſtellung des Feldmarſchalls Frei⸗ 
herrn v. Wartenberg nahm. 

Das Avancement der niedrigeren Chargen“) wurde ebenfalls dem 
Geheimen Kriegsrat vorgelegt und darin entſchieden, und ebenſo wurden 
die Gnadenpenſionen an invalide Offiziere und Witwen von Offizieren) 


1) Act. bor. I, S. 215 und Act. bor., Ergänzungsband: O. Krauske, 
Briefe Friedrich Wilhelms I., Nr. 139, 149, 158. 

2) Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt 1889, S. 238. Ilgen, der als Miniſter 
die auswärtigen Angelegenheiten beſorgte, und der Direktor im General-Kriegs⸗ 
kommiſſariat, Generalmajor v. Grumbkow, vertraten im Geheimen Kriegsrat die 
Partei des Kronprinzen. 

3) Mans. bor. fol. 318. 

4) In den Kriegsrats-Protokollen in den Mans. bor. fol. 318 finden ſich 
folgende Beiſpiele: 

Am 31. 12. 1701. Capitain Gravelotte bekommt auch eine Compagnie, doch 
„wenn er ſich von neuem verſehen und übel verhalten würde, es das letzte Mal 
ſein ſollte.“ 

Am 18. 5. 1702 Avancement bei Markgraf Philipp. Major v. Gesler wird 
Obriſt und der älteſte Capitain Major. 

Am 12. 12. 1702 bittet. v. Forcade um eine Majorsſtelle bei der Garde, 
weil er der älteſte. fiat. 

Am 13. 2. 1703. Major v. Arnim von Markgraf Albrecht ſoll Obriſtleut. 
werden, da der Markgraf für ihn intercedirt, zumal er 51 Jahre im Dienſte. 

Am 19. 2. 1709. Page v. Schenkendorf wird Fähnrich bei Grumbkow. 

Am 6. 12. 1709. Marconnay bekommt ein „Fähnlein“ bei Markgraf 
Chriſtian Ludwig. 

5) Folgende Beiſpiele find ebenfalls dem Mans. bor. fol. 318 entr.ommen: 

Am 15. 8. 1702 wurde dem Feldmarſchall v. Barfus die verlangte Demiſſion 
mit 8000 Thlr. Penſion bewilligt. 

Am 9. 1. 1701 bittet Oberſtleut. v. Gesler, ſchwer bleſſirt, um ein adjuto; 
kann nicht ſein, weil die Kaſſe nichts übrig hat. 
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im Geheimen Kriegsrat verliehen. Noch viele andere die Armee be- 
treffende Sachen, wie Bekleidung, Herausgabe von Reglements!) uſw. 
wurden dort entſchieden. 

Unter einem Herrſcher, der ſelbſt erſt alle kriegsherrlichen Befug⸗ 
niſſe an ſeine Perſon geknüpft hatte, ohne doch, mit Ausnahme der 
erſten Jahre ſeiner Regierung, perſönlich das Kommando ſeiner Truppen 
im Felde zu führen, der ſich mehr dem Genuß als den kriegeriſchen 
Pflichten des Fürſten eines Staats widmete, der wie der branden⸗ 
burgiſch-preußiſche auf der Stärke und Tüchtigkeit feines Heers auf- 
gebaut war, war die Aufgabe des Geheimen Kriegsrats eine bedeutende. 
Wenn Friedrich Wilhelm I., trotz der Zerrüttung des übrigen Staats- 
weſens, ein zuverläſſiges, von tüchtigen Generalen befehligtes und von 
kriegeriſchem Geiſte erfülltes Heer vorfand, ſo gebührt dem Geheimen 
Kriegsrat kein geringer Anteil an dieſem Verdienſt. Auf allen mili- 
täriſchen Gebieten fiel dem Geheimen Kriegsrat die Entſcheidung zu, 
und die machtvolle Stellung des General-Feldmarſchalls in demſelben 
bis zu dem letzten Jahre der Regierung König Friedrichs macht es 
verſtändlich, daß unter einem ſo kräftigen und ſelbſttätigen Herrſcher, 
wie König Friedrich Wilhelm I. es war, der ſein eigener Feldmarſchall 
ſein wollte, der Geheime Kriegsrat keine Rolle mehr ſpielte und in 
Vergeſſenheit geriet. Nach der Verabſchiedung des Feldmarſchalls Graf 


Am 29. 9. 1709 erhält der Rittmeiſter v. Münchow 15 Thlr. monatlich 
Penſion. 

Am 2. 12 1704 bekommt die Witwe des Obriſt Ruchat 2 Monate ihres 
Mannes Traktament. 

Am 3. 1. 1705 bittet des Generalmajors v. Bismark Witwe um einige 
Gnade; ſie erhält einige Monate Gage. 

Am 20. 2. 1708 bekommt der Brigadier du Trouſſel das Regiment Lattorff; 
er muß der Wittwe von Lattorff jährlich 300 Thlr. geben. 

1) Die nachfolgenden Beiſpiele hierfür find ebenfalls den Mans. bor. 
fol. 318 entnommen: 

Am 14. 1. 1702 bittet die Schweizer Garde alle Jahre um einen Mantel 
bei der Alltagskleidung. flat. 

Am 5. 12. 1702. Es ſoll ein Reglement gedruckt werden auf dem Funda⸗ 
ment der Exercitien bei dem Markgraf Philipp'ſchen Regiment, nach welchem 
alle übrigen Regimenter ihre Exercitien introduciren ſollen; item wegen der 
Kleidung der Ober⸗ und Unterofficiere ſoll ein beſtändig Reglement verfertigt 
werden; es ſollen der General⸗Feldmarſchall und der General⸗Commiſſarius ſich 
dieſerhalb zuſammentun. 

Am 27. 1. 1703 wird der Capitain Mühlen nobilitirt. 

Am 10. 2. 1705 wird beſtimmt, daß 12 Grenadiers bei jeder Kompagnie 
die Mäntel beibehalten. 
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von Wartensleben am 17. April 1723 ernannte der König keinen 
Präſidenten des Geheimen Kriegsrats mehr und leitete alle Armee⸗ 
angelegenheiten ſelbſt. 

Von den drei leitenden oberſten Militärbehörden unter dem erſten 
Könige hat ſich alſo nur das General⸗Kriegskommiſſariat zu höherer Be⸗ 
deutung entwickelt, während der Feldmarſchall, einen Teil ſeiner Macht⸗ 
vollkommenheit einbüßend, nur die Befugniſſe der Truppenführung und 
Ausbildung behielt, der Geheime Kriegsrat aber, unter dem Nachfolger 
Friedrichs zur Bedeutungsloſigkeit verurteilt, bald ganz verſchwand. 


3. Die Offizierchargen 


Die Offizierchargen, die ſich in der Armee des Großen Kurfürſten 
herausgebildet hatten, blieben auch unter ſeinem Sohne und Nachfolger 
beſtehen ), jedoch riefen die ſtarke Vermehrung der Streitkräfte und 
namentlich die lang andauernden Kriege, die zum Teil auf fernen 
Schauplätzen ſtattfanden, einige Anderungen hervor. 

In der Generalitat kannte man bisher: den General-Feldmarſchall, 
den General⸗Feldzeugmeiſter, die Generale der Infanterie und Kavallerie, 
die Generalleutnants und die Generalmajors. Schon am 1. Mai 1688 
wurde durch die Ernennung des Generalleutnants Hans Adam v. Schö- 
ning zum General⸗Feldmarſchall⸗Leutnant?) eine neue Charge in der 
Armee eingeführt, zu der außer ihm nur noch der verdiente General 
v. Barfus am 15. Juni 1695 befördert wurde?). Eine andere neu 
eingeführte Charge war die des Brigadier. Es iſt dies eine Zwiſchen⸗ 
ſtufe zwiſchen dem Generalmajor und Oberſt; die älteſten Oberſten und 
Regimentskommandeure wurden zu Brigadiers ernannt, um im Bedarfs⸗ 
falle das Kommando über größere gemiſchte Abteilungen übernehmen 
zu können; fanden ſie dieſe Verwendung nicht, ſo behielten ſie das 
Kommando ihrer Regimenter“), und auch ihr Dienſttitel blieb wie bisher: 
Oberſt. Da die brandenburgiſch-preußiſchen Truppen meiſt mit fremden 
Truppen zuſammenwirkten, ſo machte ſich die Einführung dieſer Charge, 
die ſowohl bei Engländern und Holländern, wie bei den Kaiſerlichen 


1) über die Chargen und Funktionen der Offiziere ſiehe Friedrich Freiherr 
v. Schrötter, Heeresverfaſſung, S. 20 u. ff. 

2) Siehe S. 80. | 

3) Großer Generalſtab, Urkundliche Beilage, Heft VIII, S. 26. Barfus 
wurde am 11. Juli 1696 zum General⸗Feldmarſchall ernannt. 

4) Patent des Oberſten Graf Dönhoff als Brigadier vom 19. 3. 1695 bei 
v. d. Olsnitz, Geſchichte des Kgl. preuß. 1. Infant.⸗Regts., S. 264. 
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beſtand, notwendig, um nicht die älteren preußiſchen Oberſten beim 
Zuſammenwirken mit fremden Truppen zu benachteiligen 1). Die erfte 
Armee, bei welcher wir die Charge des Brigadier finden, war die franzöſiſche, 
wo ſie 1667 bei der Kavallerie und 1668 bei der Infanterie eingeführt 
wurde. Der Brigadier wurde der erſte Grad der officiers généraux, 
aber er behielt ſein Regiment?). Nach Beendigung der langjährigen in 
Gemeinſchaft mit der öſterreichiſchen, engliſchen und holländiſchen Armee 
geführten Kämpfe iſt dieſe Charge aus der preußiſchen Armee allmählich 
wieder verſchwunden. Wann der este brandenburgiſche Brigadier er⸗ 
nannt wurde, konnte nicht feſtgeſtellt werden, aber der Hinweis in dem 
Patent des am 16. Juni 1696 zum Brigadier ernannten Oberſt Graf 
Dönhoff, „daß es wegen der Dienſte bei Unſerer unterm 2/12. Auguſt 
des 1692. Jahres ergangenen Verordnung fein Bewenden haben ſoll“ >), 
rechtfertigt die Vermutung, daß dies ſpäteſtens im Jahre 1692 geſchehen 
iſt. 1709 befanden ſich bei der Armee in Brabant neben 7 Generalen 
auch 7 Brigadiers, 1712 waren in Brabant neben 6 Generalen noch 
5 Brigadiers !), dagegen finden wir in der Rangliſte von 1713, die 
das Offizierkorps nach der Neuordnung desſelben durch Friedrich 
Wilhelm I. enthält, nur noch 4 Brigadiers bei der Kavallerie und 
2 Brigadiers bei der Infanterie, und in der Rangliſte von 1740 iſt 
dieſe Charge nicht mehr vorhanden 5). 

Die bisher erwähnten höheren Offiziere, Generale und Brigadiers 
blieben bei ihrer Beförderung Chefs derjenigen Regimenter uſw., die 
ſie zum Teil ſchon als Oberſten erhalten hatten. Aber während die 
Oberſten und Brigadiers, welche Regimentschefs waren, auch das Kom— 
mando ihrer Regimenter ſelbſt führten, war dies bei Generalen nicht 
der Fall. Urſprünglich gehörte zu den Aufgaben der Regimentschefs 
auch die Ausbildung der Regimenter im Frieden und die Führung 
derſelben im Kriege, nach damaligem Sprachgebrauch „das Kommando“ 
derſelben. 

Da aber den Generalen immer mehr Pflichten zufielen, die außer⸗ 
halb des Regiments lagen, ſo bedurften ſie eines Stellvertreters, der 
ſie in dem „Kommando“ des Regiments erſetzen konnte. Dieſer Stell⸗ 


1) Vgl. Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt 1881, S. 8. 

2) Rouſſet, Histoire de Louvois, Paris 1863, 4 Bde., I, S. 231. 

3) v. d. Olsnitz, Geſch. des preuß. 1. Infant.⸗Regts., S. 264. 

4) Schöning, Leben des General⸗Feldmarſchall v. Natzmer, S. 323, und 
Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt 1889, S. 154 u. f. 

5) Mitteilungen aus dem Archiv des Kriegsminiſteriums. Heft 1. Berlin 
1891. 5 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVI. 2. „ 7 
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vertreter wurde ihnen in der Perſon eines zweiten Oberſten gegeben, 
der zum Kommandeur des Regiments oder Bataillons ernannt wurde. 
Der zweite Oberſt leitete die Friedensausbildung, führte die Truppe 
im Kriege und nahm dem Chef alles Detail ab. Der Wirkungskreis 
beider Stellen war nicht genau abgegrenzt, was vielfache Zwiſtigkeiten 
zur Folge hatte. Fürſt Leopold von Anhalt, jung und tatkräftig, 
leitete als Chef ſelbſt die Ausbildung ſeines Regiments und rief durch 
die unerhörten Anſtrengungen, die er Offizieren und Mannſchaften zu⸗ 
mutete, allgemeine Mißſtimmung hervor. Die Oppoſition im Offizier⸗ 
korps fand an dem zweiten Oberſten, dem Grafen Dönhoff, der zugleich 
Kammerherr des Königs war, ihren Rückhalt. Am 13. April 1702 
beſchwerte fic) Fürſt Leopold über ihn, daß er ſeine Befehle nicht aus- 
führe und ihm entgegen handle. So habe „der Graf nicht allein der 
Kompagnie des Majors v. Schwerin 180 Thlr. ohne mein Vorwiſſen 
und der von mir in Händen habenden assignation ungeachtet, abziehen 
laſſen, ſondern auch, als ich bei meinem Regiment durch den Major 
die Ordre ſtellen laſſen, daß ein gleichmäßiges Kaliber von Gewehr bei 
allen Kompagnien zu haben, ſollte Anſtalt gemacht werden, er dieſes 
ſo ganz negligirt hat, daß es bis dieſe Stunde bei ſeiner Kompagnie, 
da man doch zu Felde ſoll, nicht geweſen iſt.“ Der König rügte zwar 
das Verhalten des Grafen, von dem er erwarte, daß er von nun ab 
die ſchuldigen Dehors gegen den Fürſten beobachten werde, aber der 
Kampf zwiſchen beiden ging fort, bis Dönhoff mit dem Oberſt v. Ramel 
tauſchte !). | 

Wie der Kronprinz Friedrich Wilhelm das Verhältnis auffaßte, 
zeigt ein Brief desſelben an Fürſt Leopold vom 11. Juli 17112), in 
welchem er zu dem Zwiſt des Brigadier v. Löben mit dem Oberſt 
v. Forcade (Löben war Chef des Bataillons, das Forcade als Oberſt 
kommandierte) entſchied: ſie ſollten es in ihrem Dispute „wegen des 
Details vom Bataillon ebenſo halten, wie der ſelige General v. Tettau. 
in ſeiner Differenz mit dem Oberſt v. Lüderitz“ (Tettau war Chef des 
von Lüderitz kommandierten Infanterieregiments), „ich mus Euer 
Lieben ſahgen das Lüderitz alles hat angemeldet an tetto was con— 
siderabell beym Bataillon Passiret aber die douceurs und kleine detail 
vom Regiment hat Lüderitz gehort, ſonſten were forcade nur wolonteur 
und hette nicht nöthig beim Regiment zu ſein ich bin guht freundt. 
von alle beide ich bin verwahr nicht Pareialisch.“ 


1) Königl. Reſkript vom 28. 1. 1704, ſiehe Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt 
1881, S. 19 ff. 
2) Act. bor., Ergänzungsband: O. Krauske, Briefe, N. 116. 


451] Das preußiſche Offizierkorps unter dem erften Könige von Preußen 99 


Die Differenzen beider Stellen haben augenſcheinlich zumeiſt die 
Verfügung über die Gelder betroffen. 1710 beſchwerte ſich Graf 
v. d. Lippe, Oberſt des Wittgenſteinſchen Dragonerregiments, darüber, 
daß der Chef des Regiments, der Obermarſchall Graf v. Wittgenſtein, 
Abzüge an der Regimentsfourage in Minden mache und von den 
Kleidergeldern für die Kompagnien je 50 Tlr. zurückbehalte. Fürſt 
Leopold ſandte die Beſchwerde zunächſt an den Kronprinzen, der riet, 
dem Könige davon Meldung zu machen „wie es ſich gehört“, und das 
Memorial des Grafen v. d. Lippe direkt dem Könige zuzuſchicken und 
zugleich an den Obermarſchall zu ſchreiben und Remedur zu verlangen. 
Fürſt Leopold ſchickte am 3. September 1710 das Memorial an den 
König; wie die Sache entſchieden wurde, iſt nicht feſtzuſtellen ). 

Waren fürſtliche Perſonen Regimentschefs, ſo hatten dieſe zwar 
das Kommando, aber die Verwaltungsangelegenheiten unterſtanden dem 
Oberſten, der damit auch die pekuniären Vorteile genoß. Am 21/31. Juli 
1692 erließ der Kurfürſt folgende Reſolution: Markgraf Chriſtian 
Ludwig ſolle bei dem ihm verliehenen Reiterregiment das Kommando 
führen, die Rechnungsſachen und Particulier-Regimentsaffairen aber 
ſollte Oberſt v. Lethmate behalten, „wie ſolches bei andern Regimentern 
in Unſern Dienſten, wobei Fürſtliche Perſonen ſein, auch alſo abſolviret 
wird“ 2). In einigen Fällen war die Verleihung eines Regiments an 
eine fürſtliche Perſon nur eine Ehrung, fo z. B. bei dem Dragoner- 
regiment des Markgrafen von Ansbach gab dieſer als Chef zwar dem 
Regiment den Namen, aber die Okonomie und das Kommando hatte 
jederzeit der Kommandeur des Regiments du Veyne ). 

Die Regimentsoffizierkorps behielten anfänglich die unter dem 
Großen Kurfürſten übliche Stärke. Bei der Armee, mit welcher Fried⸗ 
rich III. 1689 gegen die Franzoſen marſchierte, betrug der Etat des 
Stabes eines Infanterie⸗ oder Kavallerieregiments an Offizieren: 1 Oberſt, 
1 Oberſtleutnant, 1 Oberſtwachtmeiſter (Major) und 1 Regiments⸗ 
Quartiermeiſter und Adjutant; der Etat einer Kompagnie: 1 Kapitän 
(Rittmeiſter), 1 Leutnant und 1 Fähnrich (Kornet) “). Dieſe Etats⸗ 
zahlen, die auch für die Berechnung der Kompetenzen nach der Interims⸗ 
ordonnanz und Einquartierungsreglement vom 1. Juni 16995) noch 
Gültigkeit hatten, wurden ſehr bald überſchritten. Die Gründe hierfür 


1) Act. bor., Ergänzungsband O. Krauske, Briefe, N. 106. 
2) Großer Generalſtab, Urkundliche Beiträge, Heft VIII, S. 78. 
3) Ebenda S. 86. 
4) Hennert a. a. O. S. 7 u. ff. 
5) My lius III. 1, Nr. 73. 

7* 
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waren die langandauernden Kriege auf zum Teil weit entfernten 
Kriegsſchauplätzen, die häufige Verwendung der Regimenter in getrennten 
Bataillonen bei weit auseinanderſtehenden Armeeteilen und das von 
dem Kurfürſten beanſpruchte und ausgeübte Recht der Ernennung und 
Beförderung ſämtlicher Offiziere einſchließlich der Generale nach ſeinem 
Befinden, wodurch die Titel Oberſt, Oberſtleutnant, Major und Kapitän 
oder Rittmeiſter, die bisher ein ganz beſtimmtes Amt in dem Regiments⸗ 
verbande bezeichnet hatten, zu reinen Titeln in der Militärhierarchie 
wurden, die auch ganz unabhängig von dem bisher dazu gehörigen 
Amte verliehen würden. 

Beſtimmungsmäßig ſollte, wenn die Bataillone eines Regiments 
ſich trennten, der Oberſt bei dem 1., der Oberſtleutnant bei dem 
2. Bataillon bleiben und deſſen Führung übernehmen ). Nun lag es 
im Intereſſe der Truppe, daß ihr Führer keinen geringeren Rang als 
die Führer anderer fremdſtaatlicher Regimenter hatten. Es wurden 
daher öfters die Bataillonskommandeure zu Oberſten ernannt und ihnen 
zuweilen auch ein ganzer Regimentsſtab zugeteilt, da hiervon die Ge⸗ 
währung mancher Vorteile für das Bataillon abhing. Generalleutnant 
Graf zu Dohna beantragte z. B. 1705 einen vollen Regimentsſtab für 
das Feldbataillon ſeines Regiments an der Maas, der auch genehmigt 
wurde, ſo daß der Etat desſelben am 1. April 1705 betrug: 1 Oberſt, 
1 Oberſtleutnant (noch nicht ernannt), 1 Major, 1 Regiments⸗Quartier⸗ 
meiſter, 1 Adjutant, 1 Feldſcher, 1 Pfeifer und 1 Steckenknecht?). Da 
man bei den verluſtreichen Kriegen für ausreichenden Erſatz ausfallender 
Führer ſorgen mußte, fo befanden fic) bei den Bataillonen auch Oberſt⸗ 
leutnants und Majore in höherer als etatsmäßiger Zahl. In der 
zweiten Hälfte der Regierung König Friedrichs I. ſcheint die Güte 
des Königs, der häufig Beförderungen außer der Tour verfügte, die 
Urſache der immer mehr wachſenden Zahl an Stabsoffizieren bei den 
Infanterie⸗Regimentern geweſen zu fein ®). 


1) Hennert a. a. O. S. 8. 

2) Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 165 und 168. 

3) Vgl. Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt 1889, S. 234. 1689 zählte das 
Regiment Dohna außer dem Chef 1 Oberſtleutnant und 1 Oberſtwachtmeiſter; 
1694 zählte das Feldbataillon dieſes Regiments, welches an der Maas ſtand, 
1 Oberſt und 1 Major, das Garniſonbataillon in Pillau 1 Oberſt und 1 Oberſt⸗ 
leutnant (Kopfa v. Loſſow, a. a. O. S. 111); 1707 ſtand bei dem Feldbataillon 
1 Oberſt, 1 Oberſtleutnant und 1 Major, bei dem Garniſonbataillon 1 Brigadier, 
1 Oberſtleutnant und 1 Major (Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt 1909, Heft 11, 
Rangliſte für 1707). Von dem kronprinzlichen Regiment z. F. ſtand 1690 
1 Bataillon am Niederrhein, das an Stabsoffizieren 1 Oberſt und 1 Oberſt⸗ 
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Auch bei der Kavallerie tritt uns dieſe Erſcheinung entgegen: 
1691 ſtehen bei dem Leibregiment 3. Pf. 1 Generalmajor, 1 Oberſt⸗ 
leutnant und 1 Major !), 1707 aber 1 Generalleutnant, 1 Brigadier, 
2 Oberſtleutnants und 1 Major?). Dieſe große Zahl von Stabs⸗ 
offizieren war ein Übelſtand, den auch der Kronprinz als ſolchen er- 
kannte. Am 27. September 1712 ſchrieb er an Fürſt Leopold aus 
Anlaß eines Geſuchs desſelben: „Dem Brigademajor ?) Saint⸗Sauveur 
wollte gern Ew. Liebden Vorwort genießen laſſen; es ſind aber bei dem 
Regiment, welches in Friedenszeiten auf 5 Kompagnien geſetzt werden 
wird, ohnedem ſo viel Stabsofficiere, daß wohl noch einige gemiſſet 
werden könnten, und wenn nun die Reduction dazu kommt, ſo bleiben 
nichts als lauter Stabsofficiere“ *). 

Eine bisher noch nicht erwähnte Urſache, die aber vielleicht die 
wirkungsvollſte dafür iſt, daß in den Offiziersliſten jener Zeit ſo zahl⸗ 
reiche Generale und Stabsoffiziere bei den Regimentern geführt werden, 
liegt in dem Gebrauch der Zeit, die Kompagniechefſtellen wegen der 
damit verbundenen Einnahmen auch an ſolche Offiziere und auch andere 
Perſonen, die weder Dienſt bei dem Regiment taten, noch in irgendeiner 
Beziehung zu ihm ſtanden, zu verleihen. Es waren nicht nur ſämt⸗ 
liche Stabsoffiziere, die bei den Regimentern Dienſt taten, Kompagnie⸗ 
chefs, ſondern auch alle Generale nnd höheren Offiziere, die in der 
Diplomatie, Adjutantur, ja ſelbſt im Hofdienſt Verwendung fanden. 
Leider geht aus den vorhandenen Offiziersliſten der Regimenter nicht 
hervor, in welchen Dienſtſtellen jeder einzelne Offizier Verwendung fand; 
jedoch läßt ſich annehmen, daß die Zahl der Kompagniechefs, die ledig⸗ 
lich die Rente aus ihrer Kompagnie bezogen, ohne Dienſt bei ihr zu 


leutnant hatte; das 2. Bataillon ſtand in holländiſchem Solde und zählte an 
Stabsoffizieren: 1 Oberſtleutnant und 1 Major; 1709 ſtanden bei dem Regiment, 
das inzwiſchen auf 3 Bataillone gebracht war, außer dem Chef 1 Generalleutnant, 
1 Brigadier, 1 Oberſt, 2 Oberſtleutnants und 3 Majore. (Mans. bor. fol. 313). 
In der Liſte von 1709 fehlt die 2. Kompagnie, deren Chef 1707 Generalleutnant 
v. Finckenſtein war (Beiheft zum Militär- Wochenblatt 1909, Heft 11). Da die 
Kompagnien in den Offiziersliſten nach der Anciennetät ihrer Chefs aufgeführt 
werden, 1709 aber wie 1707 der inzwiſchen zum Brigadier beförderte Oberſt 
v. Borck Chef der 3. Kompagnie iſt, ſo iſt mit Gewißheit anzunehmen, daß 
Generalleutnant v. Finckenſtein 1709 noch Chef der 2. Kompagnie war. 

1) Mans. bor. fol. 313. 

2) Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt 1909, Heft 11, Rangliſte. 

3) Der Brigademajor entſprach etwa dem heutigen Brigadeadjutanten. 

4) Act. bor., Ergänzungsband: O. Krauske, Briefe Friedr. Wilh., N. 92. 
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tun, keine kleine war. Ein intereſſantes Beispiel hierfür bietet das 
Feldbataillon des Regiments Alt⸗Dohna 1707 '): 


Chef der Leib Kompagnie war Generalleutnant Graf zu Dohna, 


E * „ Oberſt v. Röder, Kommandeur des Bataillons, 
„ os 5 „ Oberſtleutnant du Buiſſon, verſah den Dienſt 
des Majors bei dem Bataillon, 
aa ne 5 „ Major v. Adelsheim, kommandiert bei dem 
Kronprinzen Friedrich Wilhelm, 
8 5. R „ Kapitän v. Adelsheim, hat Dienſt als Hof: 
marſchall. 


Alſo von den ſämtlichen Kompagniechefs tat kein einziger den Dienſt 
als Kommandeur der Kompagnie, ſie alle wurden durch Stabskapitäne 
und Leutnants vertreten. | 

Ahnlich wie bei dieſem Bataillon wird es vielfach geweſen fein. 
Auch den bei der Armee tätigen Ingenieuren und Kriegsbaumeiſtern 
wurden, um ein beſonderes Gehalt zu ſparen oder um ihnen erhöhte 
Bezüge zuzuwenden, Kompagniechefſtellen bei den Infanterieregimentern 
verliehen. So war z. B. der bekannte Kriegsbaumeiſter Jean de Bodt 
Kompagniechef bei der Füſiliergarde, und 1705 wurden die für die 
Armee in Italien beſtimmten Ingenieure ebenfalls zu Kompagniechefs 
bei den Infanterieregimentern ernannt 2). Dieſer Gebrauch, jo beſondere 
Gehälter für die Ingenieure zu ſparen, findet ſich ſchon früher in der 
franzöſiſchen Armee, wo der berühmte Kriegsbaumeiſter Vauban 1667 
Kapitän im Infanterieregiment Picardie war?). Eine ſehr auffallende 
Ernennung iſt die des kurfürſtlichen Geheimen Kammerdieners Sigmund 
Ulitzſch wegen feiner „vieljährigen treugeleiſteten Dienſte“ zum Zeug⸗ 
meiſter der Reſidenz, doch ſollte er „bis auf Weiteres bei der hohen 
Perſon Sr. Durchlaucht noch die Aufwartung behalten“; 1694 wurde 
er zum Kapitän bei der Artillerie beſtellt). Da es nicht anzunehmen 
iſt, daß der verdiente alte Kammerdiener dieſen Poſten verſehen konnte, 
ſo handelt es ſich auch hier um Zuwendung der Bezüge dieſer Stelle. 

Die geſchilderten Verhältniſſe bedingten auch eine Vermehrung der 
niederen Offizierſtellen. Bisher kannte man bei einer Kompagnie nur 


1) Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 184. 

2) Beiheft zum Militär-Wochenblatt 1888, S. 168. Witzleben irrt, wenn 
er annimmt, dieſe Offiziere ſollten, wenn ſie nicht als Ingenieure beſchäftigt 
waren, bei der Infanterie Dienſte tun. Die Ernennung derſelben zu Kompagnie⸗ 
chefs bedeutete lediglich, daß fie die Rente aus dieſen Kompagnien als ihre Be- 
ſoldung ziehen ſollten. 

3) Rouſſet a. a. O. S. 241. 

4) Schöning, Artillerie, S. 116. 
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einen Kapitän (Rittmeiſter), einen Leutnant und einen Fähnrich 
(Kornet). Bei der Leibkompagnie, deren Chef der Oberſt des Regiments 
war, führte ſein Stellvertreter, der das Kommando über die Kompagnie 
hatte, den Titel Kapitänleutnant!) oder Stabskapitän; bei den Oberſt⸗ 
leutnants⸗ und Majorskompagnien gab es keinen Stabskapitän, fie 
wurden, wenn die Chefs verhindert waren, von Leutnants geführt. 
Die weit entfernten Kriegsſchauplätze, auf denen ein Erſatz der durch 
Tod, Verwundung und Krankheit ausfallenden Offiziere ſehr erſchwert, 
wenn nicht für Monate unmöglich war, machten eine Vermehrung der 
Kompagnieoffiziere notwendig. Bei dem 1691 nach Ungarn geſchickten 
Hilfskorps finden wir bei jeder Infanteriekompagnie, auch bei der 
Oberſtleutnants⸗ und Majorskompagnie, 1 Kapitän, 2 Leutnants und 
1 Fähnrich?), während bei den Bataillonen der Armee am Niederrhein 
und im Innern der bisherige Etat an Offizieren beibehalten wurde 5). 
Bei der Reduktion der Armee 1697/98 wurden die Etats an Offizieren 
bei den Kompagnien wieder gleichmäßig auf den früheren Stand ge⸗ 
ſetzt“!). Die Vermehrung der Kompagnieoffiziere um einen zweiten 
Leutnant bei dem Hilfskorps in Ungarn hatte ſich ſo bewährt, daß, 
als der ſpaniſche Erbfolgekrieg ausbrach, dieſe Maßregel für die ganze 
mobile Armee angeordnet wurde; jede Primaplana bei der Infanterie 
wurde um 1 Officierer en second bzw. sous-lieutenant vermehrt“). 
Es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß auch hierbei das Beiſpiel Frankreichs 
von Bedeutung war, wo ſchon 1683 bei Ausbruch des Krieges der 
Miniſter Louvois angeordnet hatte, daß von den 9 Militärſchulen mehr 
als 2000 Cadets für die Zeit des Kriegs als Sous-lieutenants und 
Cornettes den Regimentern zugeteilt wurden, die beim Friedensſchluß 
wieder Kadetten wurden, da es im Frieden dieſe Chargen bei den 
Kompagnien nicht gab“). Die Offizierliſten aus der Zeit des ſpaniſchen 


1) Friedrich Frhr. v. Schrötter a. a. O. S. 23. Auch bei der Kavallerie 
hieß er Kapitänleutnant, in der Rangliſte von 1701 ſtehen bei dem kronprinz⸗ 
lichen Regiment z. Pf. 3 Kapitänleutnants (Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt 
1909, Heft 11, S. 411). 

2) Becker, Gefd. des 2. oſtpreuß. Grenadier⸗Regts. Nr. 3, I, Berlin 1885, 
S. 30. v. d. Olsnitz a. a. O. S. 215 und 267. Kopka v. Loſſow a. a. O. 
S. 58. 

3) Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 111. Mans. bor. fol. 313. Offizier⸗ 
liſte des kronprinzlichen Regiments z. F. pro Juni 1690. 

4) Mylius III, 1, N. 73. Interimsordonnanz und Einquartierungs⸗ 
reglement vom 1. Januar 1699. 

5) v. d. Olsnitz a. a. O. S. 292. Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 163. 

6) Rouſſet a. a. O. Bd. III, S. 306. 
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Erbfolgekriegs enthalten die Bezeichnungen Stabs- und Souskapitän, 
Souslieutnant, Lieutnant en second, Premier- und Sekondlieutnant. 
Die Bezeichnungen Stabskapitän, Premier- und Sekondlieutenant 
wurden allmählich allein gebräuchlich, ſo daß wir in der Rangliſte von 
17131) die übrigen Chargenbezeichnungen nicht mehr finden. 

Während bei der Vermehrung der oberen Offizierschargen mannig- 
fache Mißbräuche zutage getreten waren, die Friedrich Wilhelm I. ab- 
ſchaffte, hatte ſich die Vermehrung der dienſttuenden Kompagnieoffiziere 
in den langen Kriegen bewährt, und Friedrich Wilhelm behielt die 
Gliederung der Leutnantscharge in Premier- und Sekondleutnants bei; 
in der Rangliste von 1740!) finden wir dieſelben bei allen Infanterie⸗ 
regimentern, während bei der Kavallerie Premierleutnants nur bei den 
Garde du Corps vorkommen. Das Offizierkorps der Infanterie und 
Kavallerie in ſeinen Abſtufungen und Chargenbezeichnungen hatte ſich 
während der Regierung Friedrichs I. jo geſtaltet, wie es für einen 
langen Zeitraum bleiben ſollte 2). 


4. Die Gehälter und die Verpflegung 
a) Die Generale 


Bei Schaffung der brandenburgiſch-preußiſchen Armee hatte der 
Große Kurfürſt anfänglich mit den Oberſten und Regimentschefs, die 
aus ihren Mitteln die Regimenter aufgeſtellt hatten, Kapitulationen 
geſchloſſen, welche die Bewirtſchaftung der Regimenter ihnen überließ. 
Hieraus ergab ſich, daß die Oberſten, wenn ſie, zu Generalen ernannt, 
eine andere Verwendung denn als Regimentsführer fanden, die Chef- 
ſtellen des Regiments und damit deſſen Bewirtſchaftung behielten. 
Nachdem die Regimenter vollſtändig verſtaatlicht und die Stellung 
ſämtlicher Offiziere inkl. der Generale zum Fürſten eine andere, völlig 
abhängige geworden war, behielt man trotzdem die Bewirtſchaf⸗ 
tung der Regimenter durch die Chefs bei. 

Die Revenuen aus den Regimentern bildeten einen weſentlichen 
Teil der Einnahmen der Generale, der nur durch einen hohen Generals— 
gehalt ihnen hätte erſetzt werden können. Dazu kam, daß die Armee⸗ 


1) Mitteilungen aus dem Archiv des Kriegsminiſteriums, Heft 1. Zwei 
Rangliſten des preußiſchen Heeres 1713 und 1740. 

2) Das Artillerie- Offizierforps wird in einem beſonderen Abſchnitt be⸗ 
handelt; ein Ingenieur-Ofſizierkorps gab es noch nicht, die Ingenieuroffiziere 
waren Beamte, die, ſoweit ſie einen militäriſchen Rang erhielten, in den folgenden 
Ab ſchnitten mit dem übrigen Offizierkorps behandelt find. . 
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organiſation für den Frieden, mit Ausnahme einiger Gouverneur⸗ und 
Kommandantenpoſten, ſowie der kommandierenden Generale in den 
fernen Provinzen, wie Preußen ), keine Verwendung für die Generale 
kannte. Der Oberſt und Regimentschef, der zum General ernannt 
wurde, behielt alſo ſein Regiment und damit ſowohl das Oberſten⸗ 
traktament wie auch die Einnahmen aus den Regimentsunkoſten und die 
Douceurs ?); ebenſo behielt er die Revenuen aus feiner Leibkompagnie, 
d. h. das Kapitänstraktament und die Erſparniſſe, welche die Kompagnie 
aus ihrer Wirtſchaft erzielte ?). Der Chef eines Regiments, einer 
Garniſon (Bataillon oder Kompagnie) oder Freikompagnie erhielt von 
jedem Taler der ganzen Aſſignation an ſeine Truppe 2 Ggr. Regiments⸗ 
unkoſten. Das machte z. B. bei dem Regiment Alt- Dohna, deſſen 
ganze Aſſignation monatlich 4791 Tlr.“) betrug, im Jahre 1713 
monatlich nach Abzug von Rezeptur und Stempel 303 Tlr. für den 
Chef, dazu das Oberſtentraktament nach Abzug der Regimentsunkoſten 
und Rezeptur mit 66 Tlr. 22 Gr., gibt für den Chef monatlich 
369 Tlr. 22 Gr. oder jährlich 4439 Tlr. Hiervon gab der Chef 
ab: 445 Tlr. 8 Gr. jährlich presented) und 144 Tlr. Zulage dem 
Kommandeur, ſo daß ihm verblieben 3850 Tlr. 16 Gr.“). 


1) Als Generalleutnant Graf v. Dönhoff 1688 nach Berlin ging, erhielt der 
Geheime Rat v. Viereck die Notifikation: „daß der General⸗Wachtmeiſter von Bar⸗ 
fuß nachher Preußen abgefertigt ſey, um daſelbſt in Abweſenheit Unſeres 
Gen. Lt. des Grafen von Dönhoff das Commando über die in unferm dortigen 
Herzogthumb ſtehende milice zu führen.“ v. d. Olsnitz, Geſchichte des 
1. Infanterieregiments, S. 263. 

2) Darüber ſpäter. 

3) über die Stellung der Regiments⸗ und Kompagniechefs vgl. Abſchn. 5. 

4) Verpflegungsetat Dezember 1713 (Schlobitter Archiv, abgedruckt bei 
Kopka v. Loſſow, a. a. O. S. 228). 


Köpfe ö Rtlr. 
9 der Sta 1275 
6 Hautbois & 6 Tlr. . Moe esa A 36 
180 10 pr. pl. & 118 Tlr. 12 Gr. gy ges ee 88 
10 Sous Lieut. 4 12 Tl.. . . . 120 
1200 Gemeine & 2 Tir. inkluſive des Servia . . . 8200 
200 Gefreite a 3 Gr. mehr 8 25 
Gewehrgeld auf 10 Aonpannien. A 5 Tlr. de 50 

4791 Rtlr. 


5) An wen gingen Biere Präſente? Dem General⸗Kriegskommiſſar v. Blas⸗ 
pil wird bei ſeiner Anſtellung geſtattet, „die hergebrachten Neujahrsgelder nach 
wie vor anzunehmen und ſolche für ſich als eine Ergötzlichkeit für ſeine müh⸗ 
ſamen Dienſte zu behalten“ (Act. bor. Bd. I S. 88). Durch Erlaß vom 17. April 
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Jeder Regimentschef war aud, wie erwähnt, Kompagniechef und 
bezog als ſolcher außer dem Kapitänstraktament ſeiner Leibkompagnie 
auch die Erſparniſſe aus der Bewirtſchaftung derſelben. Das Kapitäns⸗ 
traktament betrug 36 Tlr. monatlich, davon ab Rezeptur und Regi⸗ 
mentsunkoſten 3 Tlr., bleiben 33 Tlr., jährlich alſo 396 Tlr. Das 
Erträgnis der Kompagniewirtſchaft war verſchieden, Graf Dohna er— 
hielt von ſeiner Leibkompagnie in Pillau jährlich 180 Tlr. ), im 
ganzen bezog er alſo von derſelben 576 Tlr., und da er durch die 
Gnade des Königs 2 Leibkompagnien, bei jedem Bataillon ſeines Regi⸗ 
ments eine hatte, ſo verdoppelte ſich dieſe Einnahme. 

Sollte ein Offizier nicht alle Kompetenzen der von ihm bekleideten 
Chargen beziehen, ſo wurde dies ausdrücklich feſtgeſetzt, wie in der 
Interimsordonnanz von 1699, die beſtimmt, daß jeder Offizier nur 
von der höchſten, von ihm bekleideten Charge das Quartiergeld zu be— 
ziehen hatte ). 

König Friedrich war weit weniger wie der Große Kurfürſt darauf 
angewieſen, fremde Generale in ſeinen Dienſt zu ziehen, daher beruhte 
die Feſtſetzung der Gehälter, die den Generalen außer den oben er= 
wähnten Einnahmen gewährt wurden, nicht mehr auf dem beiderſeitigen 
Übereinkommen, ſondern lag ganz im Belieben des Fürſten. Feſte 
Gehaltsſätze wie bei den übrigen Chargen exiſtierten aber nicht und 


1713 wurde Blaspils Gehalt auf 2400 Tlr. und 7000 Tlr. Neujahrsgelder 
feſtgeſetzt, während Grumbkow nur 4466 Tlr. Neujahrsgelder empfing (Act. bor. 
Bd. I S. 357). Dieſe Neujahrsgelder werden aus den Präſenten der Regiments⸗ 
chefs gefloſſen ſein, ſie waren alſo eine Abgabe zugunſten der höchſten Verwal⸗ 
tungsbeamten der Armee; ob noch andere Stellen derartige Präſente empfingen, 
war nicht feſtzuſtellen. In der öſterreichiſchen Armee waren die Präſente ein 
geſetzlicher Gebrauch, die jeder Beförderte allen bei der Beförderung tätig ge⸗ 
weſenen Perſonen überreichen mußte. So erhielt der General, der dem Regiment 
den wirklichen Oberſt vorſtellte, „ein Pferd mit Sattelzeug zur Verehrung“. 
Wer einem Regiment einen neubeförderten Offizier vorſtellte, erhielt von dieſem 
„ein Paar Piſtolen zur Discretion’. Stellte der General⸗Kriegskommiſſar den 
wirklichen Oberſt dem Regiment vor, fo erhielt er 100 Dukaten, von dem Titular⸗ 
oberſt die Hälfte, während die andern 50 Dukaten der Inhaber erhielt. Außer⸗ 
dem wurde für das Oberſtenpatent beim Hofkriegsrat eine Kanzleitaxe von 450 fl. 
entrichtet. (K. k. Kriegsarchiv, Feldzüge des Prinzen Eugen von Savoyen, 
I. Serie, I. Bd., Wien 1876, S. 264.) 

6) Specification der Revenues Von des General⸗-Feldmarſchalls Burg⸗ 
grafen und Grafen zu Dhona Excellence Regiment zu Fuß. (Schlobitter Archiv, 
abgedruckt bei Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 228.) 

1) Kopka v. Loſſow a. a. O., anlage 12, vgl. auch Abſchnitt V. 

2) My lius III. 1, N. 73. 
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wurden auch nicht eingeführt. Die jüngſte Generalscharge, die der 
Brigadiers, erhielt keinen beſonderen Gehalt, ihre Inhaber behielten das 
Kommando ihrer Regimenter, und ihre Gehaltsverhältniſſe änderten ſich 
durch das Avancement, das eine bloße Titelerhöhung war, nicht. 

Bei den übrigen Generalen waren die beſonders gewährten 
»Generalsgehälter ſehr verſchieden, wie aus einer „Rangliſte der König⸗ 
lich preußiſchen Generale pro Januar 1705“) hervorgeht. Einige 
Generale bezogen ſehr hohen, andere gar keinen beſonderen Generals⸗ 
gehalt?). Die Mehrzahl der Generale hatte außer ihrem Generalsgehalt 
und ihren Regiments: und Kompagnieeinkünften noch Gehälter als 
Gouverneure und Kommandanten, als Kämmerer und Amtshauptleute?). 
Generale, die im Zivildienſt oder in der Diplomatie verwendet wurden, 
verloren damit nicht die Bezüge aus ihren militäriſchen Stellungen“), 
nur gaben ſie ihrem Stellvertreter eine Zulage, wie Graf Dohna, der 
dem Kommandeur jährlich 144 Thlr. Zulage gab). Die Feldmarſchälle 
und Generale der Infanterie oder Kavallerie hatten recht hohe Gehälter 
und zum Teil 2 Regimenter 5). 


1) Abgedruckt bei K. W. v. Schöning, Leben Natzmers, S. 269. 

2) Es bezog z. B. der jüngſte Generalmajor Graf Finck v. Finckenſtein 
3000 Tlr., während der Generalleutnant Graf zu Dohna nur 2000 Tr. 
Generalsgehalt hatte. 

3) Z. B. hatte Generalleutnant Graf Alexander zu Dohna als Gouverneur 
von Pillau 1200 Thlr., Generalleutnant v. Tettau hatte als Gouverneur von 
Spandau 1200 Tlr., als Kämmerer 1000 Tlr. 

4) Graf Alexander zu Dohna war 1690 Geſandter in Schweden, 1695 bis 
1703 Oberhofmeiſter des Kronprinzen Friedrich Wilhelm und verwaltete während 
dieſer Zeit das Departement der Refugierten im Geheimen Rat, 1712 Mitglied 
der preußiſchen Regierung, 1714 Chef der beiden preußiſchen Kammern (Act. bor., 
Bd. I, S. 137), trotzdem blieb er ſtets Regimentschef. Friedrich Wilhelm 
von Grumbkow wurde 1705 Kammerherr. Während des ſpaniſchen Erbfolge⸗ 
krieges war er im Hauptquartier Marleborougs und als Geſandter bei den 
Holländern tätig (Act. bor., I, S. 76 u. 176. Großer Generalſtab, Urkundliche 
Beiträge, Heft VIII, S. 51). 1712 wurde er Geheimer Kriegsrat und Direktor 
im General⸗Kriegskommiſſariat, 1713 General⸗Kriegskommiſſar. Auch er blieb 
ſtets Regimentschef. 

5) Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 129. 

6) Es bezog General⸗Feldmarſchall Graf Wartensleben Gehalt 12 000 Tir. 
jährlich, als Gouverneur von Berlin 1200 Tlr., außerdem hatte er die Okonomie 
von 4 Bataillonen Garde mit 2 Regimentsſtäben, 1 Regiment zu Pferde und 
die Amtshauptmannſchaften Potsdam und Saarmund. 

General der Infanterie Graf Lottum hatte Gehalt 3500 Tlr., als Gouver⸗ 
neur von Weſel 1200 Tlr., 1 Regiment zu Fuß. 

General der Infanterie Fürſt Leopold von Anhalt hatte Gehalt 4800 Tlr., 
als Gouverneur von Magdeburg 1200 Tlr., 1 Regiment zu Fuß. 
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So gut aud) die Generale im Frieden bezahlt waren, noch höher 
waren ihre Einnahmen im Kriege. Dieſe Kriegseinnahmen fetten fid 
zuſammen aus Quartiergeldern, Rationsgeldern' und beſonderen Zu⸗ 
lagen, deren Höhe in jedem Falle beſonders feſtgeſetzt wurde, ſo daß 
beſtimmte allgemein gültige Sätze nicht angegeben werden können. Wie 
erheblich dieſelben geweſen waren, geht daraus hervor, daß Fürſt Leo⸗ 
pold von Anhalt ſelbſt darauf hingewieſen hat, daß er ſeinen Reichtum 
zum guten Teil dem Gelde verdankte, das er „als Soldat außerhalb 
des Landes erhalten habe“ !). Einige Beiſpiele zeigen, wie bedeutend 
die Bezüge des Fürſten waren: 1703 nach der verlorenen erſten Schlacht 
bei Hochſtedt ſchenkte König Friedrich dem Fürſten 10 000 Vr. für 
ſeine verlorene Equipage ?); 1706/7 erhielt der Fürſt für 6 Winter⸗ 
monate 6216 Tlr. und 616 Tlr. von ſeinem Regiment; davon 
gingen ab für erhaltene Fourage und Verpflegung 760 Tlr., ſo daß 
er aus den Winterquartieren mehr wie 6000 Tlr. Einnahme?) zog; 
1712/13 betrug die Einnahme des Fürſten für die Winterquartiere 
8939 Tlr., und zwar für Fourage 2400 Tlr., von Aachen für ſein 
Quartier 2000 Tlr., von Limburg 2344 Tlr., von der Herrſchaft 
Burtſcheid 625 Tr. uſw.“). 

Fürſt Leopold erhielt dieſe bedeutenden Zuſchüſſe als Oberbefehls⸗ 
haber der preußiſchen Truppen, aber auch die übrige Generalität wurde 
reichlich bedacht: 1706/7 erhielt in den Winterquartieren in Parma der 
Generalmajor monatlich 30 Piſtolen und 30 Rationen, da die Piſtole 
= 4 Tlr. war und die Ration mit 6 Tr. vergütet wurde, fo hatte 
alſo der Generalmajor monatlich 300 Tlr. Zulage). Als General 
von Natzmer 1702 dem Markgraf Albrecht Friedrich, dem Kommandeur 
der preußiſchen Truppen im holländiſchen Solde, attachiert wurde, er⸗ 
hielt er für dieſe Zeit monatlich 200 Tlr. Zulage “). 

Dieſe hohen Bezüge der Generale im Felde erlaubten ihnen einen 
ihrem Range und den Sitten der Zeit entſprechenden Aufwand zu 
treiben. In allen Armeen führte damals die Generalität eine große 
Zahl Pferde und Wagen mit ſich. In der franzöſiſchen Armee durfte 
der kommandierende General ſo viel Pferde und Wagen mit ſich führen 


1) Act. bor., Ergänzungsband: O. Krauske, Briefe. Einleitung S. 9. 
2) Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt 1881, S. 42. 

3) Ebenda 1888, S. 179. 

4) Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt 1888, S. 268. 

5) Ebenda S. 179. 

6) Schöning, Leben Natzmers, S. 211. 
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als er wollte, den Generalleutnants waren 3, den Generalmajors 2, 
den Brigadiers 1 Wagen erlaubt. Doch nur die Generale durften 
„Chaiſen“ bei ſich haben, allen anderen Offizieren war dies verboten !). 
Es war ferner Sitte, daß die kommandierenden Generale offene Tafel 
hielten, weshalb ſie einen großen Troß mit ſich führten. Auch in der 
kaiſerlichen Armee galten die ſtrengen Vorſchriften über die Mitnahme 
von Pferden und Wagen nicht für die Generale ). 

Billigten, wie wir ſpäter ſehen werden, in der brandenburgiſch— 
preußiſchen Armee die Ordonnanzen ſchon den unteren Offiziergraden 
eine höhere Zahl von Pferden zu, als in den anderen Heeren üblich 
war, ſo waren die hohen Offiziere erſt recht nicht in der Mitnahme 
von Pferden und Wagen beſchränkt. Ihr Stab war zahlreich und die 
mitgeführte Verpflegung reichlich. Als Fürſt Leopold von Anhalt 1706 
als kommandierender General des preußiſchen Korps nach Italien ging, 
begleitete ihn folgender Stab: 3 Adjutanten, 1 General⸗Quartiermeiſter, 
1 Hofrat, 5 Ingenieuroffiziere, 1 Kriegskommiſſar, 1 Feldmedikus, 
1 Stabs⸗Feldſcher, 1 General-Wagenmeiſter, 1 Stabs⸗Quartiermeiſter, 
1 Feldapotheker, 1 Generalgewaltiger, 1 Scharfrichter und 1 Profoß ?). 
Der Adjutant Hauptmann v. Schachten hatte die Aufſicht über die 
fürſtliche Equipage und die Okonomie. Im Hauptquartier gab es nicht 
nur Pagen, Hofmeiſter, Trompeter und eine große Dienerſchaft, ſondern 
auch für die Verpflegung war weit umfänglicher wie heute geſorgt; 
ſo befanden ſich in dem Hauptquartier noch im Winter eine große 
Anzahl Schlachtvieh (30 Ochſen) und 4 milchende Kühe. Im Kriege 
lebten die Generale alſo nicht nur ſehr luxuriös, ſondern er brachte 
ihnen auch bedeutende Geldſummen ein, und auch im Frieden wuchſen 
die Geldbezüge durch die Häufungen der Beſoldungen verſchiedener 
Stellen bei einer Perſon zu außerordentlicher Höhe, ſo daß man wohl 
behaupten kann, niemals waren die preußiſchen Generale beſſer bezahlt 
wie zur Zeit des erſten Königs. Freilich auch der Große Kurfürſt 
hatte bewährten Generalen außerordentliche Gehälter gezahlt, wie das 
Beiſpiel des Marſchall Graf v. Schonberg zeigt. Ohne dieſe hohe Be⸗ 
zahlung waren in jener Zeit, wo es für keine Schande galt, ſeinen 
Degen zu verkaufen, Generale von Ruf nicht zu erhalten; auch hatten 
in der franzöſiſchen Armee, die damals das größte Auſehen genoß und 


1) Hennert a. a. O. S. 46. 

2) K. K. Kriegsarchiv, Feldzüge des Prinzen Eugen von Savoyen, I. Serie, 
I. Bd., S. 367. 

3) Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt 1889, S. 169. 
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in vielen Beziehungen als Vorbild galt, die hohen Offiziere enorme 
Gehälter 1). 

Auch die Gehälter der Generale der kaiſerlichen Armee waren 
hoch?). In jener Zeit wurden überhaupt an die Spitzen der Geſell⸗ 
ſchaft auf Koſten der unteren Stände übertrieben hohe Gehälter gezahlt, 
denn derſelbe Mißbrauch der Amterkumulation, wie in der Armee, fand 
auch bei den hohen Staats- und Hofbeamten ſtatt; bezog doch der 
Premierminiſter Graf Wartenberg ein Einkommen von jährlich 
123000 Tlr. ). Friedrich Wilhelm I. machte ſofort nach ſeiner 
Thronbeſteigung dieſem Unweſen ein Ende. 


b) Die übrigen Offiziere 


Durch die Ordonnanz vom 1. Januar 16844) hatte der Große 
Kurfürſt die Unterbringung und Verpflegung der auch im Frieden bei- 


1) Der Marquis de Quincy führt die folgenden Gehälter für den Monat 
von 45 Tagen an: 

Ein Marſchall als Oberſtkommandierender der Armee 9000 livres 

Ein Generalleutnant . kt 4000 


Ein Maréſchal de Camp . . 2 2 2 2 2 5000 „ 
Ein Generalmajor . 2 2 2 2 2 2 2... 600 „ 
Ein Brigadier. „ SONO oe 


Außer dem obigen Gehalt erhielt ein 1 Marſchall als Oberkommandierender 
für die Kompagnie noch 25000 écus = 75000 livres, fo daß fein Jahres⸗ 
einkommen auf 147000 livres anwuchs. 

Dem Colonel general, der die geſamte Kavallerie kommandierte, brachte 
ſeine Charge 50000 livres Rente jährlich; außerdem erhielt er im Felde monat⸗ 
lich 500 livres. 

Der Sur-Intendant des Fortifications erhielt jährlich 50 000 livres. 

Marquis de Quincy, Maximes et Instructions sur l'art militaire, 
S. 248 u. ff., in Bd. VII der Histoire militaire du règne de Louis le Grand 
roi de France. Paris 1726. 


2) Es erhielt monatlich: 
der Generalleutnant. . 300 Mund- u. 300 Pferde-Portionen (1400 Rtlr.) 


„ Generalfeldmarſchall 150 („ „ 100 4 (600 „) 
„ General d. Kavallerie 10 „ „ 80 5 (520 „) 
„ Feldmarſchall⸗Leutn. 70 „ „ 50 R (28628 „) 
„ General⸗Wachtmeiſter 60 = „ 40 a ( 240 25 


„ General⸗Feldzeugmſtr. 100 „ 70 (406 %%56 „) 
Da die Mundportion zu 4 fl., die Pferdeportion zu 3 fl. gerechnet wurde, ſo 
erhielten dieſe Chargen die oben in Klammer beigefügten Geldbeträge als Ge— 
hälter. Feldzüge des Prinzen Eugen, I. Serie, I. Bd., S. 277. 

3) Act. bor., Bd. I, Einleitung, S. 127. 
4) Mylius III. 1, Nr. 54. 
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behaltenen Regimenter geregelt. Die Infanterie wurde in den Städten 
die Kavallerie auf dem Lande einquartiert. Sowohl Offiziere wie 
Unteroffiziere mußten alles bar bezahlen, da Quartier, Fourage und 
Servitien in ihrem Traktament lagen !). 

Bald nach der Thronbeſteigung Friedrichs III. begann Ludwig XIV. 
den dritten feiner Kriege. Als nach 8 Kriegsjahren der Frieden wieder⸗ 
hergeſtellt und die brandenburgiſche Armee auf den Friedensfuß reduziert 
war, machte ſich das Bedürfnis geltend, die Unterbringung, Beſoldung 
und Verpflegung der Truppen von neuem feſt zu regeln. Dies geſchah 
durch die „Erneuerte und revidirte Interims-Ordonnanz, auch Ein⸗ 
quartierung-Reglement vom 1. Januar 16992)“. Es iſt charakteriſtiſch, 
daß, während unter dem Großen Kurfürſten die Verflegungsordonnanzen 
noch keinen Unterſchied zwiſchen Kriegs- und Friedensverflegung machen, 
die erſte Verpflegungsordonnanz unter Friedrich III. im Eingang aus⸗ 
drücklich betont, daß „es im Frieden anders ſein muß als im Kriege“. 
Nach dem Frieden von Riiswyk reduzierte Friedrich die Armee auf 
etwa die Hälfte, aber er löſte kein Infanterieregiment ganz auf, ſondern 
behielt mindeſtens eine Freikompagnie als Stamm bei, und er traf 
Maßregeln, um bei einer zukünftigen Mobilmachung die entlaſſenen 
Offiziere und Mannſchaften wieder einſtellen zu können?). Die Armee 
war eine ſtehende geworden und mußte auch im Frieden untergebracht 
und erhalten werden, darum wird in der Ordonnanz vom 1. Januar 
1699 alles „nochmals genau revidirt“). Im Kriege hatten die Be- 
ſtimmungen der Ordonnanz von 1684 nicht eingehalten werden können, 
und manche Vergünſtigung, namentlich in Feindes Land, war den 
Truppen auf Koſten der Einwohner zuteil geworden. Die Truppen 
gemöhnten ſich im Kriege an eine größere Ungebundenheit und erhöhte 
Anſprüche an die Bewohner des Landes. Nunmehr galt es für längere 
Zeit geordnete Verhältniſſe zu ſchaffen und nicht nur dem Soldaten, 
ſondern auch dem Bürger und Bauern gerecht zu werden. Wie vor 
dem Kriege wurde die Infanterie in den Städten, die Kavallerie auf 
dem Lande einquartiert. Das gewährte Gehalt und Quartiergeld der 
Offiziere blieb dasſelbe wie unter dem Großen Kurfürſten, und es war 
augenſcheinlich den Bedürfniſſen der Zeit ſo entſprechend, daß auch 
Friedrichs I. Nachfolger keine Anderung in denſelben eintreten ließ, 


1) Siehe Verpflegungstabelle S. 112. 

2) Mylius III. 1, Nr. 73. 

3) Großer Generalſtab, Urkundliche Beiträge uſw., Heft VII, S. 15, 22. 
Vgl. auch Forſchungen zur brandenb. und preuß. Geſchichte XXIII. 2 meinen 
Aufſatz „Die Ergänzung des preußiſchen Heeres uſw.“, S. 91. 
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wie die nachſtehenden drei Tabellen zeigen, welche die monatlichen Ver⸗ 
pflegungsſätze aus den Jahren 1684, 1699 und 1713 enthalten. 


Verpflegungstabellen der Offiziere!) 


16842 
Charge zu Roß | Dragoner zu Fuß 
p ee 4 90 85 80 In dieſen Zahlen tft da: 
Oberſtleuenannnnk 45 40 35 Traktament, das Quartier 
Overſtwachtmeiſter. 34 30 24 geld und die Fourage ent 
Regiments⸗Quartiermſtr. u. Adjut. 20 17 15 halten. Servitien — Bett 
Rittmeiſter (Kapitän 55 44 36 Holz, Licht, Sauer uni 
Leutnant 25 22 17 Süß — erhielten die Offi 
Kornet (Fähnrich) 20 16,22 14 ziere überhaupt nicht 
1699 8) 
Traktament Zuſammen ®) 
——— — ] uiüv˖rtiergeld! — — — 
Charge Kavallerie Infanterie Kavallerie Infanterie 


6 arde ander. Gar⸗ 


weiter Drag. Garde giegtr. Dar Reiter] Drag. Inf. Reiter Drag. 


Regtr.| ntfon [Regtr. niſor 
Oberſ t. so 76 76 73 73 109 7 90 85 83 80 80 
Oberftleutnant . . | 36 3433 30 30 916 5 | 45 42 38 85 35 
Oberſtwachtmeiſter | 28 | 25 22 20 | 20 6 5 4 | 34 30 26 24 | 24 
Regts.⸗Quart.⸗Mſt. 
und Adjutant. 18 15 15 13 13 2 2 2 | 20 17 17 15 15 
Rittmeifter (Kapt.) 50 | 40 41 32 32 5 4,12 4 | 55 44,1245 36 | 36 
Leutnant . 23 20 19 15 15 2 2 2 I 25 22 [21 17 17 
Kornet (Fähnrich 18 15 14,6 12 12 2 2 2 | 20 117 16,6 14 | 14 
1713“ 
kt 5 
Chase — „ Zujammen 5) u 
Reiter | Dragon. Infant. Reiter Dragon. Infant.] Reiter Dragon. ] Infant 
Oberſ e.. 80 76 7310 9 7 | 90 85 80 
Oberſtleutnantt . 36 34 | 80 9 | 6 | 5 | 45 | 40 35 
Oberftwadhtmeifter. . . . 28 25 20 6 5 4 34 30 24 
Regiments: Quartiermeifter 
und Adjutant. 18 15 13 2 2 2 20 17 15 
Rittmeiſter (Kapitän) 50 40 82 5 4,12 4 55 44,12 36 
Premierleutnant. . 28 20 15 2 2 2 25 22 17 
Sefondeleutnant. . . . . — — 12 — — 118 — — 14 
Kornet (Fähnrich) 18 15 | 12 2 2 2 20 |17 | 14 
1) Die Zahlen bedeuten Taler und Grofchen. 2) Mylius III. 1, Nr. 54. 
3) Mylius III. 1, Nr. 73. 4) Mylius III. 1, Nr. 108 und 109. 


5) Fourage und Servitien, die in dem Traktament lagen, bezogen die Offiziere nicht. 
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Die in der Tabelle von 1699 nicht erwähnten Chargen des Stabs⸗ 
kapitän und Sous⸗ oder Sekondleutnant, die nur für den Krieg ein⸗ 
geführt waren, erhielten der erſtere 15 Tlr. Gehalt und 3 Tir. 
Quartiergeld, der letztere 12 Tlr. Gehalt!) und 2 Tlr. Quartier⸗ 
geld. Die erſte Tabelle enthält nur die Summe der Bezüge, 
während bei den beiden anderen Traktament und Quartiergeld ge⸗ 
trennt ſind, damit jeder Wirt wußte, was er zu zahlen hatte, wenn 
der Offizier ſtatt der Wohnung in natura Geld nahm. Fourage und 
Servitien, die in dem Traktament lagen, bezogen die Offiziere nicht. 
Die Tabelle von 1713 enthält noch die neu eingeführte Charge des 
Premierleutnants und kennt, wie die Tabelle von 1684, keinen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen der Garde, den Garniſonen und der übrigen Infanterie. 
In der Verpflegungstabelle von 1699 wird die Garde-Infanterie mit 
erhöhten Gehaltsſätzen erwähnt, während für die übrigen Gardetruppen?) 
die Ziffer 29 der Ordonnanz beſtimmt: „Truppen vom kurfürſtlichen 
Hauſe bekommen beſondere Verpflegungsgelder und bezahlen alles bar.“ 
Ihre Gehälter waren weſentlich höher wie die der übrigen Armee; es 
betrugen z. B. die Gehälter N 


1691 bei der 1. Kompagnie Trabanten 5): 1706 bei der Eskadron Gensdarmes “): 
Oberfttraftament . . . 150 Tr. Majorstraktament . . 45 Vr. 


Majorstraktamenktt 60 „ Rittmeiftertraftament . 40 „ 
Rittmeiftertraftament . . 52 „ Leutnanttraktament . 30 „ 
Kapitänleuinanttraftament 44 „ Kornettraftament . . . 25 „ 5) 


Kornettraktamenkt . 25 


1) Man. bor. fol. 318. Deſignation, wieviel ein kgl. preußiſches Bataillon 
in den Sommermonaten als Wintermonaten zu verpflegen koſtet. 1704. Kopka 
v. Loſſow a. a. O. S. 184. Verpflegungsetat vom 25. Februar 1707 des 
Feld⸗Bat. des Regiments Alt⸗Dohna. 


2) Es waren dies: die Garde du Corps (früher Trabanten), 
Schweizer Garde, 
Eskadron Grands Mousgquetaires, 
4 Grenadiers, 
99 Gensdarmes. 
Dieſe Truppen werden in dem Verpflegungsetat für Januar 1697 von den 
übrigen Truppen für ſich aufgeführt. Großer Generalſtab, Urkundliche Bei⸗ 
träge uſw., Heft VII, S. 112. 
3) Man. bor. fol. 317. 
4) Schöning, Leben Natzmers, S. 281. 


5) Der Gemeine erhielt bei den Grands Mousgquetaires, die ſämtlich 
Offizierrang. hatten, 11 Tlr. 8 Gr., bei den Trabanten 10 Tlr., bei den 
Gensdarmes 8 Tlr. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVI. 2. 8 
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Die Gehälter der reformierten, d. h. zur Dispoſition ſtehenden 
Offiziere waren ſehr verkürzt; es betrug bei ihnen !): 
das Oberſtleutnanttraktament . . 25 Tlr., 
„ Majorstraktamenkt 18 „ 
„ Kapitänstraktamenkt 18 „ 
„ Leutnantstraktamenk t 8 „ 
„ Fähnrichstraktamenktt 7 „ 


Zum Vergleich der Beſoldungsverhältniſſe der brandenburgiſchen 


Offiziere mit denen der übrigen deutſchen Mächte, Oſterreich und Frank⸗ 
reich diene die folgende Tabelle der Gehaltsſätze: 


Deutſche Mächte!) Öfterreid?) Frankreich“ 


für den Monat von 45 Tagen 


Oberſt . . q 70 Rtlr., | Oberſt der Infanterie . 186 fl., Kapit. d. Inf. 25 écus = 75 livr., 
Oberftleutnant. 35 „ [ Oberſt der Kavallerie . 201 „ Er hat außerdem noch 


Majol . . . 25 „ [ Oberſtleutnant d. Infant. 63 „ Einlagergeld od. Win⸗ 
Rgts.⸗Quart.⸗M. 18 „ I Oberſtwachtmeiſter d. Inf. 33 „ terquartier, das ihm 
Kapitän . . . 32 „ Hauptmann 54 „ 8—900 livres gab. 
Leutnant. . 16 „ [Leutnant 21 „ [Leutn. d. Inf. 10 écus = 30 „ 
Fähnrich. 12 „ Fähnrich oder Kornet . 18 „ Unterleutnant d. Infant. 25 „ 
Rittmeiſter 75 „ Fähnrich der Infanterie 22 „ 
1 Rtlr. galt — 2 fl. Im Felde haben der Kapitän 


und Leutnant nach Rouſſet 
die Hälfte mehr. 

Der écu war etwa 1 Rtlr. 6 Gr. 
wert. 


Die bisher mitgeteilten Gehaltsſätze der Stabsoffiziere und Kapitäne 
geben für ſich kein zutreffendes Bild der Einnahmen derſelben, ihnen 
müſſen die Gelder, welche ſie aus ihren Kompagnien zogen, hinzugefügt 
werden. Wie den Regimentschefs die Wirtſchaft ihrer Regimenter ge⸗ 
laſſen worden war, ſo auch verblieb die Bewirtſchaftung der Kompagnien 
den Kompagniechefs. Avancierte ein Kompagniechef, ſo erforderte es 


1) Man. bor. fol. 322. Muſterungsbericht der Freikompagnie Varenne 1700. 

2) E. W. Hennert, Beiträge zur brandenb. Kriegsgeſchichte. Berlin und 
Stettin 1790, S. 16. 

3) K. K. Kriegsarchiv, Feldzüge des Prinzen Eugen. Serie 1, Bd. I, S. 277. 
Verpflegungsordonnanz von 1697. Es ſchien hinreichend nur die Geldbeträge 
für die zuſtehenden Mund- und Pferdeportionen anzugeben. 

4) Quincy a. a. O. Bd. VII. Maximes S. 248 u. ff. Rouſſet 
a. a. O. Bd. I, S. 194. 
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ſein wirtſchaftliches Intereſſe, daß er die Bewirtſchaftung ſeiner Kom⸗ 
pagnie behielt. Sämtliche Stabsoffiziere der Regimenter blieben alſo 
Chefs ihrer Kompagnien und bezogen als ſolche neben ihrem Stabs⸗ 
offiziergehalt das Kapitänstraktament und die Überſchüſſe, welche die 
Kompagniewirtſchaft ergab. Das Traktament geht aus der mitgeteilten 
Tabelle hervor, während für die Höhe der Überſchüſſe der Kompagnie⸗ 
wirtſchaft das Verſprechen des Major v. Maſſau einen Anhalt gibt, 
der dem Chef für Überlaſſung der Okonomie der Leibkompagnie des 
Regiments Alt-Dohna in Pillau monatlich 15 Thlr. zahlen mußte. 
Außerdem übernahm er die Kompagnieſchulden, d. h. 712 Thlr. ohne 
Gewehrgeld, und verſprach die Schuld möglichſt zu vermindern ). Da 
er dieſe Verpflichtungen doch nur übernahm, um für ſich noch eine 
Einnahme herauszuwirtſchaften, fo müſſen die Erträgniſſe der Rome 
pagniewirtſchaft recht erheblich geweſen ſein. 

Nicht ſo gut wie das Einkommen der Kompagniechefs war die 
Einnahme der Kapitäne, die keine Kompagnie hatten, und der Sub— 
alternofſiziere. Dieſe Offiziere mußten ſich häufig mit einem niedrigeren 
Gehalt, als ihrer Charge entſprach, begnügen, weil bei den Regimentern 
und Bataillonen, namentlich in der zweiten Hälfte der Regierung 
König Friedrichs, faſt immer mehr Stabsoffiziere ſtanden als etat3- 
mäßig waren und die bei den Regimentern befindlichen Generale und 
Stabsoffiziere die Gehälter der Kapitäne bezogen. 

Die Verteilung der Gehälter bei dem Feldbataillon des Regiments 
Alt⸗Dohna war am 3. Mai 1708 z. B. wie folgt ?): 

Graf Dohna | 

Oberſt v. Röder 

Oberſtleutnant du Buiſſon ¢ beziehen Kapitänstraktament. 

Major v. Adelsheim 

Kapitän v. Adelsheim 

4 Kapitäns und 1 Leutnant beziehen das Premierleutnant- Traf- 
tament. 

3 Leutnants beziehen das Sousleutnant⸗Traktament. 

2 Leutnants und 3 Fähnriche bekommen „würkliches Fehndrichs⸗ 
Traktament“. Bei 3 Fähnrichen heißt es: „man muß dasjenige, was 
der adjutant bishero genoſſen und ſoviel unterofficierstractamenten dazu 


1) Kopka v. Loſſow a. a. O. Anlage 12, S. 43 nach dem Schlobitter 
Archiv. 
2) Nach dem Schlobitter Archiv bei Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 190. 
8 * 
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legen, daß der erſte Fehndrichs Gage, die anderen aber jeder halbe 
Fehndrichs Gage daraus haben mögen.“ 

Anfangs 1713 ſind die Oberoffiziere bei dem Bataillon Pillau 
des Regiments Alt⸗Dohna wie folgt verpflegt !): 


Kapitäns⸗Gage: Fähnrichs-Traktament: 
General der Infant. Graf Dohna, 1 Kapitän, 
Generalmajor v. Wobeſer, 3 Leutnants. 
Oberſt Peterſen, Sergeanten-Traftament: 
Oberſtleutnant de Bondely. 2 Fähnriche. 


Leutnants⸗Gage: 

Major v. Maſſau, 
3 Kapitäns. | 

Die Einnahmen aller Chargen verringerten ſich auch dadurch wieder, 
daß infolge der Geldnot eine Kabinettsorder vom 11. Februar 1701 
beſtimmte, daß jeder Offizier, der in eine höhere Stelle rückte, ſeinen 
Gehalt, entſprechend ſeiner Charge, auf 1—3 Monate an die General⸗ 
Kriegskaſſe abführen mußte. Überdem ſollten, wenn nicht periculum 
in mora, die Beſetzung der vakanten Plätze dem Könige und das Ge— 
halt der General⸗Kriegskaſſe vorbehalten bleiben ?). 

Die Gehaltsſätze an und für ſich ſcheinen für die damalige Zeit 
ausreichend geweſen zu ſein ?), wenngleich ein Offizier bei den vor⸗ 
nehmen Regimentern der Gardekavallerie ohne Vermögen nicht aus⸗ 
kommen konnte. 1695 bittet General v. Natzmer, eine erledigte 
Kornetſtelle bei dem Regiment Gensdarmes mit einem Edelmann Jas⸗ 
mund zu beſetzen, der gute Mittel hat, „da das Traktament nur klein 
nothwendiger Weiſe ſein muß, indem ohne Zuſchuß keiner dabei beſtehen, 
geſchweige fid) in guter Montur ſetzen kann“). 

Außer den Geldverpflegungsſätzen regelte die Ordonnanz von 1699 
auch die wichtige Frage der Unterkunft. Die Ordonnanz von 1684 
hatte die Servitien faſt ganz aufgehoben: Offiziere und ſelbſt Unter⸗ 
offiziere mußten alles bezahlen und ſich auch auf eigene Koſten ein⸗ 
quartieren; man hatte alle Naturalleiſtungen an die Offiziere abgeſchafft 


1) Nach dem Schlobitter Archiv bei Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 227. 

2) Nach dem Schlobitter Archiv bei Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 157. 

3) H. Tollin, Geſchichte der franzöſiſchen Kolonie in Magdeburg, Halle 
1886, Bd. I, S. 528 führt nach Erman, Mémoires V, 8 an, daß in den 
Marken eine Familie von 5 Köpfen durchſchnittlich 123 Tlr. jährlich verbrauchte. 
Vgl. auch Friedrich Frhr. v. Schrötter a. a. O. S. 60. 

4) Schöning, Leben Natzmers, S. 175. 
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und verpflegte ſie nur mit Geld 1). Nun zeigte die Praxis der folgenden 
Jahre, daß das Prinzip der reinen Geldverpflegung nicht durchführbar 
war. Die neue Ordonnanz von 1699 beſtimmte daher, daß die Offiziere 
entweder Quartier in natura, „Logiment und Stallung“, oder in Geld 
erhalten ſollten. Gab ein Ort lieber Geld, was ihm freiſtand, ſo ge⸗ 
ſchah dies nach der Tabelle. Der Offizier mußte ſich dann ſelbſt 
Wohnung beſchaffen, aber die Magiſtrate waren verpflichtet, für preis⸗ 
werte Wohnungen zu ſorgen. Das Quartiergeld wurde an jede Perſon 
nur einmal für die höchſte von ihm bekleidete Charge bezahlt. Im 
Frieden hatten an Stallung zu beanſpruchen: der Oberſt für 12, der 
Oberftleutnant für 8, der Major für 6, der Kapitän für 4 und der 
Kornet für 3 Pferde. . 

Die Ordonnanz erörtert eingehend die Pflichten der Offiziere und 
Kommiſſare, um ſowohl dem Militär wie dem Zivil gerecht zu werden. 
Die Laſt, welche mit der Einquartierung einer ſtehenden Armee der 
Bevölkerung aufgebürdet wurde, war eine recht erhebliche, ſie wurde 
um ſo drückender, je länger die Regimenter in den Garniſonen blieben, 
oder je öfter ein Ort von durchmarſchierenden Truppen berührt wurde. 
Um die armen Ortſchaften zu erleichtern, wies man einem Offizier in 
2 oder 3 Orten fein Quartier an. Der Kommiſſar ſuchte den beſten 
aus und beſtimmte dieſen zum Quartier des Offiziers, während die 
anderen Orte Quartiergeld zahlten, durch das der belegte Ort erleichtert 
wurde. In vielen Fällen gaben die Kreiſe und Provinzen den über⸗ 
laſteten Orten „Zuſchub“ ?). Später, 1712, als namentlich in der 
Uckermark durch die dort zuſammengezogenen Truppen die Bevölkerung 
ſtark überlaſtet war, führte man Sublevationsgelder ein, d. h. die Pro⸗ 
vinzen, Kreiſe und Städte, welche keine Einquartierung hatten, mußten 
Geld zahlen, und damit wurden diejenigen Kreiſe unterſtützt, „die über 
ihr ordinaires Quantum Quartier tragen“ ?). Die Offiziere konnten 
ſich ihr Quartiergeld aus der Kaſſe bezahlen laſſen und ſich dann ein⸗ 
mieten. Diener und Knechte hatten die Offiziere in ihren Quartieren 
unterzubringen, ohne daß der Wirt ihnen Bett, Holz, Licht uſw. zu 
ſtellen brauchte. 

Die Beſtimmungen der Ordonnanzen von 1684 und 1698 über 
Verpflegung und Unterkunft der Truppen bildeten nicht nur im Frieden 
für die Garniſonen im Lande, ſondern auch im Kriege für die Winter⸗ 


1) F. Frhr. v. Schrötter, Die Entwicklung des Begriffes „Servis“ im 
preußiſchen Heerweſen; in dieſer Zeitſchrift XIII. Bd., 1900, S. 1— 28. 

2) Mylius III. 1, Nr. 105. 

3) Mylius III. 1, Nr. 104. 
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quartiere die Grundlage, während im Felde, d. h. im Sommer während 
der kriegeriſchen Operationen, die Feldverpflegung eintrat. 

Bei dieſer !) lieferte die Heeresleitung im allgemeinen nur das 
Brot, während für alle übrigen Bedürfniſſe die Truppe durch Re⸗ 
quiſitionen oder mit Hilfe ihrer Marketender?) ſelbſt Sorge tragen 
mußte. Die Offiziere waren auf Geldverpflegung angewieſen und 
mußten fic) ihre Bedürfniſſe durch Barzahlung von den Landes— 
einwohnern oder von den Marketendern beſchaffen, die Truppen lagen 
während der Dauer der Feldzüge meiſt im Lager und führten daher 
Zelte mit ſich; jeder Stabsoffizier und Kapitän hatte 1 Zelt und die 
2—3 Subalternoffiziere einer Kompagnie ein ſolches gemeinſchaftlich. 

Bei Beginn des orleaniſchen Kriegs war der Troß der branden— 
burgiſchen Regimenter ein ungewöhnlich großer, da die Offiziere weit 
mehr Wagen und Pferde hielten als ihnen zuſtand; der Kapitän hatte 
häufig außer dem Kompagniewagen noch 2 Wagen bei ſich, ferner hatte 
jeder Leutnant und Fähnrich einen Wagen, ſo daß es brandenburgiſche 
Infanterieregimenter gab, die 224 Pferde mit ſich führten ?). Dadurch 
entſtanden nicht nur für die Marſchordnung, ſondern auch für die 
Unterhaltung der Pferde Schwierigkeiten. Das Futter wurde im Felde 
durch Fouragierungen im Lande beſchafft, und nur wenn dies unmög- 
lich war, wurde es unentgeltlich geliefert. Es erhielt dann!): 


der Oberſtt. 6 Rationen, der Kapitae n 6 Rationen, 
„ Oberſtleutnant . . 4 5 „ Premierleutnant . . 2 z 

„ Major. . 8 5 „ Sekondleutnant . 1½ „ 

„ Regim.⸗Quartiermſtr. 3 R „ Fähnrich 1½ „ 

„ Audi teur. 2 1 „ Fouriiee 1 8 

„ Prediger 2 5 „ Kompagniewagen . . 4 1 

„ Adjutant. 2 R Stand bei der Leibkompagnie 1 Stabs⸗ 
„ Regiments⸗Feldſcher . 2 A kapitän, fo fehlte gewöhnlich der Leut⸗ 


nant, und der Stabskapitän bekam 
dann 2 Rationen für dieſen, und 
für 2 Rationen mußte die Kompagnie 
das Geld aufbringen. 


1) Vgl.: K. K. Kriegsarchiv, Feldzüge des Prinzen Eugen, I. Serie, 1. Bd., 
S. 283. Hennert a. a. O. S. 41. B. v. Baumann, Studien über die 
Verpflegung der Kriegsheere im Felde. Leipzig und Heidelberg 1867, 1881. 
VI. Die Soldheere. | 


2) Über Markatender ſiehe Mylius III. 1 Nr. 65 u. 76. 
3) Hennert a. a. O. S. 45. 
4) Ebenda S. 44. 
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Da nun bei den Regimentern eine dieſe Rationszahl weit über⸗ 
ſteigende Pferdezahl vorhanden war, ſo entſtanden Unordnungen, indem 
die Offiziere ihre Pferde auf die Weide jagten oder durch ihre Knechte 
heimlich fouragieren ließen. Dieſem Unweſen zu ſteuern, ſetzte das 
Reglement von 16941) feſt, daß ein Oberſt nicht mehr als 2, der 
Oberftleutnant und Major je 1 Wagen bei ſich haben ſollten. Der 
Regiments⸗Quartiermeiſter, der Prediger und der Auditeur hatten zu⸗ 
ſammen 1 Wagen und ebenſo der Adjutant und Regiments-⸗Feldſcher. 
Bei jeder Kompagnie wurde außer dem Kompagniewagen dem Kapitän 
1 Wagen geſtattet, während die Leutnants und Fähnriche keinen Wagen, 
ſondern je 1 Packpferd hatten. Die Stabsoffiziere konnten ſich be⸗ 
liebig viele Packpferde halten, die bei den Offizieren ſehr beliebt waren, 
weil ſie Zelt und Equipage auf dem Marſche ſtets bei ſich haben konnten 
und ſie beim Einrücken ins Lager gleich zur Hand hatten. 


Die Zahl der Pferde betrug bei einem Infanterieregiment: 
der Oberſt: 2 Reitpferde, 1 Knechtpferd, 4 Küchenkaleſchen⸗, 4 Rüſt⸗ 


wagen⸗, 2 Packpferdeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeee en = 13 Pferde, 
der Oberſtleutnant: 2 Reitpferde, 1 Knechtpferd, 4 Wagenpferde, 
1. Paßesssv?»» eh =. 


der Major: 2 Reitpferde, 1 Knechtpferd, 4 Wagenpferde, 1 Packpf. 8 „ 

der Regiments⸗Quartiermſtr.: 1 Reitpf., 
2 Wagenpferde, 

der Regiments⸗Feldſcher: 2 Wagenpferde, — 

der Auditeur u. Prediger: 2 Wagenpferde, 38 Pferde, 

der Adjutant: 1 Reitpferd, 1 Packpferd, 


Unterſtab Summa - 9 „ 


der Kapitän: 1 Reitpf., 4 Wagenpf., 1 Packpf., : 
1 Fourierpf., 4 Komp.⸗Wag. Pf. = 11 Pf. Sa. die Komp. 
der Leutnant: 1 Reitpferd, 1 Packpferd, 15 Pferde, bei 
der Fähnrich: 1 Reitpferd, 1 Packpferd, 10 Kompagn. = 150 Pferde, 


Summa eines Regiments zu Fuß zu 10 Kompagnien = 188 Pferde ). 


Nur während der Sommermonate fanden die kriegeriſchen Opera⸗ 
tionen ſtatt, mit Beginn des Winters ſtellten beide feindlichen Heere 
dieſelben ein und bezogen Winterquartiere. Dieſe wurden von 
der Heeresleitung angewieſen, was häufig zu Reklamationen und Zwiſtig⸗ 


1) Das Folgende nach Hennert a. a. O. S. 45, 46. 

2) Nach einem geſchriebenen Reglement vom 9. 2. 1704 (Graf Dönhoffſches 
Familienarchiv in Friedrichſtein) hat der Kapitän 10 Pferde, und zwar 2 Reit- 
pferde, 4 Pferde zu einer Packkaleſche, 4 Pferde zum Kompagniewagen; Leutnant 
und Fähnrich haben zuſammen 1 Zelt und 1 Kaleſche mit 2 we (Olsnitz 
S. 280). 
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keiten Anlaß gab. Die Truppen mußten fic) während des Winters 
retablieren; je weniger nun der angewieſene Landſtrich gelitten hatte, 
und je wohlhabender er war, um fo mehr konnten fie aus ihm heraus- 
ziehen, und um ſo leichter wurde den dafür verantwortlichen Kompagnie⸗ 
chefs die Wiederherſtellung ihrer Kompagnien. 

Während ſich die Truppen im eigenen Lande in den Winter⸗ 
quartieren mit dem, was die Ordonnanzen von 1684 und 1698 ihnen 
gewährten, begnügen mußten, wurden ihnen in Feindesland beſondere 
Vergünſtigungen zugebilligt. Die Offiziere bezogen im allgemeinen ihr 
Traktament und Quartiergeld, erhielten aber daneben freies Quartier, 
Servitien in natura oder Geld und eine höhere als die chargenmäßige 
Rationszahl, die ihnen in Geld bezahlt wurden. 

1692 bezogen 3 Kavallerie-, 2 Dragoner- und 6 Infanterie⸗ 
regimenter Winterquartiere im Erzſtift Köln 1). An Servitien erhielt 
monatlich bei einem Bataillon: 


der Regimentsſtab: die Primaplana: 
Ooerft....... 27 Tlr. 30 kr, Hauptmann 4 Tlr., 
Oberſtleutnant . . 18 „ — „ Leutnant 2 „ 
Major 18 „ 20 „ Fähnrichh ett 1/8 „ 
Adjutant 2 „ — , jeder Unteroffizier u. Gemein. ½ „ 
Regim.⸗Quart.⸗Meiſter 2, — „ . 


Für die Fourage wurde für die Offiziere gerechnet pro Pferd 
3 Tlr. 2). 

1694 bekamen die Offiziere der am Rhein und in den Nieder⸗ 
landen ſtehenden Truppen außer ihrem Traktament noch Servis in 
natura (Holz, Licht und Bett) und die Fourage in natura oder Geld?). 
Man bezahlte pro Ration 6 Tlr. und rechnete auf | 
der Stab eines Regiments Kavallerie 39, Dragoner 32, Infanterie 24 Pferde, 
die Primaplana einer Komp. Kavallerie 20, Dragoner 23, Infanterie 16 Pferde. 

Da mit Ausnahme der erſten Jahre der Regierung König Friedrichs 
der größte Teil der preußiſchen Truppen als Auxiliartruppen den 
fremden Mächten gegen Zahlung von Subſidien, Sold und Verpflegung 
zur Verfügung geſtellt waren, ſo geſtaltete ſich im einzelnen die Ver⸗ 
pflegung derſelben ganz verſchieden. In Ungarn, Italien und im 
oberen Deutſchland war es der Kaiſer, in Brabant und am Niederrhein 
England und Holland, welche die ganze oder teilweiſe Unterhaltung der 


1) Hennert a. a. O. S. 170. 
2) Hennert a. a. O. S. 170 und 168. 
3) Ebenda S. 16. 
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preußiſchen Korps übernommen hatten, und ſowohl der Kaiſer wie die 
Seemächte verſuchten auf Koſten der preußiſchen Truppen ſich den ein⸗ 
gegangenen Verpflichtungen zu entziehen, ſo daß Offiziere und Mann⸗ 
ſchaften darunter litten. Als Beiſpiele, wie ſich die Verpflegung unter 
dieſen Verhältniſſen geſtaltete, ſei das Folgende angeführt: 

Als im Herbſt 1697 die Truppen die Winterquartiere im nörd⸗ 
lichen Ungarn bezogen, erging am 1. November!) an alle Regimenter 
in Ungarn inkl. der brandenburgiſchen der kaiſerliche Befehl, daß „der 
Oberofficier bis Cornet (Fähnrich) incl. auf die Portion 3 Rthlr., ſo 
ſie aus der Kaſſa zu empfangen ha ben werden, auszahlen zu laſſen, 
damit ſie hiervon ohne von dem Quartiersmann ferneres was zu fordern, 
ſich bis auf Ihro Maj. weiteren gnädigſten Befehl erhalten können.“ 
Die Beträge, welche die Offiziere hiernach empfangen ſollten, waren 
die folgenden: 


Oberſt der Infanterie 62 Portionen = 186 Tr. 
Major N = 11 * = 33 „ 
Hauptmann „ re 18 5 — 54 „ 
Leutnant 5 1 7 5 = 211 
Fähnrich ” " 6 * = 18 „ 


Infolge der Teuerung aber fiel es den Offizieren ſehr ſchwer, 
damit auszukommen. Schlabrendorff ſchreibt aus den Winterquartieren 
bei Preßburg 1697/98 2): „Dann fallet es auch denen Officirern ſehr 
ſchwer in den Städten zu leben, indem das tractameat nach itzig ein⸗ 
geführtem interims-Reglement, da auch auff jede portion nur 3 Rthlr. 
ex cassa gezahlett werden ſollen, zu ihrer subsistenz bei dergleichen 
Zuſtände bei weitem nicht zureichend iſt.“ Das ſchlimmſte war, daß 
auch die zur Retablierung der Regimenter notwendigen Gelder nicht 
bezahlt wurden; die Verpflegung der Mannſchaft war gut, aber von 
Geld nichts zu hören und zu ſehen ). 

Um die kaiſerlichen Behörden zu zwingen, den Truppen die zu= 
ſtändigen Gelder zu zahlen, weigerte ſich 1697 Schlabrendorff, den 
Vormarſch aus den Quartieren anzutreten, bis nicht die Gelder zur 
Ausrüſtung bezahlt ſeien. Als darauf ein Teil gezahlt wurde, ging er 
drei Märſche vor und blieb dann ſtehen, bis die notwendigen Gelder 
eingegangen waren“). Zu ſolchen Mitteln mußten die Generale greifen, 


1) K. K. Kriegsarchiv, Prinz Eugen von Savoyen, I. Serie, I. Bd., S. 467. 
2) v. d. Olsnitz, Geſch. des kgl. preuß. 1. Inf.⸗Regts., Berlin 1855, S. 276. 
3) v. d. Olsnitz a. a. O. S. 276. 

4) Ebenda S. 271. 
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wie die nachſtehenden drei Tabellen zeigen, welche die monatlichen Ver⸗ 
pflegungsſätze aus den Jahren 1684, 1699 und 1713 enthalten. 


Verpflegungstabellen der Offiziere!) 


1684 2) 
Charge zu Roß Dragoner zu Fuß 
S/ 5 2 ee 90 85 80 In dieſen Zahlen iſt das 
Oberſtleunae nete 45 40 35 [Traktament, das Quartier⸗ 
Overſtwachtmeiſter 34 30 24 geld und die Fourage ent⸗ 
Regiments⸗Quartiermſtr. u. Adjut. 20 17 15 halten. Servitien — Bett, 
Rittmeiſter (Kapitän) . . . . - 50 44 36 Holz, Licht, Sauer und 
Leutnant. 25 22 17 Süß — erhielten die Offi⸗ 
Kornet (Fähnrich). 20 16,22 14 ziere überhaupt nicht 
1699 8) 
Traktament Zuſammen ®) 
Quartiergeld — ͤä¼. —ñ —e—p- 
Charge Kavallerie Kavallerie Infanterie Kavallerie Infanterie 
weiter] | Drag. Garde = — Reiter Drag. Reiter] Drag.| Inf. Inf. Reiter Drag. Garde Negtr. ere 
Oberft. ..... 10 9 7 | 90 85 183 80 | 80 
Oberftleutnant . . 35 94 te 90 30 9 6 5 | 45 42 38 35 35 
Oberſtwachtmeiſter] 28 25 22 20 20 6 5 4 | 34 30 26 24 24 
Regts.⸗Quart.⸗Mſt. 
und Adjutant . | 18 | 15 15 13 13 2 2 2 I 20 17 17 15 | 15 
Rittmeifter en 50 | 40 41 32 32 5 4,12 4 | 55 44, 12 45 36 36 
Leutnant 23 | 20 [19 15 | 15 2 2 2 I 25 22 21 17 17 
Kornet (Fähnrich) 18 15 14,6 12 12] 2 2 2 | 20 17 16,6 14 14 
17134) 
Sg EU ET ͤũͤ(. rr. PSR SS en. 
2 
BIT = Traktament Quartiergeld Zuſammen 5) 
Reiter Dragon.] Infant Reiter Dragon. Infant. Reiter Dragon. Infant. 
Oberſſ te.. 80 76 73 | 10 9 | 7 90 85 80 
Oberſtleutnant . . 36 | 34 | 30 9 | 6 | 5 | 45 | 40 35 
Oberſtwachtmeiſter . 28 25 20 6 5 4 34 30 24 
Regiments⸗ W | 
und Adjutant. 18 15 13 2 2 2 20 117 15 
Rittmeiſter (Kapitän) | 50 40 32 5 4,12 4 55 44,12 36 
Premierleutnant. . 23 20 15 2 2 2 25 17 
Sefondeleutnant. . . . . — — 12 — — 1 55 — — 14 
Kornet (Fähnrich). . | 18 15 | 12 2 2 2 20 |17 14 
1) Die Zahlen bedeuten Taler und Grofden. 2) Mylius III. 1, Nr. 54. 
3) Mylius III. 1, Nr. 73. 4) Mylius III. 1, Nr. 108 und 109. 


5) Fourage und Servitien, die in dem Traktament lagen, bezogen die Offiziere nicht. 
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Die in der Tabelle von 1699 nicht erwähnten Chargen des Stabs⸗ 
kapitän und Sous⸗ oder Sekondleutnant, die nur für den Krieg ein⸗ 
geführt waren, erhielten der erſtere 15 Tlr. Gehalt und 3 Tr. 
Quartiergeld, der letztere 12 Tlr. Gehalt!) und 2 Tlr. Quartier⸗ 
geld. Die erſte Tabelle enthält nur die Summe der Bezüge, 
während bei den beiden anderen Traktament und Quartiergeld ge⸗ 
trennt ſind, damit jeder Wirt wußte, was er zu zahlen hatte, wenn 
der Offizier ſtatt der Wohnung in natura Geld nahm. Fourage und 
Servitien, die in dem Traktament lagen, bezogen die Offiziere nicht. 
Die Tabelle von 1713 enthält noch die neu eingeführte Charge des 
Premierleutnants und kennt, wie die Tabelle von 1684, keinen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen der Garde, den Garniſonen und der übrigen Infanterie. 
In der Verpflegungstabelle von 1699 wird die Garde-Infanterie mit 
erhöhten Gehaltsſätzen erwähnt, während für die übrigen Gardetruppen?) 
die Ziffer 29 der Ordonnanz beſtimmt: „Truppen vom kurfürſtlichen 
Hauſe bekommen beſondere Verpflegungsgelder und bezahlen alles bar.“ 
Ihre Gehälter waren weſentlich höher wie die der übrigen Armee; es 
betrugen z. B. die Gehälter 


1691 bei der 1. Kompagnie Trabanten ): 1706 bei der Eskadron Gensdarmes “): 
Oberfttraftament . . . 150 Tlr. Majorstraktament . . 45 Dlr. 


Majorstraftament . . 60 „ Rittmeiftertraftament . 40 „ 
Rittmeiftertraftament . . 52 „ Leutnanttraktament . 30 „ 
Kapitänleutnanttraktament 44 „ Kornettraftament . . . 25 „ 5) 
Kornettraktamenktt 25 „ 


1) Man. bor. fol. 318. Deſignation, wieviel ein kgl. preußiſches Bataillon 
in den Sommermonaten als Wintermonaten zu verpflegen koſtet. 1704. Kopka 
v. Loſſow a. a. O. S. 184. Verpflegungsetat vom 25. Februar 1707 des 
Feld⸗Bat. des Regiments Alt⸗Dohna. 


2) Es waren dies: die Garde du Corps (früher Trabanten), 
Schweizer Garde, 
Eskadron Grands Mousgquetaires, 
A Grenadiers, 
Gensdarmes. 
Dieſe Truppen werden in dem Verpflegungsetat für Januar 1697 von den 
übrigen Truppen für ſich aufgeführt. Großer Generalſtab, Urkundliche Bei⸗ 
träge uſw., Heft VII, S. 112. 
3) Man. bor. fol. 317. 
4) Schöning, Leben Natzmers, S. 281. 


5) Der Gemeine erhielt bei den Grands Mousgquetaires, die ſämtlich 
Dffizierrang, hatten, 11 Tlr. 8 Gr., bei den Trabanten 10 Tlr., bei den 
Gensdarmes 8 Tr. . 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVI. 2. 8 


Deutſche Mad te) Öfterreid®) 
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Die Gehälter der reformierten, d. h. zur Dispoſition ftehenden 
Offiziere waren ſehr verkürzt; es betrug bei ihnen ): 
das Oberſtleutnanttraktament . . 25 TIr., 


„ Majorstraktameenn . . 18 „ 
„ Kapitänstraktamenktt 18 „ 
„ Leutnantstraktamenktt 8 „ 
„ Fähnrichstraktamenkt 7 „ 


Zum Vergleich der Beſoldungsverhältniſſe der brandenburgiſchen 
Offiziere mit denen der übrigen deutſchen Mächte, Oſterreich und Frank⸗ 
reich diene die folgende Tabelle der Gehaltsſätze: 


Frankreich“) 


für den Monat von 45 Tagen 


. . « 10 Rtlr., | Oberft der Infanterie . 186 fl., Kapit. d. Inf. 25 écus = 75 livr., 


Oberftleutnant. 35 „ J Oberſt der Kavallerie . 201 „ Er hat außerdem noch 


. . 25 „ I bberſtleutnant d. Infant. 63 „ Einlagergeld od. Win⸗ 


Rgts.⸗Quart.⸗M. 18 „ | Oberſtwachtmeiſter d. Inf. 33 „ terquartier, das ihm 


Kapitän. . 32 „ Hauptmann 54 „ 8—900 livres gab. 
Leutnant. . 16 „ [Leutnant 21 „ Leutn. d. Inf. 10 écus=— 30 „ 
Fähnrich . . 12 „ Fähnrich oder Kornet . 18 „ Unterleutnant d. Infant. 25 „ 
| Rittmeilter . . . ..» 75 „ Fähnrich der Infanterie 22 „ 
1 Rtlr. galt = 2 fl. Im Felde haben der Kapitän 


und Leutnant nach Rouſſet 


die Hälfte mehr. 


Der écu war etwa 1 Rtlr. 6 Gr. 


wert. 


Die bisher mitgeteilten Gehaltsſätze der Stabsoffiziere und Kapitäne 
geben für ſich kein zutreffendes Bild der Einnahmen derſelben, ihnen 
müſſen die Gelder, welche ſie aus ihren Kompagnien zogen, hinzugefügt 
werden. Wie den Regimentschefs die Wirtſchaft ihrer Regimenter ge⸗ 
laſſen worden war, ſo auch verblieb die Bewirtſchaftung der Kompagnien 
den Kompagniechefs. Avancierte ein Kompagniechef, ſo erforderte es 


1) Man. bor. fol. 322. Muſterungsbericht der Freikompagnie Varenne 1700. 

2) E. W. Hennert, Beiträge zur brandenb. Kriegsgeſchichte. Berlin und 
Stettin 1790, S. 16. 

3) K. K. Kriegsarchiv, Feldzüge des Prinzen Eugen. Serie 1, Bd. I, S. 277. 
Verpflegungsordonnanz von 1697. Es ſchien hinreichend nur die Geldbeträge 
für die zuſtehenden Mund⸗ und Pferdeportionen anzugeben. 

4) Quincy a. a. O. Bd. VII. Maximes S. 248 u. ff. Rouſſet 
a. a. O. Bd. I, S. 194. 
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ſein wirtſchaftliches Intereſſe, daß er die Bewirtſchaftung ſeiner Kom⸗ 
pagnie behielt. Sämtliche Stabsoffiziere der Regimenter blieben alſo 
Chefs ihrer Kompagnien und bezogen als ſolche neben ihrem Stabs⸗ 
offiziergehalt das Kapitänstraktament und die Überſchüſſe, welche die 
Kompagniewirtſchaft ergab. Das Traktament geht aus der mitgeteilten 
Tabelle hervor, während für die Höhe der Überſchüſſe der Kompagnie⸗ 
wirtſchaft das Verſprechen des Major v. Maſſau einen Anhalt gibt, 
der dem Chef für Überlaſſung der Okonomie der Leibkompagnie des 
Regiments Alt-Dohna in Pillau monatlich 15 Thlr. zahlen mußte. 
Außerdem übernahm er die Kompagnieſchulden, d. h. 712 Thlr. ohne 
Gewehrgeld, und verſprach die Schuld möglichſt zu vermindern 1). Da 
er dieſe Verpflichtungen doch nur übernahm, um für ſich noch eine 
Einnahme herauszuwirtſchaften, jo müſſen die Erträgniſſe der Kom- 
pagniewirtſchaft recht erheblich geweſen ſein. 

Nicht ſo gut wie das Einkommen der Kompagniechefs war die 
Einnahme der Kapitäne, die keine Kompagnie hatten, und der Sub— 
alternofſiziere. Dieſe Offiziere mußten ſich häufig mit einem niedrigeren 
Gehalt, als ihrer Charge entſprach, begnügen, weil bei den Regimentern 
und Bataillonen, namentlich in der zweiten Hälfte der Regierung 
König Friedrichs, faſt immer mehr Stabsoffiziere ſtanden als etats⸗ 
mäßig waren und die bei den Regimentern befindlichen Generale und 
Stabsoffiziere die Gehälter der Kapitäne bezogen. 

Die Verteilung der Gehälter bei dem Feldbataillon des Regiments 
Alt⸗Dohna war am 3. Mai 1708 z. B. wie folgt!): 

Graf Dohna | 

Oberſt v. Röder 

Oberſtleutnant du Buiſſon f beziehen Kapitänstraktament. 

Major v. Adelsheim 

Kapitän v. Adelsheim 

4 Kapitäns und 1 Leutnant beziehen das Premierleutnant-Trak⸗ 
tament. 

3 Leutnants beziehen das Sousleutnant-⸗Traktament. 

2 Leutnants und 3 Fähnriche bekommen „würkliches Fehndrichs⸗ 
Traktament“. Bei 3 Fähnrichen heißt es: „man muß dasjenige, was 
der adjutant bishero genoſſen und ſoviel unterofficierstractamenten dazu 


1) Kopka v. Loſſow a. a. O. Anlage 12, S. 43 nach dem Schlobitter 
Archiv. 
2) Nach dem Schlobitter Archiv bei Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 190. 
8 * | 
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legen, daß der erſte Fehndrichs Gage, die anderen aber jeder halbe 
Fehndrichs Gage daraus haben mögen.“ 

Anfangs 1713 ſind die Oberoffiziere bei dem Bataillon Pillau 
des Regiments Alt⸗Dohna wie folgt verpflegt !): 


Kapitäns⸗Gage: Fähnrichs-Traktament: 
General der Infant. Graf Dohna, 1 Kapitän, 
Generalmajor v. Wobeſer, 3 Leutnants. 
Oberſt Peterſen, Sergeanten-Traktament: 
Oberſtleutnant de Bondely. 2 Fähnriche. 


Leutnants⸗Gage: 

Major v. Maſſau, 
3 Kapitäns. | 

Die Einnahmen aller Chargen verringerten fich auch dadurch wieder, 
daß infolge der Geldnot eine Kabinettsorder vom 11. Februar 1701 
beſtimmte, daß jeder Offizier, der in eine höhere Stelle rückte, ſeinen 
Gehalt, entſprechend ſeiner Charge, auf 1—3 Monate an die General⸗ 
Kriegskaſſe abführen mußte. Überdem ſollten, wenn nicht periculum 
in mora, die Beſetzung der vakanten Plätze dem Könige und das Ge- 
halt der General⸗Kriegskaſſe vorbehalten bleiben ). 

Die Gehaltsſätze an und für ſich ſcheinen für die damalige Zeit 
ausreichend geweſen zu ſein ?), wenngleich ein Offizier bei den vor- 
nehmen Regimentern der Gardekavallerie ohne Vermögen nicht aus⸗ 
kommen konnte. 1695 bittet General v. Natzmer, eine erledigte 
Kornetſtelle bei dem Regiment Gensdarmes mit einem Edelmann Jas⸗ 
mund zu beſetzen, der gute Mittel hat, „da das Traktament nur klein 
nothwendiger Weiſe ſein muß, indem ohne Zuſchuß keiner dabei beſtehen, 
geſchweige ſich in guter Montur ſetzen kann“). 

Außer den Geldverpflegungsſätzen regelte die Ordonnanz von 1699 
auch die wichtige Frage der Unterkunft. Die Ordonnanz von 1684 
hatte die Servitien faſt ganz aufgehoben: Offiziere und ſelbſt Unter⸗ 
offiziere mußten alles bezahlen und ſich auch auf eigene Koſten ein⸗ 
quartieren; man hatte alle Naturalleiſtungen an die Offiziere abgeſchafft 


1) Nach dem Schlobitter Archiv bei Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 227. 

2) Nach dem Schlobitter Archiv bei Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 157. 

3) H. Tollin, Geſchichte der franzöſiſchen Kolonie in Magdeburg, Halle 
1886, Bd. I, S. 528 führt nach Erman, Mémoires V, 8 an, daß in den 
Marken eine Familie von 5 Köpfen durchſchnittlich 123 Tlr. jährlich verbrauchte. 
Vgl. auch Friedrich Frhr. v. Schrötter a. a. O. S. 60. 

4) Schöning, Leben Natzmers, S. 175. 
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und verpflegte fie nur mit Geld 1). Nun zeigte die Praxis der folgenden 
Jahre, daß das Prinzip der reinen Geldverpflegung nicht durchführbar 
war. Die neue Ordonnanz von 1699 beſtimmte daher, daß die Offiziere 
entweder Quartier in natura, „Logiment und Stallung“, oder in Geld 
erhalten ſollten. Gab ein Ort lieber Geld, was ihm freiſtand, fo ge 
ſchah dies nach der Tabelle. Der Offizier mußte ſich dann ſelbſt 
Wohnung beſchaffen, aber die Magiſtrate waren verpflichtet, für preis⸗ 
werte Wohnungen zu ſorgen. Das Quartiergeld wurde an jede Perſon 
nur einmal für die höchſte von ihm bekleidete Charge bezahlt. Im 
Frieden hatten an Stallung zu beanſpruchen: der Oberſt für 12, der 
Oberſtleutnant für 8, der Major für 6, der Kapitän für 4 und der 
Kornet für 3 Pferde. 

Die Ordonnanz erörtert eingehend die Pflichten der Offiziere und 
Kommiſſare, um ſowohl dem Militär wie dem Zivil gerecht zu werden. 
Die Laſt, welche mit der Einquartierung einer ſtehenden Armee der 
Bevölkerung aufgebürdet wurde, war eine recht erhebliche, ſie wurde 
um ſo drückender, je länger die Regimenter in den Garniſonen blieben, 
oder je öfter ein Ort von durchmarſchierenden Truppen berührt wurde. 
Um die armen Ortſchaften zu erleichtern, wies man einem Offizier in 
2 oder 3 Orten ſein Quartier an. Der Kommiſſar ſuchte den beſten 
aus und beftimmie dieſen zum Quartier des Offiziers, während die 
anderen Orte Quartiergeld zahlten, durch das der belegte Ort erleichtert 
wurde. In vielen Fällen gaben die Kreiſe und Provinzen den über⸗ 
laſteten Orten „Zuſchub“?). Später, 1712, als namentlich in der 
Uckermark durch die dort zuſammengezogenen Truppen die Bevölkerung 
ſtark überlaſtet war, führte man Sublevationsgelder ein, d. h. die Pro⸗ 
vinzen, Kreiſe und Städte, welche keine Einquartierung hatten, mußten 
Geld zahlen, und damit wurden diejenigen Kreiſe unterſtützt, „die über 
ihr ordinaires Quantum Quartier tragen“). Die Offiziere konnten 
ſich ihr Quartiergeld aus der Kaſſe bezahlen laſſen und ſich dann ein⸗ 
mieten. Diener und Knechte hatten die Offiziere in ihren Quartieren 
unterzubringen, ohne daß der Wirt ihnen Bett, Holz, Licht uſw. zu 
ſtellen brauchte. 

Die Beſtimmungen der Ordonnanzen von 1684 und 1698 über 
Verpflegung und Unterkunft der Truppen bildeten nicht nur im Frieden 
für die Garniſonen im Lande, ſondern auch im Kriege für die Winter⸗ 


1) F. Frhr. v. Schrötter, Die Entwicklung des Begriffes „Servis“ im 
preußiſchen Heerweſen; in dieſer Zeitſchrift XIII. Bd., 1900, S. 1—28. 

2) Mylius III. 1, Nr. 105. 

3) Mylius III. 1, Nr. 104. 
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quartiere die Grundlage, während im Felde, d. h. im Sommer während 
der kriegeriſchen Operationen, die Feldverpflegung eintrat. 

Bei dieſer !) lieferte die Heeresleitung im allgemeinen nur das 
Brot, während für alle übrigen Bedürfniſſe die Truppe durch Re⸗ 
quiſitionen oder mit Hilfe ihrer Marketender?) ſelbſt Sorge tragen 
mußte. Die Offiziere waren auf Geldverpflegung angewieſen und 
mußten fic) ihre Bedürfniſſe durch Barzahlung von den Landes- 
einwohnern oder von den Marketendern beſchaffen, die Truppen lagen 
während der Dauer der Feldzüge meiſt im Lager und führten daher 
Zelte mit ſich; jeder Stabsoffizier und Kapitän hatte 1 Zelt und die 
2—3 Subalternoffiziere einer Kompagnie ein ſolches gemeinſchaftlich. 

Bei Beginn des orleaniſchen Kriegs war der Troß der branden— 
burgiſchen Regimenter ein ungewöhnlich großer, da die Offiziere weit 
mehr Wagen und Pferde hielten als ihnen zuſtand; der Kapitän hatte 
häufig außer dem Kompagniewagen noch 2 Wagen bei ſich, ferner hatte 
jeder Leutnant und Fähnrich einen Wagen, ſo daß es brandenburgiſche 
Infanterieregimenter gab, die 224 Pferde mit ſich führten). Dadurch 
entſtanden nicht nur für die Marſchordnung, ſondern auch für die 
Unterhaltung der Pferde Schwierigkeiten. Das Futter wurde im Felde 
durch Fouragierungen im Lande beſchafft, und nur wenn dies unmög⸗ 
lich war, wurde es unentgeltlich geliefert. Es erhielt dann!): 


der Oberſt tete. 6 Rationen, der Kapitän 6 Rationen, 
„ Oberftleutnant . . . 4 1 „ Premierleutnant . . 2 s 

„ Major 3 ‘ „ Sefondleutnant. . 1½ „ 

„ Regim.⸗Quartiermſtr. 3 5 „ Fähnrich ll „ 

„ Audi teur 2 a „ Fourier 1 1 
„Prediger. 2 x „ Kompagniewagen . 4 e 

„ Adjutant. 2 5 Stand bei der Leibkompagnie 1 Stabs⸗ 
„ Regiments⸗Feldſcher . 2 85 * kapitän, ſo fehlte gewöhnlich der Leut⸗ 


nant, und der Stabskapitän bekam 
dann 2 Rationen für dieſen, und 
für 2 Rationen mußte die Kompagnie 
das Geld aufbringen. 


1) = K. K. Kriegsarchiv, Feldzüge des Prinzen Eugen, I. Serie, 1. Bd., 
S. 283. ennert a. a. O. S. 41. B. v. Baumann, Studien über die 
Verpflegung der Kriegsheere im Felde. Leipzig und Heidelberg 1867, 1881. 
VI. Die Soldheere. | 


2) Über Markatender fiehe Mylius III. 1 Nr. 65 u. 76. 
3) Hennert a. a. O. S. 45. 
4) Ebenda S. 44. 
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Da nun bei den Regimentern eine dieſe Rationszahl weit über⸗ 
ſteigende Pferdezahl vorhanden war, ſo entſtanden Unordnungen, indem 
die Offiziere ihre Pferde auf die Weide jagten oder durch ihre Knechte 
heimlich fouragieren ließen. Dieſem Unweſen zu ſteuern, ſetzte das 
Reglement von 16941) feſt, daß ein Oberſt nicht mehr als 2, der 
Oberftleutnant und Major je 1 Wagen bei ſich haben ſollten. Der 
Regiments⸗Quartiermeiſter, der Prediger und der Auditeur hatten zu⸗ 
ſammen 1 Wagen und ebenſo der Adjutant und Regiments⸗Feldſcher. 
Bei jeder Kompagnie wurde außer dem Kompagniewagen dem Kapitän 
1 Wagen geſtattet, während die Leutnants und Fähnriche keinen Wagen, 
ſondern je 1 Packpferd hatten. Die Stabsoffiziere konnten ſich be⸗ 
liebig viele Packpferde halten, die bei den Offizieren ſehr beliebt waren, 
weil ſie Zelt und Equipage auf dem Marſche ſtets bei ſich haben konnten 
und ſie beim Einrücken ins Lager gleich zur Hand hatten. 


Die Zahl der Pferde betrug bei einem Infanterieregiment: 
der Oberſt: 2 Reitpferde, 1 Knechtpferd, 4 Küchenkaleſchen⸗, 4 Rüſt⸗ 


wagen⸗, 2 Packpferdeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeaeaae ren. = 13 Pferde, 
der Oberſtleutnant: 2 Reitpferde, 1 Knechtpferd, 4 Wagenpferde, 
1 Paaff dd N‚- — 8 a 


der Major: 2 Reitpferde, 1 Knechtpferd, 4 Wagenpferde, 1 Packpf.— 8 „ 

der Regiments⸗Quartiermſtr.: 1 Reitpf., 
2 Wagenpferde, 

der Regiments⸗Feldſcher: 2 Wagenpferde, — 

der Auditeur u. Prediger: 2 Wagenpferde, 38 Pferde, 

der Adjutant: 1 Reitpferd, 1 Packpferd, 


Unterſtab Summa - 9 „ 


der Kapitän: 1 Reitpf., 4 Wagenpf., 1 Packpf., . 
1 Fourierpf., 4 Komp.⸗Wag. Pf. = 11 Pf. [Sa. die Komp. 
der Leutnant: 1 Reitpferd, 1 Packpferd, 15 Pferde, bei 
der Fähnrich: 1 Reitpferd, 1 Packpferd, 10 Kompagn. = 150 Pferde, 


Summa eines Regiments zu Fuß zu 10 Kompagnien = 188 Pferde ). 


Nur während der Sommermonate fanden die kriegeriſchen Opera⸗ 
tionen ſtatt, mit Beginn des Winters ſtellten beide feindlichen Heere 
dieſelben ein und bezogen Winterquartiere. Dieſe wurden von 
der Heeresleitung angewieſen, was häufig zu Reklamationen und Zwiſtig⸗ 


1) Das Folgende nach Hennert a. a. O. S. 45, 46. 

2) Nach einem geſchriebenen Reglement vom 9. 2. 1704 (Graf Dönhoffſches 
Familienarchiv in Friedrichſtein) hat der Kapitän 10 Pferde, und zwar 2 Reit⸗ 
pferde, 4 Pferde zu einer Packkaleſche, 4 Pferde zum Kompagniewagen; Leutnant 

und Fähnrich haben zuſammen 1 Zelt und 1 Kaleſche mit 2 e (Olsnitz 
S. 280). 
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keiten Anlaß gab. Die Truppen mußten fic) während des Winters 
retablieren; je weniger nun der angewieſene Landſtrich gelitten hatte, 
und je wohlhabender er war, um fo mehr konnten fie aus ihm heraus— 
ziehen, und um ſo leichter wurde den dafür verantwortlichen Kompagnie⸗ 
chefs die Wiederherſtellung ihrer Kompagnien. 

Während ſich die Truppen im eigenen Lande in den Winter- 
quartieren mit dem, was die Ordonnanzen von 1684 und 1698 ihnen 
gewährten, begnügen mußten, wurden ihnen in Feindesland beſondere 
Vergünſtigungen zugebilligt. Die Offiziere bezogen im allgemeinen ihr 
Traktament und Quartiergeld, erhielten aber daneben freies Quartier, 
Servitien in natura oder Geld und eine höhere als die chargenmäßige 
Rationszahl, die ihnen in Geld bezahlt wurden. 

1692 bezogen 3 Kavallerie-, 2 Dragoner= und 6 Infanterie⸗ 
regimenter Winterquartiere im Erzſtift Köln 1). An Servitien erhielt 
monatlich bei einem Bataillon: 


der Regimentsſtab: die Primaplana: 
Oberſt 27 Tlr. 30 kr, Hauptmann 4 Tlr., 
Oberſtleutnant . . 18 „ — „ Leutnant 2 „ 
Major 13 „ 20 „ Fähnrichh e 13/3 „ 
Adjutant N jeder Unteroffizier u. Gemein. / „ 
Regim.⸗Quart.⸗Meiſter 2, — „ 


Für die Fourage wurde für die Offiziere gerechnet pro Pferd 
3 Tlr. 2), 

1694 bekamen die Offiziere der am Rhein und in den Nieder⸗ 
landen ſtehenden Truppen außer ihrem Traktament noch Servis in 
natura (Holz, Licht und Bett) und die Fourage in natura oder Geld?). 
Man bezahlte pro Ration 6/8 Tr. und rechnete auf 
der Stab eines Regiments Kavallerie 39, Dragoner 32, Infanterie 24 Pferde, 
die Primaplana einer Komp. Kavallerie 20, Dragoner 23, Infanterie 16 Pferde. 

Da mit Ausnahme der erſten Jahre der Regierung König Friedrichs 
der größte Teil der preußiſchen Truppen als Auxiliartruppen den 
fremden Mächten gegen Zahlung von Subſidien, Sold und Verpflegung 
zur Verfügung geſtellt waren, ſo geſtaltete ſich im einzelnen die Ver⸗ 
pflegung derſelben ganz verſchieden. In Ungarn, Italien und im 
oberen Deutſchland war es der Kaiſer, in Brabant und am Niederrhein 
England und Holland, welche die ganze oder teilweiſe Unterhaltung der 


1) Hennert a. a. O. S. 170. 
2) Hennert a. a. O. S. 170 und 168. 
3) Ebenda S. 16. 
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preußiſchen Korps übernommen hatten, und ſowohl der Kaiſer wie die 
Seemächte verſuchten auf Koſten der preußiſchen Truppen ſich den ein⸗ 
gegangenen Verpflichtungen zu entziehen, ſo daß Offiziere und Mann⸗ 
ſchaften darunter litten. Als Beiſpiele, wie ſich die Verpflegung unter 
dieſen Verhältniſſen geſtaltete, ſei das Folgende angeführt: 

Als im Herbſt 1697 die Truppen die Winterquartiere im nörd⸗ 
lichen Ungarn bezogen, erging am 1. November!) an alle Regimenter 
in Ungarn inkl. der brandenburgiſchen der kaiſerliche Befehl, daß „der 
Oberofficier bis Cornet (Fähnrich) incl. auf die Portion 3 Rthlr., fo 
fie aus der Raffa zu empfangen ha ben werden, auszahlen zu laſſen, 
damit ſie hiervon ohne von dem Quartiersmann ferneres was zu fordern, 
ſich bis auf Ihro Maj. weiteren gnädigſten Befehl erhalten können.“ 
Die Beträge, welche die Offiziere hiernach empfangen ſollten, waren 
die folgenden: 

Oberſt der Infanterie 62 Portionen = 186 Tlr. 


Major 1 ; 11 ” = 33 „ 
Hauptmann „ 5 18 5 = 54 „ 
Leutnant . : 7 5 — 5 
Fähnrich ” ” 6 " = 18 „ 


Infolge der Teuerung aber fiel es den Offizieren ſehr ſchwer, 
damit auszukommen. Schlabrendorff ſchreibt aus den Winterquartieren 
bei Preßburg 1697/98 2): „Dann fallet es auch denen Officirern ſehr 
ſchwer in den Städten zu leben, indem das tractameat nach itzig ein⸗ 
geführtem interims-Reglement, da auch auff jede portion nur 3 Rthlr. 
ex cassa gezahlett werden ſollen, zu ihrer subsistenz bei dergleichen 
Zuſtände bei weitem nicht zureichend iſt.“ Das ſchlimmſte war, daß 
auch die zur Retablierung der Regimenter notwendigen Gelder nicht 
bezahlt wurden; die Verpflegung der Mannſchaft war gut, aber von 
Geld nichts zu hören und zu ſehen ). 

Um die kaiſerlichen Behörden zu zwingen, den Truppen die zu⸗ 
ſtändigen Gelder zu zahlen, weigerte ſich 1697 Schlabrendorff, den 
Vormarſch aus den Quartieren anzutreten, bis nicht die Gelder zur 
Ausrüſtung bezahlt ſeien. Als darauf ein Teil gezahlt wurde, ging er 
drei Märſche vor und blieb dann ſtehen, bis die notwendigen Gelder 
eingegangen waren“). Zu ſolchen Mitteln mußten die Generale greifen, 


1) K. K. Kriegsarchiv, Prinz Eugen von Savoyen, I. Serie, I. Bd., S. 467. 
2) v. d. Olsnitz, Geſch. des kgl. preuß. 1. Inf.⸗Regts., Berlin 1855, S. 276. 
3) v. d. Olsnitz a. a. O. S. 276. 

4) Ebenda S. 271. 


122 ö Robert Freiherr von Schrötter [474 


um den ſchlechten Willen des Wiener Hofes und der kaiſerlichen Be- 
hörden zu überwinden. 

Wie in Ungarn, ſo kam es auch in Oberdeutſchland häufig zu 
Differenzen. Für den Winter 1704/51) hatte man den Preußen wieder 
zu enge Quartiere angewieſen, was um ſo mehr empfunden wurde, als 
ganz Bayern durch den Krieg ſehr mitgenommen war. Kaiſerlicherſeits 
wies man alle preußiſchen Vorſtellungen zurück und beachtete ebenſo⸗ 
wenig die Drohung, daß man ſelbſtändig die Amter Deggendorf und 
Hengersberg beſetzen werde, wenn nicht Abhilfe getroffen würde. Da 
nichts geſchah, rückten einige Regimenter in die genannten Amter. Als 
der preußiſche Oberſt du Chesnoy vor Deggendorf erſchien, ließ der 
kaiſerliche Kommandant die Tore ſchließen, beſetzte ſie mit Wachen und 
ließ keinen Preußen hinein. Du Chesnoy beſetzte nun die Vorſtädte und 
ließ niemand aus der Stadt. Am Schluß ſeines Berichts über dies 
Vorkommnis ſagt er: „ich bin neugierig, wer es am längſten aushält.“ 
Zwei Tage darauf war ihm der Ort eingeräumt. 

Die Oberoffiziere, die alles ſelbſt bezahlen mußten, wurden häufig 
überteuert; Major Becker vom Regiment Chriſtian Ludwig mußte beim 
Gaſtwirt Buchner zu Fürth, bei dem er 19 Tage im Quartier lag, 
täglich 8 fl. 33 kr. für ſeine Verpflegung bezahlen, außerdem wurden 
ihm 253 Köppel Wein auf die Rechnung geſetzt ?). 

Auch aus Italien hören wir fortwährend Klagen über ſchlechte 
Verpflegung und Quartiere. 1706/7 lag das Korps im Herzogtum 
Mantua und Piacenza. Prinz Eugen hatte die Verpflegung des Korps 
ſo angeordnet, daß die Truppen vortrefflich verpflegt worden wären, 
wenn dieſe Anordnungen zur Ausführung gekommen wären. Aber die 
Ungeſchicklichkeit und der ſchlechte Wille des kaiſerlichen Adminiſtrators 
ſowie die feindſelige Geſinnung des Herzogs von Parma und ſeiner 
Untertanen machten die Winterquartiere wieder zu wenig beneidens⸗ 
werten. Die Truppen erhielten als Zuſchuß vom kaiſerlichen Kriegs- 
kommiſſariat 3000 Brotportionen in natura und vom Lande 18 000 fl. 
Douceurgelder®), Nach einem Schreiben Fürſt Leopolds an Kronprinz 
Friedrich Wilhelm verteilte der Fürſt die 18 000 fl. monatliche Dou⸗ 
ceurgelder auf die Oberoffiziere, die davon reichlich Servis und 
Rationen erhielten. Es erhielt“): 


1) Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt 1889, S. 149 u. ff. 
2) Ebenda S. 151. 
3) Ebenda S. 179. 
4) Ebenda S. 179. 
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der Generalmajor . nnn 30 Piſtolen und 30 Rationen, 
„ ð d eh Be in ĩ a er 20 . „ 20 R 
CC 6 is „ 14 5 


„ Regiments⸗Quartiermeiſter, Prieſter, Adjutant, 
Auditeur, Leutnant und Feldſcher je. 2 M u 2 5 
Vom Stabe des Fürſten erhielt: 


„ Generaladju tank 14 A „ 8 3 
„ Slügeladijutant . 2... 1 we ee 6 a „ 6 5 
„ General⸗Quartiermeiſter⸗Leutnankt 6 5 „ 8 a 
„ Hofrat Raumer - . . 2 2 222 eee 6 „ 6 


Die Piſtole wurde — 4 Tr. gerechnet und die Ration mit 6 Tlr. peiglitet 


Waren in dieſem Winter die Zulagen für die Oberoffiziere reich— 
lich geweſen, ſo hören wir 1710 wieder, daß Generalleutnant v. Arnim 
ſich weigerte die Winterquartiere zu verlaſſen, bis dem preußiſchen 
Korps die zuſtändige Verpflegung uſw. bezahlt ſei ). 

In Brabant hatten die Holländer und Engländer zum Teil die 
Koſten der Verpflegung der preußiſchen Truppen zu beſtreiten ). 

Die Oberoffiziere erhielten ihr volles Traktament und außerdem 
Servis und eine erhöhte Rationszahl. So befürwortete der Kronprinz 
1708/9, daß die Offiziere eines Bataillons 50 Rationen als Zulage 
erhielten ?), und 1711/12 kamen monatlich 102 Rationen, jede zu 5 Tlr., 
zur Verteilung“). Bei dem Feldbataillon Dohna geſchah die Ver⸗ 
teilung wie folgt ö): 


Brigadier v. Röder. 14 Rationen, 
davon 2 vom Stabe, 12 von den Kompagnien. 

Oberſt du Buiffon . dd 16 = 
davon 4 vom Stabe, 12 von den Kompagnien. 

Dberftleutnant v. WoelSheim. . . -» 220.0. 12 N 


1) Becker, Geſchichte des Grenadierregiments Nr. 3, S. 95. 


2) Man unterſchied in den letzten Jahren des Spaniſchen Erbfolgekriegs 
drei Korps: 

1. Die 1702 in holländiſchen Dienſt übergegangenen Regimenter (5000 Mann), 
für welche Holland und England zur Hälfte Sold und Verpflegung zahlten. 

2. Das Augmentationskorps von 1709 (6225 Mann), für das England 
monatlich 60 000 fl. Subſidien zahlte und für Brot und Fourage ſorgte. 

3. Das alte Lottumſche Korps (10370 Mann), von dem 1711 neun Ba⸗ 
taillone zurückgerufen wurden, für das England und Holland gemeinſchaftlich 
Brot und Fourage und das ſogenannte Agio zahlten, im übrigen unterhielt der 
König dies Korps auf eigene Koſten. 


3) Schöning, Leben Natzmers, S. 300. 
4) Schlobitter Archiv, mitgeteilt bei Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 220. 
5) Ebenda S. 220. 
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um den ſchlechten Willen des Wiener Hofes und der kaiſerlichen Be⸗ 
hörden zu überwinden. 

Wie in Ungarn, ſo kam es auch in Oberdeutſchland häufig zu 
Differenzen. Für den Winter 1704/51) hatte man den Preußen wieder 
zu enge Quartiere angewieſen, was um ſo mehr empfunden wurde, als 
ganz Bayern durch den Krieg ſehr mitgenommen war. Kaiſerlicherſeits 
wies man alle preußiſchen Vorſtellungen zurück und beachtete ebenſo⸗ 
wenig die Drohung, daß man ſelbſtändig die Amter Deggendorf und 
Hengersberg beſetzen werde, wenn nicht Abhilfe getroffen würde. Da 
nichts geſchah, rückten einige Regimenter in die genannten Amter. Als 
der preußiſche Oberſt du Chesnoy vor Deggendorf erſchien, ließ der 
kaiſerliche Kommandant die Tore ſchließen, beſetzte ſie mit Wachen und 
ließ keinen Preußen hinein. Du Chesnoy beſetzte nun die Vorſtädte und 
ließ niemand aus der Stadt. Am Schluß ſeines Berichts über dies 
Vorkommnis ſagt er: „ich bin neugierig, wer es am längſten aushält.“ 
Zwei Tage darauf war ihm der Ort eingeräumt. 

Die Oberoffiziere, die alles ſelbſt bezahlen mußten, wurden häufig 
überteuert; Major Becker vom Regiment Chriſtian Ludwig mußte beim 
Gaſtwirt Buchner zu Fürth, bei dem er 19 Tage im Quartier lag, 
täglich 8 fl. 33 kr. für ſeine Verpflegung bezahlen, außerdem wurden 
ihm 253 Köppel Wein auf die Rechnung geſetzt !). 

Auch aus Italien hören wir fortwährend Klagen über ſchlechte 
Verpflegung und Quartiere. 1706/7 lag das Korps im Herzogtum 
Mantua und Piacenza. Prinz Eugen hatte die Verpflegung des Korps 
ſo angeordnet, daß die Truppen vortrefflich verpflegt worden wären, 
wenn dieſe Anordnungen zur Ausführung gekommen wären. Aber die 
Ungeſchicklichkeit und der ſchlechte Wille des kaiſerlichen Adminiſtrators 
ſowie die feindſelige Geſinnung des Herzogs von Parma und ſeiner 
Untertanen machten die Winterquartiere wieder zu wenig beneidens⸗ 
werten. Die Truppen erhielten als Zuſchuß vom kaiſerlichen Kriegs- 
kommiſſariat 3000 Brotportionen in natura und vom Lande 18 000 fl. 
Douceurgelder ?). Nach einem Schreiben Fürſt Leopolds an Kronprinz 
Friedrich Wilhelm verteilte der Fürſt die 18 000 fl. monatliche Dou⸗ 
ceurgelder auf die Oberoffiziere, die davon reichlich Servis und 
Rationen erhielten. Es erhielt“): 


1) Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt 1889, S. 149 u. ff. 
2) Ebenda S. 151. 
3) Ebenda S. 179. 
4) Ebenda S. 179. 
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der Generalmajor - . nnn 30 Piſtolen und 30 Rationen, 
„r ðVÄ Be DE 20 2 » 20 ; 
bes SWOPHANR- nn ae ee a ae Se 6 ’ „ 14 2 


„ Regiments⸗Quartiermeiſter, Prieſter, Adjutant, 
Auditeur, Leutnant und Feldſcher je. . 2 i „ 2 
Vom Stabe des Fürſten erhielt: 


„ Generaladjutannεęnt nr nen 14 f „ 8 ; 
„ liigeladjutant . . 2 > > 2200 nen 6 5 „ 6 5 
„ General⸗Quartiermeiſter⸗ Leutnant 6 5 „ 8 R 
„ Hofrat Raumer . . . 2 2 2 ee en. 6 „ 6 


Die Piſtole wurde — 4 Tr. gerechnet und die Ration mit 6 Tlr. bereitet. 


Waren in diefem Winter die Zulagen für die Oberoffiziere reich⸗ 
lich geweſen, ſo hören wir 1710 wieder, daß Generalleutnant v. Arnim 
ſich weigerte die Winterquartiere zu verlaſſen, bis dem preußiſchen 
Korps die zuſtändige Verpflegung uſw. bezahlt ſei !). 

In Brabant hatten die Holländer und Engländer zum Teil die 
Koſten der Verpflegung der preußiſchen Truppen zu beſtreiten ?). 

Die Oberoffiziere erhielten ihr volles Traktament und außerdem 
Servis und eine erhöhte Rationszahl. So befürwortete der Kronprinz 
1708/9, daß die Offiziere eines Bataillons 50 Rationen als Zulage 
erhielten), und 1711/12 kamen monatlich 102 Rationen, jede zu 5 Tlr., 
zur Verteilung“). Bei dem Feldbataillon Dohna geſchah die Ver— 
teilung wie folgt“): 


Brigadier v. Röhder ns 14 Rationen, 
davon 2 vom Stabe, 12 von den Kompagnien. 

Oberſt du Buiſſoe bn 16 4 
davon 4 vom Stabe, 12 von den Kompagnien. 

Oberſtleutnant v. Adelsheilinmgnnss 12 7 


1) Becker, Geſchichte des Grenadierregiments Nr. 3, S. 95. 

2) Man unterſchied in den letzten Jahren des Spaniſchen Erbfolgekriegs 
drei Korps: 

1. Die 1702 in holländiſchen Dienſt übergegangenen Regimenter (5000 Mann), 
für welche Holland und England zur Hälfte Sold und Verpflegung zahlten. 

2. Das Augmentationskorps von 1709 (6225 Mann), für das England 
monatlich 60 000 fl. Subſidien zahlte und für Brot und Fourage ſorgte. 

3. Das alte Lottumſche Korps (10370 Mann), von dem 1711 neun Ba⸗ 
taillone zurückgerufen wurden, für das England und Holland gemeinſchaftlich 
Brot und Fourage und das ſogenannte Agio zahlten, im übrigen unterhielt der 
König dies Korps auf eigene Koſten. 

3) Schöning, Leben Natzmers, S. 300. 

4) Schlobitter Archiv, mitgeteilt bei Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 220. 

5) Ebenda S. 220. 


124 Robert Freiherr von Schrötter - [476 


Oberftleutnant Graf zu Dohna 13 Rationen, 
Major de Freſii nns 12 £ 
Leutnant und Regiment3-Duartiermeifterr ..... 3 „ 
Jeder fonftige Leutnant und Fähnrich 2 A 
Auditeut- sic Een 1 „ 
Feldpred ige wen ah 2 N 
Regiments⸗Feldſcher Urſi nns 2 . 

5 Ger vos 2 5 


Wie ſehr auch hier die verpflichteten Mächte den Truppen ab⸗ 
zuſparen ſuchten, zeigen die nachſtehenden Mitteilungen. 1712 meldete 
Oberſt du Buiſſon dem Regimentschef Graf zu Dohna: Die Quartiere 
ſind gut, ſowohl diejenigen laut Billet, als auch die von den Unter⸗ 
nehmern geſtellten. Leider erhalten aber die Leute nicht auf die ganze 
Stärke das Brot, auch das Rationsweſen iſt ſchlecht geregelt, und was 
das ſchlimmſte, die Offiziere erhalten keine Feldzulage !). 

Am ſchlimmſten ſcheinen in den letzten Jahren des Kriegs die in 
holländiſchen Dienſt gegebenen Regimenter daran geweſen zu ſein. Im 
Juli 1712 reichten dieſe Regimenter ein Memorial ein, worin ſie „mit 
vielen Lamentationen“ klagen, daß fie fo ſchlecht und unregelmäßig be⸗ 
zahlt würden, daß das Korps kaum weiter beſtehen könne ?). Die 
Truppen darbten, die Offiziere erklärten, nicht länger bei den Truppen 
bleiben zu können, für deren Disziplin ſie nicht mehr verantwortlich 
zu ſein vermöchten s). Der König, dem dies Memorial vorgelegt 
wurde, entſchied, daß Meinertzhagen, der preußiſche Envoyé extra- 
ordinaire im Haag, „nur die Truppes bezahlen ſolle; wenn die Be- 
zahlung von Holland nicht erfolgte, ſo wollten Sr. Kgl. Majeſtät es 
vergüten, alſo, daß verhoffentlich Meinertzhagen mit Raison keine 
Schwürigkeiten machen könne“ ). 

Die weiten und zahlreichen Märſche, welche die Truppen aus ihren 
Garniſonen zum Kriegsſchauplatz und von einem dieſer Kriegsſchau— 
plätze zum andern machen mußten, erforderten beſondere Beſtimmungen 
für dieſelben. Wir finden daher eingehende Inſtruktionen über das 
Verhalten auf dieſen Märſchen, die Verpflegung uſw. ). In allen 
Edikten wird angeordnet, daß die Offiziere für ſich und ihre Diener 
alles gegen Quittung des Wirtes bezahlen müſſen. Für ihre Pferde“ 


1) Schlobitter Archiv bei Kopka v. Loſſow, S. 224. 

2) Act. bor., Ergänzungsband; Krauske, Briefe, S. 72. 

3) Droyſen a. a. O. S. 410. 

4) Act. bor., O. Krauske, Briefe Friedr. Wilh., S. 72, Nr. 147. 

5) Mylius III. 1, Nr. 64, 90, 105; III. 2, Nr. 71. 

6) Es hatte der Oberſt 12 Pferde, der Oberſtleutnant 8, der Major 6, der 
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erhalten fie gegen 2 Gr. pro Pferd Hart: und Rauhfutter !). Für 
die Beförderung ihrer Bagage mußten die Offiziere bezahlen, oder ſie 
mußten die Bagage auf ihren eigenen Pferden fortſchaffen. Die 
Kavallerie ſollte täglich 4, die Infanterie 3 Meilen marſchieren, jeder 
3. oder 4. Tag war Ruhetag. 

Ging der Marſch durch fremde Territorien, ſo geſchah die Ver⸗ 
pflegung und Bezahlung nach gegenſeitiger Übereinkunft oder nach 
Obſervanz?). In dem 1697 mit Braunſchweig⸗Lüneburg vereinbarten 
Reglement wird ebenfalls feſtgeſetzt, daß die Offiziere alles bar bezahlen 
müſſen. 

Die geſamten Verpflegungsbeſtimmungen zeigen das Beſtreben, 
Offiziere und Mannſchaften gut zu verpflegen und ſie in den Winter⸗ 
quartieren für die Strapazen und Gefahren während der Sommer⸗ 
feldzüge zu entſchädigen. Auf das Land wurde wenig Rückſicht ge⸗ 
nommen, und diejenigen Gegenden, die häufig von Truppen berührt 
wurden, litten mit der Zeit ganz außerordentlich, mußten ſie doch außer 
der Verpflegung der vorhandenen Soldaten noch für die vakanten 
Plätze Geld zahlen. 


5. Die Chefs der Regimenter und Kompagnien und ihre 
Stellung in der Wirtſchaft bei den Truppen 


Die wichtigſte Stellung im Heeresorganismus nahmen ohne Zweifel 
die Regimentschefs ein. Wie dieſelbe ſich nach oben in ihrem Ver⸗ 
hältnis zum Fürſten unter Friedrich I. entwickelte, iſt ſchon im erſten 
Abſchnitt dieſer Studie mitgeteilt worden; auch nach unten, namentlich 
in dem Verhältnis zu den Offizieren des Regiments, vollzog ſich zur 
ſelben Zeit eine wichtige Wandlung. Die Stellung, welche Friedrich I. 
den Chefs ihren Regimentern gegenüber zuwies, findet ihren Ausdruck 
in den Kapitulationen, durch welche er die Chefs ſämtlicher Regimenter 
nach ſeinem Regierungsantritt beſtätigte, oder durch welche er bei Neu— 
errichtung von Truppenteilen dieſe ihren Chefs konferierte. Der In⸗ 
halt der Kapitulationen war im allgemeinen derſelbe; als Beiſpiel ſei 
hier die zum Teil ſchon erwähnte Kapitulation des Grafen Alexander 


Kapitän 6, der Leutnant z. Pf. 4, der Leutnant z. F. 2, Kornet 3, Fähnrich 
2 Pferde. Marſchierte die Truppe mit Zelten, ſo hatte jeder Stab und jede 
Kompagnie noch 2 Pferde. 
1) ½ Haber oder 2 Metzen Hartkorn und höchſtens 12 dd Heu in 24 Stunden. 
2) Mylius III. 1, Nr. 165. 


126 Robert Freiherr von Schrötter 478 


zu Dohna vom 1/11. März 16897) angeführt: Der Kurfürſt übergab 
dem Grafen ein Bataillon zu 5 Kompagnien, die Befehle des Kur⸗ 
fürſten und der von ihm ernannten Generale hatte er unweigerlich 
auszuführen; die Ernennung, Beförderung und Verabſchiedung der 
Offiziere war allein dem Kurfürſten vorbehalten. Der Chef hatte die 
Truppe komplett und in gutem Stande zu erhalten; die Gelder, welche 
der Kurfürſt bewilligte, ohne Abzug den Offizieren und Soldaten zu 
geben; das Regiment, ſo oft es befohlen, zur Muſterung zu ſtellen. 
Er hatte die Jurisdiktion in Zivil- und Kriminalſachen, mußte aber 
die Akten zur Beſtätigung dem Kurfürſten einreichen; für eine ſcharfe 
Diſziplin war er verantwortlich, er ſollte Exzeſſe exemplariſch beſtrafen 
und die Untertanen im Lande ſchützen, auch dafür ſorgen, daß den 
Verpflegungsordonnanzen und publizierten Edikten nachgelebt werde. 
Die Offiziere durfte der Oberſt nur vom Dienſte ſuspendieren, nicht 
kaſſieren, er mußte bei Vergehen derſelben dem Kurfürſten Bericht er⸗ 
ſtatten. Das Löſegeld der Gefangenen gehörte zur Hälfte dem Regiment, 
zur Hälfte dem Kurfürſten; wurden dagegen Mannſchaften des Regi⸗ 
ments gefangen, ſo ranconnierte ſie der Kurfürſt. Starb ein Offizier 
oder Soldat, ſo ſollte den Erben ſein Nachlaß unverkürzt verabfolgt 
werden. Außer dieſen in den Kapitulationen genannten Rechten hatte 
der Chef auch noch andere wichtige Befugniſſe: kein Offizier durfte 
ohne ſeine Erlaubnis heiraten, er hatte das Recht der Urlaubserteilung 
und beſtimmte die Uniform des Regiments). 

Es iſt intereſſant, hiermit die Befugniſſe eines kaiſerlichen Oberſt 
und Regimentsinhabers zu vergleichen. Der Kaiſer hatte in bezug auf 
die Ausübung des Dienſtes, die Verwaltung und Gerichtspflege im 
Bereiche der Regimenter ſeine Autoritätsrechte durch Privilegium den 
Regimentsinhabern abgetreten“). Die wichtigſten Regimentsprivilegien 


1) Geh. Staatsarchiv Berlin; abgedruckt bei Kopka v. Loſſow, An⸗ 
lage 6. a 

2) Bei Einführung einer neuen Uniform 1706 befahl Graf Dohna ſeinem 
Regiment, als Muſter die Uniform des Leibregiments des Kronprinzen zu nehmen. 
Die blaue Farbe von Rock und Mantel war bei der brandenburgiſchen Infanterie 
ſchon lange gebräuchlich. 1684 wurde für das nach Ungarn beſtimmte zuſammen⸗ 
geſtellte Bataillon Dohna befohlen, daß alle Kompagnien mit Röcken und Mänteln 
von blauem Tuch, gelb gefüttert, verſehen ſein ſollten. (Nach dem Schlobitter 
Archiv bei Kopka v. Loſſow S. 61 und 178.) 1691 befahl der Kurfürſt für 
das Hilfskorps nach Ungarn, daß die Garde blau und weiß, die übrige Infanterie 
aber blau und rot eingekleidet ſein müſſe. (Archiv des Kgl. Kriegsminiſteriums, 
mitgeteilt von v. d. Olsnitz a. a. O. S. 215.) 

3) K. K. Kriegsarchiv, Feldzüge des Prinzen Eugen von Savoyen, I. Serie, 
I. Bd., S. 187. 
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waren: die ſelbſtändige Gerichtsbarkeit, die Behandlung der perſönlichen 
Angelegenheiten aller Angehörigen des Regiments, die Wirtſchaft mit 
dem Gelde und ſonſtigen Mitteln, die Eigentümlichkeiten der Bekleidung, 
das Recht, beſondere Dienſtgebräuche zu haben und das Recht, eine 
Pfarre für ſich zu bilden !). 

Der Regimentsinhaber war der Gerichtsherr des Regiments, er 
hatte das Beſtallungs⸗, Beförderungs- und Entlaſſungsrecht über alle 
Individuen des Regiments. Er hatte das Recht der freien Beurlau- 
bung, erteilte die Heiratsbewilligungen; ihm fiel der Nachlaß des ohne 
Erben und Teſtament verſtorbenen Offiziers zu, in allen Fällen deſſen 
beſtes Pferd oder 100 Dukaten; er gab die Dienft- und Exerzier⸗ 
vorſchriften, beſtimmte die Uniform nach feinem „Geſchmack und Ge- 
fallen“; er gab neue Fahnen und Standarten und war der unum⸗ 
ſchränkte Adminiſtrator des Regiments). 

Während alſo in der kaiſerlichen Armee die Regimentsinhaber das 
Schickſal der Offiziere in der Hand hatten, nahm in Brandenburg der 
Kurfürſt ihnen dieſe weitgehenden Befugniſſe. Auch in Frankreich war 
ſchon 1668 durch Ludwig XIV. und Louvois das Offizierkorps zu 
einem rein monarchiſchen gemacht?), das nur in dem Könige fein Haupt 
und ſein Vorbild verehrte. Der franzöſiſche Oberſt konnte die Offiziere 
vom Dienſte ſuspendieren und in Arreſt nehmen, aber er konnte ſie 
nicht beſtrafen, ohne den Hof zu benachrichtigen“). Die Anſtellung, 
Beförderung und Verabſchiedung lag in der Hand des Königs ). 

In Preußen fanden ſich, wie ſchon erwähnt, die Regimentschefs 
in den nächſten Jahren in die ihnen angewieſene Stellung. Alle Ge⸗ 
ſuche um Beförderung und Verabſchiedung, die ſie nicht direkt an den 
König richteten, legten ſie dem General⸗Kriegskommiſſar vor, der dieſe 
Angelegenheiten dem Könige im Geheimen Kriegsrat zur Entſcheidung 
vortrug®). In dem letzten Jahrzehnt der Regierung Friedrichs I. tft es 
wohl kaum noch vorgekommen, daß ein Offizier durch ſeinen Regiments⸗ 
chef ohne königliche Order angeſtellt, befördert oder verabſchiedet worden, 
es ſei denn, daß der König, wie 1706 dem Fürſten Leopold in Italien 


1) K. K. Kriegsarchiv, Feldzüge des Prinzen Eugen von Savoyen, I. Serie, 
I. Bd., S. 300. 

2) Ebenda S. 306. 

3) Rouſſet a. a. O. Bd. I S. 180. 

4) Quincy a. a. O. Bd. VII S. 261. 

5) Ebenda S. 272 und Rouſſet a. a. O. Bd. I S. 212 u. 301. 

6) Siehe Abſchnitt 2 über den Geheimen Kriegsrat. 
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die Berechtigung erteilte, wenn periculum in mora Offiziere bis zum 
Kapitän zu befördern !). 

Der Prozeß der Umwandlung des Ofſizierkorps in ein rein 
monarchiſches hatte ſich bis zum Tode Friedrichs I. vollzogen. Die 
Kapitulation, welche Friedrich Wilhelm I. am 8. Mai 1713 dem 
Fürſten Leopold von Deſſau ausfertigte?), hat im allgemeinen den⸗ 
ſelben Inhalt wie die Kapitulation des Grafen Dohna vom 1/11. März 
1689; aber der ausdrückliche Hinweis darauf, daß der König über die 
Anſtellung, Beförderung und Verabſchiedung der Offiziere allein ver⸗ 
fügen kann, fehlt hier. Er war überflüſſig geworden, da die Regiments⸗ 
chefs nicht mehr daran dachten, dem Könige dies Recht ſtreitig zu 
machen. Trotzdem aber lag das Schickſal der Offiziere des Regiments 
doch größtenteils in der Hand des Chefs. Er berichtete über den ein⸗ 
zelnen Offizier, ſchlug ihn zum Avancement, zu einer Belohnung oder 
zum Abſchied vor. Er verteilte die Gehälter und Rationen an die 
Offiziere, ſorgte für ihre Hinterbliebenen, kurzum, er blieb der Brot- 
herr des Offizierkorps, der das materielle Wohl des einzelnen Offiziers 
in ſeiner Hand hatte. 

Zahlreich ſind die Beiſpiele hierfür in den benutzten Quellen. 
Bei der Reduktion der Armee nach dem Frieden von Ryswick erging 
an die Regimentschefs ein kurfürſtlicher Befehls), in dem es hinſichtlich 
der Offiziere heißt: „Was für officierer bei dieſer reduction bey zu 
behalten oder zu cassiren ſein, ſolches habt ihr Uns pflichtmäßig fürder⸗ 
lichſt vorzuſtellen und dabey zu melden, wie lange ſie gedienet und 
woher ſie bürtig ſein?“ Dieſem Befehle folgend, ſchlug Graf zu 
Dohna den Major v. Hahn und den Kapitän v. Bernewitz zum Ab⸗ 
ſchied vor: erſteren, weil „er erſt vor 2 / Jahren in Ew. Kurf. Durch⸗ 
laucht Dienſte getreten“, die Schulden ſeiner Kompagnie trotz vielfältiger 
Mahnungen nicht gezahlt und „alſo wegen feiner Dienſte und des Sus 
ſtandes ſeiner Kompagnie ſich der letzte achten muß und nur gewärtig 
ſein kann, was Ew. Kurf. Durchlaucht Ihm extraordinaire gnädigſt 
wollen zuwenden“; letzteren „der wohl bemittelt und wegen ſeiner 
Güter meiſt absens vom Regiment geweſen“. Dohna ließ den Be⸗ 
richt über die Offiziere des 2. Bataillons in Pillau durch den Kom— 
mandeur Oberſt v. Wobeſer einreichen, da er hier nicht ſo genau 
orientiert war, empfahl aber dem Oberſten, den Leutnant Förſter „ſich 


1) Inſtruktion des Fürſten vom 23. Februar 1705, § 12, mitgeteilt im 
Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt 1889, S. 156. 

2) Großer Gencralſtab, Urkundliche Beiträge, Heft VIII, S. 24. 

3) Schlobitter Archiv bei Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 130. 
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vom Halſe zu ſchaffen“ !). Entlaſſen wurden von dem Regiment Alt⸗ 
Dohna 2 Kapitäns und 2 Leutnants, als reformierte Offiziere blieben 
ſtehen der obenerwähnte Major v. Hahn, 1 Kapitän und 2 Fähnriche. 
K. W. v. Schöning führt in ſeinem Buche über das Leben des Feld⸗ 
marſchalls v. Natzmer eine ganze Reihe von Geſuchen Natzmers als 
Chef der Eskadron Gensdarmes wegen des Avancements uſw. ſeiner 
Offiziere an, ebenſo die darauf erfolgenden kurfürſtlichen bzw. könig⸗ 
lichen Ordres. 

Die Verteilung der Gehälter, die bereits in dem Abſchnitt über 
die Gehälter und Verpflegung geſchildert iſt, lag ganz in der Hand der 
Regimentschefs. Auch die Zulagen für den Adjutanten, Regiments⸗ 
Quartiermeiſter und Auditeur beſtimmte der Regimentschef und ver⸗ 
fügte zu dieſem Zwecke außer über die etatsmäßigen Mittel zum Teil 
ſelbſt über die von den Kompagnien herausgewirtſchafteten Gelder; ſo 
wurden aus den von den Freiwächtern zurückbehaltenen Geldern bei dem 
Bataillon Pillau des Regiments Alt⸗Dohna dem Regiments⸗-Quartier⸗ 
meiſter 2 Tlr., dem Adjutanten 1 Tlr. Zulage gegeben. Bei dem 
Feldbataillon desſelben Regiments fehlten 1700 bei der Muſterung 
2 Korporale, deren Traktament das eine dem Adjutanten, das andere 
dem Generalgewaltigen gegeben wurde?); bei dem Regiment Anhalt⸗ 
Zerbſt erhielt der Auditeur aus den Regimentsunkoſten 3 Tlr. monat⸗ 
lich gezahlt, „weil er ſonſt kein Traktament hat“ ®). 

Die im Felde über den Etat gewährten Rationen, welche eine Zu⸗ 
lage für die Offiziere bildeten, verteilte ebenfalls der Regimentschef; 
wie er dies tat und wieviel Rationen die einzelnen Chargen erhielten, 
zeigt die bereits bekannte Rationsverteilung im Winter 1710/11; daß 
dieſe Verteilungen auch Unzuträglichkeiten im Gefolge hatten und zu 
Beſchwerden führten, beweiſt der folgende Vorfall: 1703 beſchwerten ſich 
die 3 Stabskapitäne des Bataillons Alt⸗Dohna, daß, trotzdem bei jeder 
Kompagnie außer für die 6 Kompagniepferde noch für 5 Pferde 
Fouragegelder aſſigniert worden, dieſe bei den Kompagnien des Haupt⸗ 
manns und Majors v. Adelsheim nur für den Kapitän verwendet 
wurden, trotzdem beide nicht bei ihren Kompagnien ſeien, während ſie 
nur für 2 Pferde Fouragegelder erhielten und ſie doch, um ihren 
Dienſt als Kompagnieführer zu verrichten, 4—5 Pferde im Felde haben 


1) Schlobitter Archiv bei Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 131 u. ff. 
2) Nach dem Schlobitter Archiv mitgeteilt von Kopka v. Loſſow a. a. O. 
S. 139. 
3) Man. bor. fol. 322, Muſterungen. 
4) Siehe S. 123. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVI. 2. 9 
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müßten. Es fet hart für fie, daß die Gebrüder Adelsheim 2 Kom⸗ 
pagnien genießen, ſie aber den Dienſt für ſie tun müßten ohne „einige 
Vergeltung oder fernere avantage“. Dohna ſorgte dafür, daß die 
Beſchwerdeführer Rationsentſchädigung erhielten; er ſelbſt gab ſeinem 
Stabskapitän von den 5 aſſignierten Fouragegeldern 3 ab, außerdem 
eine recht erhebliche Zulage an Geld, welche im Winter bis zu 19 Tlr. 
monatlich ftieg, und das Kapitänsquartier ). 

Der Staat gab geſetzlich weder den invaliden Offizieren noch den 
Hinterbliebenen derſelben eine Penſion. Auch hier trat der Regiments⸗ 
chef häufig helfend ein. Als Leutnant la Conche gefallen war, ſorgte 
der Chef für die Witwe und ihre Kinder?). Der Witwe des am 
9. Januar 1711 verſtorbenen Kapitäns v. Voß gewährte Dohna in An⸗ 
betracht ihrer Armut ein Fähnrichstraktament und jährlich 8 Scheffel 
Roggen, ſo lange ſie lebt, „es iſt ſolches eine gahr geringe Hülfe, es 
ſind aber ihre meriten nicht groß und ſol dieſes als eine kleine erkennt⸗ 
lichkeit wegen des geſchenkten pompernikels fein” 8). 

Bei Penſionierung von Beamten und Offizieren erfolgten Charakter- 
erhöhungen nur auf Empfehlung des Regimentschefs, an den ſich daher 
Offiziere und Beamte, wenn ſie ſolche Wünſche hatten, wendeten. 1706 
ſuchte der Auditeur des Regiments Alt-Dohna feine Entlaſſung nach 
und bat den Regimentschef, ihm den Charakter als Regiments⸗ 
Quartiermeiſter zu geben“). 1707 erbat der Leutnant de Schorſe 
wegen ſeiner ſchweren Bleſſuren den Abſchied mit dem Kapitäns⸗ 
charakter, „da er nit gern ſeine ſauern Dienſte mit einem supalterne 
Caracteur“ beſchließen möchte; feine Bitte wurde erfüllt 5). 

Dieſe Machtfülle der Regimentschefs fand ihr Fundament in der 
wirtſchaftlichen Stellung desſelben im Heereshaushalte, auf 
welchen daher näher eingegangen werden muß. An der Spitze der 
Heeresverwaltung ſtand, wie bekannt, der General-Kriegskommiſſar, 
deſſen Bedeutung für die Armee bereits erörtert wurde“). Ihm unter⸗ 
ſtanden die Beamten des Kommiſſariats; und wie der General-Kriegs⸗ 
kommiſſar in ſteter Fühlung mit dem Feldmarſchall ſeine Tätigkeit 
ausübte, ſo ſtanden auch ſeine Organe, die Oberkriegskommiſſare in den 

1) Kopka v. Loſſow S. 184 nach dem Schlobitter Archiv. 

2) Vergleiche Abſchnitt 8. 

3) Nach dem Schlobitter Archiv mitgeteilt von Kopka v. Loſſow a. a. O. 
S. 221. 

4) Ebenda S. 181. 


5) Ebenda S. 189. 
6) Siehe Abſchnitt 2. 
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Provinzen, die Land⸗, Kreis- und Kriegskommiſſare, ſowie die Steuer⸗ 
räte in den Städten in ſteter Berührung mit den Truppenbefehls⸗ 
habern. Zwar war das Kommiſſariat nicht mehr eine rein militäriſche 
Verwaltungsbehörde, ſondern darüber hinaus zur oberſten Finanz- 
und Polizeibehörde geworden, aber ſeine Beamten behielten dabei doch 
ihre Funktionen in der Verwaltung der Armee bei: die Anweiſung, 
Auszahlung und Kontrolle der für die Regimenter beſtimmten Gelder, 
die Teilnahme an Muſterungen, die Verpflegung und Einquartierung, 
die Anordnung von Märſchen uſw.!). Nur die Artillerie hatte im 
Frieden einen Kriegskommiſſar zu ihrer eigenen Verfügung, der im 
Range dem Oberſten der Artillerie gleichſtand und das Organ des 
General⸗Feldzeugmeiſters für alle Verwaltungsangelegenheiten war. Er 
mußte bei allen Vertragsſchlüſſen, welche die Lieferung von Materialien 
betrafen, herangezogen werden?). Die Infanterie⸗ und Kavallerie⸗ 
regimenter hatten keine Militärbeamten zur Verfügung; ſie beſorgten 
ihre Verwaltungsangelegenheiten unter Verantwortlichkeit der Regiments⸗ 
und Kompagniechefs durch ihre Offiziere und reſſortierten in dieſen 
Sachen direkt vom General⸗Kriegskommiſſar, während in allen anderen 
Beziehungen der General-Feldmarſchall ihr nächſter Vorgeſetzter war; 
Zwiſchenſtufen zwiſchen den höchſten Behörden und den Regimentern, 
wie heute in den Brigade-, Diviſions- und Korpskommandeuren, gab 
es damals nicht. 


Im Kriege waren bei den mobilen Truppen dem Generalſtabe 
Kriegskommiſſare zugeteilt, welche die Geſchäfte der Militär⸗Intendantur 
beſorgten. Bei dem Korps von 6253 Mann (6 Bataillone Infanterie, 
2 Regimenter zu Pferde und 1 Dragonerregiment), das 1691 nach 
Ungarn ging, befand ſich 1 Oberkriegskommiſſar und 1 Proviant⸗ 
kommiſſar ?). 1696 befand ſich bei dem 3070 Mann (4 Bataillone 
Infanterie und 1 Regiment zu Pferd) ſtarken brandenburgiſchen 
Auxiliarkorps in Ungarn 1 Kriegskommiſſar und 1 Proviantmeiſter ). 
1710 beſtand das Feldkommiſſariat bei der Armee in Brabant (19 Ba⸗ 


1) Vgl. K. Breyſig, Die Organiſation der brandenburgiſchen Kom⸗ 
miſſariate 1660 — 1697, in: Forſchungen zur Brandenb. u. Preuß. Geſch., V. Bd., 
1. Hälfte, 1892, S. 136. Acta Borussica, Einleitung. Die Behördenorgani⸗ 
ſation. I. Bd. Berlin 1894. S. 95. 

2) Schöning, Artillerie, S. 160 u. ff. 

3) Man. bor. fol. 317. 


4) Ebenda. 
9 * 
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taillone Infanterie und 40 Eskadrons Kavallerie) aus 3 Kriegs⸗ 
tommiſſaren, 1 Sekretär und 1 Proviantmeiſter !). 

Die zur Unterhaltung des Heeres beſtimmten Mittel?) floſſen in 
die General⸗Kriegskaſſe, über die das General⸗Kriegskommiſſariat ver⸗ 
fügte. Dieſes gab den einzelnen Regimentern „Aſſignationen“ auf 
gewiſſe Provinzialkaſſen, die aus ihren Beſtänden die angewieſenen 
Gelder an die Regimenter zahlten). Für die richtige Verwendung 
derſelben waren die Regimentschefs verantwortlich, in deren Kapitula⸗ 
tionen ausdrücklich darauf hingewieſen wird. Z. B. heißt es in der 
Kapitulation des Oberſt Graf zu Dohna von 1689“): „was der Kur⸗ 
fürſt giebt, Officieren und Soldaten ohne unzuläſſigen Abzug gegeben 
wird; der Kurfürſt wird, was er anderen Regimentern und Bataillonen 
an Sold, Verpflegung, Unterhalt, Proviant und ſonſten anweiſet, auch 
dieſem Bataillon reichen.“ Dem Regimentschef ſtand zur Verwaltung 
der Kaſſe der Regiments - Duartiermeifter, ein beſonders tüchtiger 
Offizier, zur Verfügung, der die Gelder in Empfang nahm, aufhob 
und weiter gab. In der Inſtruktion des Regiments⸗Quartiermeiſters 
Ruits vom Regiment Alt⸗Dohna heißt es: „Nach richtigem Empfang 
ſoll er ohne langen aufſchub denen officierer, foviel jedem Vermöge 
der ihm vorgeſchriebenen assignation zu kombt, auszahlen.“ Danach 
könnte es ſcheinen, als ob die Regimentskaſſe nur eine Durchgangsſtelle 
war, aber dem iſt nicht ſo; unter Umſtänden konnten bedeutende Poſten 
bar Geld in derſelben liegen. Unter Ziffer 6 der Inſtruktion verfügte 
der Chef: „Wenn Kleidergelder und andere baare Poſten ſo ſich auf 
hundert auch tauſend Reichstaler belaufen, ſo ſoll er dies Geld nicht 
bei ſich behalten. Er fol mit Oberſtleutnant du Buiſſon (dem Ba⸗ 
taillonskommandeur) beraten wohin damit“ 5). 

Die Aſſignationen für die Regimenter waren zwar monatlich be⸗ 
rechnet, ſcheinen aber vierteljährlich post numerando ausgezahlt zu 
ſein, ſo lange waren die Truppen auf Vorſchüſſe ihrer Offiziere an⸗ 
gewieſen. War das Geld an die Regimenter eingegangen, ſo zog 
der Regiments⸗Quartiermeiſter von vornherein die Rezeptur und Regi⸗ 


1) Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt 1889, S. 223. 

2) Kontribution, Akziſe, Kopfſteuer, Stempelſteuer, Karoſſen⸗ und Perücken⸗ 
ſteuer, Subſidien und Anleihen. Vgl. A. F. Riedel, Der brandenb.⸗preuß. Staats- 
haushalt, Berlin 1866, und K. Breyſig, Der brandenb. Staatshaushalt in der 
2. Hälfte des 17. Jahrhunderts. 

3) Schrötter a. a. O. S. 44. 

4) Kopka v. Loſſow, Anlage 6, nach dem Geh. Staatsarchiv A. VII. 
1. 3. 5. 

5) Kopka v. Loſſow, Anlage 14, nach dem Schlobitter Archiv. 
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mentsunkoſten ab, dann wurden die Gehälter an die Stabsperſonen 
und die nach dem Etat den Kompagnien zuſtändigen Gelder an dieſe 
ausgezahlt. Die Rezeptur war eine königliche Einnahme, zu der von 
der ganzen Mllitärausgabe 2 %s gezahlt werden mußten, die Regiments⸗ 
unkoſten dagegen waren ein Abzug, der von dem Chef allen Angehörigen 
des Regiments gemacht wurde. Aus den Regimentsunkoſten hatte er 
perſönlich eine bedeutende Zulage, außerdem zahlte er daraus Zulagen 
an Offiziere und Beamte des Regiments, Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
verſorgungen, event. auch Beihilfen an bedürftige und invalide Offi⸗ 
ziere; die Unteroffiziere und Gemeinen mußten zu den Regiments⸗ 
unkoſten erheblich beitragen. In dem Muſterungsbericht über das Feld⸗ 
bataillon Alt⸗Dohna 1700 heißt es: „Jedem Gemeinen wird monatlich 
von ſeinem tractament — alg 2 Thlr. 16 Gr. — 21 ½½ polniſche 
Groſchen oder 5 Groſchen 5 ¼ Pfg. zurückbehalten, wovon der Herr 
Graff die Receptur, Executiones, Neujahrspraeſenten und Zulagen an 
einige Officierer trägt“ “). Bei dem Regiment des Prinzen von An⸗ 
halt⸗Zerbſt wurden 1700 den Kompagnien von den ihnen etatsmäßig 
zuſtehenden Geldern 17 Thlr. 2 Gr. 3 Pf. zurückbehalten, die ſich zu⸗ 
ſammenſetzten aus?): 


8 Tr. ſo Ihre Durchlaucht monatlich von jeder Kompagnie 
bekommt, 

7 „ 2 Gr. 3 Pf. receptur monatlich, 

3: 5 dem Auditeur, weil er fonft kein Traktament hat. 


Hier erhielt alſo der Chef von ſeinen 10 Kompagnien monatlich 
aus den Regimentsunkoſten 80 Tlr., die receptur und Zulagen an 
Beamte waren geſondert berechnet. 


Da eine Kaſſenreviſion durch den Staat nicht ſtattfand, ſondern 
nur eine Kontrolle durch die Muſterungen, ob der Chef das ihm vom 
Staate gegebene Geld auch ſo verwendet habe, daß die Truppe 
vollzählig, wohlausgerüſtet und ausgebildet ſei, auch die aſſignierten 
Gelder an die zuſtändigen Perſonen und Stellen weiter gezahlt wurden, 
ſo hatte der Regimentschef, der das Recht beſaß, allen Chargen des 
Regiments im Intereſſe desſelben Abzüge zu machen, bei der Beſtimmung 
der Höhe und Verwendung dieſer Gelder einen gewiſſen Spielraum. 


1) Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 138 nach dem Schlobitter Archiv. 
Muſterungs bericht über das Feldbataillon Alt⸗Dohna, 4. Auguſt 1700. . 

2) Man. bor. fol. 322. Muſterungsbericht über die Leibkompagnie 
Sr. Durchlaucht des Prinzen Anhalt⸗Zerbſt, 11. Dezember 1700. 
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Damit die Abzüge nicht ungerechtfertigt hoch wurden, erkundigten fich 
bei den Muſterungen die Kommiſſare bei allen Chargen eingehend, 
welche und wofür ihnen Abzüge gemacht würden 1). Der Abzug für 
die Regimentsunkoſten betrug für den Unteroffizier und Gemeinen 
4—6 Gr. pro Monat ). Andere Abzüge waren die Kleidergelder und 
die Gelder für die kleinen Montierungsſtücke. Hiermit wirtſchafteten 
die betreffenden Stellen, Regimenter oder Kompagnien, ganz ſelbſtändig; 
Erſparniſſe, die hierbei gemacht wurden, floſſen in die Taſche der 
Regiments⸗ und Kompagniechefs. 

Früher behielten die Regimentschefs die Bewirtſchaftung des Regiments 
in ihrer Hand, nur die Werbung und die Beſorgung der Klein— 
Montierungsſtücke war Sache der Kompagnien. Die großen Montierungs⸗ 
ſtücke beſorgte der Regimentschef für das ganze Regiment. Einem 
Unteroffizier wurden 1 Tlr., dem Korporal 18 gGr., dem Gemeinen 
12 gGr. Kleidergelder monatlich abgezogen®); dafür erhielten fie alle 
zwei Jahre eine neue Montur. Den Unteroffizieren und Korporalen 
wurde das abgezogene Geld zuweilen bar ausbezahlt, und ſie montierten 
ſich dann ſelbſt. Auch die Beſchaffung der Bewaffnung war Sache 
der Regimenter. 1703 gewann das Regiment Alt-Dohna mit vieler 
Mühe den Kaufmann Seignoret in Königsberg, der bei den Amſter— 
damer Kaufherren Got und Merle einen Kredit vermittelte, mit deſſen 
Hilfe es gelang, für das ganze Regiment neue Gewehre von Francois 
Henoul in Lüttich zu beſchaffen, der innerhalb zwei Monaten, für 
3 Tlr. das Stück, zunächſt 625 Bajonettgewehre für das Feld-Bataillon 
auf dem Waſſerwege über Amſterdam und im folgenden Jahre 400 Stück 
für das Pillauer Bataillon lieferte“). Gewehrgelder wurden ebenjo 
wie Gezeltgelder beſonders angewieſen, ſie betrugen für die Kompagnie 
je 5 Tlr. Gewehr⸗ und 5 Tr. Gezeltgelder “) monatlich. 

Die Bewirtſchaftung der Kleidergelder durch die Regimentschefs 
ſcheint während der Regierung König Friedrichs allmählich aufgehört 
zu haben und dieſelbe den Kompagnien allein übertragen worden zu 
fein. Bei dem Regiment Anhalt-Zerbit hat der Prinz von Anhalt 
1698 zum letzten Male ſelbſt montiert, von da ab erhielten die 
Kompagniechefs die Kleidergelder zur Aufbewahrung und montierten 


1) Man. bor. fol. 322. Muſterungen. 
2) Ebenda. 
3) Ebenda. Muſterung der Freikompagnie Varenne. 
4) Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 161. 
5) Ebenda S. 184. Beiheft zum Militär-Wochenblatt 1888, S. 43. 
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ihre Kompagnien !). Bei dem Regiment Alt⸗Dohna montiert 1700 
Graf Dohna das Feld-Bataillon noch ſelbſt, während bei dem Bataillon 
Pillau die Kapitäne ihre Kompagnien montieren und die Kleidergelder 
verwalten, dafür aber müſſen ſie dem Chef ein Douceur von monatlich 
12 Tr. geben?). Die Regimentschefs überließen alſo gegen eine feſte 
Entſchädigung die gewinnreiche Beſorgung der Montierung den Kom⸗ 
pagniechefs, während ſie ſelbſt nur dann noch wirtſchaftlich tätig waren, 
wenn ſie im Intereſſe ihrer Regimenter die Lieferungsverträge von 
Tuchen, Waffen uſw. für das ganze Regiment abſchloſſen. So z. B. 
übertrug Graf Dohna die geſamte Tuchlieferung für ſein Regiment 
1706 dem Tuchfabrikanten Chriſtian Lieske aus Brandenburg, dem für 
eine Elle gutes, in Indigo gefärbtes, blaues Tuch 13 gute Groſchen 
bezahlt wurden. Das Regiment Kronprinz bezog das Tuch ebenfalls 
von Lieske ?). ö 

Dadurch, daß die Regimentschefs die Montierung der Mannſchaften 
auf die Kompagnien übertrugen, wurden dieſe zur wirtſchaftlichen 
Einheit in der Armee. Sie hatten bereits die Sorge für den Erſatz 
der Mannſchaften und die Beſchaffung der Klein-Montierungsſtücke, 
nunmehr wurden ſie auch für die großen Montierungsſtücke und die 
Waffen verantwortlich. Abgeſchloſſen wurde dieſe Entwicklung durch 
Friedrich Wilhelm I. bald nach ſeinem Regierungsantritt durch das 
Montierungsreglement vom 30. Juni 17137). Dies Reglement ordnete 
an, daß die Regimentskommandeure zwar dem General-Kriegskommiſſar 
ſechs Monate vorher den Bedarf ihrer Regimenter anmelden, aber doch 
völlig ſelbſtändig mit den Lieferanten den Preis, den Termin der 
Lieferung und die Bezahlung ausmachen. Der Regimentschef übte 
nur noch die Kontrolle über die Kompagnien aus und vermittelte die 
Beziehungen zwiſchen den Kompagnien und dem General: Krieg3- 
kommiſſariat ſowie den Lieferanten. Die aſſignierten Gelder gab er 
an die Kompagnien zur Verwaltung und Verwendung weiter. Mit 
Auszahlung der Gelder ſeitens des Regiments gingen dieſe in die 
Privatkaſſe der Kompagniechefs über, die den Gewinn, welchen ſie bei 
Bewirtſchaftung der Kompagnien erzielten, für ſich behalten konnten, 
aber auch den etwaigen Verluſt zu tragen hatten. Eine Verſtaatlichung 
dieſer Kaſſen trat erſt ein Jahrhundert ſpäter ein. So wurde der 


1) Man. bor. fol. 322. Muſterungen. Ä 

2) Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 139. Muſterung des Pillauſchen Ba⸗ 
taillons 1700. 

3) Nach dem Schlobitter Archiv bei Santa v. Loſſow a. a. O. S. 178. 

4) My lius III. 1, N. 112. 
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Beſitz einer Kompagnie das erſtrebenswerte Ziel aller Offiziere; ſie gab 
neben einer verhältnismäßigen dienſtlichen Selbſtändigkeit ein reichliches 
Einkommen. 

Unter der Regierung Friedrichs I. hat ſich die Stellung des 
Kompagniechefs ſo ausgebildet, wie ſie ſich dann lange Jahre 
erhalten hat. Die wichtigſte Verpflichtung desſelben war, ſeine Kom⸗ 
pagnie komplett zu erhalten. Im Frieden zahlte der Staat ihm keine 
Mittel, um den laufenden Abgang zu erſetzen; ſtarb ein Mann, ſo 
blieb der Platz zwei, ſeit 1699 drei Monate offen, und für die weiter 
zu zahlenden Traktamentsgelder ſollte ein Neuer geworben werden ), 
Die ſo erhaltenen Gelder reichten aber nicht aus, auch für die Deſerteure 
und ihre Montierung Erſatz zu ſchaffen, es ſollten daher gemäß Reſkript 
vom 1. Juli 1687 bei der Infanterie von der Etatsſtärke der Kom⸗ 
pagnie 7 Gemeine und 1 Unteroffizier, bei den Reitern und Dragonern 
3 Gemeine „bei den Muſterungen frei paſſieren“, d. h. ſie fehlten an 
der Etatsſtärke und ihre Löhnungen verblieben den Kompagniechefs ?). 
Dieſe Einrichtung hat ſich nicht über den neun Jahre dauernden Krieg 
erhalten, dagegen begann man um 1700 eine begrenzte Anzahl Mann⸗ 
ſchaften in ihre Heimat oder in der Garniſon zur Arbeit zu beurlauben. 
Die letzteren nannte man, da ſie vom Dienſte, namentlich dem Wacht⸗ 
dienſte befreit waren, Freiwächter. Dieſe Freiwächter und die in die 
Heimat Beurlaubten brauchten die für ſie getanen Wachen nicht zu 
bezahlen und erhielten von ihrem Traktament nur 12 Gr., 6 Gr. 
wurden ihnen für die kleine Montierung oder um ihre Schuld zu 
begleichen, berechnet; der Kapitän aber erhielt 18 Gr. als ein Douceur 
zur Anwerbung neuer Leute an der Deſerteurs Stelle und für deren 
Montierung). Dies Syſtem, ſich durch Freiwächter und Beurlaubte 
die zur Ergänzung notwendigen Mittel zu beſchaffen, konnte natürlich 
nur im Frieden Anwendung finden, im Kriege mußten alle Leute bei 
der Fahne ſein. Die Kompagniechefs der im Felde ſtehenden Truppen 
erhielten während der Winterquartiere die Löhnung und alle Bezüge 
der Leute, die während des vorhergehenden Feldzuges gefallen oder 
ſonſt abgängig geworden waren; von dieſem Gelde beſtritten ſie die 
Werbekoſten, die Montierung und die Bewaffnung der Erſatzleute !). 


1) Mylius III. 1, N. 54 und 73. 

2) Urkundliche Beiträge, Heft VII, S. 18, Anm. 1. : 
3) Muſterungsbericht des Feldbataillons Dohna vom 4. 8. 1700. Schlo⸗ 
bitter Archiv, abgedruckt bei Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 139. 

4) Vgl. meinen Aufſatz „Der Heereserſatz unter dem erſten preußiſchen 
Könige“ in: Forſchungen zur brand.⸗preuß. Geſch., Jahrg. 1911, Heft 2, S. 99. 
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Außer dieſen zur Werbung beſtimmten Geldern floſſen in die 
Kompagniekaſſe noch die den Mannſchaften von ihrem Traktament ge⸗ 
machten Abzüge für die kleinen Montierungsſtücke und, wenn der 
Regimentschef nicht ſelbſt montierte, die Kleidergelder für die große 
Montur. Erſtere betrugen im allgemeinen 6 gGr. pro Mann )), letztere 
wie ſchon erwähnt, 12 Gr. für den Gemeinen, 18 Gr. für den 
Korporal und 1 Tlr. für den Unteroffizier. Für dieſe Gelder beſorgten 
die Kompagniechefs die geſamte Bekleidung der Kompagnie, fie kauften 
von den Lieferanten die Sachen en gros ein und gaben ſie an die 
Leute zu feſtgeſetzten Detailpreiſen ab, wobei der Gewinn des Zwiſchen⸗ 
händlers ihnen zufiel. 1704 wurden die Koſten der Montierung eines 
Soldaten bei Errichtung der Landmiliz wie folgt berechnet ?): 


5 Ellen Tuch a 15 Wwe. 3 Tlr. 3 Gr. — Pf., 
7 Ellen Boy a 4 W0G . 1M, 4 „ — „ 
1 Elle Kronenrauſch zu Aufſchlägen — „ 14 „ — „ 
20 Stück meſſingene Knöpfe & Dutzend 4 Gr. — „ 6 „ 8 „ 
1 Lot Kammel haar — „ 3 „ — „ 
2 Paar Schleifen von Rammelhaar . . . . — „ 6, — „ 
1 Hut mit gelber Einfaſſunn'n ggg — „ 12 „ — „ 


Zuſammen 6 Tlr. — Gr. 8 Pf. 


Noch war es bei den Regimentern verſchieden, welche Stücke zu 
den großen Montierungsſtücken zählten und alſo für die Kleidergelder 
beſchafft wurden, und welche Stücke als kleine Montierungsſtücke galten. 
Bei der Freikompagnie Varenne wurden 1700 alle zwei Jahre für die 
Kleidergelder dem Gemeinen gegeben: 1 Leibrock oder Oberrock, 1 Paar 
kalbfellene Hoſen, 1 Paar rote Strümpfe und 1 Hut. Zur kleinen 
Montierung wurden gerechnet: Hemden, Schuhe und Strümpfe (Socken) ?). 
In dem Muſterungsbericht des Regiments Alt⸗Dohna vom 4. Auguſt 
1700) heißt es: „zu ſothaner Montierung, alß Mantel und Rock 
wird jedem Gemeinen monatlich 12 Gr. einbehalten.“ „Die kleine 
Montierung, ſo außer Rock und Mantel beſtehet, wird ihnen Stück 
für Stück nicht theurer, alß was es ein Cauffs koſtet, angeſchlagen 
und berechnet. Jeder Gemeine bekommt monatlich in 3 Löhnungen 
1 Thlr 12 Gr. Vor Rock und Mantel bleibt ſtehen 12 Gr. und vor 


1) 1702 bei der Kompagnie des Oberſtleutnant v. Legat 7 gGr. 8 Pf. Man. 
bor. fol. 322. Muſterungen. 

2) C. W. Hennert, Brandenburgiſche Kriegsgeſchichte unter Kurfürſt 
Friedrich III. Berlin und Stettin 1790. S. 12. 

3) Man. bor. fol. 322. Muſterungen. 

4) Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 138, nach dem Schlobitter Archiv. 
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die kleine Montierung und Regiments⸗Koſten wird incl. 4 Gr. servis 
16 Gr. berechnet.“ Auch bei der Muſterung der Kompagnie des 
Oberftleutnant v. Legat in Quedlinburg am 15. September 1702 
werden zu den großen Montierungsſtücken nur Mäntel und Röcke 
gerechnet, für die beſondere Kleidergelder abgezogen wurden !. 

Die Kleidergelder und Klein⸗Montierungsgelder wurden geſondert 
verrechnet. Alle zwei Jahre wurden allgemein für die Kleidergelder 
die großen Montierungsſtücke neu geliefert, während die kleinen Mon⸗ 
tierungsſtücke nach Bedarf von den Leuten von ihrem Guthaben bei 
der Kompagnie (den Klein-Montierungsgeldern) zu den vom Regiment 
feſtgeſetzten Detailpreiſen gekauft werden mußten. War der Mann 
recht ordentlich, ſo brauchte er weniger kleine Montierungsſtücke und 
ſparte den Betrag dafür; hierüber mußte die Kompagnie genau Buch 
führen und mit jedem Mann abrechnen, bei der Freikompagnie Varenne 
geſchah dies alle vier Monate. Bei den Muſterungen mußte jeder 
Mann einen Reſtzettel in Händen haben und genau wiſſen, was er an 
Montierungsſtücken erhalten und was er dafür bezahlt hatte. In der 
oben erwähnten Inſtruktion des Grafen Dohna für den kommandieren⸗ 
den Offizier feiner Leibkompagnie im Jahre 17042) wird angeordnet: 
„Was den Leuten an Schuhen, Hoſen oder Extra gereicht wird, muß 
in das Compagniebuch eingetragen werden. Die Abrechnung mit den 
Leuten geſchieht in Gegenwart der Oberofficiere und dem älteſten Unter⸗ 
officier. Jedem iſt genau zu ſagen, was er haben ſoll und was er 
empfangen hat; nach geſchloſſener Rechnung erhält jeder einen Zettel 
von dem was er ſchuldig bleibt oder zu fordern hat.“ Der kom⸗ 
mandierende Ofſizier mußte monatlich Rechnung legen (Punkt 13). 

Bei guter Wirtſchaft hatte der Mann ein Guthaben bei der 
Kompagnie, bei ſchlechter aber geriet er in Schulden; bei der Muſterung 
der Garde z. B. im Auguſt 1702 in Berlin befand ſich die Kompagnie 
des Grafen zur Lippe in ziemlichen Schulden, etliche gemeine Knechte 
waren dem Kapitän 10, 12—14 Tlr. und mehr ſchuldig ?). Hierdurch 
und durch ſchlechte Inſtandhaltung der großen Montur konnte eine 
Kompagnie in Schulden kommen; in ſolchem Falle ordnete Graf Dohna 


1) Man. bor. fol. 318. Unter Friedrich Wilhelm I. wurden zu den großen 
Montierungsſtücken in der ganzen Armee gerechnet: Rock, Hoſe, Weſte, Hut, 
Strümpfe, und bei der Reiterei die Stiefel. Zu den Klein⸗Montierungsſtücken 
rechneten Ober⸗ und Unterhemden, Leinwandhoſen, Binden, Knieriemen, Stie⸗ 
feletten, Schuhe und Schuhſohlen. | 

2) Kopka v. Loſſow a. a. O. Anlage 9, nach dem Schlobitter Archiv. 

3) Man. bor. fol. 322. Muſterungen. 
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in der Inſtruktion für den Regimentsquartiermeiſter Ruits 1710) an: 
„Sollte eine Kompagnie in Schulden geraten, ſo ſoll der Regiments⸗ 
Quartiermeiſter ſelbiger Compagnie Monathlich mehreres nicht an bahrem 
Geld geben, alß waß zur Verpflegung und unterhalt der gantzen 
Compagnie nötig iſt, den reſt aber ad Cassam nehmen und dadurch 
die ſchulden Monathlich verringern biß alles bezahlt iſt, hernach gleich 
denen anderen Compagnien ihre völlige assignation bezahlen.“ Als 
1699 die Kompagnien des Feldbataillons Alt-Dohna nach dem lange 
währenden Kriege ſtark in Schulden geraten waren, ſchrieb Major 
v. Pannewitz am 4. März 1699?) an den Regimentschef: Das einzige 
Mittel, die Kompagnien aus der Schuld zu reißen, ſei, die Mäntel 
vier Jahre zu brauchen, ſo daß ein Jahr das Kleidergeld gewonnen 
würde, ſo machten es alle anderen Regimenter. Das Prinz Philippſche 
Regiment ſei dadurch nichts ſchuldig und doch in gutem Stande. 
Kapitän du Buiſſon ſchreibt darüber, er mache ſich darüber gar keine 
Skrupeln, auch das Muſterregiment Kurprinz tue desgleichen. Dohna 
ging darauf ein, ſchrieb jedoch: Bei den hohen Preiſen der Tücher 
und der Montierungsſtücke möge das wohl ein gutes Mittel ſein, die 
Leute aus der Schuld zu reißen, „welches dann wohl in Friedenszeiten 
angehet, in Kriegszeiten aber iſt es nicht practicabel“ ?). Der 
Muſterungsbericht dieſes Bataillons i. J. 1700 bemerkt: „Der gute Stand 
des Bataillons komme daher, daß man 1699 keine neuen Mäntel aus⸗ 
gegeben, ſondern überſchlagen und jedem Gemeinen 5 Thlr. 60 Gr. 
(polniſche) abgeſchlagen und ſo aus der Schuld gebracht habe.“ Das 
Bataillon hatte in allem nur 285 Tr. und 5 Gr. Schulden“). In 
dieſem Falle wurden die bei den Kleidergeldern gemachten Erſparniſſe 
zum Nutzen der Mannſchaften verwendet, da ſonſt wohl die Muſterungs⸗ 
kommiſſion ein ſolches Überſchlagen der fälligen großen Montierungs⸗ 
ſtücke nicht geduldet haben würde. 

Für Zelte und Gewehre erhielt die Kompagnie jährlich, wie ſchon 
oben erwähnt, je 60 Tlr., dafür mußte der Kompagniechef beide in 
guter Ordnung erhalten. 

Überſieht man die Tätigkeit des Kompagniechefs ſowohl bei der 
Werbung, wie bei der Bekleidungswirtſchaft, ſo verſteht man, daß der⸗ 
ſelbe bei guter Wirtſchaft eine erhebliche Revenue aus ſeiner Kompagnie 
ziehen konnte, dagegen auch, wenn die der Kompagnie zuſtehenden 


1) Kopka v. Loſſow a. a. O. Anlage 14, nach dem Schlobitter Archiv. 
2) Ebenda S. 136. | 

3) Ebenda S. 136. 

4) Ebenda S. 138. 
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Gelder nicht rechtzeitig angewieſen und gezahlt wurden, ſowie bei 
Unglücksfällen, wie ſie namentlich im Kriege vorkommen, ruiniert 
werden konnte. 1689 ſollte der Kapitän Auguſt Langjahr von Buch⸗ 
berg für eine von dem Regiment Spaen an das dem Generalmajor 
Friedrich Frhr. von Heyden verliehene Regiment Kurland abgegebene 
Kompagnie eine neue Kompagnie errichten. Bei der Übergabe von 
Bonn hatte ihm der Kurfürſt „die Kompagnie Teutſcher, ſo ſich darinnen 
befunden und 40 Mann ſtark geweſen zu Anfang der neuen Kompagnie 
geſchenkt.“ Buchberg führte die Kompagnie von Bonn nach Weſel 
und unterhielt ſie vom Auguſt 1689 bis ultimo Februar 1690 auf 
ſeine Koſten; erſt im März 1690 wurde die Kompagnie gleich den 
anderen Kompagnien des Regiments aſſigniert. In einer infolgedeſſen 
von ihm eingereichten Bittſchrift führt er an: „von den 5 aſſignierten 
Monaten ſind mir 2 ausbezahlt, 3 noch nicht erledigt, auch die 3 Ober⸗ 
officiere haben nichts bekommen.“ Buchberg bat um Friſt für die 
Komplettierung der Kompagnie, da er ohne Bargeld nicht werben könne 
und der Unterhalt der 60 Mann, die er habe, von ihm vorgeſchoſſen 
werden müſſe. Wenn außer dem Monat Mai auch die Monate Juni 
und Juli bald entrichtet würden, ſo würde die Kompagnie bald komplett 
fein. Buckberg berechnet feine Forderungen an vorgeſchoſſenem Hand⸗ 
geld und Unterhalt auf 544 Tlr. 17 Gr. !). 1694 meldete am 
8. Oktober General von Heyden aus Huy: „Es iſt Euer Curf. Durch⸗ 
laucht Oberempfänger Kraut hier geweſen und hat alle Regimenter bis 
ausgang July bezahlet, worüber ſie denn nicht wenig erfreut und 
völlig zufrieden ſeindt.“?) Pünktliche Bezahlung war damals jedenfalls 
nicht Gebrauch, da die Truppen zufrieden ſind, im Oktober die Be⸗ 
zahlung für ihre Forderungen bis Ende Juli zu erhalten. Die Kapitäne 
hatten die Verpflichtung, Unteroffiziere und Mannſchaften durch ihre 
Vorſchüſſe zu erhalten; die Oberoffiziere erhielten, wie die Kompagnie⸗ 
chefs, nichts, bis der Kurfürſt zahlte. 1703, nach der verlorenen 
Schlacht bei Höchſtedt, ſchrieb Fürſt Leopold an den König und ſtellte 
ihm die traurige Lage der Truppen vor?). Der König ſchenkte dem 
Fürſten Leopold 10 000 Tr. für feine verlorene Equipage, den Kom⸗ 
pagnien ließ er Gelder zur Anſchaffung von Zelten und Kompagnie⸗ 
wagen zahlen und wies 12 Tlr. per Kompagnie für ſpaniſche Reiter 
an. Da die Regimenter des Fürſten Leopold, die dem Reichsfeldmarſchall 


1) Man. bor. fol. 317. Großer Generalſtab, Urkundliche Beiträge, Heft VIII, 
S. 103. ö 
2) v. d. Olsnitz a. a. O. S. 253. 
3) Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt 1881, S. 42. 
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unterſtellt waren, auf die Zahlungen der kaiſerlichen Kommiſſare an⸗ 
gewieſen waren, jo kamen die Kompagniechefs dadurch, daß der Kaiſer 
ſich weigerte, in den Winterquartieren die Truppen nach dem Etat 
abzufinden und nur für die Iſtſtärke zahlen wollte, in die übelſte 
Lage!); ſchließlich ſcheinen die preußiſchen Anſprüche durchgeſetzt worden 
zu ſein. Für die in der ſiegreichen zweiten Schlacht von Hochſtedt 
1704 erlittenen Verluſte gab der König den beteiligten 6 Infanterie⸗ 
Regimentern 5048 Tr. Werbegelder ?). 

Das materielle Wohl der Unteroffiziere und Gemeinen hing infolge 
der wirtſchaftlichen Stellung des Kapitäns weſentlich von dieſem ab. 
War durch die Muſterung auch eine Kontrolle über die Verwendung 
der vom Könige bewilligten Mittel zur Erhaltung der Kompagnien 
gewährleiſtet und durch die Bataillons⸗ und Regimentskommandeure 
eine Aufſicht über die Dienſtführung geſichert, ſo gab es für den 
Kapitän doch noch Gelegenheit genug, die Leute zu benachteiligen und 
ſich zu bereichern. Ein Beiſpiel hierfür bietet das Verhalten des 
Kapitän v. Raab, dem Graf Dohna die Okonomie der Leibkompagnie 
nahm und ſie dem Leutnant la Conche übertrug, weil „er allerhand 
perbotene profits bey der Compagnie und in den quartiers machte“, 
das Kompagniebuch ſchlecht führte, „Montierungsſtücke ſich höher be⸗ 
zahlen läßt, als wofür ich ſie ihm liefern laßen“, weil er „in Elbing 
die Soldaten im Winter bei armen Gardeniers einlogierte, wo ſie 
keine Betten hatten und die guten quartiers für ſich genommen und 
Geld daraus gezogen“, und „die leuthe auf alle weiſe Solicitiret und 
preßt“ ). Auch heiraten durfte bei ſtrenger Strafe kein Unteroffizier 
und Gemeiner ohne Erlaubnis des Kapitäns, und dieſer gab den 
Aufbietezettel nur denen, welche bei der Kompagnie ein Guthaben 
hatten “). 

Der Beſitz eines Regiments und einer Kompagnie gab bei guter 
Wirtſchaft des Inhabers eine geſicherte Jahresrente, aber oft mußte 
der Inhaber auch Geld hineinſtecken, um ſpäter eine Revenue daraus 
zu ziehen. Das Regiment und die Kompagnie wurden dadurch teil- 
weiſe Privateigentum, der Nachfolger mußte ſich mit ſeinem Vorgänger 
berechnen und dieſem den Wert der Beſtände bezahlen. Als 1695 
Kapitän de Bondely und Kapitän du Buiſſon Kompagniechefs bei dem 
Feldbataillon Dohna wurden, ſchilderten ſie den Zuſtand der Kompagnien 


1) Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt 1881, S. 46. 

2) Ebenda 1889, S. 153. 

3) Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 170, nach dem Schlobitter Archiv. 
4) Mylius III. 1, N. 78, 88. Kopka v. Loſſow a. a. O. S. 154. 
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dem Regimentschef als ſehr heruntergekommen; die Vorſchüſſe bei 
beiden Kompagnien betrugen über 1000 Tlr. Bondely bittet 
den Chef, ihm die Art der Abrechnung vorzuſchreiben, die Ab— 
rechnung mit Madame de Gléreaur, der Witwe ſeines Vorgängers, 
werde keine Schwierigkeiten machen !). So wurden Regimenter und 
Kompagnien zu Wertobjekten, die auch unter Umſtänden käuflich er⸗ 
worben oder weitergegeben werden konnten. Mit Genehmigung des 
Königs kaufte Oberſt v. Canſtein 1703 das Reiter⸗Regiment v. Schöning 
für 8000 Tlr., um es 1705 für dieſelbe Summe an den ſpäteren 
Feldmarſchall v. Katte zu verkaufen?). Am 5. März 1703 erhielt der 
Oberſchenk v. Grumbkow als Oberſt das Infanterie⸗Regiment des 
Brigadiers v. Sydow, das ihm mit königlicher Genehmigung „en 
propre überlaſſen und verkauft“ worden war; als Kaufpreis gibt die 
Deſſauer Stammliſte von 1729 die Summe von 8000 Tlr. an?). Als 
1703 der Kapitän v. Grumbkow vom Leibregiment in das Regiment 
Anhalt⸗Zerbſt verſetzt wurde und dort eine Kompagnie erhielt, bat er 
ſeine Kompagnie bei der Leibgarde verkaufen zu dürfen. Die Bitte 
wurde im Kriegsrate am 10. März 1703 abgeſchlagen, ſo daß alſo 
Grumbkow ſich mit dem vom Könige ernannten Kompagniechef verrechnen 
mußte“). 

Es ſcheint alſo, daß der Kaufpreis der Regimenter gleichmäßig 
bei der Infanterie und Kavallerie 8000 Tlr. betrug; wie hoch der 
Preis für eine Kompagnie ſich belief, habe ich nicht feſtſtellen können, 
aber daß ſie ebenſo wie die Regimenter mit Erlaubnis des Königs 
verkauft werden konnten, zeigt das abſchlägig beſchiedene Geſuch des 
Kapitäns v. Grumbkow. Friedrich Wilhelm I. ſetzte ſpäter den Wert 
der Waffen einer Kompagnie auf 800 Tlr. feſt, die der neuernannte 
Kompagniechef dem Vorgänger bezahlen mußte ö). 

Sowohl in der öſterreichiſchen wie in der franzöſiſchen Armee war 
dies anders. In Ofterreih®) wurden die Regimenter vom Kaiſer ver- 
liehen, der ſie nur an Angehörige des hohen Adels und fürſtlicher 
Häuſer vergab. Alle übrigen Stellen, namentlich alſo auch die Kompagnie⸗ 


1) Kopka v. Loſſow S. 123, nach dem Schlobitter Archiv. 

2) Man. bor. fol. 312 und Großer Generalſtab, Urkundliche Beiträge, 
Heft VIII, S. 79. ö 

3) Großer Generalſtab, Urkundliche Beiträge, Heft VIII, S. 79. 

4) Man. bor. fol. 318. Kriegsrat⸗Protokolle. 

5) Großer Generalſtab, Der erſte Schleſiſche Krieg, Bd. I. S. 54. 

6) Abteilung für Kriegsgeſchichte des k. k. Kriegsarchivs. Feldzüge des 
Prinzen Eugen von Savoyen, I. Serie, I. Bd., S. 264. 
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chefſtellen, wurden von dieſen Regimentsinhabern verkauft, oder mit 
ihrer Einwilligung gingen ſie käuflich aus einer Hand in die andere 
über. 

In der franzöſiſchen Armee war ſeit 1689 die Käuflichkeit der 
Chargen verſchwunden, aber die Käuflichkeit der Regimenter und 
Kompagnien blieb !), ja die Preiſe derſelben ſtiegen ins ungemeſſene, 
fo daß Louvois als höchſten Preis für die régiments des gentilhommes 
in der Kavallerie 22 500 livres feſtſetzte, für die Kompagnie in dieſen 
Regimentern 12 000 livres?). In dem Regiment der Gardes francaises 
erreichte der Preis einer Kompagnie die unglaubliche Höhe von 
80 000 livres, und Ludwig XIV. bewilligte infolgedeſſen nach Louvois' 
Tod den Kapitäns der Garde den Rang von Oberſten ?). Seit der 
Marſchall von Boufflers die Oberſtenſtelle derſelben inne hatte, galt 
dieſe Stelle 500 000 livres“). In Frankreich mußten die Oberſten 
und die Offiziere der vornehmen Garde- und Kavallerie-Regimenter 
vor allen Dingen reich fein; waren die Geſchäfte der Regiments⸗ und 
Kompagnieinhaber auch meiſt lukrativ, ſo waren ſie für einen nicht 
geringen Teil des hohen Adels doch auch ruinös und teuer. Den 
niederen Adel feſſelte Ludwig XIV. durch zahlreiche dotierte Stellen 
an ſich; ihm fielen auch die Kompagnien in den Linienregimentern zu, 
die ſie in eine pekuniär gute Lage brachten. | 

In Preußen waren die Geſchäfte der Chefs von Regimentern und 
Kompagnien, von Unglücksfällen abgeſehen, vorteilhaft und machten 
ihre Inhaber zu wohlhabenden Leuten; der Adel des Landes war zu 
arm, um viel zuſetzen zu können, er betrachtete den Kriegsdienſt, ſeinen 
Traditionen gemäß, als ſeine Pflicht; aber dieſer Dienſt mußte ihn 
auch erhalten und ihm die Ausſicht bieten, ſeine ſoziale Stellung zu 
verbeſſern. Die Regiment3- und Kompagniechefs im preußiſchen Heere 
waren meiſt in der Lage, für die Zukunft ihrer Familien ausreichend 
zu ſorgen. 


1) Rouſſet, Bd. I S. 180. 

2) Ebenda Bd. II S. 315. 

3) Ebenda Bd. III S. 315. 

4) Quincy, Bd. VII, Anhang S. 277. 
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V 
Friedrich bei Kolin 


Von 
Otto Herrmann 


M. Ritter v. Hoen: Die Schlacht bei Kolin am 18. Juni 1757. Wien 1911. 

B. Goslich: Die Schlacht bei Kolin am 18. Juni 1757. Berlin 1911. 

In ſeinem Lehrbuch der hiſtoriſchen Methode verteidigt Bernheim 
die Gewißheit der Geſchichte gegen Skepſis damit, daß er ſagt, die 
Hauptzüge der Begebenheiten ſeien unzweifelhaft feſtgeſtellt und würden 
es bleiben; bei einer Schlacht z. B. könne weder die Tatſächlichkeit der 
Schlacht ſelbſt noch Ort, Zeit und Endreſultat beſtritten werden. Zu⸗ 
gegeben, dies ſei der Fall, obwohl man nach den Zeitungsnachrichten 
aus den letzten Kriegen, die oft jeder Partei den Sieg zuſprechen, auch 
daran zweifeln mag; aber wie wenig iſt dem Forſcher damit gedient! 
Will er doch mindeſtens den Verlauf der Schlacht im allgemeinen und 
die auf ihn einwirkenden bzw. aus ihm zu folgernden Entſchlüſſe der 
Führung kennen lernen, um ſo zu einem ſicheren Urteil zu gelangen, 
ohne welches das Studium der Kriegsgeſchichte jedes Reizes für ihn 
entbehren würde. Gerade bei der Feſtſtellung dieſes Verlaufs aber 
erheben ſich wegen der vielfachen Widerſprüche der Berichte, ſelbſt der 
von einer Seite ausgehenden, die größten Schwierigkeiten, und iſt man 
ſchließlich einigermaßen über ihren Wert oder Unwert einig geworden, 
ſo werden vielleicht neue Quellen erſchloſſen, die alles wieder in Frage 
ſtellen. 

In ziemlicher Übereinſtimmung mit einer älteren öſterreichiſchen 
und den vorangegangenen preußiſchen Darſtellungen hat unſer großer 
Generalſtab die erſte folgenſchwere Niederlage Friedrichs des Großen 
derartig geſchildert, daß man annehmen durfte, die Forſchung ſei 
hiermit zu einem gewiſſen Abſchluß gelangt. Nun aber iſt ein ofter- 
reichiſcher Militärſchriftſteller auf den Plan getreten, der durch neue 


grundlegende Unterſuchungen das Vertrauen auf die Richtigkeit unſerer 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVI,. 2. 10 


Zur Vor⸗ 
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amtlichen Darſtellung ſtark erſchüttert hat. In einem Aufſatz des 
Streffleur') und in dem v. d. Boekſchen Sammelwerke über 
Preußen⸗Deutſchlands Kriege kommt er — es iſt der Oberſtleutnant 
Ritter v. Hoen — auf Grund neuerſchloſſener öſterreichiſcher Quellen, 
beſonders der zahlreichen Relationen öſterreichiſcher Truppenkörper und 
einzelner Mitkämpfer aus dem Archiv des k. und k. Kriegsarchivs, 
ſowie einer eindringenden, glänzenden Sachkritik zu Reſultaten, welche 
Einleitung und Verlauf der Schlacht und damit das Verhalten des 
preußiſchen Königs in einem weſentlich anderen Lichte als bisher er⸗ 
ſcheinen laſſen. Ich möchte im folgenden die Aufmerkſamkeit auf dieſe 
neuen Ergebniſſe lenken, namentlich inſoweit ſie die Entſchlüſſe des 
Königs betreffen. Dabei ſei ſchon hier bemerkt, daß merkwürdigerweiſe 
eine aus dem Seminar von Hans Delbrück hervorgegangene Diſſer⸗ 
tation von B. Goslich?) ganz unabhängig von v. Hoen nur auf 
Grund ſachlicher Erwägungen in mehreren Punkten zu ähnlichen 
Schlüſſen gelangt, freilich nicht in dem letzten, entſcheidenden, weil dem 
Verfaſſer eben die neuen öſterreichiſchen Quellen unbekannt waren. 
Die ebenerwähnte Ahnlichkeit zeigt ſich ſchon in der Beantwortung 
der Frage nach dem Urſprung des Koliner Feldzugs, welche für die 
Beurteilung der Strategie des Königs von großer Bedeutung iſt. 
Bereits bei Th. von Bernhardi finden wir die Anſicht aus— 
geſprochen, daß Friedrich ſich mit dem Bevernſchen Korps vereinigt 
habe, „entſchloſſen, den neuen Gegner Daun ſo ſchnell als möglich 
durch eine Schlacht zu beſeitigen,“ und im Generalſtabswerke heißt 
es: „Am 12. war er feſt entſchloſſen, ſich perſönlich an die Spitze des 
zu verſtärkenden Bevernſchen Korps zu ſtellen und mit dieſem die Ent⸗ 
ſcheidung (d. h. doch die entſcheidende Angriffsſchlacht) zu ſuchen.“ 
Demgegenüber führt v. Hoen aus: Wenn Friedrich gewußt hätte, daß 
die Verpflegung in Prag nur für wenige Tage reichte, ſo würde er 
Daun durch Wahl guter Stellungen hinzuhalten geſucht haben; er 
mußte aber glauben, daß Daun „noch zwei Wochen Zeit hatte“. Sich 
ihm überall vorzulegen, war auf lange Zeit um ſo ſchwieriger, je 
weiter er von Prag?) entfernt war; ging er aber auf Prag zurück, 


1) Streffleurs Öfterreihifhe Militäriſche Zeitſchrift. Jahrgang 1911. 


Auch ſelbſtändig als Buch erſchienen, val. oben. 


2) Vgl. oben. 

3) Auch die Schlacht bei Prag hat v. Hoen auf Grund neuer öſterreichiſcher 
Akten im Jahrgang 1910 des „Streffleur“ vielfach anders als unſer Generalſtab 
dargeſtellt. Nach ſeinen Unterſuchungen ſtand das erſte Treffen des öſter⸗ 
reichiſchen rechten Flügels bei Beginn der Schlacht auf dem Rüden zwiſchen 
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ſo gab er ſein eng verſammeltes Heer dem ärgſten Mangel preis. Er 
war daher zur Offenſive entſchloſſen, durfte aber annehmen, „daß es 
zu einem großen Waffengang gar nicht kommen werde“; denn „wenn 
dem Feldmarſchall nur ernſtlich die Zähne gezeigt wurden, vergingen 
ihm wahrſcheinlich alle Entſatzgelüſte.“ Erſt als er ſah, daß Daun 
hartnäckig ſtehen blieb, beſchloß er, ihn anzugreifen. 

Ahnlich betont Goslich, Friedrich fei nicht von Prag auf⸗ 
gebrochen, um Daun, der längere Zeit vor Bevern zurückgewichen war, 
eine Entſcheidungsſchlacht zu liefern, ſondern „um ihn immer weiter 
zurückzudrücken und dem Siege von Prag durch Einnahme der öſter— 
reichiſchen Magazine die genügend breite Baſis zu ſchaffen.“ Noch am 
17. wollte er in das Hügelgelände zwiſchen Kolin, Kuttenberg und 
Suchdol marſchieren, weil dort, wie er ſelbſt ſagt, „die Gegend leichter 
zu verteidigen war“; nach einem Briefe Winterfeldts von demſelben 
Tage wollte er die Oſterreicher hierdurch zwingen, entweder einen 
„coup de désespoir durch einer Bataille“ zu wagen oder „gegen 
Mähren zu zu laufen“. Erſt als er ſah, daß Daun ihm zuvor: 
gekommen und der Marſch unmöglich geworden war, faßte er endgültig 
den Entſchluß, eine Angriffsſchlacht zu wagen. 

Man hat viel über die von Delbrück aufgeſtellte Lehre von der 


Hrdlorſchez und Hloupjetin, nicht auf den Höhen ſüdlich davon (und von der 
großen Schleife des Roketnitzer Baches) auf dem Taborberg und dem gegen Kej 
ziehenden Rücken. Die Lücke in der öſterreichiſchen Schlachtlinie entſtand alſo 
nicht zwiſchen Hloupjetin und Hrdlorſchez, ſondern ſüdlich von Kej, und zwar 
wegen des ſpäten Erkennens der feindlichen Abſichten; die ſchnell gegen Oſten 
gebildete Front ſchloß ſich hier nicht an jene der gegen Norden gerichteten 
Hauptſtellung an. Die Lücke wurde noch vergrößert durch den eben deshalb 
fehlerhaften Gegenangriff Guascos auf Schwerin. Mit kluger Benutzung der 
Sachlage brach nun der König in dieſe Lücke ein, indem er ſeinen Stoß gegen 
den inneren Flügel der öſterreichiſchen Hakenſtellung führte, und zwar ſchickte er 
ſeine Truppen wie bei Hohenfriedberg brigadeweiſe vor, ſich ſo von der Schablone 
der geſchloſſenen Gefechtsfront loslöſend. Weſentlich unterſtützt wurde er dabei 
von dem auf dem rechten preußiſchen Flügel kommandierenden General Manſtein. 
Als dieſer die Oſterreicher nach Friedrichs Vorſtoß vom Hloupjetiner Rücken 
fortmarſchieren ſah, erteilte er „in vollſtändig richtiger Beurteilung des Augen⸗ 
blicks“ den Befehl zum Angriff, den er auch ſehr geſchickt disponierte, indem er 
ein Bataillon mit einer Umgehung betraute. Prinz Heinrich folgte ihm, und 
zwar am Nordfuß des Rückens, nicht am Südfuß, wie das Generalſtabswerk an⸗ 
nimmt; letzteres Vorgehen hätte nicht zur rechtsſeitigen Flankierung der neuen 
öſterreichiſchen Stellung an der Hrdlorſchez-Maleſchitzer Schlucht geführt, wo— 
durch der Prinz erheblich zur Überwältigung dieſer Stellung beitrug. Den Reſt 
gab ihnen dann Friedrich, indem er feine Truppen auf Neu-Straſchnitz dirigierte 
und ſo die Stellung an der Schlucht auch links überflügelte. 
10 * 


Friedrichs 


Angriffsplan 


u. erſte Dis⸗ 
pofition 
(nebft Erläu⸗ 
terungen). 
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„doppelpoligen Strategie“ Friedrichs des Großen — Manöver und 
Schlacht — im Gegenſatz zu der ſpäteren „einpoligen“ — Gefecht 
ſchlechthin — geſpottet, aber die Vorgeſchichte des Koliner Feldzugs, 
wie ſie jetzt von zwei verſchiedenen Seiten her zur Darſtellung kommt, 
zeigt doch wieder, daß er im Rechte war. Friedrich glaubt ſich ent⸗ 
ſchuldigen zu müſſen, daß er bei Kolin überhaupt angriff, ein Feldherr 
aus der Zeit der Volkskriege würde ſich unter ähnlichen Verhältniſſen 
entſchuldigen müſſen, wenn er es nicht täte. 

Als der König am 17. auf das hinter der ſumpfigen Beczwarka⸗ 
linie mit Front gen Weſten aufgeſtellte feindliche Heer ſtieß, ließ er 
noch am Nachmittag ſeine Truppen gegen Planian links abmarſchieren, 
um dem Gegner die rechte Flanke abzugewinnen. Am folgenden Vor⸗ 
mittag wurde dann durch Planian debouchiert und auf der Kaiſerſtraße 
bis Novemeſto vorgerückt, wo — gegen 10 Uhr — die ganze preußiſche 
Armee aufmarſchierte, dann aber etwas zurückging und lagerte. Daun 
glaubte, Friedrich habe angeſichts der inzwiſchen veränderten ſtarken 
öſterreichiſchen Stellung den Angriff aufgegeben und gedachte vielleicht 
ſchon, ihn beim Rückmarſch durch das Défilé von Planian anzufallen, 
da ſetzte ſich plötzlich nach 1 Uhr die preußiſche Armee gegen Kolin, 
alſo nach Oſten, in Marſch: der König hatte in der Zwiſchenzeit von 
10—1 Uhr ſeinen Angriffsplan entworfen und feine Dispoſition gegeben. 

Die darauf bezüglichen Erwägungen und Befehle Friedrichs ſchildert 
nun v. Hoen — und dadurch unterſcheidet er ſich von allen übrigen 
Darſtellungen, berührt ſich dagegen teilweiſe mit Gos lich —, indem 
er die uns überlieferten Quellenangaben, ſelbſt die des Königs, ſouverän 
meiſtert und ſich weſentlich auf die Sachlage ſtützt, d. h. auf die 
Stellung der Oſterreicher und auf das Terrain. Dabei gelang es ihm, 
an der Hand des öſterreichiſchen Kartenmaterials und öſterreichiſcher 
Relationen ſehr wichtige, bisher unbekannte Feſtſtellungen zu machen. 

Als Daun bemerkte, daß die Preußen ſich gegen Planian ſchoben, 
veränderte er in der Nacht ſeine bisher gegen Weſten gerichtete Stellung. 
In welcher Weiſe geſchah dies? Bisher nahm man immer an, daß 
der nunmehrige äußerſte rechte Flügel, der aus der Kavallerie Ser⸗ 
bellonis beſtand, auf der (am weiteſten öſtlich gelegenen) Kretſchor⸗ 
Höhe poſtiert worden ſei. v. Hoen dagegen konnte feſtſtellen, daß die 
Kavallerie Serbellonis nicht auf dieſer Höhe, ſondern am Abhang der 
weſtlich davon befindlichen Przerowsky⸗-Höhe ſtand (bis an den Weg 
Chocenitz⸗Libodritz). Auf dieſer Höhe ſelbſt ſtand der rechte Flügel der 
Infanterie (Diviſionen Andlau und Starhemberg) und auf der noch 
weiter weſtlich belegenen Poborz-Höhe mit Front gegen Planian der 
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linke (Diviſionen Puebla und Sincere); zwiſchen dem linken und rechten 
Kavallerie. Als gegen 10 Uhr die ganze preußiſche Armee bei Nove⸗ 
meſto aufmarſchiert und ein Angriff gegen ſeine linke Flanke ſomit aus⸗ 
geſchloſſen war, befahl Daun dem General Wied mit ſeinem Korps, 
welches bisher im Haken links mit der Front gegen Weſten geſtanden 
hatte, hinter den rechten Flügel, alſo nach der Przerowsky⸗-Höhe zu 
rücken. Ebenſo wurde damals einer Abteilung von 6 Grenadier⸗ 
kompanien unter Oberſtleutnant Fiorenza „der Schutz der Flanke der 
Kavallerie am rechten Flügel übertragen“, dagegen weder die Beſatzung 
von Kretſchor — worauf wir gleich kommen — damit verſtärkt, wie 
das Generalſtabswerk behauptet, noch ihr eine ſchwere Batterie bei⸗ 
gegeben, die erſt nach 3 Uhr hier auffuhr. Napoleon nebſt allen, die 
es ihm nachgeſprochen, hat alſo Unrecht, wenn er Friedrich tadelt, daß 
er einen Parallelmarſch längs der ganzen feindlichen Front gewagt 
habe; die Rechtsſchiebung der öſterreichiſchen Armee fand erſt ſpäter ſtatt. 

Zur Vervollſtändigung des Bildes von der öſterreichiſchen Stellung 
gibt v. Hoen ferner an, wo ſich das Korps Nadasdy (4000 Grenzer, 
5000 Huſaren, 1700 ſächſiſche Chevaulegers !), 9 Geſchütze) befand. 
Als die preußiſchen Reiter aus Planian herausbrachen, ließ Nadasdy, 
der wohl erſt am Morgen die Gegend ſüdlich Kretſchor erreicht hatte, 
ſeine Huſaren eine loſe, ſchachbrettförmige Aufſtellung in zwei Treffen 
à cheval der Kaiſerſtraße „von nördlich Kretſchor“ bis zur Elbe be= 
ziehen, um die rechte Flanke kordonartig zu decken; zu dieſem Zwecke 
ließ er auch die ſächſiſchen Chevaulegers ſich loſe hinter der Höhe auf— 
ſtellen. Als Stützpunkt dieſer Aufſtellung der Kavallerie wurde Kret⸗ 
ſchor mit den beim Korps befindlichen Grenzern (wahrſcheinlich 2 Batail⸗ 
lonen) beſetzt, deren Einpfünder, mutmaßlich verſtärkt durch einige leichte 
Gefhüte der Reſerve⸗Artillerie, bei Kretſchor auffuhren. Die Angabe 
des Generalſtabswerks bezüglich der Huſaren: „von nördlich Brziſtwi“ 
hält v. Hoen für falſch: nach Brziſtwi (wnw. von Kretſchor) kamen 
keine Grenzer; es ſei das „nirgends zu erſehen auch nicht wahrſcheinlich, 
und es findet ſich in dem Verlaufe der Schlacht kein Moment, in 
welchem um dieſen Ort gekämpft worden wäre“. 

Aus dieſer Sachlage heraus läßt nun v. Hoen folgenden Angriffs⸗ 
plan in Friedrich entſtehen. Der König, ſagt er, wußte, daß die öſter⸗ 


1) Die Stärke der übrigen öſterreichiſchen Armee ſchätzt v. Hoen auf 
30 000 Mann Infanterie, 11000 Mann Kavallerie, 145 Geſchütze, die der Preußen 
auf 20000 Mann Infanterie, 14000 Mann Kavallerie, 90 Geſchütze. Die öſter⸗ 
reichiſche Infanterie war alſo nach ihm ſchwächer, die preußiſche ſtärker, als bisher 
angenommen wurde. 
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reichiſche Stellung auf der Przerowsky⸗-Höhe ſüdlich Chozenitz endete, 
und daß öſterreichiſche Huſaren in breiter, aber loſer („ſchütterer“) Auf⸗ 
ſtellung die Kaiſerſtraße bei Kretſchor ſperrten; „daß dieſer Ort mit 
Kräften beſetzt war, die einem ernſteren Vorſtoß der Preußen Wider⸗ 
ſtand leiſten würden, war ihm unbekannt, da ihn, wie die Folge zeigt, 
dieſer Zwiſchenfall ſehr überraſcht und aus dem Konzept gebracht hat.“ 
Offiziere müſſen ferner den König darüber unterrichtet haben, daß die 
Przerowsky⸗Höhe „einen ſchmalen, weſtöſtlich laufenden Rücken“ bildete, 
während öſtlich davon, alſo in der rechten Flanke der Oſterreicher, ſich 
„ein bei der Kretſchor⸗Höhe beginnender, nach Süden verlaufender 
Höhenzug“ befand. Gelang es, die preußiſche Armee hier aufmarſchieren 
zu laſſen, ſo war nicht nur Dauns herrliche Stellung verloren, ſeine 
Armee konnte ſogar gegen die Teichlinie der Beczwarka en und 
vernichtet werden. 

Ein überraſchendes Hinaufkommen auf die Kretſchor⸗Höhe ſchien 
nicht ſo ſchwer. Rückte die Armee gegen Kolin vor, ſo dachten die 
Oſterreicher wahrſcheinlich, daß es ſich „um eine ſtrategiſche Bewegung 
zur Bedrohung ihrer Rückzugslinie und Magazine“ handele. „Bog 
Hülſen mit der Vorhut ſpäter, während die Späheraugen der öſter⸗ 
reichiſchen Huſaren durch Zieten ausgeſchaltet wurden, nordöſtlich von 
Kretſchor von der Straße ab, ſo blieb ſein Vorgehen dem Gegner durch 
die vorliegende Höhe verborgen, bis dieſe nahezu erreicht und zu einer 
Beſitznahme ſeitens der Oſterreicher keine Zeit mehr war.“ Ehe dieſe 
andere Anſtalten trafen, konnte das Gros der Armee heran ſein und 
ſich trefflich gegen den Feind entwickeln, der ſeinerſeits auf dem ſchmalen 
Rücken (der Przerowsky⸗Höhe) keine breite Angriffsfront zu bilden ver⸗ 
mochte. Die Kavalleriemaſſe auf dem linken Flügel hätte den leichten 
Sieg vollendet. Damit Daun dieſen Plan nicht vorzeitig verriet, mußte 
die der Vorhut folgende Haupttruppe ſo lange auf der Kaiſerſtraße 
weitermarſchieren, bis ſie in den der Sicht entzogenen Raum nord— 
weſtlich Kutlirz gelangte. 

Im Sinne des eben geſchilderten Angriffsplans ergingen dann 
die Dispoſitionen an die Generäle: Zieten vertreibt Nadasdy und deckt 
ſodann die linke Flanke; ihm folgt die Armee, welcher Hülſen auf 
1000 Schritt vorausgeht, auf der Straße. Dieſen Dispoſitionen dürfte 
Friedrich einige Erläuterungen mit Hinweis auf das Gelände hinzu- 
gefügt haben. Hülſen, dem Befehlshaber der Avantgarde, wurde 
zweifellos Kretſchor als Direktion beim Vormarſch auf die Höhe be— 
zeichnet, doch war „weder von einem Angriff noch vom Eichenbuſch die 
Rede, der nach der damaligen Auffaſſung für die Vorhut gar keine 
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Bedeutung hatte.“ Dagegen mögen den Generalen der Haupttruppe 
dieſes Wäldchen und Braditz gezeigt worden fein, um ihnen zu ver- 
ſinnlichen, „in welche Front“ die Armee nach dem Abſchwenken von der 
Kaiſerſtraße zum Anſtieg auf die Kretſchor-Höhe gelangen ſollte. Mit 
dieſer Linie „war aber keineswegs der erſte Aufmarſch gemeint“, der 
ſinngemäß „zwiſchen Kretſchor und Kutlirz“ durchgeführt werden mußte, 
„noch weniger etwa die ſpätere Stellungnahme“, da dieſe „auf“ dem 
Höhenzug geplant war. Dieſe Linie, ungefähr der Frontbreite der In⸗ 
fanterie entſprechend, hatte nur inſofern Bedeutung, als nach ihrer Er— 
reichung „ein allgemeines Linksziehen“ erfolgen mußte, um in die 
Stellung auf dem Höhenzuge zu gelangen. 

Major Jany !) hat an dieſer dem König zugeſchriebenen Angriffs⸗ 
dispoſition auszuſetzen, daß dabei nicht nur „über die ganze Reihe ent⸗ 
gegenſtehender Bekundungen der preußiſchen Zeugen in unberechtigter 
Kürze“ hinweggegangen werde, ſondern auch daß v. Hoen ſich ſelbſt 
kritiſiere, indem er den von ihm kombinierten „ſchönen Plan“ des 
Königs als „allzu fein ausgedacht“ bezeichne. Die Annahme, der 
König hätte gehofft, die Kretſchor⸗Höhe durch Überraſchung gewinnen 
zu können, wenn er ſeine Armee nach Kolin weitermarſchieren ließe und, 
ſobald ſie nordöſtlich Kretſchorz der Sicht entzogen wäre, von dort aus 
zum Angriff ſchritte, rechne „mit einem ſo unglaubhaften Grade von 
Paſſivität und Unaufmerkſamkeit der Oſterreicher“, daß ihr die innere 
Wahrſcheinlichkeit fehle. 

Was zunächſt den zweiten Punkt betrifft, ſo gibt v. Hoen aller⸗ 
dings ſelbſt zu, daß die „an das Manöver des Prinzen Karl bei Soor 
erinnernde Dispoſition“ mit „völliger Paſſivität“ des Gegners rechnete, 
weiſt aber mit Recht darauf hin, daß der König kurz zuvor bei Prag 
ein ganz ähnliches Manöver verſucht habe?). Damals ſei es allerdings 
nur geglückt, weil die Oſterreicher das Terrain auf ihrer rechten Flanke 
für „unpaſſierbar“ gehalten hätten, aber auch bei Kolin ſei es nicht 
unausführbar geweſen. Ich möchte noch hinzufügen, daß der König 
ſpäter bei Leuthen abermals den Verſuch machte, ſeine ganze Armee 
auf eine Flanke des Gegners zu werfen, indem er wieder auf deſſen 
Paſſivität und Unaufmerkſamkeit rechnete. „Die guten Leute paſchen 
ab“, ſoll Daun damals geſagt haben, als die Preußen ihren Flanken⸗ 


1) Hohenzollern⸗Jahrbuch 1911. 

2) Eine ftarfe, bisweilen zu weitgehende und daher von böſen Folgen be- 
gleitete Geringſchätzung der taktiſchen Fähigkeiten des Gegners iſt ja überhaupt 
für den König ſehr charakteriſtiſch; ſtrategiſch war er (nach dem großen Miß— 
erfolg von 1744) viel behutſamer. 
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marſch antraten; „laſſen wir fie in Frieden ziehen!“ Daß Daun auch bei 
Kolin zunächſt nicht befürchtete, der König werde aus dem Flanken⸗ 
marſch zum Angriff übergehen, wird ſich im Folgenden genauer zeigen: 
die Anordnungen zur Rechtsſchiebung der öſterreichiſchen Armee wurden 
erſt ſehr ſpät getroffen. 

Und nun die entgegenſtehenden Bekundungen der preußiſchen 
Zeugen! Ja, wenn ſich dieſe Zeugen nur nicht ſelbſt ſo vielfach wider⸗ 
ſprächen! Goslich iſt nicht in unberechtigter Kürze über ihre Angaben 
hinweggegangen, er teilt die Dispoſition ausführlich ſo mit, wie die 
ſieben in Frage kommenden Berichte!) fie enthalten, kommt aber doch 
ſchließlich auch zu dem Reſultat, daß die quellenkritiſche Unterſuchung 
allein hier nicht zum Ziel führt. Da die Dispoſition nicht ſchriftlich 
an Ort und Stelle aufgezeichnet wurde, ſo hat ſich eben, wie v. Hoen 
richtig hervorhebt, jeder Berichterſtatter aus den Bemerkungen des 
Königs „und ſpäteren Vorgängen“ den Inhalt der angeblichen Dis⸗ 
poſition herausgeſucht. Es bleibt alſo nichts anderes übrig, als 
unter Verwertung „einiger“ preußiſcher Quellenzeugniſſe den Plan des 
Königs auf Grund der Sachlage bei den Oſterreichern, wie ſie ſich ihm 
darbieten mußte, zu rekonſtruieren, und ich glaube, daß man dem ſo 
von unſerem Autor rekonſtruierten Plane die innere Geſchloſſenheit und 
Wahrſcheinlichkeit nicht wird abſprechen können. 

Etwas kühn dürfte es vielleicht nur erſcheinen, daß v. Hoen die 
Dispoſition, wie ſie der König ſelbſt in ſeiner Histoire angibt, zu wenig 
berückſichtigt hat, und daß er über die Tatſache hinweggeht, daß in allen 
preußiſchen Berichten die Gegend von Kretſchor als nicht unerheblich 
beſetzt erſcheint. Aber aus dem Wortlaut der Histoire können wir, wie 
auch Goslich hervorhebt, nur wenig entnehmen ?); und die von den 
preußiſchen Quellen erwähnte, „bei Kretſchor vorgeſchobene Batterie“ 
fuhr tatſächlich (vgl. oben) erſt viel ſpäter auf, auch bekommt man aus 
den preußiſchen Berichten über die Dispoſition den Eindruck, daß der 
Befehl, den Hülſen erhielt, ſich der Gegend bei Kretſchor zu bemächtigen, 


1) Histoire des Königs, Relation und Journal Gaudis, Bevern, Gieſe, 
Putlitz, Retzow. 

2) Sie wurde der dürftigen amtlichen Relation nachgeſchrieben. Die Gründe, 
weshalb der König in ihr ſich ſeines wahren Angriffsplanes „nicht mehr erinnern 
wollte“, findet v. H. darin, daß Friedrich ſonſt die Schuld an der Nichteinhal⸗ 
tung des Plans ſich ſelbſt hätte zuſchreiben müſſen, ſtatt Manſtein zum „Sünden⸗ 
bock“ zu machen, und daß er außer dem Schaden nicht noch Spott einernten 
wollte, wenn bekannt wurde, daß er überhaupt mit einem fo klugen Plane Schiff⸗ 
bruch leiden konnte. 
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trotz ihrer Beſetzung als glatt durchführbar galt. Der Annahme 
v. Hoens, daß Friedrich hier überraſchend auftreten wollte, ſteht alſo 
nichts im Wege. 

In einem wichtigen Punkte, nämlich dem, daß der Marſch der 
Haupttruppe urſprünglich nicht rechts an Kretſchor vorbei, wie einige 
preußiſche Quellen wollen, ſondern links davon (zwiſchen Kretſchor und 
Kutlirz) durchgeführt werden ſollte, kommt auch Goslich, mit einem 
durchſchlagenden neuen Beweisgrunde !), zu demſelben Ergebnis wie 
v. Hoen, während das Generalſtabswerk es als zweifelhaft hinſtellt, ob 
der König ſchon zu Anfang einen beſtimmten Befehl über den einzu⸗ 
ſchlagenden Weg erteilt habe. 

Die Hauptbedingung für das Gelingen des Angriffsplans war der Halt bei 
nach v. Hoens wahrſcheinlicher Annahme das Überraſchen der Oſter⸗ 0 
reicher. Da war es nun nachteilig, daß drei Grenadierbataillone von 5 Königs. 
der rechten preußiſchen Flanke, die dieſes Schutzes entbehren konnte, 
zur Vorhut herangezogen, und daß auch die Kavallerie des linken 
Flügels auf Koſten des rechten verſtärkt wurde. Beide Bewegungen 
erregten natürlich öſterreichiſcherſeits Aufmerkſamkeit. Trotzdem erriet, 
als um 1 Uhr die preußiſche Armee ihren Linksabmarſch antrat, Daun 
noch nicht ihre Abſicht; er glaubte, „wie ſich aus den nachfolgenden 
Ereigniſſen ergibt“, entſchieden, daß die Preußen „nach Kolin marſchieren 
und ihn durch ſtrategiſche Manöver zum Rückzug nötigen wollten“ ). 
Er wäre dadurch in die unangenehme Lage gekommen, entweder wieder 
nach Oſten zurückzugehen, während Prag ſich kaum noch halten konnte, 
oder unter Preisgabe ſeiner Verbindungen nach Prag zu rücken. Dieſer 
Sorge wurde er durch Friedrichs Angriff enthoben. 

Die Einleitung des Kampfs ſpielte ſich nur teilweiſe ſo ab, wie 
es der König wünſchte: Nadasdy ging vor Zieten zurück, wahrſcheinlich 
in den Raum öſtlich des Eichbuſchs. Dabei befahl er wahrſcheinlich 
nicht nur den Grenzern, Kretſchor und die Gegend ſüdlich davon bis 
zum Eichbuſch hartnäckig zu halten, ſondern erbat auch auf den Rat 
des ſächſiſchen Oberſtleutnants Benkendorff, dem die Flanke zu wenig 
gedeckt ſchien, von Daun Unterſtützung durch Linieninfanterie. So ver⸗ 
anlaßte die Sorge eines Unterführers „wegen der Sicherung einer im 


1) Der Marſch „rechts an Kretſchor vorbei“, wie er nach Gaudi und 
Gieſe geplant geweſen wäre, ſei überhaupt unmöglich geweſen, da ſich ſonſt die 
Marſchrichtungen von Hülſen und der Hauptarmee gekreuzt hätten. 

2) Nach unſerem Generalſtabswerk hat Daun ſofort nach dem Wieder⸗ 
antreten der Preußen (1 Uhr) Abwehrmaßregeln getroffen, an die Abſicht des 
Königs ſogleich erkannt. 
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Rahmen des Ganzen untergeordneten Bewegung“ die erſte Maßnahme, 
„die Friedrichs Pläne empfindlich kreuzte“. Zwar konnte die von 
Nadasdy erbetene Linieninfanterie noch nicht ſo ſchnell heran ſein, aber 
ſchon das Artilleriefeuer, welches der Vorhut entgegen ſchlug, verhinderte, 
daß Hülſen, wie erwartet, ohne weiteres auf den von der Kaiſerſtraße 
nach Süden ziehenden Rücken, die Kretſchor⸗Kuppe (333) mit ihrer 
etwas niedrigeren ſüdlichen Fortſetzung, gelangte. Allerdings wurde 
dieſes Geſchützfeuer nur von den Einpfündern der Kroaten abgegeben, 
nicht von einer ſw. Kretſchor ſtehenden ſchweren Batterie, die, wie ſchon 
oben bemerkt, erſt nach 3 Uhr unter dem Schutz der Grenadiere Fio— 
renzas hier auffuhr. Wenn unſer Generalſtabswerk das Feuer gegen 
Hülſen von einer ſolchen ſchweren Batterie eröffnet werden läßt, ſo 
kann es ſich dafür zwar auf die Behauptung Dauns in ſeiner eigenen 
Relation ſtützen, er habe ſchon um 2 Uhr zum Empfange des Gegners 
in feiner neuen Stellung bereit geſtanden. Dieſe Angabe Dauns er⸗ 
weiſt ſich aber „bei einer genaueren Durchrechnung der öſterreichiſchen 
Bewegungen nach Zeit und Raum und der möglichen Feſtſtellung, 
wann einzelne Teile erſt in den Kampf eingriffen“, als unhaltbar, 
würde auch Friedrichs Verhalten „völlig unbegreiflich“ erſcheinen 
laſſen !). 3 

Als die Beſchießung der Vorhut Kretſchor als beſetzt erwies, ließ 
der König, wie alle Quellen bezeugen, die Spitze der Armee bei Braditz 
Halt machen. Die Frage entſteht: warum tat er das? warum wich er 
von ſeinem urſprünglichen Plan ab, wonach die Armee immer hinter 
Hülſen weg zunächſt auf der Straße, dann rechts abbiegend zwiſchen 
Kretſchor und Kutlirz hindurch weitermarſchieren ſollte? Das General⸗ 
ſtabswerk meint, der Halt ſei erfolgt, weil Friedrich der dem General 
Hülſen nachgeſendeten Verſtärkung von drei Grenadierbataillonen einen 
Vorſprung habe laſſen wollen. Aber dieſe Abſendung, ſagt v. Hoen, 
kann erſt ſpäter erfolgt ſein, da die drei Bataillone ſonſt zur Er⸗ 
ſtürmung von Kretſchor noch zurecht gekommen wären, während das 
Anhalten zweifellos geſchah, bevor Hülſen ſeinen Aufmarſch vollendet 
hatte, da ſonſt die Haupttruppe bei dem geringen Abſtand von der 
Vorhut mit der Spitze bereits hinter ſie gelangt wäre. 


1) Sie beruht nach v. H. darauf, daß kein Menſch gern einräumt, einer 
Täuſchung zum Opfer gefallen zu ſein. Aus der Tatſache, daß Daun um 2 Uhr 
nicht in ſeiner neuen Stellung bereitſtand, ergibt ſich ferner der zwingende 
Schluß, daß er auch nicht, wie einige Darſtellungen behaupten, ſofort nach dem 
Antreten der Preußen von Novemeſtro nach Oſten (1 Uhr) das Beziehen jener 
Stellung befohlen haben kann. 
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Das Anhalten muß alfo einen anderen Grund gehabt haben. 
v. Hoen ſieht ihn mit Retzow in der Abſicht des Königs, den Erfolg 
des Angriffs auf Kretſchor und deſſen Rückwirkung auf die Oſter⸗ 
reicher abzuwarten. Wenn die Beſatzung des Dorfs, ſagt er, längere 
Zeit ſtandhielt und Daun inzwiſchen feine Truppen nach der Kretſchor⸗ 
Höhe verſchob, hätte Friedrich nicht nur ſeinen von Oſten her geplanten 
Angriff aufgeben müſſen, ſondern es wäre ihm auch ſchwer geworden, 
mit ſeiner ſchon im Oſten aufmarſchierten Armee zur Deckung von Prag 
Planian wiederzugewinnen, alſo ſich den Rückzug zu ſichern, wenn die 
auf der Kretſchor⸗Höhe aufmarſchierten Oſterreicher durch Verlängerung 
ihres linken Flügels die Straße ſperrten. So beſchloß er, die Haupt⸗ 
truppe den geplanten Marſch nicht eher fortſetzen zu laſſen, bis ſich die 
Verhältniſſe auf der Kretſchor⸗Höhe geklärt hätten !). 

v. Hoen bezeichnet dieſes „Zögern und Zuwarten“ bei Braditz, 
welches etwa 1 Stunde (von 2 bis gegen 3 Uhr) währte, mit Recht 
als einen großen, verhängnisvollen Fehler. Die Schlacht bei Kolin, 
ſagt er, hätte wahrſcheinlich eine ganz andere Wendung genommen, 
wenn Friedrich an ſeiner urſprünglichen Abſicht „ohne Bedenken feſt⸗ 
gehalten und ſein Gros ohne Aufenthalt in den Raum hinter der Vor⸗ 
hut geführt“ haben würde ?). 

Zum Glück für ihn merkte Daun auch jetzt noch nichts von ſeiner 
wahren Abſicht. Als die Preußen bei Braditz Halt machten, mußte er 
freilich den Gedanken aufgeben, daß ſie ihn durch ein ſtrategiſches 
Manöver von Kolin abſchneiden wollten; er glaubte vielmehr nun, daß 
fie ſeine Stellung auf der Przerowsky⸗Höhe angreifen würden. Daher 
ſah er auch jetzt noch von einer Rechtsſchiebung ſeiner Armee ab — 
oder vielmehr, weil er davon abſah, müſſen wir ihm jene Anſicht zu— 
ſchreiben — und ließ zunächſt nur die drei Grenadierkompanien der 
Diviſion Sincere und vier Geſchütze unter Oberſtwachtmeiſter Soro zur 
beſſeren Sicherung der Kavallerie nach dem rechten Flügel abrücken, wo 
dieſes Detachement am Abhang der Przerowsky-Höhe hart öſtlich des 


1) Gegen dieſe Argumentation iſt nichts einzuwenden außer vielleicht in 
bezug auf die damals gehegte angebliche Beſorgnis des Königs vor einem even⸗ 
tuellen Rückzuge. Wir wiſſen nämlich aus den Angaben des Pagen Putlitz, daß 
der König ſchon von Anfang an (in Novemeſto) den Fall vorgeſehen hatte, die 
Oſterreicher könnten ihm die Straße ſperren; in dieſem Falle ſollten ſie nach 
Putlitz von der Kavallerie empfangen werden, „welche ſogleich in den Feind ein⸗ 
hauen muß“. 

2) Daß dies auch in der Armee bekannt wurde, folgert v. H. aus der 
„Legende“, Fürſt Moritz von Deſſau habe dreiſterweiſe den König darauf auf- 
merkſam gemacht, daß die Armee den Marſch fortſetzen müſſe. 
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Wegs Chocenitz⸗Libodritz Stellung nahm; würde Daun, jo argumentiert 
v. Hoen ſehr richtig, damals ſchon an die Rechtsſchiebung gedacht haben, 
ſo hätte die ganze Diviſion „wohl ebenſo raſch den künftigen Kampf⸗ 
raum erreichen müſſen, wie ihre Grenadiere“. Auch wurde jetzt auf 
Nadasdys Bitte (vgl. oben) dem Reſervekorps Wied der Befehl erteilt, 
dem Dorfe Kretſchor gegenüber, mit dem rechten Flügel an den Eich⸗ 
buſch gelehnt, Stellung zu nehmen; die Diviſion Wied marſchierte dem⸗ 
gemäß „faſt parallel zur Kaiſerſtraße“, mit der Front nach Norden, 
nicht nach Oſten auf, woraus ebenfalls erhellt, daß Daun die wahre 
Abſicht Friedrichs, ihm die Flanke abzugewinnen, noch nicht ahnte. 
Bei den nun beginnenden glücklichen Kämpfen — Hülſen erſtürmte 
Kretſchor, (an deſſen Südrand angelangt er freilich ſtehen blieb, weil 
ihm von der Höhe das Korps Wied entgegentrat), und Zieten warf 
Nadasdy bei Kutlirz zurück!) — ſowie bei der ſcheinbar völligen Paſſi⸗ 
vität Dauns — denn der Anmarſch des öſterreichiſchen Reſervekorps 
blieb dem König wahrſcheinlich verborgen, weil es ſeinen Weg ver⸗ 
mutlich nicht über die Kuppe der Kretſchor⸗Höhe (383), ſondern ſüdlich 
davon nahm — bei dieſer Sachlage durfte Friedrich doch noch auf die 
Ausführung ſeines Plans rechnen. Die Hauptarmee durfte alſo weiter⸗ 
marſchieren, doch ſchien es nun nicht mehr nötig, „bis nö. Kretſchor 
auszubiegen“, ſondern die Infanterie konnte „von Braditz ſofort in der 
Richtung gegen den Eichbuſch“ abſchwenken, um hinter Hülſen, der an⸗ 
ſcheinend binnen kurzem die Kretſchor-Höhe erſtiegen haben mußte, in 
die gewünſchte Front einzuſchwenken und ihm raſch Hilfe zu bringen. 
Die Bewegung dürfte „kurz vor 3 Uhr“ begonnen haben, zu einer 
Zeit, wo weder Hülſen ſich des Eichbuſchs bemächtigt hatte, noch die 
Oſterreicher bereits eine zuſammenhängende Linie vom Eichbuſch bis 
Hradenin (ſö. Planian) bildeten, wie das Generalſtabswerk behauptet. 
Auch nach Goslich erfolgte der Halt bei Braditz, um Hülſen über 
Kretſchor hinaus vorgehen zu laſſen und jo Raum für die neue Auf- 


1) Der vom Generalſtabswerk (S. 92) gegen Zieten erhobene Vorwurf, er 
habe ſich nach dem erfolgreichen Kampf gegen Nadasdy zu paſſiv verhalten, wird 
von unſerem Autor als unberechtigt bezeichnet. In Richtung Radowesnitz (gen 
Süden) hätte er ſich zu ſehr von der Hauptkraſt entfernt, in weſtlicher Richtung 
wäre er auf den Eichbuſch geſtoßen und von den Huſaren Nadasdys in der (linken) 
Flanke gefaßt worden. Fraglich ſei auch, ob er über die Kavallerie Hülſens und 
die Reſervekavallerie disponieren durfte; wenn nicht, ſo ſchrumpfen ſeine 80 zu 
40 Schwadronen zuſammen. — Auch Goslich nimmt Zieten in Schutz, indem 
er noch hinzufügt, daß dieſer beim Vorgehen über den Radowesnitzer Grund „die 
gewaltige Kavalleriereſerve ſüdweſtlich des Eichbuſches“ in der rechten Flanke 
gehabt hätte. (Dieſe Kavallerie gelangte allerdings erſt ſpäter hierher.) 
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marſchlinie der Hauptarmee (Eichbuſch⸗Braditz) zu gewinnen. Auch er 
hält dies für die zweite Dispoſition des Königs, wie wir ſie bei Gaudi 
und Gieſe verzeichnet finden. Dagegen meint er abweichend von v. Hoen, 
das Stehenbleiben ſei nicht fehlerhaft geweſen, weil man dadurch den 
Gegner gezwungen hätte, auf der Hut zu ſein und auch ſeine Truppen 
im Zentrum zuſammenzuhalten, um ein Durchbrechen desſelben zu ver⸗ 
hindern. Das letztere iſt zweifellos richtig, aber ſchwand nicht durch 
das Anhalten, welches die Aufmerkſamkeit der Oſterreicher in hohem 
Grade erregen mußte, jede Möglichkeit, die Hauptarmee noch unbemerkt 
auf die Kretſchor⸗Höhe zu bringen? Beſonders wenn von vornherein, 
was v. Hoen ja nicht annimmt, das Anhalten nur geſchah, um Raum 
für die neue Aufmarſchlinie zu gewinnen? 

In der Tat: ſobald die preußiſche Hauptarmee wieder antrat und Friedrichs 
von der Kaiſerſtraße abſchwenkte, erkannte Daun die wahre Abſicht ſeines . 
Gegners, ihm die Flanke abzugewinnen. Er hätte ja auch allerdings, ee 
wie v. Hoen jagt, „mit Blindheit geſchlagen“ fein müſſen, um noch 
länger an einen Abmarſch der Preußen auf Kolin oder einen Angriff 
auf die Przerowsky⸗ Höhe zu glauben. Jetzt erſt, etwa um 3 Uhr, gab 
er Befehle zur Rechtsſchiebung ſeiner Armee, um Friedrich „mit ganzer 
Front“ entgegentreten zu können: die Diviſion Andlau ſollte neben 
Wied auf dem Abhang der Kretihor-Höhe, die Diviſion Puebla auf 
der Przerowsky⸗Höhe, Stahremberg hinter Wied, Sincere hinter And⸗ 
lau in Stellung gehen, Serbelloni mit der Kavallerie des rechten Flügels 
und derjenigen Wieds in die Gegend ſüdlich des Eichbuſchs rücken. 

Die Staubwolken auf der Höhe, welche dieſe Märſche erzeugten, 
ließen blitzſchnell in Friedrich einen neuen Plan entſtehen, der aller- 
dings „mehr vom Temperament als von der Überlegung“ eingeflößt 
war. Da die Oſterreicher Hülſen verhinderten, ſich vor ihnen auf der 
Kretſchor⸗Höhe feſtzuſetzen, ſo war „der Angriffsplan geſcheitert“; es 
war aber auch nicht mehr möglich, ihnen auf andere Weiſe die Flanke 
abzugewinnen, da ſie den kürzerem Weg hatten. Der König hätte 
alſo Hülſen zurückrufen und auf den Angriff verzichten ſollen. Das 
aber würde ſchlecht auf die Moral der Truppen gewirkt haben; außer⸗ 
dem war der Rückzug ſchwierig, da man fic) fo weit nach Oſten ge- 
wagt hatte. Da faßte der König den Entſchluß, ſeine Armee direkt 
gegen die Höhen vorgehen zu laſſen; Hülſen konnte dann 
dieſes Vorgehen durch energiſchen Angriff von der Seite her unter- 
ſtützen. 

In ähnlicher Weiſe führt Goslich aus: da die Fortſetzung des 
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Flankenmarſches „unmöglich“ !) war, fet dem König, wenn er nicht auf 
den Angriff habe verzichten wollen, nur der „Verzweiflungsſchritt“ 
übrig geblieben, den Befehl zum Frontalangriff zu geben. „Mit dieſem 
Befehl tritt ſozuſagen eine dritte Dispoſition in Kraft; jetzt ſoll die 
Armee nicht mehr hinter Hülſen vorbei bis zum Eichbuſch marſchieren, 
ſondern ſich rechts neben ihn ſetzen.“ 

Ob der König ſchon jetzt, in dem Drange, bald an dem Feind zu 
kommen, den Degen gezogen hat (Generalſtabswerk S. 77), hält v. Hoen 
für zweifelhaft, für wahrſcheinlich dagegen, daß von einzelnen Generälen 
Einwände gegen den Aufmarſch erhoben wurden, die er „nicht grade 
geduldig“ anhörte?). „Rückhaltlos geteilt“ wurde ſeine Empfindung 
jedenfalls von dem auf dem rechten Flügel kommandierenden General 
Manſtein. Ihm wurde bisher immer im Anſchluß an die Histoire — 
wir kommen ſpäter darauf zurück — die Hauptſchuld an dem Verluſt 
der Schlacht beigemeſſen, da er nicht nur auf die Andeutungen eines 
Flügeladjutanten hin die Kroaten aus Chocenitz vertreiben ließ, wofür 
ein Bataillon genügt hätte, ſondern mit fünf Bataillonen eigenmächtig 
gegen die Przerowsky⸗Höhe vorging. Aber wie merkwürdig, ſagt 
v. Hoen, daß Friedrich, ſelbſt bei Chocenitz angelangt, ruhig zugab, 
daß Manſtein die ſteilen Hänge hinanſtürmte, ja daß er ſpäter gerade 
hier alles aufbot, um die Truppen immer wieder zum Sturm zu bringen. 
Manſteins Eigenmächtigkeit hatte auch ſo guten Erfolg, daß die Diviſion 
Andlau auf der Przerowsky⸗-Höhe ſtehen bleiben mußte, und daß Daun 
„die Ablöſung der Reiterei und die Beſetzung der Front zwiſchen Wied 
und Andlau“ der Diviſion Sincere übertragen mußte, die „früheſtens 
gegen 4/45 Uhr“ heran fein konnte. Wäre Tresckow mit dem linken 
Flügel ebenſo eilig wie Manſtein vorgerückt, ſo wäre Daun „in die 
ſchlimmſte Lage gekommen“, da er Tresckow außer der Kavallerie nur 
die Grenadiere Fiorenzas und Soros mit je einer Batterie entgegen⸗ 
ſtellen konnte. Das Vorgehen Tresckows verzögerte ſich aber wegen 
der Terrainhinderniſſe beim Aufſtieg und des Linksziehens (um An⸗ 
ſchluß an Hülſen zu gewinnen) zum Glück für die Oſterreicher ſo ſehr, 
daß die Mitte erſt gegen 4 Uhr ernſtlich in den Kampf trat, zu welcher 
Zeit die Diviſion Sincere „bereits in der Nähe ihres Marſchziels war“. 

In Übereinſtimmung mit v. Hoen und abweichend vom General⸗ 


1) Generalſtabswerk: „ein „unnötiger, ja gefährlicher Zeitverluſt“, was zu 
wenig beſagt (Goslich). 

2) Abermalige Anſpielung auf den vielerörterten angeblichen Wortwechſel 
zwiſchen dem König und dem Prinzen Moritz. Vgl. darüber jetzt auch M. Preitz: 
Prinz Moritz von Deſſau im Siebenjährigen Kriege. München, Oldenbourg, 1912. 
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ſtabswerke und den übrigen Darſtellungen kommt auch Goslich auf 
Grund fachlicher Reflektionen zu dem Ergebnis, man dürfe nicht von 
einer Schuld Manſteins ſprechen, denn nur durch feine Tat ſei „über- 
haupt noch die Möglichkeit eines Sieges“ für die Preußen vorhanden 
geweſen, da er die Diviſion Andlau verhindert hätte, ſich gegen die 
offene Flanke des preußiſchen linken Flügels zu wenden. 

Die heftigen Angriffe Manſteins (3 / —4 4/2 Uhr) bewirkten alfo, 
daß Daun die geplante Verſchiebung feines Heers nur zum Teil durd- 
führen konnte. Inzwiſchen war Hülſen gegen die Diviſion Wied vor⸗ 
gegangen und mehrmals zurückgeſchlagen worden, da ſeine Angriffe vom 
Eichbuſch flankiert wurden, hatte aber gegen 4 Uhr, nachdem er ſich des 
Eichbuſchs bemächtigt, ſeinen Gegner zurückgedrängt und im Verein 
mit dem inzwiſchen herangekommenen linken Flügel Tresckows auch die 
Batterie Fiorenza erobert. Nun aber war auch die Diviſion Starhem⸗ 
berg hinter Wied eingetroffen, und durch Sincere die Verbindung 
zwiſchen Andlau und Wied hergeſtellt. Starhemberg eroberte mit 
Nadasdys Kroaten den Eichbuſch zurück, und nun befahl Wied einen 
Gegenangriff, den merkwürdigerweiſe „alle bisherigen Darſtellungen der 
Schlacht“ übergehen, den v. Hoen alſo mit Hilfe ſeiner öſterreichiſchen 
Quellen gleichſam neue entdeckt hat. Er hält ihn mit Recht für um 
ſo bedeutender, als grade er „die bedenkliche Kriſe des öſterreichiſchen 
rechten Flügels herbeiführte“ !). Dieſe Kriſe trat dadurch ein, daß 
Starhembergs Reiter auf der Verfolgung Hülſens gegen Kretſchor vor- 
ſprengten und führte nicht zu einer Gegenattacke Pennavaires, der nach 
ſeiner Aufſtellung an der Kaiſerſtraße hierfür gar nicht in Betracht 
kam, ſondern der Kavallerie Kroſigks (Regimenter Normann-Dragoner?) 
und Rochow⸗Küraſſiere), die in wirkſamſter Richtung, von Oſten her, 
anreitend erſt unter Kroſigk ſelbſt, dann nach deſſen Tode unter dem 
ebenſo ſcharfblickenden, wie heldenhaften Seydlitz die Diviſion Wied zer- 
ſprengte, auch die Regimenter Haller von der Diviſion Starhemberg 
und Baden von der Diviſion Sincere über den Haufen ritten und da⸗ 
durch in die ſtarke öſterreichiſche Front eine ſo breite Lücke ſchlugen, 
daß Tresckow nun — gegen 1/26 Uhr — auch feine Bataillone gleich 


1) Dem Generalſtab ſei dies vollkommen entgangen, da er die Divifionen 
Wied und Sincere „trotz der inneren Unwahrſcheinlichkeit einer ſolchen Annahme“ 
bis 4 Uhr von Hülſen und Tresckow „einfach über den Haufen werfen läßt“. 

2) Der Generalſtab verwechſelt die Normann ⸗Dragoner Kroſigks mit der 
Dragonerbrigade Normann, dem zweiten Treffen Pennavaires (der die nicht bei 
Hülſen und Zieten befindliche Kavallerie des linken Flügels befehligte), läßt ſie 
alſo auch fälſchlicherweiſe zwiſchen Brziſtwi und Kretſchor in nordſüdlicher Rich- 
tung anreiten. 


Der Durch⸗ 


bruchsverſuch 


des Königs 
(vierte Dis⸗ 
pofition). 
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einem Keil in dieſe Lücke einſchieben konnte. Aber feine Truppen 
waren zu ſehr mitgenommen, um „aus eigener Kraft die Initiative 
weiter zu tragen“, und Hülſens Bataillone durch die in ihrer Flanke 
ſtehenden Regimenter Starhembergs und die Kroaten zu ſehr gebunden, 
„um Verſtärkungen an die Mitte abgeben zu können“. 

Daß der König dieſe verhältnismäßig günſtige Lage, ebenſo wie 
bei Prag, auf das Außerſte auszunutzen verſucht hat, iſt ohne weiteres 
einleuchtend. Seine diesbezügliche Tätigkeit iſt aber bisher teils nicht 
in richtigem Zuſammenhange, teils unvollſtändig dargeſtellt worden. 
v. Hoen war es vorbehalten, über den ſo verwickelten weiteren Verlauf 
der Schlacht und dadurch rückſchließend über den Anteil Friedrichs daran 
neues Licht zu verbreiten. 

Angeſichts der Situation (um ½ 6 Uhr) mußte es dem Könige 
auf zweierlei beſonders ankommen: erſtens zu verhindern, daß die Oſter⸗ 
reicher die durch Seydlitz in ihre Front geſchlagene Lücke durch Heran⸗ 
ziehung neuer Streitkräfte von ihrem linken Flügel wieder ſchloſſen, 
zweitens, ſeinerſeits die ſchon in die Lücke eingedrungenen preußiſchen 
Streitkräfte ſo raſch und ausgiebig wie möglich zu unterſtützen. 

Zu dem erſteren Zwecke ſollte nicht bloß Hülſen die feindliche 
Gruppe nächſt dem Eichbuſch feſthalten !), ſondern auch Manſtein erhielt 
„trotz der Ausſichtsloſigkeit des Erfolges“ Befehl, noch einmal anzugreifen. 
Von einem ſolchen zweiten Angriff Manſteins und gar von einem be⸗ 
ſonderen Befehl Friedrichs dazu iſt zwar in den Darſtellungen der 
Schlacht keine Rede. v. Hoen konnte aber aus der Relation des 
Kapitäns Marainville feſtſtellen, daß Manſtein nach ſeinem erſten, gegen 
1/25 Uhr abgeſchlagenen Angriff und nach einer einſtündigen Pauſe 
nochmals einen großen, aber ſchon nach einer halben Stunde zurück- 
gewieſenen Angriff unternahm. Und welche Wichtigkeit der König dieſem 
Angriffe beimaß, folgert v. Hoen mit Recht daraus, daß er ſich nach 
einer anderen öſterreichiſchen Quelle, der Species facti für Oberſt Sis⸗ 
kovich, perſönlich bei der Gruppe Manſtein aufhielt; hat er doch ſogar, 
wie auch preußiſche Quellen, freilich in anderem Zuſammenhange, er⸗ 
zählen, das zu dieſer Gruppe gehörende 1. Bataillon Anhalt mit höchſter 
Todes verachtung gegen die von Soros Grenadieren tapfer verteidigte 
Batterie vorgeführt, bis ihm ſein Adjutant die Worte zurufen mußte: 
„Sire, wollen Sie die Batterie allein erobern?“ 

Schon vorher hatte Friedrich der geſamten anderswo entbehr- 


1) Seinen rechten Flügel, „vermutlich 2 Bataillone Schulze“, ſollte er aller⸗ 
dings nach der Mitte hin abgeben. 
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lichen Kavallerie, d. h. der dem General Zieten beigegebenen Linien⸗ 
kavallerie (der Dragonerbrigade Normann, dem zweiten Treffen Pena⸗ 
vaires,) und vermutlich auch derjenigen des rechten Flügels, Befehl 
gegeben, zur Mitte abzurücken; die am ſchnellſten verfügbaren, an der 
Kaiſerſtraße haltenden 20 Schwadronen Küraſſiere, das erſte Treffen 
Penavaires, ſollten zur Unterſtützung der Bataillone Tresckows ſofort 
angreifen, während Zieten noch einmal gegen Nadasdy vorgehen mußte. 
Die Attacke der Küraſſiere Penavaires !) war auch, obwohl die Reiter 
nur ſchwer auf die Höhe kamen, zunächſt von Erfolg begleitet, weil 
der ganz kopflos gewordene Daun ſchon Befehle zum Rückzug gegeben 
hatte, wurde dann aber abgewieſen 2). Die nun einſetzende, von dem 
ſächſiſchen Oberſtleutnant v. Benkendorf eingeleitete Gegenattacke der 
öſterreichiſchen Kavallerie (6— 6/2 Uhr) bereitete zwar der Infanterie 
Tresckows ſchwere Verluſte — die Regimenter Alt-Bevern und Prinz 
Heinrich wurden zuſammengehauen —, doch war damit noch nicht, wie 
das Generalſtabswerk behauptet, der ganze linke Flügel der Preußen 
zerſprengt; Tresckows Bataillone hielten ſich vielmehr mit großer Aus- 
dauer, bekamen beträchtliche Unterſtützung an Infanterie und gingen 
dann noch einmal mit Erfolg vor. 

Denn Friedrich hatte um ½6 Uhr, als die Kriſis bei den Oſter⸗ 
reichern eintrat, nach v. Hoen noch einen anderen Befehl gegeben, der 
ihn „weit mehr auf der Höhe des Schlachtenlenkers“ erkennen laſſe als 
ſeine bisherigen Siege, „ſelbſt jenen von Hohenfriedberg nicht aus— 
genommen“. Der General Bevern nämlich, welcher in der Staffel 
rechts rückwärts von Manſtein bei dem Dorfe Brzezan aufmarſchiert 
und bisher ſcheinbar unbeläſtigt geblieben war, ſollte ſchleunigſt zur 
Mitte abrücken; mit ſeinen und Tresckows Bataillonen wollte der König 
hier vollends durchſtoßen und dann im Verein mit Hülſens rechtem 
Flügel allmählich rechts ſchwenken, um ſo doch noch die öſterreichiſche 
Linie aufzurollen. In der Tat ſei es Bevern gelungen, nachdem er 
einem unbedeutenden Angriff des öſterreichiſchen linken Flügels jtand- 
gehalten, durch Vortäuſchung eines Gegenſtoßes ſich von dem Gegner 


1) Sie folgte alfo der von Seydlig gerittenen Attacke, nicht umgekehrt, 
wie das Generalſtabswerk behauptet. 

2) Penavaire, ſagt v. Hoen, ſei vom Generalſtabswerke „arg zerzauſt“ 
worden, weil er nicht gleich zum Angriff bereitgeſtanden habe; das Durchbrechen 
der ſtarken öſterreichiſchen Front und das dortige Nötigwerden von Reiterei habe 
aber kein Menſch vorausſehen können. Übrigens ſei die Kritik irrig auf dieſes 
erſte Anreiten Penavaires ſtatt auf die zweite, vom Könige perſönlich ein- 
geleitete, aber gänzlich mißglückte Attacke angewendet worden. 

Forſch. z. brand. u. preuß. Geſch. XX VI. 2. 11 


162 Dtto Herrmann [5 14 


loszumachen und „in der Ziehung links“ abzumarſchieren, wobei nur 
die Garde einige Verluſte durch die Dragoner des Grafen d' Ayaſaſa 
erlitt; in den von Tresckows Bataillonen geführten Kampf habe er 
dann energiſch eingegriffen, freilich erſt von 7 Uhr ab, als Daun ſchon 
die Kriſe überwunden und Befehle zur weiteren Rechtsſchiebung ſeiner 
Armee gegeben hatte. | 
Diefer ganz neuen, auf bisher unbekannte öſterreichiſche Quellen +) 
geſtützten Darſtellung ſtehen nun alle früheren inſofern ſcharf gegenüber, 
als ſie nicht nur nichts von einem ſolchen Plane bzw. Befehl des Königs 
wiſſen, ſondern vielmehr die Bataillone Beverns ſich im Kampfe gegen 
den linken öſterreichiſchen Flügel aufreiben bzw. zur Deckung des 
Rückzuges aufopfern laſſen !). 

v. Hoen konnte alſo nicht umhin, ſich mit ſeinen Vorgängern 
auseinanderzuſetzen, indem er ſeinen eigenen Standpunkt rechtfertigte. 
Er tut es in folgender ſcharfſinniger Weiſe. 

Beverns 8 Bataillone, ſagt er, haben mit Ausnahme des Grenadier⸗ 
bataillons Gemmingen und des Regiments Kreytzen ſehr ſchwere Ver⸗ 
luſte erlitten, im Durchſchnitt noch ſchwerere als die Tresckows. Aus 
dieſer Tatſache „konſtruierte“ man „gewaltige abendliche Kämpfe zur 
Deckung des preußiſchen Rückzuges gegen die Offenſive des öſter⸗ 
reichiſchen linken Flügels“. Dabei wurde aber überſehen, daß die 
Diviſion Puebla, „die allein als Gegner in Betracht kommen kann“, 
einen „ganz verſchwindend kleinen Verluſt“ aufweiſt; auch die Kavallerie 
des linken öſterreichiſchen Flügels hat „ſo geringe Verluſte, daß ihr ein 
derartiges Blutbad unter Beverns Bataillonen nicht zugemutet werden 
kann.“ Die „große Schlacht“ am öſterreichiſchen linken Flügel ſei ſomit 
„offenbar eine Fabel“. Fünf Bataillone Beverns müſſen aber „irgend⸗ 
wo anders“ ernſtlich gekämpft haben, und dies war „zweifellos“ an 
der Stelle des Durchbruchs, „wohin fie Friedrich um dieſe Zeit be— 
orderte“. Die hier kämpfenden öſterreichiſchen Regimenter erinnern ſich 
nämlich immer wieder der Leibgarde als Gegner, und ein öſterreichiſcher 
Bericht?) erwähnt geradezu als bekannte Tatſache: „Als der Prinz von 
Bevern mit einigen Bataillonen den letzten Angriff auf den rechten 
Flügel der Armee zu unterſtützen herbeieilte uſw.“ Schließlich würde 
Friedrich, von dem die Außerung vorliegt, er würde „mit 4 friſchen 
Bataillonen“ den Sieg an ſich geriſſen haben, gewiß nicht 8 Bataillone 


1) Namentlich eine franzöſiſche Relation aus dem Nachlaß Lacys. 
2) So auch Goslich. 
3) Der des Oberſten Scheidlin. 
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am rechten Flügel nur zur Sicherung des Rückzuges haben ftehen laffen. 
An Bevern dürfte ſomit um 1/26 Uhr „der Befehl abgeſendet worden 
ſein, unverzüglich zur Mitte abzumarſchieren.“ 

Im Zuſammenhang mit ſeinen neuen Behauptungen über den 
König und Bevern legt v. Hoen nun auch die tadelnden Worte der 
Histoire über Manſtein in neuer, eigenartiger Weiſe aus. Friedrich, 
ſagt er, hat dem von ihm gutgeheißenen und ſogar durch ſeine Gegen— 
wart unterſtützten Vorgehen Manſteins die Schuld an dem Verluſt der 
Schlacht aufgebürdet. Das ſei aber nicht ſo aufzufaſſen, daß er die 
Verwendung der 5 Bataillone mißbilligte, ſondern er meinte, durch 
den Aufmarſch Manſteins ſei Bevern verleitet worden, mit ſeiner 
Diviſion bei Brzezan zu bleiben. Dafür aber, ſagt v. Hoen, „konnte 
Manſtein nichts“, daß Bevern den Marſch nicht fortſetzle oder der König 
nicht rechtzeitig genug eingriff !). Die Verſäumnis habe ſich auch erſt 
fühlbar gemacht, als Kräfte „zur Ausnutzung des Anfangserfolges 
nötig wurden“ und Bevern „erſt von weitem geholt werden mußte, ſo 
daß er zu ſpät kam“. Das habe ſich aber nicht vorausſehen laſſen. 
Denn bis zu dem durch Seydlig hervorgebrachten Umſchwung habe 
Friedrich die Gruppe Tresckow „lediglich als feſthaltend“ betrachtet und 
Erfolg nur von Hülſen erwartet, „ſo daß er an Beverns Heranziehung 
gar nicht dachte“. Erſt um 1/26 Uhr trat die Notwendigkeit ein, 
friſche Truppen zur Unterſtützung Tresckows heranzuziehen. „Daß ſie 
nicht zur Hand waren, mußte den König ſpäterhin ärgern, und ſein 
Zorn haftete um ſo mehr auf Manſtein, der die unſchuldige Urſache 
war, als dieſer bald darauf getötet wurde“ ?), während Bevern die 
Schuld auf Friedrich ſelbſt ſchieben konnte: er hätte ihn nicht ſo lange 
bei Brzezan ſtehen zu laſſen brauchen! Übrigens, meint v. Hoen, 
würde bei einem früheren Linksziehen Beverns wahrſcheinlich auch 
Daun die Diviſion Puebla an den rechten Flügel beordert haben, „ſo 
daß die Vorteile, die fic) Friedrich von einem früheren Einſetzen ver⸗ 
ſprach, vorausſichtlich ausgeglichen worden wären.“ 

Dieſe eigenartige Interpretation der Histoire kann natürlich nur 


1) In dem v. d. Boekſchen Sammelwerte gibt v. H. lediglich Bevern die 
Schuld: „So beging alſo eigentlich Bevern den Fehler, doch wurde ſchließlich 
der bald darauf ums Leben gekommene Manſtein, der nur mittelbar die Ver⸗ 
anlaſſung dazu gab, zum Sündenbock gemacht.“ 

2) Friedrich erhielt die Nachricht, daß Manſtein bei Wellesmin von Pan⸗ 
duren überfallen worden ſei, zuerſt durch den engliſchen Geſandten Mitchell, dem 
er am 26. Juni dafür dankt (Pol. Korr.). Von dieſem Tage ab wird Manſtein 
in den königlichen Aufzeichnungen getadelt, vorher nicht. 

11 * 
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dann zutreffend fein, wenn auch die Behauptungen v. Hoens über den 
königlichen Befehl an Bevern und über deſſen Eingreifen in der Mitte 
zutreffen. Wie ſteht es nun mit deren Glaubwürdigkeit? 

Ich muß geſtehen, daß mir die Auffaſſung von Hoens, als ich ſie 
zuerſt kennen lernte, nach quellenkritiſchen Grundſätzen überkühn, ja 
geradezu unbegreiflich zu ſein ſchien. Wie? Ein 150 Jahre nach der 
Schlacht lebender Autor behauptet, daß die damalige preußiſche Heeres⸗ 
leitung einen Befehl erteilt habe, von deſſen Exiſtenz ſich in den mannig⸗ 
faltigen, meiſt gleichzeitigen Außerungen dieſer Heeresleitung über die 
Schlacht!) auch nicht eine Spur vorfindet? Von dem auch der 
General, an den er ergangen ſein ſoll, in ſeinen Darſtellungen der 
Schlacht?) nichts angibt? Und er behauptet ferner ein auf Grund 
dieſes Befehls erfolgtes Eingreifen des Generals, von dem weder dieſer 
noch der König, alſo die beiden kompetenteſten Augenzeugen, und nur 
öſterreichiſche Quellen etwas wiſſen! Bei der Feſtſtellung des Angriffs- 
planes konnte ſich v. Hoen, wie Goslich, wenigſtens darauf berufen, 
daß die preußiſchen Berichte darüber voneinander abweichen, hier aber 
ſtimmen ſie — mit ganz wenigen Ausnahmen, wie wir ſehen werden — 
überein! 

Und doch: auch ein Friedrich iſt in ſeinen Mitteilungen bisweilen 
unzuverläſſig, nicht bloß dann, wenn es ſich darum handelt, feinen Er- 
folg zu erhöhen bzw. ſeinen Mißerfolg zu verkleinern, z. B. bei Zahlen⸗ 
angaben ?), ſondern auch in ſolchen Fällen, wo er durch Auslaſſungen 
ſeinem eigenen Ruhme Abbruch tut. So ſchildert er in ſeiner Dar⸗ 
ſtellung der Schlacht bei Zorndorf nur ganz kurz das Vorgehen von 
Truppen des rechten Flügels — am Abend des erſten Schlachttages — 
durch den Galgengrund und ſieht die Haupturſache des Mißerfolges in 
ihrer Plünderungswut; nach dem Generalſtabswerke dagegen, dem m. 
E. hierin beizupflichten iſt, erließ er am Abend Befehle zu einem um⸗ 
faſſenden Angriff, bei dem jenes frontale Vorgehen über den Galgen⸗ 
grund hinweg unterſtützt werden ſollte durch ein Vorrücken des linken 


1) Die amtliche Relation, Liſſa 22. Juni 1757; die Briefe Friedrichs an 
den König von England, an den Miniſter Schlabrendorff, an Lehwaldt vom 
20. bis 26. Juni; fein ausführliches Geſpräch mit Mitchell, von letzterem am - 
27. Juni nach Hauſe berichtet; die Raison de ma conduite militaire (Juli 1757) 
und der wohl auch ſchon im Winter 1757/58 entſtandene Abſchnitt der Histoire. 

2) Handſchriftlicher Bericht im Kriegsarchiv des Großen Generalſtabes; 
Märk. Forſchungen Bd. 19; Bellona Bd. 2. 

3) Vgl. die Diſſertation von A. Ritter, Über die Zuverläſſigkeit der 
Orts-, Zahl- und Zeitangaben in den kriegsgeſchichtlichen Werken Friedrichs des 
Großen. Wernigerode 1911. 
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preußiſchen Flügels gegen die rechte Flanke der Ruſſen, und haupt⸗ 
ſächlich das abermalige Verſagen dieſes Flüges machte den „einen ſo 
entſcheidenden Erfolg verheißenden Angriffsplan“ zu nichte 1). Der König 
hat alſo in der Histoire die betreffenden Befehle garnicht erwähnt, ihre 
Ausführung nur teilweiſe geſchildert und die Haupturſache des Miß⸗ 
erfolges eben deswegen nicht richtig wiedergegeben. Liegt ſomit jeden⸗ 
falls die Möglichkeit vor, daß Friedrichs Darſtellung der Schlacht bei 
Kolin auch in dem uns beſchäftigenden Abſchnitt unvollſtändig bzw. 
ungenau iſt, ſo werden wir bei Bevern dieſe Möglichkeit um ſo eher 
zugeben müſſen, als ihm an der Verſchleierung des Tatbeſtandes ge⸗ 
legen ſein mußte und er in ſolchen Fällen, z. B. bei der Darſtellung 
der Schlacht von Breslau, auch ſonſt nicht zuverläſſig iſt ?). 

Berückſichtigt man ferner, daß in den preußiſchen Quellen das 
Terrain, auf welchem der rechte Flügel kämpfte, entweder gar nicht oder 
nur ganz verſchwommen angegeben iſt, ſo ſteigt offenbar die Wagſchale 
zugunſten der öſterreichiſchen Berichte, die, wie es ſcheint, das Gelände 
zum Teil deutlich erkennen laſſen?). Und zwar um jo mehr, wenn 
ihre Glaubwürdigkeit wenigſtens durch zwei preußiſche Zeugniſſe geſtützt 
wird. Sie ſind mitgeteilt von Koſer („Bemerkungen zur Schlacht bei 
Kolin, Forſch. Bd. 11), der ſie nach ſeiner bisher allgemein geteilten 
Auffaſſung allerdings zu verwerfen geneigt iſt. Das eine iſt die An⸗ 
gabe des Kavalleriegenerals Warnery, das 1. Bataillon Garde ſei den 
Sachſen entgegengetreten, habe alſo auf der Kretſchor⸗Höhe gekämpſt, 
gegen welche die erſt vor kurzem in öſterreichiſche Dienſte getretenen 
ſächſiſchen Reiterregimenter ihre Attacken richteten. Nun gehörte die 
Leibgarde zu Beverns Truppen und nach v. Hoen iſt grade fie nebſt 
dem (ebenfalls Bevernſchen) Infanterieregiment Moritz bei jenem Durch⸗ 
bruchsverſuch bis auf die Kuppe (3338) der Kretſchor⸗Höhe gelangt. 
Ebenſo vortrefflich paßt zu v. Hoens Auffaſſung eine Notiz bei de Catt, 
welche Koſer „beſondere Schwierigkeiten“ bereitet. Danach hat ihm der 
König unter den Urſachen der Niederlage die Langſamkeit Beverns ge⸗ 
nannt, was ſich offenbar auf den Marſch Beverns nach der Mitte hin 
(zum Anſchluß an Tresckow) und nicht, wie Koſer meint, auf Vorgänge 
vor der Schlacht bezieht“). 


1) Vgl. meinen Aufſatz über Zorndorf in den „Forſchungen“ Bd. 24, 2. 

2) Vgl. die Abhandlung von G. Winter in den „Jahrbüchern für die 
deutſche Armee und Marine“, 1886. 

3) Leider hat der Herr Verfaſſer keinen Auszug aus dieſen Berichten ge- 
geben, der zur Nachprüfung doch ſehr erwünſcht geweſen wäre. 

4) Auch den Bericht Weſtphalens vom 22. Juni könnte man noch rin: 
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Gegen den einen der indirekten Gründe v. Hoens wider die alte 
Auffaſſung, (daß nämlich der linke öſterreichiſche Flügel zu geringe Ver= 
luſte erlitten habe, als daß er unter den Bataillonen Beverns ſo furcht⸗ 
bar aufgeräumt haben könnte), ließe ſich vielleicht einwenden, daß auch 
der preußiſche linke Flügel bei Roßbach unter geringem eigenen Ber= 
luſt dem Feinde großen Schaden zugefügt hat. Aber damals handelte 
es ſich um überraſchte und teilweiſe minderwertige Truppen, während 
die (nicht überraſchte) preußiſche Infanterie bei Kolin nach Tempelhoffs 
Zeugnis „die Hölle geſtürmt hätte“, wenn es ihr vom Könige befohlen 
worden wäre. 

Noch durchſchlagender als dieſer indirekte Grund ſcheint mir der 
zweite von unſerem Autor vorgebrachte zu ſein: die Unmöglichkeit, daß 
Friedrich in einer Situation, wie der durch Seydlig herbeigeführten, 
acht Bataillone ſollte untätig haben ſtehen laſſen. In jeder ſeiner 
Schlachten — von Mollwitz bis Torgau — ſehen wir ja den König 
unermüdlich beſtrebt, alle Kräfte zur Erringung des Sieges einzuſetzen. 
Der junge Herrſcher eilt bei Mollwitz vom Schlachtfelde, nicht in feiger 
Flucht, wie man ihm wohl angedichtet hat, ſondern um die in der 
Nähe ſtehenden Truppen zur Erneuerung des Kampfes heranzuholen !), 
und der ſchon alternde Held wirft bei Torgau, als die Schlacht ſchon 
beendigt ſchien, die in der Dunkelheit auf dem Schlachtfelde ankommenden 
friſchen Truppen ſofort in den Kampf, da grade jetzt noch unerwarteter 
Weiſe die wenn auch entfernte Möglichkeit des Sieges ſich zeigte. Dieſen 
Geiſt des Königs, dieſen unerſchütterlichen Willen zum Sieg, hat 
v. Hoen mit Recht für ſeine Auffaſſung ins Treffen geführt und ihr 
m. E. grade dadurch eine ſichere Grundlage gegeben. | 

Nun ſcheint gegen den Durchbruchsverſuch Friedrichs bet Kolin 
noch zu ſprechen, daß ein derartiges bewußtes Durchbrechen der feind— 
lichen Front doch eigentlich erſt der Napoleoniſchen Epoche angehört. 
Aber, wie Hans Delbrück richtig hervorhebt?), „die verſchiedenen Epochen 
der Geſchichte ſtehen ſich nicht ſo ſchroff gegenüber, daß man ſie räumlich 


ziehen, wonach ein Bevernſcher Offizier am 19. dem Könige die Nachricht brachte, 
„que, l'aile droite ayant aprés les 6 heures du soir attaqué de nouveau, 
l’ennemi avait été repoussé à son tour“. Dieſe Botſchaft braucht ſich nicht, 
wie Ko ſer interpretiert, auf die „Zurückweiſung der öſterreichiſchen Angriffe erſt 
in der Dunkelheit“, ſondern kann ſich ſehr wohl auf das anfangs ſiegreiche ge— 
meinſame Vordringen Beverns und Tresckows, das nach v. Hoen gegen '/28 Uhr 
ftattfand, beziehen. 

1) Vgl. meinen Aufſatz: Friedrich II. bei Mollwitz (Sonntagsbeilage der 
Voſſ. Zeitung, 1910). 

2) Preußiſche Jahrbücher 1913, Februarheft. 
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voneinander abſondern könnte; allenthalben gibt es Übergänge und 
Vorläufer“; könne man doch z. B. auch Friedrichs getrennten Anmarſch 
zur Schlacht bei Torgau als einen Vorläufer des ganz modernen 
Moltkeſchen Anmarſches aus verſchiedenen Fronten anſehen, wie er nach 
Schlichting ſelbſt einem Napoleon fremd geweſen ſei, der ſeine Truppen 
vor der Schlacht zuſammengezogen habe. Außerdem iſt zu beachten, 
daß das Durchbrechen bei Kolin in linearer, nicht in Kolonnenformation 
erfolgen ſollte 1), daß Friedrich ferner, wie v. Hoen mit Recht vermutet, 
nach erfolgtem Durchbruch mit Tresckow, Bevern und dem rechten 
Flügel Hülſens (oben S. 17) zur Aufrollung des Gegners rechts 
einſchwenken, alſo die ſtets von ihm feſtgehaltene Idee der ſchiefen 
Schlachtordnung auch jetzt noch verwirklichen wollte, und daß er ſchließlich 
doch auch erſt wenige Wochen vorher, bei Prag, durch die Gunſt der 
Umſtände bewogen und gefördert, einen Teil der feindlichen Front durch⸗ 
brochen hatte (vgl. oben S. 2 Anm. 3). 


Über den Ausgang der Schlacht können wir uns kurz faſſen. Das der Aus- 
Vorgehen der Bataillone Beverns und Tresckows hatte anfangs zwar 5 
ſolchen Erfolg, daß die Situation für die Oſterreicher zeitweiſe „äußerſt Furt vonn 
kritiſch“ wurde und Zaghafte bereits wieder an den Rückzug dachten, A 
wurde dann aber durch die öſterreichiſche Kavallerie gehemmt, die im 
Verein mit den Infanterieregimentern Salm, Gaisruck und Neipperg 
der Diviſion Stahremberg die ganze preußiſche Infanteriegruppe von 
Süden her aufrollte, wobei natürlich jene Truppen, die am weiteſten 
gegen Süden vorgedrungen waren, am meiſten dezimiert wurden. Die 
preußiſche Kavallerie kam teils zu ſpät, teils machte ſie, trotz des Bei⸗ 
ſpiels ihres Königs?), durch das Flankenfeuer von der Przerowsky— 

Höhe getroffen, bald Kehrt. | 

Es war gegen 8 Uhr. Noch länger — nämlich bis gegen 9 Uhr — 

behaupteten ſich dann noch, außer Zietens Huſaren, die Bataillone 


1) v. Hoen läßt auf feiner Skizze der Situation um ½8 Uhr rechts im 
Haken neben dem am weiteſten nach Süden (über die Kretſchorkuppe) vor⸗ 
gedrungenen und durch die Garde gedeckten Regiment Moritz (vgl. oben S. 21) 
folgende Bataillone mit der Front nach Südweſten nebeneinander kämpfen: 
2 Kalkſtein (neben Moritz bzw. Garde), dann 2 Schulze, 2 Hülſen, 2 Wied, das 
2. Bataillon Anhalt und 2 Kreytzen. 

2) Hier wird vielleicht jener Ausſpruch Friedrichs gefallen ſein: „Aber, 
meine Herren Generals, wollen Sie nicht attackieren? Sehen Sie nicht, wie der 
Feind in unſere Infanterie einhaut? In Teufels Namen attackieren Sie doch! 
Allons, ganze Kavallerie, Marſch, Marſch!“ 


168 Otto Herrmann [5 20 


Hülſens bei Kretſchor 1), wodurch hauptfächli die Oſterreicher an der 
Verfolgung gehindert wurden 2). Dies wird durch preußiſche Quellen 
(Histoire, Tempelhoff) ausdrücklich bezeugt, während das Generalſtabs⸗ 
werk die Bataillone Tresckows und Hülſens gleichzeitig zuſammen⸗ 
brechen läßt und die Schlußkämpfe bei Kretſchor überhaupt nicht er⸗ 
wähnt. Aus den öſterreichiſchen Quellen?) geht ſogar die überraſchende 
Tatſache hervor, daß es Hülſen noch einmal gelang, ſich des Eichbuſches 
wenigſtens zum Teil zu bemächtigen. Bei ſeinem Abmarſch in der 
Dunkelheit geriet allerdings das ihn deckende, aber ganz umzingelte 
Grenadierbataillon Nimſchefsky in Gefangenſchaft; ſo erklären ſich ſeine 
98% Berluft?). 

Der König hatte ſchon vorher, als der Durchbruchsverſuch ge— 
ſcheitert und damit jede Hoffnung auf Sieg geſchwunden war, das 
Schlachtfeld verlaſſen. Um „weiteres Unheil zu verhüten und die in⸗ 
takten Kräfte zur Verteidigung des eigenen Landes zu erhalten“, nicht, 
wie ſein Bruder hämiſch meinte, um ſeine Perſon in Sicherheit zu 
bringen ), jagte er fo ſchnell wie möglich mit einer kleinen Kavallerie⸗ 
eskorte über Nimburg nach Prag. Ob er vorher das Kommando formell 
an Bevern übergeben, wie dieſer freilich ſelbſt behauptet, hält v. Hoen 


1) Und im Anſchluß an ſie auch die weiter nördlich am Höhenrande „bis 
zur Erſchöpfung der Munitionsvorräte“ aushaltenden Truppen des Zentrums. 

2) Es erſcheint daher nicht gerechtfertigt, wenn Daun im Generalſtabswerk 
getadelt wird, daß er, „ſo ſehr die Auflöſung der ohnehin ſchwachen preußiſchen 
Infanterie auch auffordern mußte, den langen Junitag beſſer auszunutzen“, doch 
nicht verfolgt habe. Die Schlacht dauerte eben bis zur Dunkelheit, ſo daß die 
Oſterreicher die Größe ihres Erfolges bzw. der preußiſchen Niederlage nicht über⸗ 
ſehen konnten. Dazu kommt, daß, wie v. Hoen mit Recht hervorhebt, die 
Lineartaktik eine rückſichtsloſe Verfolgung überhaupt nicht zuließ, wie ſich dies 
„ſelbſt bei den Siegen des gewiß energiſchen und über die Anſchauungen ſeiner 
Zeit weit hinausragenden Preußenkönigs“ zeige. 

3) Der „franzöſiſchen Relation“ (vgl. oben S. 18, Anm. 1) und der Re⸗ 
lation der Serbelloni⸗Küraſſiere. 

4) Der Stand des Bataillons vor der Schlacht betrug (nach Generalftabs- 
werk. Anhang 6 und v. H. Anhang V) 15 Offiziere und 652 Mann, nach der 
Schlacht (nach v. H. Anhang III) nur 14 Mann. Im Generalſtabswerk wird die 
Gefangennahme des Bataillons natürlich ebenſowenig erwähnt wie der ganze 
Schlußkampf Hülſens. 

5) Prinz Heinrich an die Prinzeſſin Amalie: „Phaeton iſt geſtürzt, und 
wir wiſſen nicht, was aus uns werden wird. Der 18. wird für Brandenburg 
auf ewig unheilvoll ſein. Phaeton hat für ſeine Perſon Sorge getragen und 
ſich zurückgezogen, bevor der Verluſt der Schlacht völlig entſchieden war.“ 
(Koſer, König Friedrich der Große II, 1, S. 100.) 
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für zweifelhaft, da vermutlich weder Prinz Moritz noch Bevern, mit 
der Führung der Truppen beſchäftigt, für ihn in dem letzten Wirrwarr 
erlangbar waren. f 


Zweierlei iſt an den Unterſuchungen v. Hoens über Kolin für uns 
beſonders bemerkenswert: das neue, greifbar anſchauliche Bild von der 
Schlachtenführung des Königs, welches hier vor unſern Blicken ent⸗ 
rollt wird, und die Art, wie der Verfaſſer zur Konzeption dieſes Bildes 
gekommen iſt. | 

Wir fehen den König zunächſt einen Plan zur Umgehung der 
Feinde entwerfen, der, obwohl „allzu fein ausgedacht“, angeſichts ihrer 
Stellung und völligen Paſſivität wohl ausführbar geweſen wäre, wenn 
ihn nicht der König ſelbſt nach längerem fehlerhaften Abwarten einer 
verhängnisvollen Anderung unterzogen hätte. Die infolgedeſſen endlich 
erfolgte Verſchiebung der öſterreichiſchen Armee bringt ihn dann zu dem 
„mehr durch Temperament als durch Überlegung“ eingeflößten Ent⸗ 
ſchluß, in Front anzugreifen. Das Glück lächelt ihm hierbei, die öſter⸗ 
reichiſche Linie wird von Seybdlitz durchbrochen, aber Friedrichs energiſche, 
echt napoleoniſchen Verſuche, gegen dieſen erſchütterten Teil der feind⸗ 
lichen Front alle Kräfte einzuſetzen und ſo den Sieg doch noch an ſich 
zu reißen, ſcheitern daran, daß ein Teil dieſer Kräfte, nämlich die 
Kavallerie, verſagt. „Hätte er es vermocht, eine Maſſe von etwa 
50 Eskadrons, wie er beabſichtigte, auf die Höhe zu bringen, ſo wäre 
ihm nach menſchlichem Ermeſſen beim abendlichen Durchbruch denn doch 
der Sieg beſchieden geweſen. Seine Entſchlußfähigkeit, Tatkraft und 
Hartnäckigkeit hätte einen beſſeren Lohn finden müſſen, nämlich ſtatt 
der Niederlage einen glänzenden Sieg, den er als Schlachtenlenker 
kaum jemals mehr verdiente als grade bei Kolin.“ 

Faſt ebenſo intereſſant wie dieſe überwiegend neuen Reſultate er⸗ 
ſcheint mir die Methode, mittels deren v. Hoen zu ihnen gelangte. 
Um ſich über die Pläne und Entſchlüſſe des Königs zu belehren, geht 
er nicht von dem Bericht aus, den dieſer uns ſelbſt darüber hinter⸗ 
laſſen hat, zieht auch die anderen diesbezüglichen Zeugniſſe nur teil⸗ 
weiſe mit heran, ſondern unterſucht zunächſt — hauptſächlich auf Grund 
der von ihm neuerſchloſſenen öſterreichiſchen Quellen und anderer ob- 
jektiven Angaben, ſowie mit eingehender Berückſichtigung des Terrains, 
der örtlichen und zeitlichen Entfernungen, der Verluſtziffern, aber auch 
geiſtiger Momente, wie des Charakters des Königs — welches die 
Situation vor dem Beginn des eigentlichen Kampfes war und wie der 
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Kampf dann in ſeinen einzelnen Abſchnitten nur verlaufen ſein kann, 
um von dieſer ſachlichen Grundlage aus ſich erſt Vorſtellungen von den 
Plänen und Befehlen Friedrichs zu machen und im Anſchluß daran 
ſeinen Bericht zu deuten bzw. zu kritiſieren. Sein Verfahren iſt alſo 
das umgekehrte wie das der meiſten Hiſtoriker: die ſachliche Möglich- 
keit, keine andere Beglaubigung, wird ihm bei der Ungenauigkeit der 
Tradition zum alleinigen Prüfſtein für die Bewertung aller Quellen- 
angaben, Sachkritik geht ihm vor Quellenkritik, wenigſtens vor dem, 
was man gewöhnlich darunter verſteht. Mag dieſe Methode, welche neben 
einer beträchtlichen Fachkenntnis auch ein hohes Maß kombinatoriſcher 
Phantaſie erfordert, Irrtümer im einzelnen nicht ausſchließen: ihre Be⸗ 
rechtigung und Zuverläſſigkeit im allgemeinen ſcheint mir unter anderm 
dadurch erwieſen, daß ein Mitglied der Delbrückſchen Schule, welche 
dieſe Methode ſchon lange befolgt, ganz unabhängig von dem öſter⸗ 
reichiſchen Autor in mehreren wichtigen, die preußiſche Führung bei 
Kolin betreffenden Fragen zu demſelben Ergebnis wie er gelangt iſt. 
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VI 


König Friedrich Wilhelm III., 
Hardenberg und die prenßiſche Verfaſſungs frage 


Von 
Paul Haake 


Es iſt eine heute noch offene, von den Hiſtorikern ſehr verſchieden 
beantwortete Frage, welchen Umſtänden es vornehmlich zugeſchrieben 
werden müſſe, daß der Hohenzollern ſtaat unter der Regierung Friedrich 
Wilhelms III. keine Reichsſtände bekam, ſondern durch das Geſetz vom 
5. Juni 1823 nur acht Provinziallandtage. Hat es an der Menge 
und Größe der zu überwindenden ſachlichen Hinderniſſe gelegen, oder 
trug die Unzulänglichkeit der zur Durchführung des Werkes berufenen 
Perſonen die Hauptſchuld daran, daß das Verfaſſungsverſprechen vom 
22. Mai 1815 fo unvollkommen eingelöſt wurde? 

Heinrich von Treitſchke, der 1873 im März: und Aprilheft der 
Preußiſchen Jahrbücher einen Aufſatz „Der erſte Verfaſſungskampf in 
Preußen“ veröffentlichte und ihn ſpäter ohne weſentliche Anderungen 
in ſeine „Deutſche Geſchichte im 19. Jahrhundert“ übernahm, war der 
Anſicht, daß man zwar in den erſten Jahren nach der Erhebung und 
Neubildung Preußens den von lokalen und provinziellen, perſönlichen 
und Klaſſenintereſſen noch allzuſehr beherrſchten Untertanen unmöglich 
ſchon durch eine Nationalrepräſentation gewichtigen Einfluß auf das 
Wohl des Ganzen einräumen konnte, und daß die Grundlagen der 
Verwaltung erſt feſtſtehen mußten, ehe man es wagen durfte, den un- 
zähligen widerſtrebenden Elementen des Staates reſp. ihren parlamen⸗ 
tariſchen Vertretern legislative Befugniſſe zu übertragen, daß aber doch 
weit überwiegende Gründe für die unbedingte Einlöſung des königlichen 
Wortes und für baldige Berufung von Reichsſtänden ſprachen, und 
daß vielleicht nach dem Jahre 1820 ein großer Staatsmann Preußen 
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in die Wege des konſtitutionellen Lebens hätte hinüberführen können, 
ohne die Allianz mit Oſterreich und Rußland, die allerdings dadurch 
gefährdet wurde, gänzlich aufzugeben. Daß das im dritten Jahrzehnt 
wohl Mögliche unterblieb, daß die altſtändiſche Partei den Plan eines 
das ganze Volk repräſentierenden Parlaments zu hintertreiben vermochte, 
daran iſt nach Treitſchkes Meinung nur die Schwäche und Mutloſigkeit 
Hardenbergs ſchuld geweſen. 

Dieſe Auffaſſung ſcheint im großen und ganzen geteilt zu werden 
von Guftav Schmoller, der 1898 in feiner Rede über das preußiſche 
Handels⸗ und Zollgeſetz vom 26. Mai 1818 erklärte: Hätte damals 
eine raſch gebildete Volksvertretung über Preußens Wirtſchaftspolitik 
beraten und diskutieren ſollen, ſo wären die Zerriſſenheit des Staates 
und die Gegenſätze der provinziellen und ſonſtigen Intereſſen zu ſchroff 
zutage getreten. „Der damalige Staatsrat war immerhin für jene 
Tage das beſtmögliche Tribunal der Entſcheidung.“ Und wenn auch 
Schmoller den Fürſten Hardenberg weſentlich günſtiger beurteilt als 
Treitſchke, ſo erinnert doch an das Verdikt des letzteren wieder ein 
wenig der Satz, dem Schickſal, das jedem großen Reformminiſter be⸗ 
gegne, rechts und links Widerſacher zu finden, ſei auch der Staats⸗ 
kanzler mehr und mehr unterlegen, als er alternd, zurückweichend, nicht 
mehr fähig war, ſich das volle Vertrauen ſeines Königs zu erhalten. 

Gegen die Auffaſſung, daß die Einführung einer Verfaſſung an 
der Ungeklärtheit der inneren Zuſtände Preußens hätte ſcheitern müſſen, 
daß es um ihretwillen notwendig und politiſch richtig geweſen ſei, dem 
Staate die Segnungen des Verfaſſungslebens noch vorzuenthalten, hat 
ſich Max Lenz in ſeiner Geſchichte Bismarcks gewandt; nicht ſowohl 
auf dem Felde der inneren wie auf dem der auswärtigen Politik lagen 
nach ſeiner Meinung die Schwierigkeiten, mit denen die Regierung bei 
der Einberufung von Reichsſtänden zu rechnen hatte. „Undenkbar“, 
ſagt Lenz (S. 11), „war es für Preußen, ſich eine Verfaſſung zu 
geben und dabei doch der auf die Ausgeſtaltung der nationalen Einheit 
gerichteten Bewegung zu widerſtreben. Die Umgeſtaltung ſeiner inneren 
Politik mußte unbedingt zur Abwandlung ſeiner äußeren führen. Es 
hätte in Beziehung treten müſſen zu dem revolutionären Geiſte, der 
ſeit der ſpaniſchen Erhebung Breſche auf Breſche in das Syſtem der 
heiligen Allianz legte, und ſich in die Reihe der Mächte ſtellen, welche 
dieſe Seite wählten. Wollte es ſeine Kraft an die Löſung der deutſchen 
Frage ſetzen, ſo mußte es vor allem den Mut haben, den Bruch mit 
den Mächten, denen die Politik des Beharrens das Lebensintereſſe war, 
mit Rußland und dem Oſterreich Metternichs, zu riskieren und, wo es 
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ſein mußte, Europa Trotz zu bieten. Ob dies“ — fügt Lenz, damit 
auch Hardenberg bis zu einem gewiſſen Grade entſchuldigend, hinzu — 
„angeſichts der Weltlage damals möglich geweſen wäre, ob ſich ein 
Staatsmann hätte finden laſſen, der dies ungeheure Werk vollendet 
hätte, mag billig beſtritten werden.“ 
| Beitritten wurde es bereits mehrere Jahre vor dem Erfcheinen 
der Geſchichte Bismarcks von dem Biographen Gneiſenaus, Hans Del- 
brück; daß die Geſetzgebung in Preußen im Sinne des Liberalismus 
ſobald ins Stocken geriet, lag nach ihm zuguterletzt an der Unmög⸗ 
lichkeit, den deutſchnationalen Forderungen der liberalen Partei gerecht 
zu werden. „Je mehr“, erklärt Delbrück (Gneiſenau 11%, 309 und 
846), „die liberale Partei ihre deutſchnationalen Beſtrebungen hervor⸗ 
kehrte und ſich damit in einen unverſöhnlichen Zwieſpalt mit der 
preußiſchen Regierung ſetzte, die nun einmal zurzeit jenen Forderungen 
zu genügen weder fähig noch willens war, deſto entſchiedener betonte 
die ariſtokratiſche Partei ihre altpreußiſch-partikulariſtiſche Geſinnung. 
Jene wurde zur oppoſitionellen, dieſe zur gouvernementalen Partei. 
Einmal ſo gruppiert, reizten und ſteigerten ſich dieſe Gegenſätze immer 
höher. Dort erzeugte die Verzweiflung an der Kraft und dem Willen 
der Regierungen republikaniſche Ideen, hier ließ man alle ſtändiſchen 
Oppoſitionserinnerungen, die immerhin in den alten Adelsgeſchlechtern 
keineswegs erloſchen waren, fallen und bekannte ſich zum abſoluten 
Monarchismus.“ Freilich hätten ſich auch Stein und Hardenberg über 
die dem Lande zu verleihende Konſtitution wohl niemals einigen können; 
tatſächlich ſei auch ſchon an der Unmöglichkeit, die beiden von ihnen 
vertretenen entgegengeſetzten Prinzipien, das ſtändiſche und das liberale, 
zu vereinigen, ganz abgeſehen von den tieferen politiſchen Urſachen, das 
Verfaſſungswerk in Preußen geſcheitert (S. 348). 

Dieſe Auffaſſung hat ein anderer ausgezeichneter Kenner der Zeit 
vor 100 Jahren, der Biograph Boyens, mit großer Beſtimmtheit zurück⸗ 
gewieſen; Friedrich Meinecke bekennt ſich zu der Anſicht Heinrich 
von Treitſchkes, daß Preußen etwa im Jahre 1820 eine moderne Ver⸗ 
faſſung hätte erhalten können und ſollen. Allerdings durfte es — 
meint auch er — damals noch nicht Deutſchlands Einigung wie ein 
halbes Jahrhundert ſpäter betreiben; aber wenn es ſich auf ſich ſelbſt 
konzentrierte und ſeine Machtmittel mehrend, ſein Reformwerk aus⸗ 
bauend ohne Ungeduld der Stunde harrte, die das nationale Ziel des 
Liberalismus verwirklichen konnte, ſo würde es damit den meiſten 
deutſchen Patrioten jener Tage vermutlich genügt haben: „Die öffent⸗ 
liche Meinung forderte nach 1815 von Preußen in erſter Linie nicht 


174 Paul Haake [526 


eine Politik der nationalen Agitation in Deutſchland, ſondern eine 
Fortführung der liberalen Geſetzgebung im Innern, eine Verfaſſung 
vor allem“ (Boyen II, 354). Sie hätte ſich damals verwirklichen 
laſſen, der reformwillige Ariſtokratismus mit dem Liberalismus ſich 
verſtändigen können; zwiſchen beiden hat im Oktober 1819 Wilhelm 
von Humboldt durch ſeinen Verfaſſungsentwurf die Brücke geſchlagen, 
und „Stein billigte den von Humboldt empfohlenen Weg im weſent⸗ 
lichen als gangbar und möglich“ (S. 355). Daß die Reaktion dann 
ſchließlich doch ſiegte, muß man nach Meinecke vornehmlich auf Rechnung 
der führenden Perſönlichkeiten ſetzen. „Man hat“, ſagt er (S. 369 
und 370), „in den Unterredungen Metternichs mit Friedrich Wil- 
helm III., die Ende Juli 1819 zu Teplitz erfolgten, die entſcheidende 
verhängnisvolle Wendung der inneren preußiſchen Politik finden wollen. 
Schon von vornherein aufs tiefſte erſchüttert durch das enthüllte Schreck— 
bild der Revolution, von Metternich zu günſtiger Stunde geſchickt be⸗ 
arbeitet, habe er, der König, den Kurs angegeben, den der Staatskanzler 
dann ſogleich gefügig ſteuerte. Das war, äußerlich geſehen, allerdings 
der Hergang, aber es war nicht der ganze innere Hergang. ‚Es find 
in Preußen“, ſagte Metternich damals, ‚zwei negative Gewalten im 
Kampfe: die Schwäche des Königs mit jener des Staatskanzlers.“ Das 
war das Unglück von vornherein, daß dieſem wohlwollenden, aber eng 
und ängſtlich denkenden Monarchen ein Berater zur Seite ſtand, der 
ſelbſt innerlich ſchwach und haltlos war. Was konnte anderes daraus 
kommen, als daß eines Tages ein Stärkerer über den König kam und 
den Staatskanzler beiſeite ſchob? Und wenn Hardenberg jetzt verſuchte, 
gleichſam zu wetteifern mit Metternich und der Hofpartei und durch 
energiſche Beteiligung an ihrer Zwangs- und Unterdrückungspolitik ihr 
und des Königs Vertrauen wiederzugewinnen, um feinen Verfaſſungs— 
plan zu retten, ſo war auch hiervon der Ausgang vorauszuſehen. Eine 
liberale Politik mit illiberalen Mitteln war eine innere Unmöglichkeit. 
Zug für Zug glitt Hardenberg wieder hinunter auf der ſchiefen Ebene, 
und auf die Tage von Teplitz folgten die Karlsbader Beſchlüſſe.“ 

Zu den von den genannten Forſchern aufgeworfenen Fragen mußte 
ich zum erſten Male Stellung nehmen, als ich im Dezember 1906 vor 
der philoſophiſchen Fakultät der Berliner Univerſität meine Probe- 
vorleſung hielt; die Studien, die ich zu dieſem Zwecke im dortigen Geh. 
Staatsarchiv (B. A.) und im Charlottenburger Hausarchiv (Ch. A.) 
machte, habe ich dann an beiden Stellen zu ergänzen und zu vertiefen 
geſucht und auch noch im Wiener Haus-, Hof- und Staatsarchiv (W. A.) 
die Berichte des Grafen Zichy, des öſterreichiſchen Geſandten am Berliner 
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Hofe, aus den Jahren 1815—1823 und das einſchlägige Material im 
Beymeſchen Nachlaß durchgeſehen, den mir der Urenkel des Großkanzlers, 
Herr v. Gerlach auf Parſow, gütigſt zur Verfügung ſtellte; außer ihm 
und den Herren Direktoren und Beamten jener drei Archive bin ich 
auch meinem Freunde Friedrich Meuſel zu großem Dank verpflichtet, 
der mir die Aushängebogen des zweiten Bandes ſeiner Marwitz⸗Publi⸗ 
kation auf einige Wochen überließ und von den Ergebniſſen ſeiner 
Studien über die altſtändiſche Partei vor und nach den Freiheitskriegen 
mancherlei mitteilte. Zur endgültigen Löſung der angeführten ſtrittigen 
Probleme reichte das alles zwar noch nicht hin; ich glaube mich aber 
nun doch genügend in fie hineingearbeitet zu haben, um mit der Auf 
faſſung, zu der ich gekommen bin, hervortreten zu dürfen; insbeſondere 
wenn ich mich im weſentlichen auf die Stellungnahme des Königs und 
Hardenbergs zur preußiſchen Verfaſſungsfrage und ihr perſönliches Ver⸗ 
hältnis zueinander beſchränke; an ihren Worten und Taten müſſen ja 
die Einflüſſe der auswärtigen Konſtellation und der inneren Lage am 
deutlichſten zutage treten, und ein Rückſchluß auf die größere Stärke 
der einen oder der anderen dürfte doch wohl noch am eheſten zutreffend 
ausfallen, wenn er ſich ſtützt auf das Verhalten des Staatsoberhaupts 
und ſeines vornehmſten Ratgebers. Über die Motive, die für ſie 
ſchließlich den Ausſchlag gaben, abſolute Gewißheit zu bekommen, wird 
freilich nicht immer gelingen; der vorſichtige und weitblickende, fein⸗ 
fühlige und ſchmiegſame Hardenberg macht einem gewiſſenhaften Forſcher 
nach dieſer Seite kaum geringere Schwierigkeiten als der viel weniger 
komplizierte, aber überaus wortkarge Friedrich Wilhelm III. 

Es kann zunächſt als eine erwieſene Tatſache gelten, daß in den 
erſten Jahren nach dem Tilſiter Frieden und der prinzipiellen Zuſtim⸗ 
mung des Königs zu umfaſſenden, auch die Stände miteinbegreifenden 
Reformen unter den Erwägungen, die den Monarchen immer wieder 
bedenklich ſtimmten, Rückſichten der auswärtigen Politik eine ganz 
hervorragende Rolle geſpielt haben; man durfte, niemals ſicher, ob 
Napoleon ſich mit der Verkleinerung und Ausſaugung Preußens be- 
gnügen oder es bei der erſten ſich ihm bietenden Gelegenheit völlig ver⸗ 
nichten werde, auf keine Weiſe den Gewaltigen reizen, der im Februar 
1808 dem Bruder Friedrich Wilhelms III. gegenüber aus ſeinem Miß⸗ 
trauen gar kein Hehl machte und unzweideutig erklärte, die Berliner 
Regierung ſei viel zu ſchwach, um das Volk, das die Franzoſen bitter 
haſſe, im Zaume zu halten; man durfte die öffentliche Meinung, die 
durch die fortdauernde militäriſche Beſetzung des Landes und die un- 
aufhörlichen finanziellen Forderungen der fremden Bedrücker immer von 
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neuem aufgeſtachelt wurde, nicht in den Stand ſetzen, durch den Mund 
mehrerer Dutzend frei gewählter Volksvertreter ihr Herz auszuſchütten 
und den lauernden Gegner herauszufordern, ſolange der Erfolg einer 
Erhebung Preußens mehr als ungewiß blieb, die franzöſiſche Armee ſich 
allen anderen Heeren nach wie vor überlegen erwies und der ruſſiſche 
Zar klar zu verſtehen gab, daß er einen von Napoleon ihm auf⸗ 
genötigten Krieg anfänglich defenſiv führen und ſich immer weiter ins 
Innere zurückziehen, d. h. alſo Preußen überlaſſen werde, ſich mehrere 
Wochen oder Monate gegen den übermächtigen Feind allein zu wehren. 
Zweifelsohne haben dieſe Überlegungen den König mitbeſtimmt, erſt 
qm 27. Oktober 1810 bei der Ankündigung der Finanz⸗ und Steuer⸗ 
reformen aller Welt zu offenbaren, daß er ſich vorbehalte, der Nation 
eine zweckmäßig eingerichtete Repräſentation ſowohl in den Provinzen 
als für das Ganze zu geben, deren Rat er gern benutzen werde; 
zweifelsohne verzögerte ſich die Eröffnung der bald darauf einberufenen 
Notabelnverſammlung um mehrere Wochen, weil die zu Anfang des 
Jahres 1811 immer drohender werdende Haltung der Franzoſen zu 
größter Beſchleunigung und Geheimhaltung der Rüſtungen und zu 
pünktlichſter Erfüllung der eingegangenen finanziellen Verpflichtungen 
nötigte; zweifelsohne wurde 1812 die Aufgabe der interimiſtiſchen 
Landesrepräſentation beſchränkt auf die Regulierung der Provinzial⸗ 
und Kommunalkriegsſchulden und den Deputierten verboten, ſich von 
ihren Wählern noch über irgend etwas anderes Inſtruktionen geben zu 
laſſen oder Fremden den Zutritt zu ihren Sitzungen zu geſtatten, damit 
nicht die Beziehungen Preußens zu Frankreich von den Rednern berührt 
würden und die Gemüter ſich nicht noch mehr erhitzten. Parlamen⸗ 
tariſche Diskuſſionen über ſich verſchärfende Konflikte mit einem Nachbar⸗ 
volk werden ſelbſt für den Schlagfertigen und Stärkeren ſtets ein miß⸗ 
liches Ding bleiben; ſie in Preußen zuzulaſſen, wäre bis zum Beginn 
des Jahres 1813 ein ſtrafwürdiger Leichtſinn der verantwortlichen 
Perſönlichkeiten geweſen. 

Die Denkſchrift, die Hardenberg dem Könige am 12. November 
1808 in Braunsberg überreichte !), liefert uns den urkundlichen Be- 
weis, daß der oberſten Stelle ſchon früh die Augen geöffnet wurden 
über die Gefahren, welche den Beziehungen des Staates zum Auslande 
durch eine patriotiſch erregte, in der Freiheit ihrer Debatten nicht ein⸗ 
geſchränkte Nationalverſammlung ſicherlich erwachſen wären; ein Haupt⸗ 


1) Paul Haſſel, Geſchichte der preußiſchen Politik 1807.—1815. 1. Teil. 
S. 570/71. 
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grundſatz, betonte Hardenberg, müſſe jetzt ſein, alles Aufſehen ſorgfältigſt 
zu vermeiden, und was mache wohl ein größeres und gefährlicheres 
Aufſehen als eine unvorſichtige und unzeitige Bearbeitung des Volkes? 
Aber auch ſchwerwiegende Gründe der inneren Politik ſprachen gegen 
die baldige Einberufung von Reichsſtänden und ihre Ausſtattung mit 
weitreichenden Befugniſſen; ſie ſind von den Beratern Friedrich Wil⸗ 
helms III. kaum ſpäter ins Feld geführt worden als jene, und zwar 
nicht nur von prinzipiellen Gegnern jeder tief einſchneidenden Neuerung, 
ſondern auch von optimiſtiſchen, reformfreudigen Männern. Es wird 
genügen, an einen Stürmer und Dränger wie den Freiherrn vom Stein 
zu erinnern, der doch im Dezember 1807 recht bedachtſam an Harden⸗ 
berg ſchrieb !), die Nation gleiche zurzeit in bezug auf ihre politiſche 
Reife noch unmündigen Kindern und könne nur ganz allmählich auf 
eigene Füße geſtellt werden; der Übergang zum Konſtitutionalismus 
dürfe nicht zu haſtig erfolgen, man müſſe die Menſchen nach und nach 
an ſelbſtändiges Handeln gewöhnen, ehe man ſie zu großen Verſamm⸗ 
lungen berufe und ihnen große Intereſſen zur Diskuſſion anvertraue, 
und bekanntlich glaubte Stein in der Naſſauer Denkſchrift das paſſive 
Wahlrecht zu den Provinziallandtagen und zum Reichstage außerdem 
noch auf die freien Eigentümer beſchränken zu müſſen, denen ihr Grund⸗ 
beſitz mindeſtens eine jährliche Rente von 300 Talern eintrüge, und den 
Mitgliedern der Nationalrepräſentation zunächſt nur beratende Rechte 
zugeſtehen zu dürfen. Unzweifelhaft riet er dem Könige gut, eine zu 
einem einzigen Körper vereinigte Vertretung aller Provinzen vorläufig 
überhaupt nicht zu bilden, ſondern erſt die geſamte Adminiſtration zu 
reorganiſieren und die große Maſſe der Bewohner von Stadt und Land 
in der Schule der Selbſtverwaltung ihrer Gemeinden und der Kreiſe 
zu freudiger und erſprießlicher Mitarbeit an der Löſung öffentlicher 
Aufgaben heranzubilden; es gab zwar, wie die nächſten Jahre lehrten, 
unter den Preußen viele Hunderttauſende, die für die Befreiung des 
Vaterlandes von der Fremdherrſchaft und für die Wiedergewinnung 
der verlorenen Provinzen zu den ſchwerſten Opfern bereit waren; guter 
Wille und Verſtändnis für die unerläßlichen Verwaltungs-, Wirt⸗ 
ſchafts⸗, Finanz⸗, Heeresreformen gingen aber Unzähligen noch ab, und 
wenn Stein ſogar beim Entwerfen der Städteordnung auf Freys Ein⸗ 
wendungen hin von der beabſichtigten Befragung des bürgerlichen 
Patriziats Abſtand nahm und den künftigen Provinzialſtänden eine 
entſcheidende Stimme auch in den Fragen der Steuererhöhung zunächſt 


1) Max Lehmann, Freiherr vom Stein II, S. 76/77. 
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noch verweigern zu müſſen meinte!), fo ſcheint mir die Folgerung un⸗ 
abweisbar zu ſein, daß, wenn die Umwandlung des bisher abſolut 
regierten Militär⸗ und Beamtenſtaates in ein mehr genoſſenſchaftlich 
organiſiertes Gemeinweſen ſich ruhig und normal vollziehen ſollte, die 
neuen Grundlagen erſt von der Regierung — hier und da etwa unter 
beratender Aſſiſtenz einſichtsvoller Vertreter der Stände — geſchaffen 
werden mußten, ehe die ganze Nation mitbeauftragt werden konnte, die 
Geſetzgebung und Verwaltung im modernen Sinne weiter ausbauen zu 
helfen. Zum mindeſten mußte der Regent bei der Befreiung der 
unterſten Schichten der Bevölkerung in Stadt und Land die Mittel 
einfach dekretieren, durch welche ihre politiſchen Fähigkeiten geweckt und 
gefördert werden ſollten; „das war“, wie Meinecke ſagt?), „notwendig 
und unvermeidlich, weil es ja noch keine politiſchen Parteien, noch 
keine nennenswerte Vertretung der Freiheitsforderungen in der Be⸗ 
völkerung ſelbſt gab. Man kam nicht herum um das, was Wilhelm 
von Humboldt einſt verabſcheut hatte, daß der Staat ſelbſt als Er⸗ 
zieher auftrat. Es war der eigentümliche Zug der preußiſchen Reform⸗ 
zeit, daß man eine noch unpolitiſch denkende Bevölkerung von Staats 
wegen zu politiſcher Freiheit erziehen wollte und mußte.“ 

Freilich ganz ſo einfach lagen die Dinge nun nicht, daß der Träger 
der Krone es lediglich mit ſeinen Miniſtern auszumachen brauchte, wie 
und wieweit man die große Maſſe der Untertanen in das aktive poli⸗ 
tiſche Leben einzuführen habe; ein ſehr gewichtiges Wort glaubte dabei 
auch der oſtelbiſche Adel mitſprechen zu dürfen, und er war einer 
fundamentalen Umgeſtaltung der Staats- und Geſellſchaftsordnung nur 
zum kleinſten Teile gewogen. Außerordentlich ſcharf ſpitzte ſich der 
Gegenſatz zwiſchen ihm und den geiſtig und wirtſchaftlich erſtarkten, 
ſich ihm nun ebenbürtig fühlenden Elementen nach dem überraſchenden 
Zuſammenbruch des alten Preußens auch hier, zum mindeſten in der 
Hauptſtadt, in kurzer Zeit zu; ich erinnere nur an die 1807 erſchienenen, 
großes Aufſehen erregenden „Unterſuchungen über den Geburtsadel und 
die Möglichkeit ſeiner Fortdauer im 19. Jahrhundert“ von Friedrich 
Buchholz, an einen ſeiner gehäſſigſten Leitſätze: „alle von Napoleon 
bezwungenen Staaten verdanken ihr Schickſal der ſchlechten Ariſtokratie, 
die fie in ihrem Schoße tragen, und ſoll die Schwäche, welche das un= 
mittelbare Werk dieſer Ariſtokratie iſt, jemals der Stärke Platz machen, 
ſo iſt nichts ſo notwendig, als daß der alte Adel durch einen neuen 


1) Max Lehmann, Freiherr vom Stein II, S. 207, 218, 480. 
2) Friedrich Meinecke, Das Zeitalter der deutſchen Erhebung, S. 80. 
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erſetzt werde, der von allen Gebrechen frei ſei“ (S. 376), und an die 
in einer unverkennbaren Drohung gipfelnde Aufforderung, die dieſer 
Berliner Publiziſt an die Privilegierten richtete, freiwillig auf ihre 
Vorrechte zu verzichten, da die Zeit nicht fern ſei, wo es heißen werde, 
man könne nicht zugleich Patriot und Feudalariſtokrat ſein, und dieſe 
Zeit nicht den ſanfteſten Charakter haben würde (S. 383); auf der 
anderen Seite erinnere ich an den Hauptſprecher der Lebuſer Kreisſtände, 
den Gutsherrn von Friedersdorf, Ludwig von der Marwitz, der die 
nicht minder kühne und verletzende Behauptung aufſtellte ): „Die 
Nation beſteht nur aus denjenigen Individuen, die die Idee Vater⸗ 
land zu denken vermögen und einer Begeiſterung für dasſelbe fähig 
ſind; diejenigen, die deſſen nicht fähig find, find weiter nichts als eine 
tote Maſſe zum notwendigen Gebrauch für den Staat und für jene“, 
ſowie an Marwitzens Abneigung gegen Adelsverleihungen an Gelehrte, 
Künſtler und Rechtsverſtändige, denn es fet, meinte er?), gar nicht ab⸗ 
zuſehen, was dieſen, ſofern ſie nur wahre Gelehrte, Künſtler und 
Rechtsverſtändige ſeien, der Adel ſolle: „ſie wollen nicht den Grund 
und Boden beſitzen, ſie wollen in der ſelbſtgeſchaffenen geiſtigen Welt 
herrſchen, und das ſollen ſie auch; der Adel hingegen ſoll den Grund 
und Boden beſitzen und eben darum ihn verteidigen, eben darum auch 
eine entſcheidende Stimme haben in Landesangelegenheiten.“ Marwitz 
und ſeine Standesgenoſſen glaubten noch nicht reif zu ſein für die 
Rumpelkammer, in die ſie die Freiheits- und Gleichheitsſchwärmer über 
Nacht werfen wollten, und waren es ſicherlich auch nicht; ſie fanden 
darum ſelbſt unter Bürgerlichen Freunde, denen die ſtändig Boden 
gewinnende romantiſche Denkweiſe, das Studium von Edmund Burkes 
Betrachtungen über die franzöſiſche Revolution und die gleichfalls raſch 
Anhänger findende Überzeugung, daß der Stand der Grundeigentümer 
das weſentlichſte Intereſſe des Staates repräſentiere ?), es nahelegte, 
mit der Agrarariſtokratie zu ſympathiſieren und für ſie einzutreten; 
Adam Müller iſt ja nicht der einzige bürgerliche Schildträger der Feu⸗ 
dalen geweſen, den Heinrich von Kleiſt zu den Mitarbeitern ſeiner 
Berliner Abendblätter rechnen konnte. Schutz dem grundbeſitzen den 
Adel: das wurde der Schlachtruf einer ſchnell anſchwellenden Gruppe 
von Politikern, als die preußiſche Regierung Miene machte, ihm einige 

1) Meuſel, Marwitz II, 1 S. 319. 

2) Ebenda II, 2 S. 158. 

3) S. Adam Müller in ſeinen Bemerkungen über des Herrn v. Prittwitz 
Gedanken über Feudalismus und Antifeudalismus Oktober 1810 (Meuſel, 
Marwitz II, 1 S. 160). 
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feiner politifden, wirtſchaftlichen, ſozialen Vorrechte zu nehmen, und 
liberale Schriftſteller fortfuhren, ihm vornehmlich an der Kataſtrophe 
von 1806/7 die Schuld zu geben und Sühne dafür zu fordern; die 
Kluft zwiſchen dem erſten Stande und der aufſtrebenden nichtariſtokra⸗ 
tiſchen Bevölkerung erweiterte ſich ſchon in der zweiten Hälfte des erſten 
Jahrzehnts ſehr ſtark und konnte nur durch das Bewußtſein der ihnen 
von außenher drohenden gemeinſamen Gefahr noch überbrückt werden. 

Aber nicht für den Grundbeſitz und den Geburtsadel allein legte 
ſich die feudale Partei ins Zeug, ſondern überhaupt für die Erhaltung 
der traditionellen Staats- und Geſellſchaftsordnung; wenn Friedrich 
Buchholz die Verfaſſung des 18. Brumaire, das napoleoniſche Frank⸗ 
reich als das Ideal einer „gemiſchten Regierung“, einer „republika⸗ 
niſchen Monarchie“ bezeichnete, ſo ſtellten ihm Marwitz, Finckenſtein 
und andere das hiſtoriſch ehrwürdige Preußen Friedrichs des Großen 
als höchſtes Vorbild und als etwas für alle Zeiten Unantaſtbares 
gegenüber, das nur weiter ausgebaut, in ſeiner Anlage und ſeinen 
Fundamenten dagegen nie verändert werden dürfe. Auch ſie wollten 
zwar wie die Liberalen den parlamentariſchen Verhandlungen größere 
Bedeutung verſchaffen, den wenigen noch beſtehenden Körperſchaften 
neue zugeſellen und für ſie mindeſtens dieſelben Rechte fordern wie die 
Liberalen für die nach ihren Wünſchen gebildete Volksvertretung, aber 
das Hauptgewicht legten die Altpreußen doch auf die Erhaltung des 
ſtändiſchen Charakters der Verfaſſung und des Übergewichts der Junker 
auch in den Parlamenten ſowie auf genügenden Schutz der provinziellen 
Beſonderheiten. „Hieße ich Marwitz oder Prittwitz“, ſchrieb Adam 
Müller am 21. Februar 1811 in ſeiner bilderreichen und temperament⸗ 
vollen Art an den Gutsherrn von Friedersdorf !), „jo wollte ich das 
ſchwache, zähe Rohr, welches zum Staatskanzler über dieſe Eichen- und 
Buchenwälder geſetzt iſt, heute noch krümmen, daß es brechen müßte 
oder nach der Weiſe pfeifen müßte: Keine Nation ohne die alten 
Provinzen! Keine Nation ohne den alten Adel!“ Und Marwitz ſelbſt 
erklärte, die preußiſche Nation ſei keine von altersher ſchon beſtehende, 
durch Sprache, Sitten und Geſetze rund herum abgeſchloſſene Nation 
und könne es auch nie werden, weil eine jede der höchſt verſchiedenen, 
den Hohenzollern untertänigen Provinzen neben ſich andere, ihrem 
Staate fremde Territorien habe, denen ſie ſich im Grunde näher verwandt 
fühle als den entfernten und ihr unbekannten preußiſchen Landesteilen, 
ſo z. B. der Märker dem Sachſen, der Schleſier dem Deutſchböhmen 


1) Meuſel, Marwitz II, 1 S. 265/6. 
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und Mähren, der Preuße dem Kurländer und Littauer; ſie in eins 
ſchmelzen wollen heiße ihnen ihre Eigentümlichkeit rauben und aus 
einem lebendigen Körper eine tote Maſſe machen wollen 1). Einem 
vereinigten Landtage, zuſammengeſetzt aus Deputierten der einzelnen 
Provinzialſtände, waren die Feudalen prinzipiell zunächſt nicht ab- 
geneigt?), nur, wie Marwitz am 15. März 1812 an den Miniſter 
v. Voß ſchrieb s), „dem Blendwerk einer ſogenannten Nationalrepräſen⸗ 
tation, worin unſere Provinz von den übrigen wird erdrückt werden, 
wenn wir nicht einen Repräſentanten aufſtellen, der durch perſönliche 
Überlegenheit und überwiegende Geſchäftskenntnis ſich des Ganges der 
Angelegenheit bemeiſtert und ſich die übrigen unterwirft“; wie die alten 
noch beſtehenden und friſch dazukommenden Provinziallandtage ſollten 
vielmehr auch die Reichsſtände ein getreues Abbild der überlieferten 
Geſellſchaftsordnung und ihre zuverläſſigen Beſchützer werden. Daß 
jedes Individuum im Staate repräſentiert werde, war nach Marwitzens 
Meinung weder recht noch nützlich“): „nicht recht, weil der Staat das 
Wohl des Ganzen wollen muß, die meiſten Individuen dagegen, wenn 
ſie gleich an demſelben teilnehmen, dennoch kein Bewußtſein haben, 
worin es eigentlich beſtehe, alſo jederzeit nur ihr Privatwohl wollen; 
dieſe Majorität wird alſo dem Zwecke des Staats entgegenſtreben und 
denſelben vernichten, wenn ſie repräſentiert wird — nicht nützlich, weil 
überhaupt nichts Gutes daraus hervorgehen kann, wenn die Dummheit 
und Bewußtloſigkeit eines Standes repräſentiert wird, die doch bei der 
größeren Menge in jedem derſelben anzutreffen iſt. Es iſt vielmehr 
notwendig, das innere Lebensprinzip eines jeden Standes zu reprafen- 
tieren. Der Stände aber gibt es nur zwei: Grundbeſitzende und 
Gewerbetreibende. Darum erſcheint vom platten Lande nur die Ritter⸗ 
ſchaft, die Beſitzer des Bodens im Großen, nicht die Bauern und Knechte, 


1) Meuſel, Marwitz II, 1 S. 323. 

2) Marwitz war, worauf Meuſel mich beſonders aufmerffam gemacht hat, 
noch im Frühjahr 1811 für allgemeine Reichsſtände (Meuſel II, 1 S. 262 u. 327) 
und Prittwitz ſchrieb am 24. Nov. 1810 an den Frieders dorfer: „ich ſuche durch 
Begründung einer achtbaren Nationalrepräſentation meinen Buben dafür zu 
ſichern, daß es ihm nicht wie ſeinem Vater ergeht“ (ebenda S. 176). Dagegen 
lehnte Beckedorff „eine allgemeine ſtändiſche Verſammlung mit geſetzgebender 
Gewalt, einen großen Reichstag gleichſam, wohl gar ein Parlament mit Ober- 
und Unterhaus und mit allem Zubehör von Oppoſition, Stimmenmehrheit und 
möglichen Miniſterialveränderungen“ in Kleiſts Abendblättern ſchon am 19. Januar 
1811 ab (Reinhold Steig, Heinrich von Kleiſts Berliner Kämpfe, S. 148). 

3) Meuſel, Marwitz II, 2 S. 160. 

4) Ebenda II, 1 S. 244/5. 
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nicht die Fauſt, welche gräbt und pflügt, ſondern nur der Kopf, welcher 
das Land und ſeine Verhältniſſe kennt, von den Städten nur die Kor⸗ 
poration der ganzen ſtädtiſchen Gemeinde, nur die Bürger und Meiſter, 
nicht die Geſellen, die Maſchinen, durch welche die Meiſter und Kauf⸗ 
leute ihre Gewerbe betreiben. Es kommt nicht auf Maſſe und Zahl 
an, ſondern auf Intelligenz. Geſetzt aber, dem wäre nicht alſo, das 
Geweſene wäre ſchlecht, ſo kann dieſes nicht geſchehen durch Willkür, 
ſondern nur durch Übereinkunft. Man behauptet, wir hätten bisher 
gar keine Verfaſſung gehabt, die Regierung ſei immer abſolut geweſen 
und wolle jetzt aus Gnade eine Verfaſſung uns erſt geben! Da wäre 
alſo keine Verfaſſung geweſen, wo die Stände das Selbſtbeſteuerungs— 
recht ausübten? Wo ſie eigene Steuern, von den landesherrlichen ge- 
ſondert, erhoben und verwalteten? Wo ſie eigene Gerichtsbarkeit 
haben? Wo ſie ſogar die höchſten Landesgerichte mit den Fürſten 
gemeinſchaftlich eingeſetzt und beſtellt haben? Wo die Regenten bei 
Thronveränderungen die alten Freiheiten jedesmal verbriefen müſſen? 
Wo die Landes- und ſtändiſchen Angelegenheiten verwaltet wurden 
durch Beamte, von den Ständen gewählt, vom Regenten nur beſtätigt, 
den Landräten )?“ „Wir find“, erklärte Marwitz am 10. Oktober 
1811 im Namen ſeiner Mitſtände ), „zu allen Opfern für den Staat 
bereit, ſobald ſie auf dem verfaſſungsmäßigen Wege von uns gefordert 
werden, aber wir entſagen deswegen unſeren Rechten nicht, ſondern be⸗ 
trachten fie fo lange als noch beſtehend, bis fie auf dem verfaſſungs— 
mäßigen Wege eines Landtags beſeitigt werden“; „Verträge können 
nur durch Verträge gelöſt werden; geſetzwidrige Steuern ſind alſo ſo 
lange ungültig, und alle etwa zu machenden Nationalrepräſentationen 
bleiben ſo lange ein leerer Schatten, bis erſtere die Baſis des Geſetzes 
erhalten haben und wegen letzterer mit der bisherigen Repräſentation 
eine Vereinigung zuſtande gekommen iſt“ 3). Die Feudalen wollten 
alſo nicht blos zu Rate gezogen werden, ſondern eine jede Reform, die 
an alte, ihnen teure Privilegien rühre, abhängig machen von der Zu— 
ſtimmung der Stände — mußten die Schwierigkeiten einer Um- und 
Weiterbildung der Verfaſſung im Sinne des Freiherrn vom Stein da 
nicht ins Ungemeſſene wachſen und insbeſondere dem Plane eines all- 
gemeinen Reichstags eine höchſt gefährliche Gegnerſchaft erſtehen, wenn 
Steins Idee, den Adel in dieſer aus Eigentümern aller Stände zu— 


1) Meuſel, Marwitz II, 2 S. 168. 
2) Ebenda II, 2 S. 56. 
3) Ebenda II, 1 S. 319. 
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ſammenzuſetzenden Volksvertretung nicht zu bevorzugen, den Beifall des 
Königs fand, oder wenn eine ſolche Nationalrepräſentation bei den Alt⸗ 
preußen gar in den Verdacht kam, ein Kampfmittel werden zu ſollen 
gegen den Sondergeiſt der einzelnen Provinzen? 

Eine runde, einwandfreie Antwort ließe ſich hierauf nur geben, 
wenn wir ſchon volle Klarheit hätten über zwei andere Fragen: Waren 
die ſoeben ſkizzierten Anſchauungen eines Führers der märkiſchen Junker 
unveränderliche Überzeugungen des geſamten preußiſchen Adels oder 
wenigſtens ſeiner weit überwiegenden Mehrheit, und verfügte die feudal 
geſinnte Ariſtokratie über eine ſo gewaltige Macht, daß der Träger der 
Krone ihren Willen ſchlechthin reſpektieren mußte? Was den erſteren 
Punkt betrifft, ſo war der Wunſch, der angeſehenſte und einflußreichſte 
Stand zu bleiben und ſo wenig wie möglich Privilegien einzubüßen, 
wohl ſehr weit verbreitet und bei den meiſten unerſchütterlich; man 
kennt ja die harten Urteile des Freiherrn vom Stein über den Eigennutz 
insbeſondere der ärmeren Edelleute öſtlich der Elbe, und ſein Schwager, 
Graf Arnim-Boytzenburg, klagte im Dezember 18101): „Der große 
Haufen unſerer Standesgenoſſen iſt ſo wenig liberal, ſo unritterlich 
und dabei ſo kurzſichtig, daß man ihn zu freiwilligen, mit Anſtand dar⸗ 
gebrachten Opfern ſchwerlich bewegen wird, und die Wenigen unter uns, 
die es thun wollten, werden allein ſtehen.“ Wie aber Meuſel hervor- 
gehoben hat )), blieb doch ſelbſt ein Marwitz liberalen Reformideen nicht 
ganz unzugänglich, und auch in den Zeiten ſchärfſter Oppoſition er⸗ 
klärten ſich nicht alle ſeine Mitſtände mit ihm ſolidariſch und überließen 
z. B. die Unterzeichnung des am 11. Februar 1811 an Hardenberg 
abgeſchickten Schreibens dem Friedersdorfer allein ); man darf alfo 
die Feudalen wohl doch nicht als eine einzige ſtarre Maſſe, eine faſt 
den geſamten Adel umfaſſende Partei des prinzipiellen Stillſtands be⸗ 
trachten, ſondern wird heute ſchon annehmen können, daß der eine mehr, 
der andere weniger zu Konzeſſionen ſich hätte bereitfinden laſſen; die 
Ergebniſſe genauerer Detailſtudien bleiben freilich abzuwarten. Steif— 
nackig ſcheinen die Junker beſonders dort geweſen zu ſein, wo die 
Stände noch hin und wieder zu Land- oder wenigſtens Kreistagen zu= 
ſammenberufen wurden und innerhalb der Kreiſe oder gar der Provinzen 
einen nicht unerheblichen ſelbſtändigen Anteil an der Verwaltung hatten; 
hier konnten ſie ſich am eheſten als ein der Krone nahezu gleichwertiger 


1) Meuſel, Marwitz II, 1 S. 191. 

2) Ebenda I, S. XLII. 

3) C. L. Kloſe, Leben Karl Auguſts Fürſten von Hardenberg. Halle 
1851. S. 300. a 


184 : Paul Haate [536 


Faktor des Verfaſſungslebens dünken; hier gab ihnen die königliche An⸗ 
erkennung früherer Landtagsrezeſſe und die feierliche Erneuerung älterer 
landesherrlicher Zuſagen und Garantien mindeſtens formell das Recht 
zu dem Anſpruch, vor beabſichtigten Anderungen gehört und um ihr 
Einverſtändnis angegangen zu werden. So hatte Friedrich Wilhelm III. 
den Ständen der Kurmark am 6. Juli 1798 in einer Huldigungs⸗ 
aſſekuration verſprochen, ſie bei ihren wohlhergebrachten und ihnen von 
ſeinen Vorfahren verliehenen Privilegien, Freiheiten und Gerechtigkeiten 
zu allen Zeiten ſchützen zu wollen, und hatte auch den brandenburgiſchen 
Landtagsabſchied vom 26. Juli 1653 beſtätigt, daß ohne der Stände 
Vorwiſſen, Rat und Bewilligung in Sachen, daran des Landes Gedeihen 
oder Verderb gelegen, nichts geſchloſſen oder vorgenommen werden folle !); 
zweifelsohne konnten alſo Marwitz und ſeine Mitſtreiter ihren Proteſt 
gegen ein einſeitiges Vorgehen der Regierung dem Buchſtaben nach auf 
ein gutes Recht gründen. Noch ſchwerer ins Gewicht fielen aber die 
realen Kräfte, über welche die feudalen Grundbeſitzer verfügten und 
mit denen ſich kein anderer Teil der Bevölkerung öſtlich der Elbe meſſen 
konnte; fie zwangen Friedrich Wilhelm III. einfach zu rückſichts voller 
Behandlung des ihm in ſeiner Not militäriſch und finanziell ja ganz 
unentbehrlichen Junkertums. „Der Adel war vorläufig noch immer 
der mächtigſte und begütertſte Stand in der Geſellſchaft; es gab keinen 
ſozial und wirtſchaftlich fo ſtarken tiers état, daß deſſen Hilfe den 
Staat inſtand geſetzt hätte, jenen niederzukämpfen“ 2), und wäre auch 
das Bürgertum damals ſchon ein dazu ausreichender Bundesgenoſſe 
geweſen, hätten der König und ſeine Miniſter es wagen dürfen, den 
Haß der Stände gegeneinander in dieſer Weiſe auszunutzen und noch 
mehr zu entflammen, während an der Weſtgrenze ein unverſöhnlicher 
Feind nur zu warten ſchien auf den geeigneten Augenblick, in welchem 
er über Preußen herfallen und ihm den Reſt geben konnte? Ich ſtehe 
nicht an, ſelbſt das noch als eine Tollkühnheit zu bezeichnen, und 
glaube mit Friedrich Meuſel, daß es „der größte Fehler geweſen wäre, 
wenn ſich der Kanzler in der überaus ſchwierigen Situation, in der 
ſich 1811 der preußiſche Staat befand, mit dem Adel, dem einzigen 
Stand, der politiſch damals etwas zu bedeuten hatte, vollkommen über- 
worfen haben würde“ ); innere Konflikte, welche die Wucht des Wider⸗ 
ſtands gegen den äußeren Feind zu lähmen drohten, nicht auf die Spitze 


1) Meuſel, Marwitz II, 1 S. 231 und 234. 
2) Meinecke, Zeitalter der deutſchen Erhebung. S. 89. 
3) Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch., 25. Bd., S. 636. 
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zu treiben und in allen Preußen die Opferwilligkeit zum Beſten des 
hartbedrängten Vaterlandes nach Kräften zu ſteigern: das mußten die 
oberſten Ziele der Regierung ſein und bleiben. Ganz ließen ſich bei 
der Durchführung der Reformen ſcharfe Zuſammenſtöße mit den Privi⸗ 
legierten freilich nicht vermeiden, aber auch wenn die auswärtige Lage 
bis zur Bezwingung Napoleons der Regierung ein gewiſſes Entgegen⸗ 
kommen gegen den Adel zur Pflicht machte — völlig unmöglich wurde 
eine allmähliche Verwirklichung der Steinſchen Ideen deshalb doch noch 
nicht, und eine den modernen Bedürfniſſen genügende Landgemeinde⸗ 
und Kreisordnung, die auch die aufgeweckteſten Bauern und Städter 
in einigen Jahren zu politiſch reifen Männern erzog, ließ ſich gewiſſer⸗ 
maßen als Vorſchule zur Volksrepräſentation und dann dieſe ſelbſt wohl 
ohne ſchroffen Bruch mit der Geſamtheit der Feudalen ins Werk ſetzen, 
wenn die Regierung einen gerechten Ausgleich zwiſchen den Forderungen 
der einzelnen Stände anſtrebte und den Adel für unerläßliche Opfer 
durch Zugeſtändniſſe z. B. bei der Regulierung der gutsherrlich⸗bäuer⸗ 
lichen Verhältniſſe entſchädigte und ſeine oppoſitionelle Geſchloſſenheit 
durch dieſe Taktik ſchwächte !). 

Standen immerhin dem Ausbau des Verfaſſungslebens in Preußen 
von vornherein ſehr erhebliche ſachliche Hinderniſſe im Wege, deren 
verſchiedene Stärke und Bedeutung abzuſchätzen der weiteren Unter⸗ 
ſuchung überlaſſen bleiben muß, ſo kamen dazu noch andere perſönlicher 
Natur, die den durch jene begrenzten Kreis der Realiſierungsmöglich⸗ 
keiten nicht unbeträchtlich verengerten; ob vorzüglich dieſe und welche 
von ihnen am meiſten das Scheitern von Steins Hoffnungen verſchuldet 
haben, das iſt eine Streitfrage und wird es wohl auch noch geraume 
Zeit bleiben. Gewiß ſolange das Urteil über den König noch ſo 
ſchillert wie augenblicklich! Heinrich von Treitſchke ſagte in ſeinem 
Aufſatz „Der erſte Verfaſſungskampf in Preußen“ über Friedrich 
Wilhelm III.: „Zu den ſocialen Reformen Steins und Hardenbergs 
bot ſein menſchenfreundlicher Sinn, dem alle ariſtokratiſchen Vorurteile 
fernlagen, willig die Hand; das Verfaſſungsverſprechen gab er ungern, 
nur halb überzeugt. Nicht als ob er die Beſchränkung ſeiner Macht 
gefürchtet hätte; gewährte er doch dem Staatskanzler eine Herrſcher⸗ 
ſtellung, die mit dem Anſehen der Krone ſich kaum vertrug! Aber der 
Lärm der Debatte, die Leidenſchaft des parlamentariſchen Kampfes, die 


1) Ich ſtimme alſo dem zu, was Meinecke (Zeitalter der deutſchen Er⸗ 
hebung, S. 100) ſagte, glaube aber, daß Stein mit Rückſicht auf Friedrich 
Wilhelm III. doch mehr Konzeſſionen hätte machen müſſen, als M. annimmt. 
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Notwendigkeit, felber öffentlich aufzutreten, war ſeiner Schüchternheit 
peinlich. Aufgewachſen in den Überlieferungen eines milden Abſolutis⸗ 
mus, voll Widerwillens gegen die Sünden der franzöſiſchen Revolution, 
hat er die Notwendigkeit des Repräſentatioſyſtems niemals erkannt“ ). 
In Max Lenzens Augen war Friedrich Wilhelm III. „erzogen in den 
Grundſätzen einer humanen und friedfertigen, ſorgſamen und gerechten, 
vorſichtig fortſchreitenden, aber eng bevormundenden Verwaltung, nichts 
weniger als ein Reaktionär, und ſeine nüchterne Natur widerſtrebte 
durchaus dem romantiſchen Schwarmſinn, der die neue Generation zu 
berauſchen anfing und ſeinen Sohn und Erben bald ganz umfangen 
hielt; aber er verſagte ſich auch mit wachſender Härte den liberalen 
Ideen und überhaupt allen Verſuchen, wie naiv und unſchuldig ſie ſich 
geben mochten, welche dem Sehnen der deutſchen Nation Geſtalt ver⸗ 
liehen; feine Welt blieb Preußen, und in der Erhaltung ſeiner Kron⸗ 
gewalt ſah er allein die Aufgabe, für die er Gott und ſeinem Hauſe 
verantwortlich ſei“?). Nach Friedrich Meinedes Anſicht hat zwar die 
Stimmung des Königs, der dem Konſtitutionalismus gegenüber keinen 
feſten poſitiven Standpunkt einnahm, dem Verfaſſungswerk geſchadet; 
dieſer Druck aber, der von vornherein auf ihm laſtete, ſei bei der un⸗ 
prinzipiellen Denkweiſe des Königs noch kein abſolut ertötender ge- 
weſen; erſt allmählich habe ſich mit jedem weiteren Gewicht, das 
deprimierend auf den Monarchen wirkte, die Ausſicht auf das Zuſtande⸗ 
kommen einer organiſchen und lebensvollen, nicht bloß ſcheinbaren 
Volksvertretung gemindert). Franz Rühl endlich meint in bezug auf 
das Problem der Abgrenzung ihrer Rechte gegenüber denen der Krone, 
daß Friedrich Wilhelm III. von Haufe aus zu weitgehenden Zu⸗ 
geſtändniſſen bereit geweſen ſei, insbeſondere den Abgeordneten das 
Steuerbewilligungsrecht einzuräumen“); ebenſo feſt iſt Friedrich Thimme 
davon überzeugt, daß der Freiherr vom Stein 1808 in der Frage der 
Bildung von Reichsſtänden irgendwelchen Widerſtand beim König nicht 
gefunden habe 5). 

Gehen wir von dem abſolut Sicheren aus, ſo darf es heute als 
allgemein anerkannte Tatſache gelten, daß Friedrich Wilhelm III. weder 


1) Preußiſche Jahrbücher, 29. Band, S. 330. 

2) Geſchichte Bismarcks? S. 6—8. 

3) Meinecke, Boyen I, S. 355—357. 

4) Briefe und Aktenſtücke zur Geſchichte Preußens unter Friedrich Wilhelm III. 
vorzugsweiſe aus dem Nachlaß von F. A. von Stägemann, herausgegeben von 
Franz Rühl, II. Bd., Einleitung S. XX. 

5) Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch., 18. Bd., S. 31. 
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ein der Zuziehung von Ständen grundſätzlich abgeneigter Autokrat 
geweſen iſt noch ein prinzipieller Beſchützer der ganzen überlieferten 
Geſellſchaftsordnung; ſchon im erſten Jahre ſeiner Regierung ging er 
bekanntlich den oſtpreußiſchen Landtag um ſeine Zuſtimmung an zu 
dem Plane, größere Gerichtsſprengel zu ſchaffen und ihnen auch die 
Rittergüter einzufügen, und eine Kabinettsorder vom 11. März 1803 
gebot den dortigen Provinzialbehörden, den Rat der ſtändiſchen De⸗ 
putierten auch zur Modifizierung und allmählichen Beſeitigung der Erb⸗ 
untertänigkeit der bäuerlichen Landbewohner einzuholen; zum Beweiſe 
des ſozialen Gerechtigkeitsſinns Friedrich Wilhelms ſei außerdem nur 
noch an Struenſees Außerang im Auguſt 1799 erinnert: „Der König 
iſt Demokrat auf ſeine Weiſe; er arbeitet unabläſſig an der Beſchrän⸗ 
kung der Adelsprivilegien und wird darin den Plan Joſefs II. ver- 
‚ folgen, nur mit langſamen Mitteln; in wenig Jahren wird es in 
Preußen keine privilegierte Klaſſe mehr geben.“ Man darf alſo wohl 
als richtig anerkennen, was Stein in ſeiner Selbſtbiographie für den 
September 1808 behauptete: „Der König war damals ſchon geneigt 
zur Bildung von Reichsſtänden“; vielleicht kann man auch annehmen, 
daß er Steins Plan ihrer Zuſammenſetzung in jenem Herbſt bereits 
kannte und billigte; der Wunſch des Reichsfreiherrn, die unteren 
Schichten in der Volksrepräſentation nicht zu kurz kommen zu laſſen, 
vertrug ſich jedenfalls mit den früh auf ſtaatsbürgerliche Gleichheit ge⸗ 
richteten Beſtrebungen des Königs. Volle Gewißheit haben wir aber 
über Friedrich Wilhelms Meinung in dieſer Hinſicht nicht, und ebenfo- 
wenig läßt ſich mit wünſchenswerter Genauigkeit ſagen, wie weitgehend 
er ſich in den erſten Jahren nach dem Tilſiter Frieden die Kompetenzen 
der Reichsſtände dachte; da Stein glaubte, ihnen zunächſt blos beratende 
Rechte zugeſtehen zu können, ſo liegt nur der bereits oben angedeutete 
Schluß ſehr nahe, daß auch Friedrich Wilhelm III. ihnen nicht mehr 
hat konzedieren wollen; dafür ſprechen ferner noch der Wortlaut des 
Edikts vom 27. Oktober 1810 und die der interimiſtiſchen National⸗ 
repräſentation im Juni 1812 und im November 1813 gemachten Er⸗ 
öffnungen, daß ihr immer nur die Konſultative über ihr zur Beratung 
vorgelegte Gegenſtände zuſtehe und ihre Beſchlüſſe lediglich als Gut⸗ 
achten anzuſehen ſeien 1). Ob für ſpäterhin weitere Konzeſſionen in 
des Königs Abſicht gelegen haben? Auch darauf läßt ſich eine über 
jeden Zweifel erhabene Antwort nicht geben; doch muß ein ſolches Ent- 


1) Alfred Stern, Abhandlungen und Aktenſtücke zur Geſchichte der 
preußiſchen Reformzeit 1807—1815. S. 181 und 204. 
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gegenfommen meines Erachtens als nicht gerade wahrſcheinlich betrachtet 
werden, trotz der Zuſtimmung des Monarchen zu dem am 29. Sep⸗ 
tember 1808 erſchienenen Artikel der Königsberger Zeitung, worin ein 
Repräſentativſyſtem in Ausſicht geſtellt wurde, welches der Nation eine 
wirkſame Teilnahme an der Geſetzgebung zuſichere ). Bei aller perſön⸗ 
lichen Beſcheidenheit und Schüchternheit hatte Friedrich Wilhelm III. 
doch ein ſehr ſtark ausgeprägtes Bewußtſein der ihm von Gott über⸗ 
tragenen Würde; fo klar ſchon dem 26 jährigen Kronprinzen die Un⸗ 
erläßlichkeit rechtſchaffener, biederer, einſichtsvoller und unintereſſierter 
Ratgeber für einen jeden Monarchen einleuchtete, ſo entſchieden betonte 
er in ſeinen Gedanken über die Regierungskunſt doch auch die Not⸗ 
wendigkeit, ſie immer in gehöriger Einſchränkung zu halten, damit ſie 
ihren Herrn nicht mißbrauchen oder verſuchen könnten, ihn einzu⸗ 
ſchläfern und untätig zu machen, um ſich der Alleinherrſchaft zu be- 

meiſtern; daher die überaus ungnädige Entlaſſung Steins im Januar 
1807 und das harte 34/2 Jahre ſpäter gefallene Urteil über Theodor 
von Schön, „einen treuen gebildeten Staatsdiener, aber zugleich auch 
ſehr exzentriſchen Kopf, der als Miniſter oben anſtehen, d. h. befehlen 
wolle, aber nicht gehorchen, ſeine Meinungen ausführen, aber keine 
andern annehmen“ 2). Einer Volksrepräſentation dagegen hätte Fried⸗ 
rich Wilhelm von vornherein einen weiten Spielraum gewähren und 
ihre Beſchlüſſe vielleicht gar als bindend für ſich anerkennen wollen? 
Der Nachſatz zu der Charakteriſtik Schöns: „ſo ſind leider die fähigen 
Köpfe jetzt faſt alle geſtimmt und dabei wird das Ganze der Darſtellung 
mit Uneigennützigkeit und Patriotismus ausgeſchmückt“, ſpricht meines 
Erachtens nicht dafür und die enge Begrenzung der den Notabeln und 
der interimiſtiſchen Landesrepräſentantenverſammlung geſtellten Auf⸗ 
gaben ebenſowenig; Friedrich Wilhelm hielt allerdings die Zuſtimmung 
der Deputierten zu den vom Staatskanzler beabſichtigten Maßnahmen 
für wünſchenswert, er wollte aber in der Annahme oder Ablehnung 
ihrer Anderungsvorſchläge offenbar ein freier Herr und in ſeiner 
Souveränität uneingeſchränkt bleiben. Sollten endlich nicht auch die 
Anſichten des intimſten Freundes, den er beſaß, des Zaren, in der Ver⸗ 
faſſungsfrage ihn ſchon früh beeinflußt haben? Kaiſer Alexanber I. 


1) Berg, Leben Steins, II, S. 242. Ein „treues, friedliches, religiöſes, 
gehorſames Volk“ wollte Friedrich Wilhelm III. haben. (Eigenhändige Auf⸗ 
zeichnung vom 12. April 1809. Meinecke, Boyen I, S. 207.) 

2) Friedrich Wilhelm III. an Hardenberg. Charlottenburg 24. Auguſt 1810 
(Ch. A. Rep. XLIX Acta betr. den Oberpräſidenten von Schön, Personalia 
1810. 1821). 
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aber gefiel ſich nach dem Urteil des Fürſten Adam Czartoryski beim 
Anblick des Scheins einer freiheitlichen Regierung und wollte nicht, 
daß Form und Schein einer ſolchen ſich in Wirklichkeit umſetzten; er 
wäre gern darauf eingegangen, daß jedermann frei ſei, wenn nur 
alles freiwillig ihm ausſchließlich den Willen tat !). Wenn Friedrich 
Wilhelm III. im Zaren den einzigen zuverläſſigen Bundesgenoſſen im 
unvermeidlichen Kampfe mit Napoleon ſah, was lag da für ihn näher, 
als des Freundes Anſicht auch über das ihnen beiden von Jahr zu Jahr 
ſich mehr aufdrängende Problem zu erforſchen, wie ein Fürſt ſich mit 
dem modernen Zeitgeiſt auseinanderzuſetzen habe. Trotz des Mangels 
es beſtätigender Quellenzeugniſſe aus den früheren Jahren möchte ich 
daher glauben, daß auch dieſer Hohenzoller den liberalen Wünſchen in 
bezug auf die Kompetenzen einer Volksrepräſentation ſich jederzeit ver⸗ 
ſagte und daß ihm, um mit Lenz zu reden, die Erhaltung feiner Kron- 
gewalt geradezu als eine Pflicht erſchien, für deren Erfüllung er ſich 
ſeiner Dynaſtie und dem Allerhöchſten verantwortlich fühlte. 

Wäre alſo Stein mit ſeinem Plane, die Reichsſtände ſpäterhin 
mit bedeutenden Rechten auszuſtatten, bei Friedrich Wilhelm III. 
ſchließlich wohl auf einen unüberwindlichen Widerſtand geſtoßen, ſo 
drohte der Berufung eines liberal zuſammengeſetzten Geſamtparlaments 
von ſeiten des Königs zweifellos auch dann ſchon früh eine Gefahr, 
wenn der Monarch auf den Gedanken kam, befürchten zu müſſen, daß 
es die Volksvertreter gelüſten könne, ſich weitergehende Rechte anzumaßen, 
als die Krone ihnen einzuräumen für gut finde; bei dem nicht ſehr 
großen Vertrauen, das Friedrich Wilhelm den Menſchen im allgemeinen 
entgegenbrachte, und bei der ſchnell zunehmenden politiſchen Regſamkeit 
der Maſſen war dieſe Gefahr von vornherein keine geringe, und ſie 
wurde durch die anſehnliche Zahl derjenigen, die auch aus perſönlichen 
oder ſachlichen Gründen Gegner einer machtvollen Nationalrepräſen⸗ 
tation waren und denen der Zutritt zum Könige offenſtand, noch er= 
heblich vergrößert. Es waren darunter. ehrlich überzeugte, grübleriſche 
und peſſimiſtiſche Doktrinäre wie Friedrich Ancillon, der, ſeit 1810 
Erzieher des Kronprinzen, ganz im Sinne des Königs die Geſamtheit 
der Untertanen am liebſten mit einer Familie, die Souveränität mit 
der einem Hausvater zuſtehenden Gewalt verglich und meinte, das Volk 
habe ebenſo das Bedürfnis, von der Regierung geſchützt, entwickelt und 
erzogen zu werden wie Kinder von den Eltern, und die natürlichen 


1) Theodor Schiemann, Kaiſer Alexander J. und die Ergebniſſe ſeiner 
Lebensarbeit. S. 59. 


190 Paul Haake [542 


Helfershelfer des Monarchen dabei feten die oberen durch Grundbeſitz 
beſonders feſt an den Staat geketteten Stände !); es waren ferner 
hohe, adlige Beamte und Offiziere, wie die Miniſter Voß und Graf 
Dohna, die Generale Nord, Kleiſt, Kneſebeck, Köckritz und andere, die 
zum Teil aus gleichen theoretiſchen Erwägungen heraus doch auch für 
ihren Stand jetzt mit beſonderer Energie eintreten zu müſſen meinten, 
für das in Preußen ſo ſchwer bedrohte Junkertum, wo, wie Kneſebeck 
einmal bitter klagte, „ſeit Friedrich dem Zweiten die Regierung ſtets 
dahin gearbeitet. hat, den Adel zu unterdrücken und arm zu machen 
[durch! Aufhebung der Majorate, Verkauf des adligen Grundbefiges 
an Bürgerliche ꝛc.“?); zu dem Klaſſenintereſſe, das auch bei ihnen gewiß 
keine unbedeutende Rolle ſpielte, mochte bei einigen noch das bureau— 
kratiſche hinzukommen, und eine dritte Gruppe legte es ſogar ganz be- 
ſonders darauf an, dieſes zu verteidigen und alles zu tun, daß Preußen 
nach wie vor ein ſtraff organiſierter Beamtenſtaat und der Selbſt⸗ 
verwaltung und dem Konſtitutionalismus unzugänglich bleibe, an ihrer 
Spitze Fürſt Wittgenſtein, Lecoq und Kircheiſen. Es gab einige unter 
ihnen, wie den zuletzt genannten Juſtizminiſter, die auch der adligen 
Fronde nicht wohlwollten, und als Marwitz ſich beſchwerte, daß die 
Regierung die Landarmenkaſſe der Stände mit Beſchlag belegte, dem 
Friedersdorfer Vorwürfe machten, daß ſie es dahin hätten kommen laſſen 
und ſich fo fompromittierten ®); aber fie ſtimmten auch ohne Ausnahme 
der Anſicht von Marwitz bei: „die Gleichmachung aller Stände macht 
die unteren, ungebildeten trotzig, ſie ſehen nur ſich und den Wert ihrer 

erſon, niemand über ſich, denn der König ſteht ihnen zu fern, dazu 
das notwendige Wechſeln der Syſteme in der Adminiſtration, da keines 
mehr durch Grundgeſetze feſtgehalten und das entgegengeſetzte nicht aus⸗ 


1) Vgl. Friedr. Ancillon, Über Souveränität und Staatsverfaſſungen. 
Ein Verſuch zur Berichtigung einiger politiſcher Grundbegriffe. Berlin 1815. 

2) Dieſe arg übertreibende Behauptung ſchließt ſich auf einem von Kneſebeck 
beſchriebenen Blatte, das offenbar den Entwurf zu einem Aufſatz über Deutſch⸗ 
lands und Preußens künftige äußere Geſtaltung und Verfaſſung zur Zeit des 
Wiener Kongreſſes enthält, als Antwort an an folgenden Paſſus: „Verfaſſung 
für Preußen. Allenthalben hier die Klage, keine fähigen Perſonen für die erſten 
Stellen des Civils zu haben, als Miniſter, Geſandte 2c. Wie anders dagegen 
in anderen Ländern als Oeſterreich, Italien, Frankreich, ſelbſt mehrere teutſche 
Länder. Woher das? Daher daß in Preußen ſeit Friedr. d. 2 ten “ Diele 
eigenhändigen Notizen Kneſebecks ſtehen unter einer Quittung vom 14. September 
1813, die ſich im Kriegsarchiv des Großen Generalſtabs in dem Konvolut A 111 
Schriften meiſt militäriſch politiſchen Inhalts aus dem Nachlaß des Generals 
v. d. Kneſebeck aus der Friedensperiode 1813/14 befindet. 

3) Meuſel, Marwitz II, 1 S. 286/7. 
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geſchloſſen wird: alles dieſes muß notwendig einen ſolchen bürgerlichen 
Egoismus, eine ſolche politiſche Irreligioſität erzeugen, die den Staat 
wie eine bloße Zwangsanſtalt betrachtet und den erſten Anlaß ergreift, 
ſich von ihm loszureißen, um lieber die Gewalt ſelbſt auszuüben als 
jie zu erdulden“ !); fo wurde denn ſchon bei der Begründung des 
Tugendbundes und dem Vorſchlag militäriſcher Jugenderziehung in 
hohen Beamtenkreiſen der Befürchtung Ausdruck gegeben, das waffen⸗ 
kundige Volk möchte dann noch eher zum Aufſtand neigen !?); erklärte 
Graf Arnim Boytzenburg eine Revolution in Preußen bereits im De⸗ 
zember 1810 „früher oder ſpäter als beinahe unvermeidlich“ ®), fo 
ſchrieb Voß aus Anlaß des allgemeinen Aufgebots in der Priegnitz am 
19. September 1813, alle anderen Schwarzſeher übertreſfend, an 
Wittgenſtein“): II est très vrai que si on continue comme on a 
commence et comme on parait le vouloir, la Priegnitz sera bientöt 
révolutionnée de fond en comble . . . il n'y aura bientöt plus de 
propriete, les sousordres disposant de tout et les malveuillants 
profitant du désordre général qui ne peut qu’en résulter, et toute 
culture doit cesser nécessairement dans les champs, qui devroient 
etre ‘ensimencés dans ce temps. Da aud Friedrich Wilhelms III. 
Schwager, Herzog Karl von Mecklenburg, in demſelben Gedankenkreiſe 
lebte, fo begnügte man ſich bekanntlich nicht, dieſe Befürchtungen unter- 
einander auszutauſchen, ſondern verſuchte ſie zugleich an höchſter Stelle 
zu wecken und das Volk und ſeine Geſinnung nach Möglichkeit zu dis⸗ 
kreditieren; immer häufiger und dringender warnten die ängſtlichen 
Gemüter, die um das Wohl des Monarchen beſonders eifrig beſorgt 
zu ſein ſchienen, vor leichtſinniger Entfeſſelung der unheimlichen, in 
den Maſſen ans Licht drängenden Kräfte; wie der Bericht des Berliner 
Polizeipräſidenten Lecoq vom 1. Juli 1813 lehrte, wagte man ſogar, 
als die patriotiſche Begeiſterung aufs Höchſte ſtieg, den Seelenadel der 
Freiheitskämpfer in Zweifel zu ziehen und von inneren Feinden zu 
ſprechen, die dem Throne ebenſo gefährlich werden könnten wie die 
Franzoſen “). Ganz ohne Erfolg blieben dieſe Einflüſterungen offenbar 
nicht; denn bereits im April 1809 nannte Friedrich Wilhelm III. „die 
Meinungen das Gefährlichſte in der menſchlichen Geſellſchaft, wenn ſie 


1) Meuſel, Marwitz II, 2 S. 21. 

2) Meinecke, Boyen I, S. 202. 

3) Meuſel, Marwitz II, 1 S. 191. 

4) Ch. A., Staatsverwaltung Generalia Acta des Oberkammerherrn 
Fürſten zu Wittgenſtein, betr. event. Dienſtentlaſſung von Staatsbeamten wegen 
demagogiſcher Geſinnung 1821-1835. 

5) Meinecke, Boyen I, S. 292. 
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eine unrechte Tendenz erhalten“), und zwei Jahre ſpäter ſchrieb er 
an Hardenberg über den Plan eines Volkskrieges: „Mir ſchwindelt bei 
ſolchen Tollhäuſeleien, die nur eine bis zur Raſerei exaltierte Ein⸗ 
bildungskraft bilden kann und die ſich Ideale und Vollkommenheiten 
als ausführbar träumt, da wo keine denkbar ſind, nie exiſtiert haben 
und auch ſchwerlich je exiſtieren werden“); das Landſturmedikt wurde 
Mitte Juli 1813 erheblich modifiziert und eine Reihe Kautelen getroffen, 
daß die Regierung hoffen durfte, das allgemeine Aufgebot jederzeit in 
der Hand zu behalten ). Zweifellos waren alſo die freiheitlichen Re⸗ 
gungen des Volkes Friedrich Wilhelm III. bereits in jenen Jahren 
nicht völlig unverdächtig und ſeine Antipathien gegen ſelbſtbewußte, 
nicht erſt auf den Ruf von oben wartende, ſondern aus eigener Initiative 
kraftvoll auftretende Elemente keine geringen; dieſe perſönlichen Ver⸗ 
ſtimmungen werden wohl auch auf den Gang der Verfaſſungsangelegen⸗ 
heit am Ausgang des erſten und zu Beginn des zweiten Jahrzehnts 
nicht ohne Einfluß geweſen ſein und nebſt den Berufungen der mär⸗ 
kiſchen Stände auf die ihnen feierlich garantierten Privilegien, worüber 
ein ſo gewiſſenhafter Monarch ſich nicht einfach hinwegſetzen zu dürfen 
meinte, den König beſtimmt haben, bei dem Um- und Ausbau der Ver⸗ 
faſſung auf die Zuſtimmung der alten Stände und der Feudalen be— 
ſonderes Gewicht zu legen, in dem Tempo wie in dem Grade ſeines 
Entgegenkommens gegen die liberalen Wünſche gleiches Maß zu halten 
und unter keinen Umſtänden eine Volksvertretung ins Leben zu rufen, 
die hoffen und wagen könne, es einmal zu ähnlicher Macht zu bringen 
wie die Assembl&e nationale zu Beginn der franzöſiſchen Revolution. 
Mit anderen Worten: ich möchte den Anteil Friedrich Wilhelms III. 
an der Verlangſamung der Verfaſſungsreform etwas höher einſchätzen 
als Meinecke, ohne mir freilich über die größere Bedeutung der ſach⸗ 
lichen oder perſönlichen Bedenken, die für den König in jedem einzelnen 
Falle in Betracht kamen, jetzt ſchon ein Urteil zu erlauben; auf der 
anderen Seite dagegen möchte ich das Schuldkonto Hardenbergs ein 
wenig entlaſten, ohne zu verkennen, daß auch ſeine Entſchlüſſe nicht 
immer das Fazit rein ſachlicher Erwägungen waren, und daß ihn, wie 
Amalie von Beguelin ſagte, die allmächtigen Stunden in der Tat oft 
beherrſchten. 

Auch Hardenberg hatte kein von Anfang an im einzelnen feſt um⸗ 


1) Meinecke, Boyen I, S. 207. 
2) Ebenda S. 297. 
3) Ebenda S. 29819. 
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riſſenes Bild von der künftigen Volksrepräſentation; es war überhaupt 
nicht die Art dieſes beweglichen, ſchmiegſamen Geiſtes, ſich früh gewiſſen⸗ 
haft ums Detail zu kümmern, ſondern zunächſt immer nur über die 
Hauptrichtung Klarheit zu gewinnen, die er bei der Löſung irgend⸗ 
einer Aufgabe der inneren oder der ſeiner Begabung und ſeiner Neigung 
näherliegenden auswärtigen Politik einzuſchlagen habe; nur ſcheinbar 
bildet die ſehr eingehende Rigaer Denkſchrift davon eine Ausnahme, 
weil ihn bei ihrer Ausarbeitung ein Aufſatz Altenſteins anregte, zu 
deſſen Vorſchlägen doch Stellung genommen werden mußte. Im 
innerſten Kern jedoch blieb Hardenberg ſtets derſelbe: ein aufgeklärter 
Abſolutiſt; „eine Revolution im guten Sinne, geradehin führend zu 
dem großen Zwecke der Veredelung der Menſchheit, durch Weisheit der 
Regierung und nicht durch gewaltſame Impulſion von innen oder 
außen“: das war das Ziel, dem er, ſchwer zu überwindenden Hinder⸗ 
niſſen gern ausweichend und zu Modifizierungen ſeines Programms 
ſtets bereit, durch anderthalb Jahrzehnte hindurch konſequent zuſtrebte; 
die von ihm ſelbſt geprägte Formel „demokratiſche Grundſätze in einer 
monarchiſchen Regierung“ bringt wohl am beſten zum Ausdruck, wohin 
dieſer Januskopf unabläſſig ſchaute. Gardons- nous de réprimer 
esprit public, ſchrieb der Staatskanzler am 12. März 1814 an den 
Zenſor der hiſtoriſchen und politiſchen Schriften, Renfner !); dem Zeit⸗ 
geiſt im richtigen Augenblick nachzugeben, ſoweit es zur Erhaltung des 
inneren Friedens und zur Förderung des allgemeinen Fortſchritts not⸗ 
wendig ſei, erſchien ihm als die eine der beiden Hauptaufgaben der 
preußiſchen Regierung; er warnte den König, die natürliche Freiheit 
und Gleichheit der Staatsbürger mehr zu beſchränken, als es die Stufe 
ihrer Kultur und ihr eigenes Wohl erfordere. Darum hatte er auch 
nichts einzuwenden gegen Altenſteins Vorſchlag einer Nationalrepräſen⸗ 
tation und gegen die Auswahl der Volksvertreter aus allen Ständen; 
er konnte ſich auch, vornehmlich wohl auf Zureden Steins, im Herbſt 
1810 entſchließen, den urſprünglichen Gedanken, ſie den einzelnen Ver⸗ 
waltungsbehörden zuzuteilen und mit ihnen zu amalgamieren, fallen 
zu laſſen und der Konſtituierung ſelbſtändiger Körperſchaften — 
mehrerer Provinziallandtage und eines Reichstags — zuzuſtimmen; 
auch für ihre Zuſammenſetzung behielt er, wie die Anweſenheit bürger— 
licher und bäuerlicher Deputierter in der Notabelnverſammlung von 
1811 und in der interimiſtiſchen Nationalrepräſentation zeigt, das 


1) Paul Czygan, Zur Geſchichte der Tages literatur während der Fret- 
heitskriege. 2. Band Aktenſtücke. 1. Abteilung. S. 314. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVI. 2. 13 
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Prinzip möglichſter Gleichheit dauernd im Auge. Aber den Vertretern 
des Volkes nun auch weitgehende Freiheiten einzuräumen, daran dachte 
er nicht; vielmehr glaubte er mit großer Vorſicht dafür Sorge tragen 
zu müſſen, „daß ſich kein hemmender Widerſpruch gegen die Maßregeln 
der Regierung zu allgemeinem Verderben organiſiere“; denn Preußen 
den Charakter einer Monarchie mindeſtens, wie er ſpöttiſch hinzuſetzte, 
bis zum Jahre 2440 zu wahren, galt ihm als die zweite ſeiner beiden 
vornehmſten Pflichten. So entſchieden Hardenberg als überzeugter An⸗ 
hänger der Lehren von Adam Smith auf wirtſchaftlichem Gebiete alle 
Hemmniſſe zu beſeitigen ſuchte, die den freien Wettſtreit der auf⸗ 
ſtrebenden Kräfte ſtörten — ſein politiſches Ideal war und blieb der 
ſtraff zentraliſierte Beamtenſtaat, in welchem wie im napoleoniſchen 
Frankreich und in Weſtfalen dem abſoluten Souverän, nur ihm ver- 
antwortlich, eine allmächtige Bureaukratie zur Seite ſtehe und an ihrer 
Spitze, alle anderen überragend, der Staatskanzler, Hardenberg ſelbſt; 
denn man braucht nur ſein Porträt von Gebauer oder Lawrence an⸗ 
zuſehen, um zu erkennen, daß dieſem ſo hoheitsvoll blickenden Manne 
das Befehlen im Blute lag, und daß Stein und Marwitz nicht zu ſtark 
übertrieben, wenn ſie ihn einen bureaukratiſchen Deſpoten und einen 
Vezier ſchalten; durch ſeine Herrſchſucht, die keinen wirklichen oder ver⸗ 
meintlichen Rivalen neben ſich duldete, hat er ſich manchen zum Feinde 
gemacht und, wie wir noch ſehen werden, auch in der Verfaſſungs⸗ 
angelegenheit die Unterſtützung von Freunden verſcherzt, die ihm viel⸗ 
leicht hätten zum Siege verhelfen können. Da er alſo das Volk nicht 
wie Stein zu einer Gemeinſchaft freier, mehr durch lebendigen Gemein⸗ 
ſinn als durch äußeren Zwang zuſammengehaltener Staatsbürger um⸗ 
bilden wollte, die mit der Zeit fähig würden, einen immer größer 
werdenden Anteil an der Geſetzgebung und Verwaltung zu bekommen, 
ſo ſympathiſierte Hardenberg weder mit dem Projekt des weſtfäliſchen 
Reichsfreiherrn, die Maſſen allmählich innerhalb der Gemeinden, Kreiſe 
und Provinzen zu ſelbſtändiger Löſung immer ſchwierigerer Aufgaben 
zu erziehen, noch mit Steins Vorſchlag, die Volksvertretung zu einem 
machtvollen Organ der preußiſchen Nation ſich auswachſen zu laſſen — 
wieviel dabei die Rückſicht auf die Anſichten des Königs und der eigene 
Wunſch Hardenbergs, das Steuer nicht wieder aus der Hand zu geben, 
mitgewirkt haben mag, entzieht ſich im einzelnen meiner Beurteilung !); 


1) Ganz der Auffaſſung Friedrich Wilhelms III. entſprach jedenfalls die 
Rede, mit der Hardenberg am 23. Februar 1811 die Notabelnverſammlung ere 
öffnete: „Der König fordert nicht blos Gehorſam; Er wünſcht die Überzeugung 
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denn werden die beiden Männer, die ſich an der Leiche der Königin 
Luiſe gelobten, einander nicht zu verlaſſen, bis der Tod ſie trenne, bei 
den ſtarken Meinungsdifferenzen, die ſchon das nächſte Jahr und vor 
allem der Winter 1814/5 brachte, auf dieſes Verſprechen ganz felt ge⸗ 
baut haben? 

Das von Scharnweber entworfene und von Hardenberg gebilligte 
Gendarmerieedikt vom 30. Juli 1812 tat ſogar der Steinſchen Städte⸗ 
ordnung ſtarken Abbruch und drohte, mit Ausnahme der großen Städte, 
ſie überhaupt aufzuheben und durch eine für Stadt und Land gemein- 
ſame Kommunalordnung zu erſetzen, die mit der Selbſtverwaltung ſo 
gut wie ganz aufgeräumt haben würde; was aber die Kompetenzen 
einer Volksvertretung betraf, ſo ſprach Hardenberg vor und nach der 
Hermsdorfer Zuſammenkunft mit Stein (14. September 1810) immer 
nur von einer konſultativen Repräſentation, der die Regierung alljähr⸗ 
lich den Zuſtand der Nation und der Finanzen vorlegen werde, die 
jedoch von der Adminiſtration ſtreng zu ſcheiden, ja ihr entgegenzuſetzen 
ſei, damit der verſchiedene Standpunkt auf verſchiedenen Wegen zur 
Wahrheit leite. Die neue Repräſentation — die alten Stände erklärte 
er im Herbſt 1810 gänzlich beſeitigen zu wollen — muß unmittelbar 
von der Regierung allein ausgehen, ſie muß wie eine gute Gabe von 
oben herabkommen, die Zahl der Reichsdeputierten darf nicht zu groß 
ſein; ſie ſollten zuerſt vom Könige ernannt, ſpäter nach richtigen Vor⸗ 
ſchriften, die an Beſitz, Einſicht und Sitten der Kandidaten gewiſſe 
Bedingungen ſtellten, vom Volke gewählt werden; die Bildung eines 
Oberhauſes hielt Hardenberg 1810 bei dem Charakter des preußiſchen 
Adels nicht für ratſam !). Ob es mehr auf ſachliche Bedenken oder 
auf perſönliche Intereſſen des Kanzlers oder auf Rückſichten gegenüber 
dem König — ſei es ſchwächliche, ſei es berechtigte — zurückzuführen 
iſt, daß Hardenberg ein Parlament von nur ſo geringer Bedeutung 
ins Leben rufen wollte, wird vielleicht nie einwandfrei feſtzuſtellen 
ſein; denn bis zum Sturze Napoleons ſcheinen mir die äußeren und 
inneren widrigen Verhältniſſe ſchon allein einen machtvollen Reichstag 
unmöglich gemacht zu haben; doch wirkten die anderen Motive ficher- 
bei Ihnen hervorzubringen, daß die Opfer, welche Er höchſt ungern von Ihnen 
fordert, zur Rettung und Erhaltung des Ganzen notwendig ſind“, ſowie der 
Paſſus: „Wie ein guter Vater von ſeinen Kindern, ſo fordert der König von 
feinen getreuen Unterthanen ....“ 

1) Alfred Stern, Abhandlungen und Aktenſtücke zur Geſchichte der 
preußiſchen Reformzeit, S. 167. Mamroth, Geſchichte der preußiſchen Staats- 


beſteuerung, S. 213. Lehmann, Stein III, S. 85. 
13 * 


196 Paul Haate [548 


lich auch mit — die Bemühungen Hardenbergs, durch eine ſtraff zen⸗ 
traliſierte Bureaukratie das ganze Land wie mit einem Netz zu über⸗ 
ziehen, deſſen Fäden in ſeiner Hand zuſammenliefen, reden eine gar zu 
deutliche Sprache, und daß dieſer geſchmeidige Mann den Wünſchen 
Friedrich Wilhelms III. ſich viel mehr anpaßte als der ſteifnackige 
Freiherr vom Stein, dafür gibt es außer der ſchon zitierten Rede, in 
der ſich der Kanzler über das Verhältnis der Untertanen zum Herrſcher 
in einem dieſem Hohenzollern beſonders ſympathiſchen Vergleich äußerte, 
auch noch andere und ſicherere Belege. Die Letzteren legen uns die 
Frage vor, ob Hardenbergs Nachgiebigkeit unumgänglich war oder nicht. 

Es iſt geſagt worden, und dieſe Anſicht wird wohl heute noch von 
ſehr vielen Hiſtorikern geteilt, daß der Staatskanzler mit genügender 
Energie und Ausdauer alles bei Friedrich Wilhelm III. hätte durch⸗ 
ſetzen können, was ihm ſelbſt als politiſche Notwendigkeit erſchien, daß 
er aber den Übergang zum Konſtitutionalismus überhaupt nicht für 
eine ſolche gehalten habe; Max Lehmann ſpricht im 3. Bande ſeiner 
Steinbiographie (S. 475) von Hardenbergs „Gleichgültigkeit gegen 
die ſtändiſche Reform“ — „groß war ſein Eifer für dieſe Dinge nicht; 
im Grunde war er auf Bevormundung, nicht auf Erziehung der Nation 
bedacht“ (S. 84) — und Lehmanns Schüler, Wilhelm Steffens, fällt 
ein gleichſcharfes Urteil über ihn mit den Worten: „Hardenberg wollte 
wie früher ſo auch 1812 von einer künftig bleibenden zweckmäßigen 
Nationalrepräſentation im Grunde nichts wiſſen. Die Geſchichte des 
folgenden Jahrzehnts hat das — abgeſehen von einigen Schwankungen 
des Wandelbaren — bewieſen. Auch die Schwankungen, die Harden⸗ 
berg 1814, 1815, 1819 zugunſten der ſtändiſchen Repräſentation ge⸗ 
zeigt hat, vermöchten dieſes Urteil erſt dann zu erſchüttern, wenn 
überzeugend nachgewieſen werden könnte, daß jene reformfreundliche 
Geſinnung die Grundſtrömung in ſeinen Anſchauungen war, und auch 
dann und beſonders dann müßte man die Inkonſequenz und Schwäche 
des Staatskanzlers beklagen und verurteilen“ !). Mit Recht hat dem⸗ 
gegenüber Friedrich Meuſel in ſeiner Beſprechung des Steffensſchen 
Buches 2) auf die Schwierigkeiten der allgemeinen Lage hingewieſen und 
auf den Widerſtand, den Hardenbergs Vorgehen gegen die Privilegien 
des Adels ſeit Mitte Februar 1811 beim Könige fand; Friedrich 
Wilhelm III., durch die märkiſchen Stände an die ihnen bei der Huldigung 


1) Wilhelm Steffens, Hardenberg und die ſtändiſche Oppoſition 
1810/11. S. 200. 
2) Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch., 25. Bd., S. 631-637. 
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gegebenen Garantien erinnert, ließ ſeinen Generaladjutanten v. Köckritz 
am 13. Februar dreimal zu ſich kommen, um die Aſſekurationsakte von 
1798 mit ihm zu beſprechen, und wenn er den Ständen auch zunächſt 
etwas ſchroff antworten ließ: „ja das wäre wohl ehemals verſprochen 
worden, jetzt aber hätten ſich die Zeiten geändert, daß es nicht mehr 
könnte gehalten werden“, ſo hat ihn die Angelegenheit offenbar doch 
noch weiter beſchäftigt und bald ein anderes Ausſehen für ihn be⸗ 
kommen; als Marwitz am 17. Februar 1811 dem Adjutanten einen 
Aufſatz „über den wahren Sinn der Aſſekurationsakte“ zuſchickte und 
anfragte, ob das Gerücht wahr ſei, daß Seine Majeſtät geſagt habe, 
Sie Selbſt hätten ſo vieles aufgeopfert und die Stände wollten nichts 
aufopfern, erklärte Köckritz dieſe angebliche Außerung des Königs für 
eine Erfindung boshafter Menſchen und verſprach von dem Aufſatz nach 
Zeit und Umſtänden den gehörigen Gebrauch zu machen, und da 
Hardenberg kurz darauf einlenkte, ſo möchte auch ich daraus ſchließen, 
daß die Lektüre der Marwitzſchen Eingabe die beabſichtigte Wirkung nicht 
verfehlte und Friedrich Wilhelm III. halb und halb billigte, was der Guts⸗ 
herr von Friedersdorf geſchrieben hatte: „Seine Majeſtät erkennen Ihre 
Stände und Vaſallen als freie Diener, nicht aber als blind unter⸗ 
worfene Knechte an. Sie wollen mit den Perſonen und Rechten der⸗ 
ſelben nicht nach Willkür verfahren, ſondern wenn die Umſtände Ver⸗ 
änderungen in der bisherigen Verfaſſung und in dieſen Rechten erfordern, 
wollen Sie ebenſo wie es bisher immer geſchehen, ſolange das Land 
ſteht, und wie alle Ihre durchlauchtigen Vorfahren gethan haben, den 
Weg des freien und wechſelſeitigen Vertrages einſchlagen, weil Sie den 
Edleren der Nation dieſelbe Rückſicht auf Erhaltung und Wohlergehn 
des Gemeinweſens zutrauen, welche Allerhöchſt Sie in allen Ihren 
Beſchlüſſen leitet“ !). Vier Monate ſpäter hat ſich Friedrich Wilhelm III. 
mit der Verhaftung Marwitzens und Finckenſteins im Zorn über ihre 
Unehrerbietigkeit zwar einverſtanden erklärt, aber vollkommen freie Bahn 
bekam Hardenberg für ſeine Pläne deshalb doch keineswegs; immer 
wieder ſchenkte Friedrich Wilhelm III. den Einwänden und Proteſten 
'der Feudalen Gehör und behielt fic) die letzte Entſcheidung vor, die 


1) Meuſel, Marwitz II, 1 S. 288—290. Neben Köckritz war es in erfter 
Linie Ancillon, mit deſſen Hilfe Marwitz die Aufhebung der Landarmenkaſſe 
hoffte rückgängig machen zu können; er ſchrieb darüber: „Da es nötig iſt, daß 
von ſolcher Sache viel geredet werde, bin ich in der ganzen Stadt herumgelaufen 
und habe überall den heftigſten Abſcheu erregt, vorzüglich bei Ancillon, von 
dem ich wollte, daß er bei Gelegenheit darüber reden ſollte“, wahrſcheinlich doch 
auch mit dem König! 
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nicht felten mit der Meinung des Kanzlers kontraſtierte; zwei beſonders 
wichtige Beiſpiele ſind die Kabinettsorder vom 18. April 1814, die das 
Regulierungsedikt vom 14. September 1811 aufs neue zu prüfen be⸗ 
fahl, und die Order vom 19. Mai 1814, welche die Ausführung des 
dem Adel ſehr nachteiligen Gendarmerieedikts ſuspendierte, allerdings mit 
dem Vermerk, daß dies wohl des Kanzlers eigener Vorſatz ſei. Harden⸗ 
berg mag ſelbſt mit der Zeit die nicht unrichtige Überzeugung gewonnen 
haben, daß er in ſeinem Kampf gegen die alten Stände und die Privi- 
legien des Adels doch etwas zu brüsk geweſen und in ſeinem Eintreten 
für möglichſte Gleichheit der Untertanen und für die Omnipotenz der 
Bureaukratie öfters zu weit gegangen war; ohne Zweifel fand aber 
dieſe Politik auch an dem Verantwortlichkeitsgefühl und Gerechtigkeits⸗ 
ſinn Friedrich Wilhelms III. Schranken, die ſelbſt die feurigſte Bered⸗ 
ſamkeit ſchwerlich überwunden haben würde und die jedenfalls Harden⸗ 
berg nicht überwinden konnte, nachdem er ſeinem Herrn am Sarge der 
Königin Luiſe gelobt hatte, bei ihm auszuharren, bis der Tod ſie trenne. 
Unmöglich war es doch wohl auch, alle diejenigen aus der Umgebung 
des Monarchen zu entfernen, die, Herzog Karl von Mecklenburg, Fürſt 
Wittgenſtein und Kneſebeck an der Spitze, nicht aufhörten zu prophe⸗ 
zeien, daß, wenn der Adel die alte bevorzugte Mittelſtellung zwiſchen 
dem König und den übrigen Untertanen einbüße, eine Erhebung des 
niederen Volkes die unausbleibliche Folge fein würde; hat freilich Har⸗ 
denberg, wie man aus Amalie von Beguelins Denkwürdigkeiten ent⸗ 
nehmen könnte, die Revolutionsfurcht Friedrich Wilhelms III. ab und 
zu gleichfalls geſchürt, ſo müßte auch ich das als eine Unklugheit des 
Kanzlers bezeichnen, die ihm die Durchſetzung eines das ganze Volk 
nach Billigkeit vertretenden Parlaments außerordentlich erſchwerte !). 
Daß Hardenberg in den Jahren 1810— 1813 keinen großen Eifer 
zeigte, eine Nationalrepräſentation als bleibende Inſtitution ins Leben 
zu rufen, iſt richtig und, wie ich glaube, mit guten Gründen auch zu 
verteidigen; daß es ihm mit dieſem Plane überhaupt oder wenigſtens 
damals nicht recht Ernſt geweſen ſei, darf aber meines Erachtens nicht 
daraus geſchloſſen werden; zweifelsohne hat er ihn in den ſpäteren 
Jahren nicht wieder aus dem Auge verloren, ſondern ſein Möglichſtes 
getan, eine Volksvertretung in den ihm ratſam erſcheinenden Grenzen 
zu verwirklichen. Bald nachdem Napoleons Macht bei Leipzig zu— 
ſammengebrochen war, und noch ehe die ſiegreichen Verfolger den Fuß 
auf altfranzöſiſchen Boden ſetzten, veranlaßte Hardenberg den König in 


1) Vgl. Meinecke, Boyen, I, S. 298. 
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Frankfurt a. M., die interimiſtiſche Repräſentantenverſammlung zu einer 
zweiten Sitzungsperiode einzuberufen, allerdings wiederum nur um ſich 
über die ihr von der Regierung geſtellten Themata gutachtlich zu äußern !); 
nach dem Einzug in Paris erneuerte Friedrich Wilhelm III. am 3. Juni 
1814 auch auf Veranlaſſung ſeines Kanzlers die Verſprechungen vom 
27. Oktober 1810 und 7. September 1811 mit den Worten: „Ich 
behalte Mir vor über die Anordnung des Staatsrats ſowie über die 
der ſtändiſchen Verfaſſung und Repräſentation nach Meiner Rückkehr 
einen Beſchluß zu faſſen“ 2); am 17. Juli beſprach dann Hardenberg 
in Frankfurt mit Stein und Solms-Laubach bei der Erörterung der 
Verfaſſung des künftigen deutſchen Bundes oberflächlich auch die Ein- 
führung ſtändiſcher Verfaſſungen in den Einzelſtaaten?) und erbat ſich, 
ehe er am 12. September von Berlin zum Wiener Kongreſſe reiſte, 
vom Fürſten Hatzfeld ein ausführliches Gutachten über eine Konſtitution 
für Preußen), vielleicht neu angeregt durch die, welche kurz vorher 
der Herzog von Naſſau feinem Lande verliehen hatte. In der ofter= 
reichiſchen Hauptſtadt ſtockte die Angelegenheit wieder einige Wochen, 
weil man wohl erſt abwarten wollte, welche Stellung die andern 
deutſchen Staaten zur Verfaſſungsfrage einnehmen würden, und auch 
die gleichmäßige Organiſation der Behörden in den alten Provinzen 
und den neu an Preußen fallenden Territorien viel Arbeit machte; als 
aber zu Anfang des Jahres 1815 die Entwürfe einer württembergiſchen 
und badiſchen Konſtitution bekannt wurden, beauftragte Hardenberg, 
der wohl auch wußte, daß Ludwig von Bayern im September gleich— 
falls eine Kommiſſion zur Ergänzung der Konſtitution vom Jahre 1808 
einberufen hatte, und vor allem, daß der Zar ſich mit konſtitutionellen 
Plänen trug), zunächſt den Staatsrat Stägemann, eine Verfaſſungs⸗ 
urkunde für Preußen zu entwerfen, und den Staatsrat Hoffmann, 
ſeine Vorſchläge zur Neueinteilung und Verwaltung der rekonſtruierten 
Monarchie zu beſchleunigen; Stägemann beſchäftigte ſich nach Franz 


1) Alfred Stern, a. a. O. S. 203/4. 

2) Allerhöchſte Kabinettsorder vom 3. Juni 1814 wegen Ernennung des 
Miniſterii, veröffentlicht in der Geſetzſammlung für die Kgl. Preußiſchen Staaten 
am 21. Juni 1814. Der im B. St. A. liegende Entwurf zeigt einige Zuſätze 
von Hardenbergs Hand. 

3) Max Lehmann, Stein, III, S. 394. 

4) So ſagt Fürſt Hatzfeld ſelbſt in dem Gutachten, das er Hardenberg am 
20. März 1815 aus Berlin zuſchickte (B. St. A. R 74 H 3 IX Nr. 19). 

5) Am 29. September 1814 ſchrieb Hardenberg in fein Tagebuch: Metter- 
nich a parlé hier & Alexandre, qui veut rétablir une Pologne avec con- 
stitution sous la domination russe (B. St. A. R 92 L 37 XVII. Teil). 
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Rühl bereits im Januar aufs eifrigſte mit der ihm geftellten Auf⸗ 
gabe !), und von Hoffmanns Hand befinden fic) im Berliner Geheimen 
Staatsarchiv mehrere Entwürfe, von denen mindeſtens einer im erſten 
Monat des Jahres 1815 fertiggeſtellt worden ſein muß?). In einem 
Promemoria Stägemanns vom 23. Januar 1815, welches das „dringende 
Bedürfniß einer baldigen Organiſation zweckmäßig eingerichteter Ver⸗ 
waltungsbehörden in den neu erworbenen Provinzen“ anerkennt, jedoch 
„die Organiſation der Behörden in der Provinz zwiſchen der Elbe und 
Weſer bedenklich findet“ 3), leſen wir unter anderem auch folgenden 


1) Franz Rühl, Briefe und Aktenſtücke ... aus dem Nachlaß von F. A. 
von Stägemann, II, Einleitung S. XV. : 


2) B. St. A. R 74 H II Nr. 11. Der erfte Hoffmannſche Entwurf der 
Verordnung wegen verbeſſerter Einrichtung der Provinzialbehörden, den Stäge⸗ 
mann zu kritiſieren ſcheint, ſtammt vielleicht ſogar aus dem Dezember 1814, 
denn er nimmt in der Einleitung Bezug auf die vorhin erwähnte „Cabinetsordre 
vom 3. Juni d. J.“ Vom Staatsrat Hoffmann geſchrieben ſind auch undatierte 
„Ideen zur inneren Organiſation des preußiſchen Staates“, in denen es heißt: 
„Die Konſtitution vom Jahre 1808 gab den Miniſtern zu wenig zu thun; ſie 
waren nur Aufſeher und Kontrolleurs der Sektionschefs. Jetzt [18147] ſcheint 
man auf das andere Extrem zu verfallen und ihnen zu viel zu thun geben zu 
wollen, indem in ihnen allein alle Selbſtthätigkeit und Verantwortlichkeit ver⸗ 


einigt wird Das Gegengewicht gegen Miniſterialdespotismus liegt im 
Staatskanzler und in den Provinzialgouverneurs, die ihm unmittelbar be⸗ 
richten Iſt die Organiſation vollendet, ſo muß eine Geſetzkommiſſion gegen 


Unſicherheit der Grundſätze und Schwanken der Geſetzgebung wahren. Dieſe 
Geſetzkommiſſion aber muß nicht aus Geſchäftsmännern beſtehen, die das Geſchäft 
nebenher treiben und daher weiland zwei Jahre Zeit zur Reviſion eines Ge⸗ 
ſetzes brauchten, ſondern ſie muß ein Kollegium ſein, worin blos auf 3 Jahre 
zur Hälfte vom Staat, zur Hälfte von den Provinzen gewählt wird und jährlich 
ein Drittheil, wieder wählbar, ausſcheidet und das blos der Prüfung neuer Gee 
ſetzentwürfe und vorkommender Landesbeſchwerden, die ihm von dem König über⸗ 
tragen wird, ohne Nebenamt lebt. Ich glaube nicht, daß unſre Bildung eine andre 
Landesrepräſentation verträgt. Aber gut organiſirte Provinzialſtände, die nur 
rathen oder Beſchwerden bittweiſe vor den Thron bringen können, könnten und 
ſollten wir haben. Unſre Bildung iſt provincial und wird durch bloße organiſche 
Geſetze nicht univerſell, ſondern nur durch die Zeit, die man abwarten muß.“ 


3) Aus folgenden Gründen: „erſtens weil ſie die definitive Beſitznahme 
dieſer Provinz vorausſetzt, wobei in Rückſicht auf einige dazu geſchlagene Bezirke 
doch noch Zweifel vorwalten dürften, zweitens weil in den Provinzen, woſelbſt 
mit der Organiſation nicht vorgegangen wird (den Gouvernements zu Düſſel⸗ 
dorf, Aachen und Münſter), Zweifel gegen die definitive Vereinigung mit der 
preußiſchen Monarchie entſtehen dürften, die jetzt, da der proviſoriſche Zuſtand 
ohnehin ſehr drückend für ſie iſt, ſehr zu vermeiden ſind; drittens weil dieſe 
Organiſation doch auch in die organiſche Geſetzgebung weſentlich eingreift und 
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die Konſtitutionsangelegenheit berührenden Satz: „Im gegenwärtigen 
Augenblick eine ſolche Einrichtung der Provinzialbehörden promulgieren, 
würde den Argwohn erwekken, als ob den Provinzen eine Verfaſſung 
nicht gegeben werden ſolle, und dieſer Argwohn könnte uns unberechen⸗ 
baren Schaden zufügen“; ein gleich lebhaftes Intereſſe am ungeſtörten 
Fortgang der in Angriff genommenen Arbeiten zeigt die folgende 
„Wien 29. Januar 1815“ datierte eigenhändige Kritik Hardenbergs: 
„Ich bin zwar mit einem großen Theile der in den Anlagen enthaltenen 
Vorſchläge wegen Organiſation der an die Stelle der gegenwärtigen 
Regierungen zu ſetzenden, desgleichen der unteren Behörden einver- 
ſtanden, indeſſen halte ich dafür, 

1) daß wir mit den Provinzen zwiſchen Elbe und Weſer allein 
ſchon aus politiſchen Gründen nicht vorangehen dürfen; 

2) daß wir durchaus damit anfangen müſſen, die Conſtitution zu 
beſtimmen, welche den einzelnen Theilen der Monarchie nach ihrer 
Localität und dem verſchiedenen National Karakter und Bedürfniſſe 
ihrer Einwohner dergeſtalt zu geben ſeyn wird, daß ſie in den leitenden 
Prinzipien und Haupt Grundlagen für das Ganze zuſammentreffe, wo- 
bey hauptſächlich darauf zu achten iſt, daß man den Ständen zwar 
einen Antheil an der Geſetzgebung einreume, jedoch in keinem Fall an 
der Verwaltung; 

3) daß es beſſer ſey, die Brasilien auf einmal für alle Theile 
der Monarchie zu promulgiren, wenn gleich die Ausführung nach den 
Umſtänden hier vielleicht früher, dort ſpäter ſtattfinden mag; 

4) daß die Form und die Sprache der vorgelegten Verordnungen 
anders ſeyn müſſen [erft hatte Hardenberg geſchrieben: mir nicht ganz 
gefallen]. 

Es ijt ſehr zu wünſchen, daß mit der Ankunft Sr Königl. Majeſtät 
zu Berlin auch die Verfaſſung gleich bekannt gemacht werden könne. 
Zu dieſem Ende finde ich mich bewogen, des Herrn FinanzMiniſters 
Excellenz zu erſuchen, nach der mit ihm genommenen Abrede, welcher, 
fo oft es nöthig, weitere mündliche Rückſprache hinzutreten kann, ge: 
meinſchaftlich mit den Herren Geheimen Staats Rath Staegemann, 
Staats Rath Hoffmann und Geheimen Rath von Zerboni die Entwürfe 
ſowohl einer Conſtitution als eines oder mehrerer Edicte, die das 
Ganze der Organiſation umfaſſen, auszuarbeiten und mir [das Wort 
„demnächſt“ iſt wieder geſtrichen] vorzulegen, damit wo irgend möglich 


eine Conſtitution für die Provinzen nothwendig vorangehen, wenigſtens gleich— 
zeitig ausgeſprochen werden muß.“ 
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von Sr. Majeſtät dem König bald ein Beſchluß darüber gefaßt werden 
könne.“ | 

Als Hardenberg am 25. Juli 1814, aus Frankreich heimkehrend, 
wieder in Berlin eintraf, hatte er zu den Freunden, die ihn begrüßten, 
geſagt: „Nun möchte ich nur noch 5 Jahre leben, um den preußiſchen 
Staat auf dem höchſten Punkt zu ſehen“ !) — das ſoeben mitgeteilte 
Aktenſtück zeigt, daß die Verleihung einer Verfaſſung mit zu den Auf⸗ 
gaben gehörte, die er noch ſelbſt zu löſen gedachte, um den Hohenzollern⸗ 
ſtaat auf die erſehnte Höhe zu bringen, und daß ſie nicht die letzte 
war, die er in Angriff nehmen wollte; der immer lauter werdende Ruf 
der öffentlichen Meinung nach einer Konſtitution hatte es ihm längſt 
zur Gewißheit gemacht, daß das preußiſche Volk von dieſer Forderung 
nicht wieder laſſen werde, und daß, wenn die Regierung dem Zeitgeiſt 
nicht ſoweit nachgebe wie andere deutſche Fürſten und der Zar und 
wie es im Weltplane einer weiſen Vorſehung liege, man auf gewalt⸗ 
ſame Verſuche gefaßt ſein müſſe, eine Nationalrepräſentation und eine 
Verfaſſung wie in Frankreich zu erzwingen. 

Der Februar ging über literariſchen Vorſtudien und mündlichen Be- 
ſprechungen der Mitglieder der Kommiſſion, an denen auch der Fret= 
herr vom Stein teilgenommen zu haben ſcheint, hin; am 17. d. M. 
ſchrieb Stägemann ſeinem Freunde Schulz: „In dieſen Tagen hat die 
Conſtitution für Preußen alle meine Zeit in Anſpruch genommen. 
Den Burke fand ich allerdings noch am Erſchöpfendſten. Mit Stein 
kann ich nicht wohl zuſammenſtimmen. Er will dem Ariſtokratismus 
des Vorurtheils und des Geldes zu viel einräumen. Der Miniſter 
Bülow iſt in dieſen Sachen klarer, als ich geglaubt. Er will gar keinen 
Einfluß des Adels als ſolchen“, und drei Tage ſpäter wiederholte 
Stägemann: „Ich arbeite immerfort an Materialien zur Conſtitution. 
Burke tft freilich noch das Veſte, was ich darüber leſe, aber doch ein— 
ſeitig auf England berechnet“ 2). Hoffmann unterzog feine Arbeiten 
zur Neueinteilung Preußens und zur Organiſation der Provinzial- 
behörden immer von friſchem Reviſionen; am Ende des Monats hatte 
er einen Entwurf fertig geſtellt, nach welchem das Ganze in Militär⸗ 
gouvernements und Landeshauptmannſchaften und letztere wieder in je 
drei Regierungsbezirke zerfallen ſollte; ein Aufſatz vom 26. Februar, 


1) Im Auguſt 1814 teilte das ein Privatbeamter Beymes, Breſe, dem 
früheren Großkanzler in einem Briefe mit, der ſich im Beymeſchen Nachlaß in 
Parſow befindet. 

2) Franz Rühl, Stägemann-Briefe und Aktenſtücke, II, Einleitung 
S. XVII. 
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dem er dieſen Entwurf beilegte, begann mit den Worten: „So wichtig 
es überhaupt ſein mag, dem geſamten preußiſchen Staate bald eine 
feſte Verfaſſung zu geben, jo iſt dies doch vorzüglich dringend in Rück⸗ 
ſicht der Provinzen am Rheine, deren Stimmung durch die proviſoriſche 
Regierung verdorben wird“ 1). Am 9. März konnte Zerboni di Spo⸗ 
ſetti der Verfaſſungskommiſſion ſeine Gedanken über eine Konſtitution 
für den preußiſchen Staat in 48 Sätzen zur Prüfung vorlegen; am 
13. März äußerte ſich Hoffmann dazu in einem längeren Gutachten; 
kurz vor⸗ oder nachher wird auch Stägemann die „Materialien zum 
Entwurf einer preußiſchen Konſtitution“ aufgezeichnet haben, die Franz 
Rühl in der Publikation ſeines Nachlaſſes hinter Zerbonis und Hoff⸗ 
manns Vorſchlägen abgedruckt hat?). Dann aber begannen die Arbeiten 
wiederum zu ſtocken — waren nur die Nachrichten von Napoleons 
Flucht und Rückkehr nach Frankreich daran ſchulds), oder haben auch 
noch andere Umſtände dieſe abermalige Verzögerung mitveranlaßt? 
Zunächſt wohl die Meinungsverſchiedenheiten unter den Mitgliedern 
der Verfaſſungskommiſſion ſelbſt! Es beſtätigte ſich, was Stägemann 
am 1. März ſchrieb: „Mit der Konſtitution wird man viel Wunder 
haben.“ Über die Macht, die dem Monarchen verbleiben müſſe, und 
die dem Reichstage zu verleihenden Rechte war man ſich zwar im großen 
und ganzen einig; ob es ſchließlich in der Verfaſſungsurkunde hieß wie 
Zerboni wollte: „kein Geſetz kann gegeben oder zurückgenommen werden 
ohne Genehmigung“ — oder wie Hoffmann wollte: „ohne Zuſtimmung 
der Nation“, und: „die Erhebung neuer Abgaben iſt gleichfalls dieſer 
Genehmigung unterworfen“ — oder: „keine Abgabe kann erhoben 
werden als auf Grund eines Geſetzes, welches den Betrag derſelben und 
die Hebungsart beſtimmt“, verſchlug wenig; auch darüber war eine 
Einigung nicht ſchwer, ob ein vom Reichstag abgelehnter Geſetzentwurf 
von der Regierung erſt nach fünf Jahren ihm wieder vorgelegt werden 
dürfe oder, wie Hoffmann befürwortete, nach engliſchem und fran— 
zöſiſchem Muſter in abgeänderter Faſſung unverzüglich. Mehr ins Ge- 
wicht fiel ſchon die Meinungsdifferenz über die dem Staatsrat anzu- 
weiſende Stellung; Zerboni wünſchte, daß er die Initiative der 
Geſetzgebung haben, eigene von der Geſetzkommiſſion in die richtige 


1) B. St. A. R. 74 H. II Nr. 11, fol. 27. 

2) Franz Rühl, a. a. O. II S. 38—48 und ©. 51/2. 

3) Hardenberg ſchrieb in fein Tagebuch: 7 mars Nouvelle du Départ de 
Napoléon de l'isle d'Elbe. 27 mars Mauvaises nouvelles de France. Nap. 
triomphe; le Roi part. 29 mars Napoléon est entre à Paris le 20. Le Roi 
est parti pour Péronne (B. St. A. R 92 L 37 XVII. Teil). 
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Form gebrachte Entwürfe dem Reichstage vorlegen und darüber be- 
ſchließen ſolle, ob auch ſolche, die vom Provinziallandtage eingereicht 
würden, der Nationalrepräſentation zu proponieren ſeien; Hoffmann 
hielt dieſe Vermittlerrolle zwiſchen König und Reichstag für bedenklich 
und gefährlich, machte aber ſelbſt keine poſitiven Gegenvorſchläge. Am 
meiſten auseinander gingen die Anſichten auch hier über die Zuſammen⸗ 
ſetzung der Parlamente und die Zahl der Deputierten; Zerboni wollte 
zu allen Provinziallandtagen von je 50 000 Einwohnern 1 Deputierten 
wählen laſſen, und zwar von Grundeigentümern (gleichviel ob ländlichen 
oder ſtädtiſchen), die jährlich 500 Taler reine Revenuen aus liegenden 
Gründen bezögen; Hoffmann machte dagegen geltend, daß es dann in 
den ſieben von ihm geplanten Landeshauptmannſchaften ſehr verſchieden 
große Provinzialverſammlungen geben würde, in Poſen mit 16, in 
Schleſien mit 40 Deputierten, und meinte, es müſſe auf jeden Kreis 
und auf große Städte mit 40—60 000 Einwohnern 1 Deputierter 
kommen, auf Berlin und feine 180 000 Einwohner 3, und außerdem 
riet er, die Höhe der Revenuen in den Städten und auf dem Lande 
verſchieden anzuſetzen. Für den Reichstag ſchlug Zerboni auf je 
200 000 Seelen 1 Repräſentanten vor, was etwa 49 Mitglieder ergeben 
haben würde; Hoffmann erklärte ſich damit einverſtanden, fragte aber, 
ob die großen Vaſallen und die Mediatiſierten, die jetzt preußiſche 
Untertanen würden, vom Reichstage ausgeſchloſſen ſein ſollten, wenn 
man fie zufällig nicht hineinwähle; es fet doch nicht gleichgültig, ob 
ein Mann, der vielleicht 50 000 Eingeſeſſene in ſeinen Beſitzungen habe, 
ſeine Stimme im Reichstage mitabgebe oder nicht. Wie Bülow ſich zu 
dieſen einzelnen Vorſchlägen ſtellte, iſt noch unbekannt; nur daß er gar 
keine Präponderanz des Adels wollte, haben wir aus Stägemanns 
Mitteilung an Schulz erſehen; im allgemeinen wird er wohl die An⸗ 
ſichten ſeines Vetters Hardenberg und Stägemanns geteilt haben. 
Stägemann hielt es für gut, die Eigentümlichkeit jedes einzelnen Volks⸗ 
ſtammes und darum auch die alten Benennungen der Provinzen bei⸗ 
zubehalten — „es knüpfen ſich Erinnerungen daran, die auf den Geiſt 
des Volkes in Krieg und Frieden wohlthätig wirken“ — aber er war 
ein Todfeind ſtändiſcher Verfaſſungen, die dem Geiſt der Zeit gerade 
entgegengeſetzt ſeien und deshalb zur Auflöſung des Staates führen 
würden; Provinzialverſammlungen für die Erwägungen der Bedürfniſſe 
der Provinz, meinte er, reichten vollkommen aus; gäbe es ſtändiſche 
Verfaſſungen, ſo müſſe auch die Nationalrepräſentation aus den Ständen 
gebildet werden, und daraus entſpringe eine verderbliche Eiferſucht der 
Stände, die ſich dann nicht um das Allgemeinwohl kümmerten, ſondern 
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nur um ihre Sonderintereſſen. Aus demſelben Grunde wünſchte Stäge⸗ 
mann die Nationalrepräſentanten nicht in zwei Kammern tagen zu ſehen, 
ſondern alle zuſammen in einem Hauſe; an ihrer Wahl ſollte jeder 
Staatsbürger teilhaben; über das paſſive Wahlrecht hat er ſich leider 
nicht geäußert. Daß ihm Hoffmanns und Zerbonis Vorſchläge nicht 
zuſagten, leuchtet auf den erſten Blick ein; ſie machten ihm nicht ge⸗ 
nügend Ernſt mit dem Prinzip der Gleichheit der Staatsbürger und 
der Förderung der nationalen Einheit in Preußen; unter die Hoff⸗ 
mannſche Kritik des Zerboniſchen Entwurfs hat er wohl alsbald nach 
dem 13. März die Worte geſchrieben: „Ich kann mich über die einzelnen 
Sätze nicht erklären, da ich eine ſolche Konſtitution für unſern Staat 
verderblich halte. Laſſen wir die Sache für jetzt auf ſich beruhen!“ 
In der Tat wurden die Arbeiten an der Verfaſſung Mitte März 
zurückgeſtellt und zunächſt die Neueinteilung des Staates und die 
Organiſation der Provinzialbehörden beraten ); in etwa vier Wochen 
hatte man ſich ſoweit geeinigt, daß am 21. April eine Kabinettsorder 
des Königs an Hardenberg mundiert werden konnte, welche mit den 
Worten begann: „Ich habe die Mir von Ihnen vorgelegte Landes 
Eintheilung in [5 Militairgouvernements]!?), 10 Landeshauptmann⸗ 
ſchaften und 25 Regierungsdepartements, jedes der letzteren aber in 
2 Haupt Abtheilungen nämlich die eine für die allgemeine Polizey und 
für das Innere und die andere für die Finanzen und Gewerbepolizey 
zweckmäßig befunden . ..., auch das Mir zur Ausführung derſelben 
vorgelegte, hierbei zurück erfolgende Edict vom heutigen Tage voll⸗ 
zogen“ 3); „dann“, ſagt Franz Rühl auf Grund brieflicher Mitteilungen 


1) Franz Rühl, a. a. O. Einleitung S. XIX. | 

2) In dem Konzept iſt an dieſer Stelle ein freier Raum gelaffen; daß 
man aber im März und vielleicht auch noch im April an 5 Militär⸗Gouverne⸗ 
ments dachte, geht aus einem Hoffmannſchen Entwurf der Neueinteilung des 
preußiſchen Staates hervor, worin Hardenberg eigenhändig den Namen „Militär⸗ 
Gouvernement“ in „Militär⸗Diviſion“, die Bezeichnung der Provinzen als „Land⸗ 
ſchaften“ in „Landeshauptmannſchaften“ und den Titel „Präſident“ für den 
höchſten Provinzialbeamten in „Oberlandeshauptmann“ änderte, da die Vorſteher 
der. „Regierungen“ „Präſidenten“ heißen ſollten; Stägemann hat dann in dem 
Konzept der am 21. April mundierten Kabinettsorder über jene freie Stelle 
„5 Militärdiviſionen“ geſchrieben, „10 Landeshauptmannſchaften“ in „10 Ober 
präſidenturen“ und „25 Regierungsdepartements“ in „25 Regierungen“ verbeſſert 
und die beſonderen Namen für die bei den Abteilungen der letzteren „Regierung“ 
und „Kammer“ geſtrichen (B. St. A. R 74 H II Nr. 11 Vol. I, fol. 101—103). 

3) Wohl die am 30. April 1815 von Friedrich Wilhelm III. unterſchriebene 
Verordnung wegen verbeſſerter Einrichtung der Provinzialbehörden (Geſetzſamm⸗ 
lung 1815 S. 85—98 Nr. 287) 
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Stägemanns an Schulz, das heißt alſo wohl in der zweiten Hälfte des 
April, „wurde weiter über die Verfaſſung verhandelt; wie, von wem, 
nach welchen Geſichtspunkten — wiſſen wir nicht.“ 

Ich glaube behaupten zu können, daß ſchon damals nicht mehr die 
Konſtitution ſelbſt Gegenſtand der Beratungen war, ſondern nur noch 
ein Verfaſſungsverſprechen, wie es Friedrich Wilhelm III. am 22. Mai 
auch unterzeichnete; denn in dem erſten von Stägemann gemachten 
Entwurf einer „Verordnung über die zu bildende Repräſentation des 
Volks“ ) tft noch von „Landſchaften“ die Rede, während Stägemann 
in dem am 21. April mundierten Konzept der ſoeben erwähnten 
Kabinettsorder den Namen „Landes hauptmannſchaften“, den Hardenberg 
in einem früheren Hoffmannſchen Plan an die Stelle von „Landſchaften“ 
geſetzt hatte, bereits in „Oberpräſidenturen“ verbeſſerte; vielleicht fällt 
alſo der Stägemannſche Entwurf des Verfaſſungsverſprechens vom 
22. Mai 1815 ſogar ſchon in die erſte Hälfte des April?)! In ihm 
lauteten die §§ 6, 7 und 8 urſprünglich: „Es fol ohne Zeitverluſt 
eine Commiſſion in Berlin niedergeſetzt werden, die aus einſichtsvollen 
Staatsbeamten und Eingeſeſſenen der Landſchaften beſtehen ſoll. Dieſe 
Commiſſion ſoll ſich beſchäftigen a) mit der Organiſation der landſchaft⸗ 
lichen Stände, b) mit der Organiſation der Reichsſtände, c) mit der 
Ausarbeitung einer Verfaßungs Urkunde nach den aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätzen. Sie ſoll am 1. Juny dieſes Jahres zuſammentreten und 
ſpäteſtens mit dem 1. Sept. d. J. ihr Geſchäft vollenden.“ Als 
Stägemann das ſchrieb, war alſo die Abſicht, eine Konſtitution für 
Preußen noch in Wien auszuarbeiten, bereits fallen gelaſſen worden — 
weshalb dieſer plötzliche Entſchluß? Was wir bisher in Erfahrung 
gebracht haben, dürfte kaum ausreichen, um ihn zu erklären. 

Vielleicht führt uns ein Brief Wilhelm von Humboldts auf die 


— — 


1) B. St. A. R 74 H 3 IX Nr. 19. Nicht ganz genau abgedruckt von 
G. H. Pertz im Leben Steins, IV, S. 428—431 („handſchriftlicher Text“); in 
der Einleitung hatte Stägemann erſt geſchrieben, „daß der wolthätige Zuſtand 
bürgerlicher Freiheit und die Dauer einer gerechten, auf Ordnung gegründeten 
Verwaltung nur in den Tugenden der Regenten diejenige Bürgſchaft finden“. , 
er verbeſſerte dann „Tugenden“ in „Eigenſchaften“ und fügte hinzu: „und ihrer 
Eintracht mit dem Volke“. Die Datierung von ſeiner Hand lautet: „So ge⸗ 
ſchehen Wien d. April 1815.“ Am Anfang ſchrieb er daher auch: „Durch 
Unſre Verordnungen vom 6. d. MW. 4 

2) Auf keinen Fall aber ſchon in die erften Tage dieſes Monats; denn da 
beſchäftigten Stägemann, wie er am 7. April an Schulz ſchrieb (Rühl a. a. O. 
S. XX), die Ausarbeitung der Proklamation an die Rheinländer und des Aller⸗ 
höchſten Aufrufs an das Volk, die der König am 5. und 7. April unterzeichnete. 
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richtige Spur; er ſchrieb am 24. März 1815 aus Wien an ſeine Gattin 
Caroline !): „Was ich Dir jagen wollte, iſt, daß der Staatskanzler 
vorzüglich ſeit 14 Tagen bis 3 Wochen in einen Zuſtand auch geiſtiger 
Schwäche verfällt, der jetzt höchſt beunruhigend iſt, allein mich glauben 
läßt, daß an eine Miſſion für mich, auch wenn die kriegeriſchen Un⸗ 
ruhen nicht lange dauerten, doch nicht zu denken ſein würde. Seit 
den erſten Wochen hier hat ſich der arme Mann ſchlecht befunden und 
gekränkelt ... Die Geſchäfte haben ihn zu gleicher Zeit angegriffen. 
Das Mißlingen der ſächſiſchen Sache, das, wie man nicht leugnen kann, 
großenteils Fehlern zuzuſchreiben iſt, die er, ohne zu fragen, auch zum 
Teil gegen beſſeren Rat begangen hat, gab ihm den erſten Stoß. Sehr 
empfindlich war ihm nachher die in Berlin und überhaupt in Preußen 
ausgebrochene allgemeine Unzufriedenheit mit den Reſultaten der hieſigen 
Verhandlungen. Allein endlich kam etwas hinzu, worauf er noch weniger 
vorbereitet war. Der König äußerte die gleiche Unzufriedenheit, ſagte 
es geradezu, ſtark und auf unangenehme Weiſe, und es iſt eine That⸗ 
fade, daß er in den letzten 4 Wochen äußerſt ſchlecht mit dem König 
ſtand. Man ſagt mir, daß es jetzt etwas beſſer ſein ſoll, allein der 
Schade iſt geſchehen.“ Könnte nicht auch die Verfaſſungsfrage im März 
1815 eine Verſtimmung zwiſchen Friedrich Wilhelm III. und Harden⸗ 
berg herbeigeführt oder ſie verſtärkt haben? Das Schweigen Humboldts 
darüber würde kein Gegenbeweis ſein; „über innere Angelegenheiten“, 
klagte er ſeiner Gemahlin am 28. März, „zieht mich der Kanzler nach 
ſeiner einmaligen Eigentümlichkeit nie zu Rate“. 

Humboldts Angaben über den frühen Beginn der Kolliſionen 
Hardenbergs mit ſeinem Monarchen ſind zweifellos richtig; ſchon am 
26. September 1814 trug der Kanzler in fein Tagebuch ein: „Idées 
du Roi en contradiction avec mes plans“, und wohl ein halbes 
Dutzend Mal hat er ſeinem Unwillen Luft gemacht über den eigen⸗ 
ſinnigen, immer nur auf den Zaren hörenden Herrſcher: „jurat in verba 
des Klaiſers] vſon]! Rußland“ heißt's am 1. Oktober, „Sa maniére 
de s’expliquer sur les aff[aires] de Pologne [est] toujours la möme“ 
am 23., „Rußland, vom König in allen Stücken unterſtützt, hatte Un⸗ 
recht“ am 6. November, „l’opiniätrete du Roi à condescendre en 
tout point aveuglement à l' Emplereur] Alex[andre] est la cause 
prineipale“, am 12. Dezember und faſt wörtlich ebenſo am 13. Januar. 
Nachdem man die ſächſich⸗polniſche Streitfrage in den erſten Tagen des 
Februar endlich aus der Welt geſchafft hatte, kam es wegen Oſtfriesland 


1) Wilhelm und Caroline von Humboldt in ihren Briefen, 4. Bd., S. 504/5. 
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zu neuen Zuſammenſtößen zwiſchen Friedrich Wilhelm III. und Harden⸗ 
berg; letzterer notierte darüber am 12. dieſes Monats: „Chez le Roi. 
Sa maniére desagréable de s’expliquer sur l’Ostfrise. Il m' envoye 
encore Knesebeck. L' affaire s' arrange pourtant“; nach Napoleons 
Flucht von Elba ergaben ſich, wie es ſcheint, abermals Meinungs- 
verſchiedenheiten über die gegen den Friedens ſtörer zu ergreifenden Maß⸗ 
regeln: „Conférſence] chez le Roi avec l’Emp[ereur] Alexandre — 
leeres Stroh. Ordre parti pour Kleist de ne point .d&mobiliser“ 
leſen wir in Hardenbergs Tagebuch zum 9. März 1815 und zum 
folgenden Tage: „Berit au Roi sur son mécontentement v. la lettre 
et la réponse.“ Im Ausgang dieſes Monats werden die Eintragungen 
immer dürftiger und hören mit dem 10. April überhaupt auf, ſich noch 
auf einzelne genau angegebene Tage zu beziehen; das uns hier vor⸗ 
züglich intereſſierende Thema wird bloß geſtreift mit den Worten: 
„Inländiſche Verordnungen, die Organiſation — die Stände — die 
Mediatiſirten.“ Zuletzt heißt es: „Fortſetzung des Wiener Congreſſes 
und der Geſchichte deſſelben näher auszuarbeiten.“ 

| Gegen die Verkündigung einer Konftitution für Preußen von Wien 
aus ſcheint Friedrich Wilhelm III. zunächſt ebenſowenig Bedenken ge⸗ 
habt zu haben wie gegen die Einführung von Landſtänden in allen 
Provinzen und gegen eine Vertretung des ganzen Volkes in einem 
Reichstage; insbeſondere wohl ſeitdem er wußte, daß ſein blind verehrter 
Freund Alexander dem ruſſiſchen Volke eine eigene Verfaſſung gewähren 
wolle, wird er es nicht nur für ungefährlich, ſondern auch für not- 
wendig gehalten haben, dem Beiſpiel des Zaren zu folgen, um den 
unter preußiſche Herrſchaft zurückkehrenden Polen keinen Anlaß zur 
Unzufriedenheit zu geben; in einer Denkſchrift, die Hardenberg dem 
ruſſiſchen Kaiſer am 23. November 1814 überreichte und die der König 
gebilligt hat“), durfte der Kanzler ſogar in Ausſicht ſtellen, daß 
Preußen ſich vertragsmäßig verpflichten würde, feinen polniſchen Unter- 
tanen verfaſſungsmäßige Inſtitutionen zu verleihen ?). Friedrich Wil⸗ 
helm III. wünſchte offenbar — vielleicht mit Rückſicht auf ſeine neuen 
Untertanen im Weſten nicht weniger als auf die im Oſten — den 
gleichen Ruf eines „liberalen“ Monarchen zu beſitzen wie Alexander; der 
Nationalrepräſentation einen Teil ſeiner Souveränität wirklich abtreten 
wollte er freilich ebenſowenig wie jener; er blieb dabei, daß ſie bloß 


1) Hardenberg ſchrieb in fein Tagebuch: 23 Mémoire pour l' Empereur 
Alexandre que je lui remis en personne et entretien avec lui. 24 Ete 
chez le Roi, qui approuva fort mon mémoire d'hier. 

2) Hiſtoriſche Zeitſchrift, 63. Bd., S. 264 
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beratende Rechte erhalten dürfe, und auch den Rheinländern wurde am 
5. April 1815 nur die mehrerer Deutungen fähige Zuſage gemacht: 
„Die Steuern ſollen mit Eurer Zuziehung reguliert und feſtgeſtellt 
werden nach einem allgemeinen, auch für Meine übrigen Staaten zu 
entwerfenden Plan“ ). Der ſich immer noch als Erzieher des Volkes 


1) So fteht in der Geſetzſammlung von 1815 auf S. 26 und in dem Ab⸗ 
druck in den „Zeitgenoſſen Neue Reihe“ I S. 110, auf die ſich Franz Rühl 
a. a. O. S. XX ausdrücklich beruft, nicht wie er behauptet: „mit Eurer Zu⸗ 
ſtimmung“. In dem von Hardenberg am 13. September 1814 in Wien vor⸗ 
gelegten Entwurf einer teutſchen Bundes verfaſſung, auf den ſich Rühl bezieht, 
um zu beweiſen, daß Friedrich Wilhelm III. „von Hauſe aus zu weitgehenden 
Zugeſtändniſſen bereit war“, verpflichtete ſich Preußen bekanntlich nur, mit ſeinen 
linkselbiſchen Beſitzungen dem Bunde beizutreten und dort Landſtände einzu⸗ 
führen oder aufrechtzuerhalten, deren Befugniſſe ein näher zu beſtimmender An⸗ 
teil an der Geſetzgebung, Verwilligung der Landesabgaben und Vertretung der 
Verfaſſung beim Landesherrn und beim Bunde ſein ſollten (Klüber, Akten des 
Wiener Kongreſſes 1, 1 S. 47/8); wörtlich ebenſo hieß es im ſiebenten der von 
Hardenberg und Stein vereinbarten 41 Artikel (Wilhelm Adolf Schmidt, 
Geſchichte der deutſchen Verfaſſungsfrage 1812 - 1815, S. 175; Pertz, Stein 
IV 52; Lehmann, Stein III 394). In den Verhandlungen zwiſchen Öfterreich, 
Preußen und Hannover wurde am 7. Oktober der Satz, daß kein deutſcher Unter⸗ 
tan anders als mit Zuziehung von Ständen beſteuert werden könne, zwar an⸗ 
genommen, jedoch hinzugefügt, daß das Votum der Stände bei Beſteuerungs⸗ 
geſetzen nur konſultativ ſein und ihnen kein eigentliches Veto eingeräumt werden 
könne (Schmidt a. a. O. S. 202). Nach dem Bundesplan vom 14. Oktober 
1814 blieb Oſterreich und Preußen bei der Verleihung einer ſtändiſchen Ver⸗ 
faſſung die Berückſichtigung ihrer beſonderen Verhältniſſe unbenommen, und 
durch das Übereinkommen mit Hannover vom 21. Oktober wurden ſie ausdrück⸗ 
lich befreit von der Verpflichtung der Bundesfürſten, ihren Landſtänden folgende 
Rechte zu verleihen: 1. Einwilligung zu den aufzulegenden Steuern, 2. Stimm⸗ 
recht bei neu zu verfaſſenden Geſetzen, 3. Mitaufſicht über die Verwendung der 
Steuern, 4. Berechtigung im Fall der Malverſation, die Beſtrafung ſchuldiger 
Staatsdiener zu begehren (Schmidt a. a. O. S. 212 u. 232). Im November 
1814 arbeitete Humboldt zwei Bundesverfaſſungsentwürfe mit und ohne Kreis⸗ 
einteilung aus, worin allen deutſchen Ständen folgende Rechte zuerkannt wurden: 
a) das der Mitberatung bei Erteilung neuer, allgemeiner, die perſönlichen und 
Eigentumsrechte der Staatsbürger betreffenden Geſetze; b) das der Bewilligung 
bei Einführung neuer Steuern oder bei Erhöhung der ſchon vorhandenen; e) das 
der Beſchwerdeführung über Mißbräuche oder Mängel in der Landesverwaltung, 
worauf ihnen die Regierung die nötige Erklärung darüber nicht verweigern darf; 
d) das der Schützung und Vertretung der eingeführten Verfaſſung und der durch 
dieſelbe und durch den Bundesvertrag geſicherten Rechte der einzelnen bei den 
Landesherren und bei dem Bunde (Klüber II, S. 44/45); dieſer Doppelentwurf 
iſt allerdings am 10. Februar 1815 von Hardenberg und Humboldt in Wien 
offiziell vorgelegt worden, alſo doch mit Wiſſen des Königs, und anfangs April 
ein weiterer, worin § 5 lautete: „In allen teutſchen Staaten wird die beſtehende 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVI. 2. 14 
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fühlende König, durch das Wachſen des politifchen Intereſſes in den 
Maſſen beunruhigt, durch das Drängen der Preſſe, in erſter Linie des 
von Görres redigierten Rheiniſchen Merkurs und des Arndtſchen 
„Wächters“, nach einer modernen Verfaſſung und durch das Selbſt— 
bewußtſein einiger gleichfalls eine Konſtitution fordernden Mitglieder 
der interimiſtiſchen Nationalrepräſentation gewiß nicht angenehm be⸗ 
rührt!), von Wittgenſtein, Kneſebeck und Ancillon immer aufs neue 
mißtrauiſch gemacht gegen die verkappten preußiſchen Jakobiner, konnte 
wohl auch im Frühjahr 1815 den Gedanken nicht los werden, daß eine 
Volksvertretung, ausgeſtattet mit erheblichen Kompetenzen, ſchließlich 
eine Gefahr werden würde für die preußiſche Monarchie, und ſchenkte 
daher nach wie vor den, wie er meinte, feſteſten Stützen ſeines Thrones, 
dem grundbeſitzenden Adel und den Feudalen, bei weitem ſtärkere 
Sympathien; Beweiſe dafür ſind die am 3. Juni 1814 von ihm unter⸗ 
zeichnete Kabinettsorder, betreffend die Suspenſion der Exekutionen 
gegen Grundbeſitzer, und die Verordnung wegen Erhaltung der Grund- 
eigentümer vom 1. März 1815; letztere wurde damit motiviert, „daß 
durch den Übergang des größten Theils alles GrundEigenthums in 
fremde Hände als nothwendige Folge der Subhaſtationen große Nach⸗ 
theile entſtehen und auf die Eigenthümlichkeit des Volks verderblich 
eingewirkt werden würde“, und zum Schluſſe erklärte der König, „er 


landſtändiſche Verfaſſung erhalten oder eine neue eingeführt, damit den Land⸗ 
ſtänden das Recht der Bewilligung neuer Steuern, der Beratung über Landes⸗ 
geſetze, welche Eigentum oder perſönliche Freiheit betreffen, der Beſchwerdeführung 
über bemerkte Verwaltungsmißbräuche und die Vertretung der Verfaſſung und 
der aus ihr herfließenden Rechte Einzelner zuſtehe“ (Klüber I, 4 S. 109, 
Schmidt S. 446/7). Steins weitergehende Forderungen zugunſten der Stände 
(Schmidt S. 324/5) lehnte Friedrich Wilheim III. dagegen ab (Schmidt 
S. 334/5; Lehmann, Stein, III 437), und mit Rückſicht auf den König wählte 
dann wohl auch Stägemann in dem Aufruf an die Rheinländer den unbeſtimmten 
Ausdruck „mit Eurer Zuziehung“ und gab in dem Entwurf des Verfaſſungs⸗ 
verſprechens dem § 5 die gleichfalls recht dunkle Faſſung: „Die Würkſamkeit der 
Reichsſtände erſtrekkt ſich auf die Berathung über alle Gegenſtände der Geſetz⸗ 
gebung, welche die perſönlichen und Eigenthums Rechte der Staatsbürger mit 
Einſchluß der Beſteurung betreffen.“ Ich glaube daher, daß Rother recht hatte 
mit der Behauptung, der König habe im April 1815 den ſtändiſchen Körper⸗ 
ſchaften ein Bewilligungsrecht namentlich hinſichtlich der Steuern nicht gewähren 
wollen; daß er die in der erſten Reinſchrift der Verordnung vom 22. Mai 1815 
hierauf bezughabenden Worte eigenhändig ausgeſtrichen habe, iſt allerdings nicht 
richtig. 

1) Vgl. ſeinen Befehl an das Generalgouvernement vom Niederrhein (Berlin 
6. Juni 1815), gegen die „Preßfrechheiten“ weniger Nachſicht zu üben (Paul 
Czygan a. a. O. II, 2 S. 345/6). 
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hege zu den Gläubigern der GrundEigenthümer das gerechte Vertrauen, 
daß ſie weit entfernt, diejenigen aus ihrem Eigenthum zu vertreiben, 
die mit ſo großen Opfern für die Erhaltung des Vaterlandes und des 
öffentlichen Wohls wirkſam geweſen ſind, vielmehr zu jeder Schonung 
und Milde die Hand bieten werden.“ Auch die ihm von den kur⸗ 
märkiſchen Ständen 1811 wieder in die Erinnerung gebrachte Aſſe⸗ 
kurationsakte von 1798 wird Friedrich Wilhelm III. 1815 ſchwerlich 
ſchon vergeſſen haben, ſondern feines Verſprechens eingedenk geblieben 
ſein, ſie bei ihren Privilegien, Freiheiten und Gerechtigkeiten ſchützen 
zu wollen — er war alſo im Sinne der Feudalen vortrefflich dis⸗ 
poniert für Proteſte, die die Hüter des Altpreußentums erhoben, als 
ſie Hardenbergs Plan erfuhren, ihr Vaterland von Wien aus mit 
einer fertigen Verfaſſungsurkunde und einem königlichen Erlaß über 
Provinzial⸗ und Reichsſtände zu überraſchen. 

Am 21. März 1815 ſandte Graf Dönhoff aus Hohendorf in Dft- 
preußen ein ſehr bewegliches Schreiben an Friedrich Wilhelm III. “), 
worin er angab, totkrank geweſen zu ſein, als ſeine Mitbrüder am 
28. Februar das hochwichtige Anliegen der Provinz dem Könige ehr— 
furchtsvoll ans Herz legten; er gebe deshalb ſeinen Wünſchen für die 
Erhaltung der provinziellen Verfaſſung, die ihm ein weſentliches Be⸗ 
dürfnis der allgemeinen Wohlfahrt zu fein ſcheine, beſonderen Aus⸗ 
druck; beſorgt gemacht habe ihn nämlich die Rede des Staatsrats 
Scharnweber in der interimiſtiſchen Nationalrepräſentation, die mit den 
Worten ſchloß: „Durch die Repräſentation verſchwindet der Provin- 
zialismus, verſchmelzen die verſchiedenen Stände zu einer kräftigen 
Geſamtheit. Es wird eine Nationalität gegründet, die wir ſolange 
vergeblich gehofft haben.“ Hier werde alſo das früher ſchon geahnte 
Syſtem feierlich angekündigt, vermöge deſſen der allerdings große Ge⸗ 
danke einer Reichsverfaſſung nur dazu dienen ſolle, jede Provinzial⸗ 
und ſtändiſche Verfaſſung zu vertilgen! Während nun jetzt allgemeine, 
zum Teil höchſt erfreuliche Gerüchte ſich verbreiteten, daß in Wien in 
einer wahrhaft edlen Fürſtenverſammlung der erhabene Gedanke wieder⸗ 
herzuſtellender ſtändiſcher Verfaſſungen mehr als jemals lebendig ge= 
worden ſei, erſcheine eine Verfügung des Miniſters des Innern, welche 
die Wirkſamkeit des von S. M. Selbſt gegründeten ſtändiſchen Komitee 
in Königsberg lähme und ſuspendiere — ſo viele einander die Hand 


— 


1) B. St. A. R 74H 3 IX Nr. 19. Vom ſelben Tage iſt ein Brief 
des Grafen Dönhoff an Hardenberg datiert, der den Präſentatsvermerk Wien 
9. April 1815 trägt. 

14 * 


212 Paul Haake 1564 


bietende Zeichen der Zeit hätten in den Oſtpreußen den Vorſatz er⸗ 
zeugen müſſen: Wir wollen zu unſerm theuren Landesvater gehen und 
Ihm mit herzlichem Zutrauen ſagen, daß wir unſer Vaterland lieben, 
„daß die eigenthümliche Verfaſſung deſſelben uns über alles theuer iſt 
und daß wir eine allgemeine Staats- und Reichsverfaſſung nur inſoweit 
liebgewinnen könnten, als ſie ſich nicht auf ein uns fremdes Repräſen⸗ 
tativſyſtem, ſondern auf echt vaterländiſche provinzielle Verfaſſungen 
gründet. „Die Geſchichte aller Zeiten hat es ſtets bewieſen und mit 
leuchtenden Zügen in das Stammbuch der Menſchheit geſchrieben, daß 
Einverleibung ganzer Länder ohne Rückſicht auf ihre Eigenthümlichkeit 
noch nie dem ächten patriotiſchen Nationalgefühl günſtig war. Gleich⸗ 
wohl will Staatsrath Scharnweber die Nationalität allererſt dadurch 
begründet wiſſen, daß die Eigenthümlichkeit aller Provinzen der großen 
preußiſchen Monarchie zerſtört und dieſelben ſämtlich einer allererſt 
ganz neu zu ſchaffenden allgemeinen Staatsverfaſſung einverleibt werden 
ſollen. Eine ſolche aber müßte ſich alsdann erſtlich durch eine Er- 
fahrung von Jahrhunderten die Liebe der Gemüther erwerben, die 
ſich ganz von ſelbſt und mit lebendiger Anhänglichkeit zu demjenigen 
hinneigt, was von unſern Voreltern auf uns vererbt wurde. O, wir 
kennen ſie wohl, dieſe Nationalität, das Hochgefühl für König und 
Vaterland, und wer darf ſagen, daß ſie in den preußiſchen Staaten 
bisher vergeblich gehofft wurde! Sie bewährte ſich im Siebenjährigen 

Kriege ebenſowohl als in den denkwürdigen Jahren 1813 und 1814 

im ſchönſten Wetteifer aller Provinzen.“ Unter Hinweis darauf, daß 

die interimiſtiſche Nationalrepräſentation der Ausführung des mit dem 

oſtpreußiſchen Provinzialrecht un vereinbaren Edikts vom 14. September 

1811 über Regulierung der bäuerlichen Verhältniſſe unter gewiſſen 
Modifikationen zuneige, betonte Graf Dönhoff zum Schluſſe, wie nach- 

teilig es auf die eine oder die andere Provinz wirken müßte, wenn 

der Grundſatz ſiegte, daß die Mehrheit der Stimmen in einer all- 

gemeinen Repräſentation und Nationalverſammlung als der Ausdruck 

des allgemeinen Nationalwunſches aller Provinzen angeſehen werden 

müſſe; es ſei kein verächtlicher, perſönlicher Eigennutz, ſondern lebendiger 

Eifer für Wahrheit und Recht, der ihn antreibe, ſeinen teuren, gerechtig⸗ 

keitliebenden König anzuflehen: „Schützen Sie, Allergnädigſter Herr, 

Allerhöchſt Ihre getreuen Preußen bei ihrem Eigenthum und bei ihrer 

Verfaſſung!“ 

Die Befürchtungen, die dem Grafen Dönhoff Ende März die 
Feder in die Hand drückten, ſcheinen damals weite Kreiſe der Altpreußen 
und Feudalen erfüllt zu haben; denn einen Tag vorher ſchickte Fürſt 
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Hatzfeld dem Staatskanzler das im September 1814 erbetene Gutachten 
zu, das noch ſchärfer mit den Liberalen ins Gericht ging und auch 
noch andere Geſichtspunkte anführte, um eine moderne Konſtitution 
und Volksvertretung an den maßgebenden Stellen in Mißkredit zu 
bringen. „Genau bekannt“, ſagte Hatzfeld, „mit den Würkungen, 
welche ſchon die erſte Nationalverſammlung in den Provinzen in Hin⸗ 
ſicht einer neuen Verfaſſung hervorgebracht hatte, vertraut mit ſo vielen 
überſpannten, zum Theil würklich verrückten Ideen, durch welche 
mehrere der erwählten Repräſentanten den einen Theil der Nation auf 
Koſten des andern gegen alle Begriffe von Recht und mit gänzlicher 
Umwälzung alles Privat Eigenthums aufhelfen, die Nation ſelbſt zu 
einer Aſſecuranz⸗Compagnie umſchaffen wollten, aufmerkſam ſeit langer 
Zeit auf die Tendenz aller geheimen, auf ſtreng conſtitutionelle Ver⸗ 
laſſung würkenden Verbindungen, überzeugt, daß die zweite Verſamm⸗ 
lung in einem ganz andern Sinne, mit ungleich größerer auf die 
Opinion geſtützten Kraft als die erſte in ihren Arbeiten vorſchreiten 
würde, entſchloß ich mich (da meine wiederholt angebotenen Dienſte bei 
dem großen Kampfe unnöthig befunden wurden) aus reiner Anhäng⸗ 
lichkeit für den König und den Staat im Gefühl des Guten, welches 
ich bewürken, des Nachtheiligen, welches ich vielleicht verhindern konnte, 
dem Ruf meines Departements zu folgen und ein Mitglied dieſer Ver⸗ 
ſammlung zu werden, in welcher ich, der Erſte im Rang, Würde und 
Eigentum mir ſchmeicheln durfte, in der Folge Vertrauen und Einfluß 
zu erwerben; ich habe ſtets das Eigenthum jeder Art und das Recht 
als die Baſis des geſellſchaftlichen Verbandes, als das Fundament, auf 


welchem die Sicherheit des Staats und der Nation allein fortdauernd 


beſtehen können, mit aller in mir liegenden Kraft vertheidigt; ich habe 
ſtets zu beweiſen geſucht, daß, welches auch des Königs Majeſtät Ab- 
ſichten für die Zukunft ſein möchten, wir deſſen Allerhöchſten Entſchluß 
ruhig erwarten und uns als Repräſentanten durch treue unerſchütter⸗ 
liche Anhänglichkeit an unſern Regentenſtamm und unſere bisherige 
glückliche Verfaſſung auszeichnen müßten.“ Fürſt Hatzfeld verkannte 
nicht, daß, ſeitdem die Regierung verſprochen hatte, den Untertanen 
künftig von der Verbeſſerung des Staats und der Finanzen Kenntnis 
zu geben, nicht nur bei den Repräſentanten, ſondern auch bei dem 
größten Teil der Nation die Überzeugung feſtſtand, der König be⸗ 
abſichtige, eine konſtitutionelle Repräſentation unter gehöriger Mit⸗ 
wirkung bei der Adminiſtration, bei den Finanzen, bei der Geſetz⸗ 
gebung und dem Steuerweſen zu bewilligen; er verhehlte ſich nicht, 
daß nach der Abſchüttelung der Fremdherrſchaft beinahe alle Klaſſen 
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der Einwohner glaubten, durch ihre Aufopferung eine Konſtitution fid 
erkämpft zu haben und daß fie wohl ſamt und ſonders eine konſtitutionelle 
Verfaſſung als die unausbleibliche Folge des königlichen Verſprechens und 
der bisherigen Begebenheiten erwarteten; er gab ſogar zu, daß eine 
„Konſtitution im reinen Verſtande des Wortes“ viel Heilſames be⸗ 
wirken könne, daß die Verantwortlichkeit der verſchiedenen Staats⸗ 
miniſterien das Palladium einer guten, zweckmäßigen Adminiſtration 
ſein würde, daß nur auf dieſe Art der Nation die Überzeugung bei⸗ 
zubringen ſei, die Laſten und Abgaben entſprächen den Bedürfniſſen 
des Staates, daß endlich nur auf dieſem Wege die richtige Abwägung 
der Abgaben und Einnahmen ſtattfinden könne; bei der Entkräftigung, 
in welcher ſich mit wenigen Ausnahmen die ſämtlichen Grundbeſitzer 
in der ganzen Monarchie befänden, tue ihnen eine jdonende Admini⸗ 
ſtration und beſonders die. höchſte Ehrfurcht vor allem Privateigentum 
dringend not. „Aber wer vermag“, fragte Hatzfeld, „zumal in einem 
Zeitpunkte, wo noch alle Leidenſchaften rege ſind und die faſt allgemein 
gewordene Überſpannung ſo manche Anſichten verdunkelt, die richtige 
unüberſteigliche Grenzlinie zu ziehen und feſtzuhalten, die jeden in den 
Schranken des Nützlichen und Wohlthätigen einer ſolchen Einrichtung 
zurückhalten ſoll? In dieſer großen Schwierigkeit liegt die Gefahr 
einer ſolchen höchſt bedeutenden Staatsveränderung beſonders jetzt, wo 
alle Völker mehr oder weniger durch die zu ihrer Rettung angewandten 
Mittel das überzeugende Gefühl ihrer eigenen Kraft erhalten haben, 
wo ſo viele wirklich verdiente Männer jetzt glauben, die einzigen Retter 
des Vaterlandes zu ſein und ſich eine in monarchiſchen Staaten bisher 
noch nicht üblich geweſene Sprache und Beurtheilung erlauben, wo ſo 
viele wähnen, durch ihren Beifall zum Kampf für die allgemeine Rettung 
eine Stimme in der Adminiſtration der Länder erfochten zu haben, wo 
jo viele gefährliche Grundſätze haben geduldet und in Ausübung ge- 
bracht werden müſſen, deren Anwendung zwar vielleicht augenblicklichen 
Vortheil gewährte, künftig aber beſonders dann höchſt gefährlich und 
ſchädlich werden muß, wenn die Monarchen des europäiſchen Staaten— 
Vereins nicht jetzt, wo die dringende Gefahr Gottlob verſchwunden iſt, 
demſelben mit vereinigter Kraft entgegen zu arbeiten entſchloſſen ſind, 
und wo endlich (was von der größten Wichtigkeit iſt und die höchſte 
Berückſichtigung verdient) die ſämtlichen Bewohner des preußiſchen 
Staats durch das Edikt vom 3. September 1814 zu einer bewaffneten 
Nation gemacht worden ſind.“ Von dem Augenblick der Einführung 
einer Konſtitution an werde ferner die königliche Gewalt um die Hälfte 
verringert, und vielleicht gehe nach und nach noch mehr in die Hände 
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der Nation über, welche davon einen möglichſt ausgedehnten Gebrauch 
machen werde, und es ſei ſehr ſchwer zu beſtimmen, bis wieweit er ſich 
ſpäter ausdehne und welche Mittel man anwenden könne, um dieſe 
Entwicklung zu verhindern; er, Hatzfeld, rate daher nicht zu einer Kon⸗ 
ſtitution, ſondern zu einer zweckmäßigen, die königliche Gewalt nicht 
verletzenden Repräſentation; darunter verſtehe er keine ſolche Verſamm⸗ 
lung, wie ſie im November 1813 zum zweiten Male einberufen worden 
ſei; dieſe habe den in ſie geſetzten Erwartungen nicht entſprochen, und 
wie wäre das auch bei einer ſolchen Zuſammenſtellung möglich geweſen? 
„Die jetzige Verſammlung beſteht aus einigen 40 Mitgliedern aus allen 
Provinzen und Ständen des Königreichs, welche zwar mit vielen Lokal⸗ 
und provinziellen Erfahrungen ausgerüſtet ſind, denen es aber größten⸗ 
teils an richtigen höheren Staatsanſichten und an beſonderen admini⸗ 
ſtrativen und finanziellen Kenntniſſen mangelt. Sie glauben, das große 
nationale Wohl mit dem beſchränkten Rückblick auf das einſeitige Intereſſe 
dieſer Provinzen, ihrer Departements, ihrer Städte oder des platten 
Landes befördern zu können, und dazu kommt noch, daß viele dieſer 
Repräſentanten, wie z. B. jene der großen Städte, welche meiſtens 
Juſtiz Commiſſarien ſind, eigentlich nur als Lohnleute, ohne Beſitz 
irgend einer Scholle Erde zu dieſer Verſammlung berufen wurden und 
folglich keinen andern Beruf zu haben glauben als für das Privat⸗ 
intereſſe derjenigen, von denen ſie gewählt und bezahlt ſind, auf Tod 
und Leben zu kämpfen, weswegen denn auch ſolche Verſammlungen 
nur zum Tummelplatz aller Privatleidenſchaften dienen, ohne irgend 
etwas Großes zu bewirken, wenn auch hier und da obgleich mit un- 
geheurem Zeitverluſt und ſehr bedeutendem Koſtenaufwand für das Land 
wenige zweckmäßige Gutachten vorgelegt worden ſind.“ Fürſt Hatzfeld 
riet, die interimiſtiſche Nationalrepräſentation aufzulöſen, ſobald ſie 
ihre Beratungen über die bäuerlichen Verhältniſſe, über die Frage, 
wie den Grundbeſitzern überhaupt aufzuhelfen ſei, und über ein paar 
andere wichtigere Gegenſtände vorgelegt haben werde; dann müſſe aber 
auch gleich jene Ordnung der Dinge eintreten, zu der man ſich zu ent- 
ſchließen für rätlich erachte; denn die Erwartungen, man dürfe ſagen: 
die Forderungen der Nation als Belohnung deſſen, was ſie geleiſtet 
habe, ſeien zu hoch geſpannt, um ſie ganz unbefriedigt oder auch nur 
eine geraume Zeit noch unbefriedigt laſſen zu können. Es gelte eine 
ſolche Einrichtung zu treffen, bei welcher eine Ausdehnung der feſt— 
zuſtellenden neuen Verfaſſung für die Zukunft ganz unmöglich werde, 
und wobei die königliche Gewalt und die monarchiſche Verfaſſung 
durchaus unangetaſtet bleibe. Man möge alle Staatsbehörden immer 
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einer ſtrengen Verantwortlichkeit unterwerfen; der König und die Nation 
könnten dabei nur gewinnen, wenn über jedes neue Geſetz, über jede 
neue Auflage, über jede weſentliche Abänderung in der Staatsverfaſſung 
die Nation um ihre Meinung gefragt werde und ihre beiſtimmende 
Beratung vor der Emanierung der Edikte erforderlich fet, und wenn. 
bei vorkommendem Mißbrauch der Gewalt die gerechten Beſchwerden 
der Bedrückten auf dem graden Wege zu den Ohren des Königs dringen 
könnten; ſei aber erſt die Nation gehört, dann müſſe der Monarch mit 
uneingeſchränktem Willen entſcheiden können, was er für das Beſte und 
Zweckmäßigſte halte. „Wenn es alſo gefährlich ſcheint eine förmliche 
Konſtitution beſonders in dieſem Augenblick, wo alles noch in Gährung 
iſt, zu bewilligen, wenn ſtatt derſelben eine nützliche zweckmäßige Landes⸗ 
repräſentation bewürkt werden ſoll, dann halte ich vor allen Dingen 
für erforderlich, dieſelbe aus wenigen Mitgliedern zu bilden“ — Fürſt 
Hatzfeld ſchlug vor: aus zwölf Deputierten und einem Präſidenten, die 
der König auswählen ſolle aus je ſechs Kandidaten, die ihm Schleſien, 
Preußen, die rechts⸗ und die linksſeitigen Rheinlande, und je drei, die 
ihm die Mark, Pommern, Polen, Sachſen und Weſtfalen nennen ſolle; 
davon müßten aber in den Provinzen, wo ſechs gewählt würden, immer 
wenigſtens zwei, in den anderen wenigſtens einer vom Adel ſein und 
jeder Repräſentant ein wenigſtens zur Hälfte ſchuldenfreies Vermögen 
in der Provinz beſitzen und davon mindeſtens 1000 Taler reine Re⸗ 
venuen beziehen; königliche und Privatbeamte dürften nicht gewählt 
werden, ebenſowenig Juſtizkommiſſarien und Rechtsgelehrte, welche an⸗ 
geſtellt ſeien oder eine Praxis ausübten !). 


1) B. St. A. R 74 H 3 IX Nr. 19. Mit Bezug auf die Berufung der 
interimiſtiſchen Nationalrepräſentation ſchrieb Hatzfeld an Hardenberg: „Euer 
Durchlaucht werden ſich vielleicht erinnern, daß ich ſchon damals in unſeren 
vertraulichen freundſchaftlichen Geſprächen manche Beſorgniſſe über die Zuſammen⸗ 
berufung zu äußern wagte: Sie erwiderten nur, daß dieſe Verſammlung blos 
berathend und darum nothwendig geworden ſey, um verſchiedenen neuen Ein⸗ 
richtungen bey der Nation mehr Eingang zu verſchaffen. Die nachherigen Be⸗ 
gebenheiten gaben mir die Vermuthung, daß E. D. ſchon damals die Zukunft 
ahndeten und dieſe Repräſentation mit dazu benutzen wollten, denen großen 
Opſern, welche einſt nöthig werden würden, mehr Bereitwilligkeit zu verſchaffen, 
auch dem dazu nöthigen Impuls mehr Nationalität zu geben“... „Als nun 
dieſe erſte National Repräſentation eine geraume Zeit verſammelt war, durch die 
dazu berufene Individuen manche Anſichten in denen Provinzen unter den Ein⸗ 
wohnern aller Klaſſen der Nation der Natur der Sache gemäs in Umlauf gebracht 
waren, glaubte ſelbe, das Höchſtſchwankende ihrer Stellung fühlend, von der 
Gnade S. M. des Königs ſich eine Konſtitution erbitten zu müſſen, wodurch ihr 
Wirkungskreis näher bezeichnet und zugleich nützlicher gemacht werden könnte! 
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Wir wiſſen nicht, ob auch dieſes zweite Gutachten vom Ende des 
März in die Hände des Königs gelangt iſt; daß die Anſchauungen, 
die in Hatzfelds und Dönhoffs Eingaben niedergelegt waren, in Wien 
an ſein Ohr gelangten, daran läßt ſich kaum zweifeln; Wittgenſtein, 
Kneſebeck und Ancillon vertraten ſie jedenfalls mit nicht geringerer 
Energie, und wenn auch von Ancillons Hand nur ein Schriftſtück 
etwas ſpäteren Datums erhalten iſt, jo beweiſt doch Zerbonis Ver⸗ 
faſſungsentwurf vom 6. März 1815 vollauf, daß die Altpreußen und 
Feudalen auch auf dem Wiener Kongreß ihre Helfershelfer hatten, die 
unermüdlich gegen Hardenbergs Plan intrigierten. „So ſehr ich auch“, 
erklärte Zerboni in der Einleitung zu ſeiner Arbeit, „heiß und dankbar 
gegen den Monarchen fühle, der das Glück ſeines Hauſes und das 
unſrige durch eine Conſtitution zu ſichern im Begriff iſt, ſo ängſtlich 
bin ich doch bei dem Gedanken, dieſes folgenſchwere Werk, das keinen 
Widerruf, keine Deklaration geſtattet, hier in Wien in einigen Wochen 
entwerfen und bei der Rückkunft nach Berlin ſogleich als Geſetz bekannt 
gemacht zu ſehen. Mir ſcheint es zu genügen, wenn Seine Durchlaucht 
der Herr Staatskanzler bei der Rückkunft nach Berlin den feſten Ent⸗ 
ſchluß Sr. Majeſtät, uns eine Conſtitution geben zu wollen, und die 
Hauptgrundſätze öffentlich ausſprechen, auf welche die Conſtitution ge⸗ 
gründet werden ſoll, und wenn ſofort ſichtbare Anſtalten getroffen 
werden, ſich über den wirklichen Entwurf einer Conſtitution mit wenigen, 
aber einſichtsvollen Männern — zu welchen ich die ſchreibenden Staats⸗ 
künſtler nicht rechne — aus den alten und den der Monarchie neu 


dieſe Bitte war mit vielen wichtigen Gründen unterſtützt, und man glaubte ſchon 
damals dabey keine Fehlbitte thun zu können. Dieſe Vorſtellung ſelbſt blieb 
zwar unbeantwortet, in Folge derſelben aber erſchien nach einiger Zeit ein kgl. 
Edikt, wodurch der Nation eine zweckmäßige Repräſentation zugeſichert und hinzu⸗ 
gefügt wurde, daß den Unterthanen bei dieſer künftigen Einrichtung die Über- 
zeugung fortwährend gegeben werden folle, daß der Zuſtand des Staats und der 
Finanzen ſich immer beſſere, was man aber ohne genaue Einſicht der Finanzen 
und der Adminiſtration bezwecken zu können ohnmöglich glaubte. Es war aller⸗ 
dings ein ſehr großer Unterſchied zwiſchen Repräſentation und Konſtitution, 
allein das Edikt wurde misverſtanden, und weil in demſelben zugeſagt war, daß 
den Unterthanen künftig von der Verbeſſerung des Staats und der Finanzen 
Kenntnis gegeben werden ſolle, ſtand nicht nur bey denen Repräſentanten, ſondern 
auch bei dem größten Theil der Nation die Überzeugung feſt, daß des Königs 
Majeſtät die Abſicht hätten, künftig eine konſtitutionelle Repräſentation unter ge⸗ 
höriger Mitwürkung bei der Adminiſtration, bei den Finanzen, bei der Geſetz⸗ 
gebung und dem Steuerweſen zu bewilligen, und jeder erwartete mit der höchſten 
Sehnſucht den Augenblick, wo die Hoffnungen in Erfüllung gehen ſollten.“ 
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einverleibten Provinzen zu berathen.“ Wohl nicht viel ſpäter machte 
ſich auch Ancillon ans Werk, eine ausführliche Abhandlung über das 
zur Zeit im Mittelpunkt der Intereſſen ſtehende Thema zu ſchreiben 
und darin ebenfalls die Anſicht zu verteidigen, es ſei beſſer, die Kon⸗ 
ſtitution noch hinauszuſchieben und vor der Wiederherſtellung des 
Friedens überhaupt nichts zu veröffentlichen; am 16. Juni 1815 hat 
Ancillon in fein Tagebuch eingetragen !): „Der König forderte von 
mir meine Abhandlung über die Verfaſſung zurück, um, wie er ſagte, 
ſie dem Staatskanzler ſelbſt einzuhändigen und ſeine Aufmerkſamkeit 
darauf zu richten“; zum erſten Male hatte der König ſie früheſtens 
wohl im Mai geleſen? Eine Wirkung aber haben die feudalen und 
altpreußiſchen Beſtrebungen auf Friedrich Wilhelm III. offenbar ſchon 
im März oder April ausgeübt; etwa um die Wende dieſer beiden 
Monate mußte Hardenberg, den Humboldt am 3. und 9. April wieder 
als ſchwächlich und amtsmüde bezeichnete ?), feine Abſicht, eine Kon⸗ 
ſtitution von Wien aus zu publizieren, aufgeben; der preußiſche König, 
vielleicht mitbeeinflußt durch den Zaren, der ſeinen Polen auch erſt am 
Ende des Jahres eine Verfaſſung zu verleihen und ſie ihnen zunächſt 
nur in einer Proklamation in Ausſicht zu ſtellen beſchloß 8), entſchied 
ſich dahin, die ſchwierige Arbeit bis zu feiner Rückkehr aus dem Feld- 
zuge zu verſchieben und vorläufig ſeinen Untertanen wie Kaiſer 
Alexander nur ein ganz allgemein gehaltenes Verſprechen zu geben. 
Letzteres geſchah wohl mit auf Hardenbergs Drängen; denn Eichhorn 
hatte am 17. März an Stägemann geſchrieben“), er ſolle mit allen 
Kräften dahin wirken, daß ehe der Staatskanzler nach Berlin komme, 
etwas im edlen popularen Sinne geſchehe, nur nichts von der Art des 
letzten Indultedikts zum Beſten der inſolventen Gutsbeſitzer; alles 
Frühere, was das Glück des letzten Krieges und die geſchickte Leitung 
der preußiſchen Politik vergeſſen gemacht hatte, werde wieder auf⸗ 
gewärmt, und da ſeitdem der politiſche Sinn in Preußen allgemeiner 
und tiefer aufgeregt worden ſei, ſo könne man daraus die große Zahl 
der Unzufriedenen und die Art ihrer Außerungen leicht ermeſſen. 


1) Ch. H. A., König Friedrich Wilhelms IV. Correſpondenz. Ancillon. 

2) Wilhelm und Caroline von Humboldt in ihren Briefen, 4. Band, S. 517 
und 523. 

3) Siehe die Proclamation de l’empereur Alexandre aux Polonais a 
l’occasion de la création du royaume de Pologne, Vienne 13./25. mai 1815 
in bem Buch von Le Comte d’Angeberg Recueil des traités, conventions 
et actes diplomatiques concernant la Pologne 1762—1862. Paris 1862. 
©. 691 ff. g 

4) Franz Rühl a. a. O. II, S. 48-51. 
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Wie Varnhagen von Enſe in den Denkwürdigkeiten des eigenen 
Lebens (IVS S. 277 ff.) richtig erzählt, erhielt Stägemann von Harden⸗ 
berg den Auftrag, auch dieſes Verfaſſungsverſprechen zu entwerfen; es 
war vor dem 21. April ſicherlich fertig!) und hat Hardenberg vermut⸗ 
lich zu Beginn des folgenden Monats vorgelegen?). Der Kanzler ſtrich 
darin einiges zunächſt mit Blei, um es nachher mit Tinte zu ver⸗ 
beſſern: den Eingang, das Wort „Landſchaften“ und die Silben 
„ſchaftlichen“ in dem dazugehörigen mit „Ständen“ zuſammengeſetzten 
Adjektiv, im vorletzten Paragraphen den Termin, bis zu dem die Kom- 
miſſion ihre Arbeiten erledigen ſolle; ihren Beginn verſchob er vom 
1. Juni auf den 1. Juli; im §9 fügte er hinzu, der Kanzler habe 
als ihr Präſident das Reſultat ihrer Beratungen dem Könige demnächſt 
vorzulegen. Am 10. Mai ſchrieb ein Sekretär den verbeſſerten Ent⸗ 
wurf ins Reines); am 15. unterbreitete ihn Hardenberg dem Könige 
zur Vollziehung; das Ergebnis dieſer Unterredung war, daß § 3 „die 
Provincialſtände werden Landſtände genannt“ wegfiel, die andern um⸗ 
numeriert wurden, an die Stelle der Bezeichnungen „Landſtände“ und 
„Reichsſtände“ „Provinzialſtände“ und „Landes-Repräſentanten“ traten 
und man den Beginn der Kommiſſionsſitzungen noch mehr verſchob: 
auf den 1. September. Seinem Freunde Schulz glaubte Stägemann 
ſchon an dieſem Tage mitteilen zu können!): „Eine Verordnung wegen 
der Conſtitution hat der König vollzogen“ — das war ein Irrtum; 
denn die noch nicht vollzogene Reinſchrift trägt den Mundierungsver⸗ 
merk CZ 16/5 (d. h. Carl Zahn 16. Mai)). Am 15. Mai hat 
Friedrich Wilhelm III. an dem wichtigen Aktenſtück doch noch einiges 
auszuſetzen gehabt, den Namen „Reichsſtände“ verworfen und wahr⸗ 
ſcheinlich auch den Anfangstermin der Beratungen vom 1. Juli auf 
den 1. September verlegt); erſt am 22. Mai ſetzte er dann ſeinen 
Namen unter die nochmals abgeſchriebene Urkunde und legte, wie 
Stägemann zwei Tage ſpäter an Schulz ſchrieb, nicht die mindeſte 
Schwierigkeit in die Sache ). 


1) Siehe oben S. 206. 

2) Der Datierungsmonat April am Schluſſe tit mit Blei durchgeſtrichen, 
doch wohl von Hardenberg wie die andern von ihm mit Blei verbeſſerten Stellen. 

3) Mundierungsvermerk C. Z. ( Carl Zahn) 10.5. auf dem Stägemann⸗ 
ſchen, von Hardenberg verbeſſerten Entwurf. f 

4) Franz Rühl a. a. O. II, Einleitung S. XXIV. 

5) B. St. A. R 74 H 3 IX Nr. 19. 

6) Varnhagen von Enſe erwähnte nur die Verbeſſerung der „Reichs⸗ 
ſtände“ in „Landes repräſentanten“. 
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Humboldt machte jeiner Gattin am Abend des 25. Mai die er= 
freuliche Mitteilung, daß Hardenberg an dieſem Tage froher Laune 
geweſen ſei; es war aber doch kein voller Sieg, den er errungen hatte, 
und nur zu bald ſollten ihm ſeine Zirkel wieder geſtört werden. Alle 
die Schwierigkeiten, auf die man bei den Beratungen der Konſtitution 
im Frühjahr 1815 geſtoßen war, blieben durch das Verfaſſungsverſprechen 
ungelöſt; man mußte, um beide Parteien zufriedenzuſtellen oder 
wenigſtens nicht vor den Kopf zu ſtoßen, ihr Hauptſchlagwort in den 
Text hineinbringen und, was die Kompetenzen der Landesrepräſentanten 
betraf, um den König nicht zu verletzen, ihnen als Wirkungskreis in 
ziemlich unklarer Ausdrucksweiſe die Beratung über alle Gegenſtän de 
der Geſetzgebung überlaſſen, welche die perſönlichen und Eigentumsrechte 
der Staatsbürger mit Einſchluß der Beſteuerung beträfen; ſo kam 
einerſeits die von den Liberalen heiß erſehnte Repräſentation des Volkes. 
hinein, und andererſeits wurde den Altpreußen verſprochen, die Pro⸗ 
vinzialſtände, wo ſie mit mehr oder minder Wirkſamkeit noch vorhanden 
ſeien, herzuſtellen und dem Bedürfniſſe der Zeit gemäß einzurichten ). 
Ein Haupttriumph aber war für Hardenbergs Gegner die Verſchiebung 
des Beginns der Kommiſſionsſitzungen auf den 1. September; das bis 
dahin verfließende Vierteljahr kam ihnen gerade recht für neue Be⸗ 
arbeitungen des Königs; ſie machten ſich nun eifrig ans Werk, um 
Friedrich Wilhelm III. noch mehr einzunehmen gegen die Maſſen und 
ihre politiſche Reif- oder Halbreiferklärung, und beſonders Ancillon 
ſcheint in der vorderſten Linie geſtanden zu haben als Prophet der ge⸗ 
fürchteten Revolution in Preußen. Das Weſentliche ſcheine ihm zu 
fein, ſagte er in einer noch während des Feldzuges 1815 verfaßten. 
Denkſchrift?), die Konſtitutionsangelegenheit zu vertagen und vor dem 
Frieden nichts verlautbaren zulaſſen. Enoncer des principes généraux 
c'est &noncer des principes vagues toujours dangereux parce que les 
malveillants y mettent ce qui n'y est pas, et que les esprits bornés. 


1) Friedrich Meuſel nannte das Verfaſſungsverſprechen von 1815 im Ge⸗ 
ſpräch mit mir wiederholt ein Kompromiß. Ob die dazu erforderliche Bereit» 
willigkeit der Gegner, die eine andere oder Forderung fallen zu laſſen, damals ſchon 
vorhanden war, entzieht ſich meiner Beurteilung; auf Grund des mir zu Gebote 
ſtehenden Quellenmaterials möchte ich es bezweifeln. Bei Hardenberg beichränfte- 
ſich die Nachgiebigkeit meines Erachtens darauf, daß er auf die Ausarbeitung 
einer vollſtändigen Verfaſſung für Preußen in Wien verzichtete; die bereits zu⸗ 
tage getretenen Streitfragen wollte und konnte dieſer ſchmiegſame Eklektiker durch 
die Proklamation vom 22. Mai gewiß nicht entſcheiden; er meinte ihre Löſung. 
dadurch einer baldigen Zukunft vorzubehalten. | 

2) B. St. A. R92, Albrechts Nachlaß, Nr. 45 Denkſchriften von Ancillon. 
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n'y voyent pas méme ce qui y est. Toute déclaration de ce 
genre qui précédéroit la constitution, auroit une partie des in- 
convénients de la déclaration des droits de l'homme qui a fini par 
renverser tous les droits .. Vouloir changer la constitution de 
la Prusse c'est vouloir opposer des bornes et mettre des entraves 
à l'autorité souveraine telle quelle existe, ou plutöt e' est vouloir 
introduire un partage dans la souveraineté et faire résulter la loi 
du concours de plusieurs volontés, tandisque jusqu'à présent elle 
est émanée d'une seule. 

Das Verfaſſungsverſprechen vom 22. Mai 1815 iſt erſt am 8. Juli 
in Nr. 9 der „Geſetz- Sammlung für die Königlichen Preußiſchen 
Staaten“ erſchienen — der Schluß iſt wohl unabweisbar, daß dieſe 
überaus lange Verzögerung auf Hardenbergs Gegner zurückzuführen iſt, 
und daß vornehmlich Ancillons Beredſamkeit den König beſtimmte, den 
Kämpfern durch eine ſolche Anerkennung das Selbſtbewußtſein nicht 
noch mehr zu ſtärken ). 


1) In ſein Tagebuch trug Ancillon zum 18. Juni 1815 ein: „Mittags war 
großes Gaſtmahl bei dem Flürſten] St[aat3] Klanzlerl. Meine Wenigkeit ward 
auch eingeladen. Er empfing mich mit der ihm angebohrnen freundlichen Höf⸗ 
lichkeit, aber nicht mit der gewöhnlichen Freundſchaft. Dieſes ſchrieb ich dem 
Umſtande zu, daß den Tag vorher der König ihm meine Abhandlung über die 
Verfaſſung mitgetheilt hatte. Es liegt tief in dem Weſen eines jeden Miniſters, 
daß er es ſchon ſehr ſchwerlich verzeiht, wenn ein Menſch über einen wichtigen 
Gegenſtand anders wie er denkt; noch unangenehmer iſt es ihm, wenn dieſer 
Menſch ſeine Meinung ausſpricht, und völlig unerträglich, wenn dieſer gemeine 
Adams⸗Sohn ſich erdreiſtet, dieſe feine Ideen dem Herrſcher vorzulegen und 
dieſer dies nicht ungnädig aufnimmt“ (Ch. H. A., König Friedrich Wilhelms IV. 
Correſpondenz. Ancillon). 


(Schluß folgt.) 


575] 223 


Kleine Mitteilungen 


Das geſamtſtaatliche Finanzkollegium des Jahres 1655 
Von Walther Koch 


Die Frage, ob die 1651 gebildete Kommiſſion der Staatskammer⸗ 
rate (Waldeck, Blumenthal, Schwerin, Tornow) fortbeſtanden habe, iſt 
von Iſaakſohn, Erdmannsdörfer und Breyſig diskutiert worden. 

Iſaakſohn !) hatte eine dem Weſen nach kontinuierliche Entwick⸗ 
lung der Staatskammerräte bis zur Geheimen Hofkammer von 1689 
behauptet. Erdmannsdörfer?) erklärte die Kontinuität der Staats- 
kammerräte für „ziemlich problematiſch“. Er machte darauf aufmerk⸗ 
fam, daß nach Raudbar®) die Geſchäfte der Staatskammerräte ſpäter 
allein in die Hand Schwerins gelegt worden ſeien, worüber er weitere 
archivaliſche Aufklärung erhoffte. 

Breyfig*) leugnete ebenſo jede Kontinuität, feſten Boden hatte er 
erſt wieder mit der Beſtallung Raban) v. Canſteins zum Leiter der 
Geſamtkammerverwaltung unter den Füßen. Iſaakſohn hatte ſich in 
ſeiner Geſchichte des preußiſchen Beamtentums II. 122 A. 2 auf 
Schreiben“) vom März und April 1655 geſtützt, die auf ein geſamt⸗ 
ſtaatliches Kammerkolleg ſchließen laſſen; er ſah darin das alte Kolleg 
der Staatskammerräte von 1651. Hirſch ) hat erneut auf dieſe Brief⸗ 
ſtellen aufmerkſam gemacht und die Vermutung ausgeſprochen, daß dieſe 
Kommiſſion aus Schwerin, Somnitz und Tornow beſtanden habe, wie 
man aus der Konzipierung der Finanzreſkripte in den folgenden 
Monaten ſchließen könne. Die Bildung dieſer Kommiſſion führt Hirſch 
auf den Streit?) zwiſchen Waldeck und Schwerin Anfang 1655 zurück. 


1) Iſaakſohn, Die Reform des kurf. brandenb. Kammerſtaates 1651/52. 
Zeitſchrift für preuß. Geſch. u. Landesk. XIII. 190. 

2) Zeitſchr. f. preuß. Geſch. u. Landesk. XIII. 563. 

3) Rauchbar, Leben und Taten des Fürſten Waldeck. I. 38. 

4) Breyſig, Finanzen des Großen Kurf. S. 25, Anm. 2. 

5) Breyſig, Fin. 391. 

6) S. Orlich, Geſchichte des preuß. Staates im 17. Jahrh. III. 48. 49. 51. 

7) Hirſch, Der Verſuch einer Finanzreform in Brandenburg in den Jahren 
1651—55. Schmollerfeſtſchrift 1908. 
10 f. S. Erdmannsdörfer, Urk. u. Aktenſtücke d. Groß. Kurf. VII. 
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Zwiſchen 1652 und 1655 habe Schwerin als Kammerdirektor allein 
die oberſte Leitung des Kammerweſens gehabt!). Von der Anfang 
1655 gebildeten Kommiſſion konnte Hirſch?) etwa bis in den Juni 
1655 die Exiſtenz nachweiſen. 

Dieſe von Hirſch aus vielen Schriftſtücken erſchloſſene Exiſtenz 
eines Geſamtſtaatskammerkollegs kann ich auf Grund ihres Einſetzungs⸗ 
reſkriptes beſtätigen, bis auf wenige Abweichungen. Das am 6. Mai 
1655 erlaſſene Schreibens) klärt die Frage nunmehr völlig auf und 
verdient deshalb wohl, beſprochen zu werden in Ergänzung zu Breyſigs 
Publikation der Finanzen des Großen Kurfürſten, wo die das Schreiben 
enthaltenen Akten noch nicht verwendet werden konnten. Das Schreiben 
tft gerichtet an den Oberjägermeiſter “), Somnitz und Tornow, die dem 
bisherigen alleinigen Leiter Schwerin zur Seite geſtellt werden. 
Schwerin hatte ſich oft beklagt, daß ihm die Sorge für die Notdurft 
des Hofſtaates und „was mehr davon dependiret“ viel zu ſchwer falle, 
beſonders weil man immer glaube, er habe die abſolute. Dis poſition 
über alle Einkünfte, ſo daß an ihm die Schuld liege, wenn ein Jed— 
weder das Seinige nicht vor voll bekommen könne. Schwerin hatte 
nämlich nicht über die Schatullgelder zu beſtimmen, wie aus einem 
Schreiben des Kurfürſten an Schwerin vom 15. Oktober 1652 hervor⸗ 
geht ). Aus dieſem Grunde bat Schwerin, ihn „dieſer unfeligen Ver⸗ 
waltung gar in Gnaden zu entheben oder aber aufs wenigſte ihm 
andere mehr zuzuordnen, die ihm nicht allein in folder ſchweren Ver⸗ 
richtung aſſiſtieren,“ ſondern auch ſeine Redlichkeit bezeugen könnten. 
Schon im Herbſt 1652 hatte Schwerin gebeten, ihn der Verwaltung 
der Hofſtaatsnotdurft zu entheben. Der Kurfürſt hatte am 15. Oktober 
1652 Schwerins Geſuch abgelehnt, „dieweil gleich izo niemands vor— 
handen, der ſich hiemit beladen laſſen will.“ Schwerin hatte ſich auf 
die zu Cleve gemachte Ordnung berufen, alſo auf die Kommiſſion der 
Staatskammerräte. Doch der Kurfürſt antwortete, es ſcheine, „daß 
dieſelbe bei jetziger Beſchaffenheit nicht allerdings zu praktizieren.“ So 
forderte der Kurfürſt, daß Schwerin „bis auf fernere gnädigſte Ver⸗ 
ordnung darin continuiere, daß zu rechter Zeit der Hoffſtadt verſorget 
werde.“ 

Auch 1655 wollte der Kurfürſt Schwerin ſeines Amtes nicht ent⸗ 
heben. Dagegen gab er nun der Bitte Schwerins nach, ihm Gehilſen 
zuzuordnen, weil Schwerin noch andere Verrichtungen hatte. So ſollen 
der Oberjägermeiſter, Somnitz und Tornow, „hinführo nebſt ihm alle 
Sachen, jo einigerlei Weiſe statum oeconomicum concerniren collegia- 
liter vornehmen und reſpiciren.“ 

Eine eigentliche Inſtruktion will der Kurfürſt jetzt noch nicht geben. 
Die Staatskammerräte hatten dagegen am 4. Dezember 1651 eine In⸗ 


1) Hirſch 35. 

2) Hirſch 47. 

3) Kgl. H.⸗Arch. Rp. XI, Hofhalt. Gen. 1. 

in Jobſt Gerhard v. Hartenfeld ſ. Meinardus, Prot. und Rel. 


5) Kgl. H.⸗Arch. Rp. XI. Hofhalt. Gen. 1. 
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ſtruktion erhalten, d. h. eine ins einzelne gehende Aufſtellung der Wuf- 
gaben ihrer Verwaltung. Einen ſolchen Arbeitsplan enthält das 
Reſkript vom 6. März 1655 nicht, dagegen eine Geſchäftsverteilung, 
die in der Inſtruktion von 1651 nicht gegeben wurde. War 1651 
die Inſtitution der Staatskammerräte mehr eine Kommiſſion, die haupt⸗ 
ſächlich für beſtimmte, einmalige Zwecke gebildet war — ſchreibt doch 
Blumenthal am 7. April 1652 an Waldeck: „Wenn wir vier nur 
einmal ein halbes Jahr lang könnten beiſammen ſein,“ wie denn auch 
die Geſchäfte der Staatskammerräte auf dem Wege des brieflichen Ver— 
kehrs erledigt wurden !) — jo handelte es ſich 1655 um ein Kolleg, 
das von Anfang an ſtändig gedacht war. Das Kollegium hat keine 
rein kollegiale Verfaſſung, ſondern eine mehr bureaukratiſche Zuſpitzung 
in dem Direktor, ein Amt, das Schwerin behalten ſollte. Dieſem 
Direktor wurden die drei Räte zur Aſſiſtenz beigegeben und zwiſchen 
ihnen zum erſtenmal in der Entwicklung der Finanzbehörden Branden- 
burgs eine Departementsteilung angeordnet. Es wurden ein Fach⸗ 
departement und zwei Provinzialdepartements gebildet, nämlich der 
Oberjägermeiſter ſollte wie bisher die Aufſicht auf alle Holzſchreiber 
führen, die Schatulleinkünfte wurden demnach dem neuen Kollegium 
auch unterſtellt. Die Holzſchreiber ſollten dem Oberjägermeiſter „allzeit 
richtigen Staat ihrer Einnahme und Ausgabe überſchreiben.“ Somnitz 
follte „gleichergeſtalt richtigen Staat über unſere Cleviſche und an- 
gehörige, auch Pommeriſche, Halberſtädtiſche und Mindiſche Lande 
halten,“ während Tornow die Churbrandenburgiſchen und Preußiſchen 
Lande zugeteilt bekam. Ein jeder ſollte nun, „was von ſolchen Orten 
einkommt und zu dieſer materia gehörig iſt, zu ſich nehmen.“ Aus 
allen einzelnen Etats ſollte Schwerin einen „Univerſalen Staat for: 
mieren“, alſo einen Generaletat aufſtellen. Damit iſt die Forderung 
klar ausgeſprochen, die die Grundlage einer geſamtſtaatlichen Finanz⸗ 
wirtſchaft bilden mußte, die aber erſt durch Knyphauſen wirklich erfüllt 
wurde. Die Staatskammerräte hatten zwar auch ſchon als ihre „vor— 
nehmſte Charge“ aufgetragen bekommen, „daß ſie aus allen Unſern 
ordinar und extraordinar Einkommen gewiſſe Nachricht beibringen 
ſollten“ 2). Aber die planmäßige Aufſtellung einer Geſamtüberſicht iſt 
darin doch noch nicht ſo klar formuliert wie 1655. Innerhalb des 
Kollegs hatte Schwerin ſich von einem jeden ſeiner Räte vortragen zu 
laſſen, „was an einem oder anderm Orte durch Schreiben zu urgieren 
und darauf ſolches zu expedieren.“ Allein „die Resolutiones und 
Rescripta ſollten vorher von allen Räten geſehen und geleſen werden, 
ähnlich wie auch heute in den Abteilungen der Miniſterien nach Erlaß 
eines Schreibens bei den verſchiedenen Räten die Konzeptenmappe 
herumgeht, damit jedes Abteilungsmitglied von dem Gang der Geſchäfte 
Kenntnis hat. Doch ſcheint 1655 auch eine Art von kollegialer Kon⸗ 
trolle beabſichtigt, da ja die Schreiben vorher geleſen werden ſollten. 
über die Verhandlungen des Kollegs ſollte Protokoll geführt werden. 


| 1) Erdmanns dörfer, Graf Georg Stiebric 155 Waldeck, S. 61. 
2) Zeitſchr. f. preuß. Geſch. u. Landesk. XIII. 193. 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVI. 2. 15 
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Innerhalb der Departements jollten die Räte jo wenig ſelbſtändig fein, 
daß nicht ſie, ſondern Schwerin die einzelnen Etats prüfen ſollte. Dieſe 
unklare Vermiſchung von kollegialer und bureaukratiſcher Geſchäfts⸗ 
behandlung mag dadurch veranlaßt worden ſein, daß zwar Schwerin 
auch in ſeiner Verantwortung entlaſtet werden wollte, aber keineswegs 
gewillt war, die leitende Stellung deswegen aufzugeben. Dieſer Zentral⸗ 
finanzbehörde entſprach aber nicht eine Zentralkaſſe der Kammerverwal⸗ 
tung. Die Scheidung in Hofrentei und Schatulle blieb, dagegen wurde 
die Einnahme der Salzgelder durch Tornow ausdrücklich als vorüber⸗ 
gehender Zuſtand, bis Tornow ſeine vorgeſchoſſenen Gelder wieder 
zurückerhalten habe, erklärt. Die Rechnungen der Hofrentei und Scha⸗ 
tulle ſollten jährlich von dem Kollegium abgenommen und dem Kur⸗ 
fürſten darüber Bericht erſtattet werden. An beſtimmten Tagen, über 
die ſich die Räte mit dem Direktor zu vergleichen hatten, ſollte das 
Kollegium zuſammenkommen, auf dieſe Tage ſollten die täglichen Solli- 
citanten verwieſen und alsdann kollegialiter verabſchiedet werden. Als 
wirkliche Behörde erweiſt ſich das Kollegium auch dadurch, daß es ein 
Sitzungslokal auf dem Schloſſe, einen Sekretär und einen Schreiber 
(dieſen Poſten ſollte der Kammerſchreiber Happe bekleiden) erhält. 
„Unſere“ Kanzlei, alſo die Geheime Kanzlei, durfte in den Kammer⸗ 
ſachen nichts mehr ausfertigen. 

Dieſe Beſtimmungen ſind eine grundſätzliche Neuerung gegenüber 
der Inſtitution der Staatskammerräte, die als Kommiſſion jedes Sub⸗ 
alternperſonals entbehrte. Dagegen war 1655 ein wirkliches Collegium 
formatum gebildet worden, das ſich im Weſen mit der ſpäteren Ge⸗ 
heimen Hofkammer deckt. 

Als erſtes Zeichen der Tätigkeit dieſes Kollegiums iſt das Reſkript 
oom 30. März 1655 erhalten, das an die Regierungen der verſchiedenen 
Länder geſandt wurde, worin befohlen wurde, einen Kammeretat und 
einen Extrakt über die Einnahme und Ausgabe zu überſchicken und die 
ausſtehenden Kammergefälle und Reſtanten beizutreiben befohlen wurde !). 
Aus dieſen Rundſchreiben hat Hirſch ganz richtig auf eine im Anfang 
des Jahres 1655 ſtattgefundene neue Organiſierung der Finanzverwal⸗ 
tung geſchloſſen?), während Iſaakſohn?) darin die alte Kommiſſion der 
Staatskammerräte von 1651 erblickte. Das neue Kollegium iſt ge— 
meint, wenn der Kurfürſt ſchreibt, er habe den ganzen Kammeretat 
„einigen von ſeinen Geheimen Räten zu reſpicieren aufgetragen“. Nur 
ein Bericht, der der Halberſtädtiſchen Regierung, iſt bis jetzt bekannt 
(21. April)“), der aber nicht die Erwartungen des Kurfürſten erfüllte. 
Er war rechneriſch nicht überſichtlich genug. Am 30. Mai 16555) 
wurde deshalb dem Halberſtädtiſchen Landrentmeiſter Kemnitz von neuem 
befohlen, einen Generaletat von allen Domänen und Intraden, ein⸗ 
ſchließlich der Kontributionen und Münzgelder, die nur geſondert ver= 


1) Drlig, & Geſchichte d. preuß. Staates. III. 48/49. Hirſch 44. 

2) Hirſch 4 

3) Iſaakſ 105. Geſchichte d. preuß. Beamtentums. II. 122 Anm. 2. 
4) Hirſch 4 

5) Orlich III. 54. 
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zeichnet werden ſollten, einzuſenden, ferner einen Spezialetat von jedem 
Amt. Daraus entnimmt man, daß auch die Kriegsgefälle der oberſten 
Finanzverwaltungsbehörde unterſtellt werden ſollten, ebenſo wie 1651 
den Staatskammerräten (§ 20 der Inſtruktion vom 4. Dezember 1651). 
Sind dieſe von Orlich mitgeteilten Schreiben die unmittelbaren Zeugen 
der Tätigkeit des neuen zentralen Kammerkollegiums, ſo hat ein un⸗ 
genannter Geheimer Rat, den Meinardus mit Tornow identifiziert !), 
in einer Denkſchrift vom 16. [26.] März 1655, alſo 10 Tage nach 
Erlaß des Einſetzungsſchreibens vom 6. März auf die Reorganiſation 
der Kammerverwaltung Bezug genommen 2). Der Verfaſſer ſagt, der 
Kurfürſt habe die Einkommen feiner Lande gewiſſen Perſonen diſtri⸗ 
buieret. Da Tornow ſelbſt dem neuen Kollegium, alſo den gewiſſen 
Perſonen angehörte, ſcheint es doch zweifelhaft, ob Tornow wirklich 
dieſe Denkſchrift vom 16. März 1655 verfaßt haben kann?). Denn 
der Verfaſſer fährt fort, daß er nebeſt denen allen menſchmüglichen 
Fleiß anwenden wolle, daß ſolche Einkommen beigeſchafft würden. Tor⸗ 
now konnte ſich nicht gut neben das Kolleg ſtellen, eher ſchon Schwerin. 
Nur wenige Monate ſieht man das Kollegium in Wirkſamkeit, nur zu 
bald wurde es durch den nordiſchen Krieg auseinandergeſprengt. Von 
1659 ab führte nur noch ein einzelner Beamter die Leitung der Gee 
ſamtſtaatskammerverwaltung, bis dann 1689 wieder in der Geheimen 
Hofkammer das Kollegium wiedererſtand. 

In der Reihe der immer erneuten Verſuche des Großen Kurfürſten, 
die finanziellen Kräfte ſeiner Länder zuſammenzufaſſen, eine geſamt⸗ 
ſtaatliche Kammerverwaltung zu ſchaffen, bildet das Kollegium vom 
Jahre 1655 ein bedeutſames Glied, zumal hier zum erſten Male die 
Organiſation der Zentralfinanzbehörde entworfen iſt, die in einer langen 
Entwicklung ihren Abſchluß in der Errichtung des Generalfinanzdirek⸗ 
toriums im Jahre 1713 findet. 


Ein erdichtetes Memoirenwerk aus der Zeit der Befreiungs⸗ 
kriege 


Von Fritz Curſchmann 


In der bekannten Memoirenbibliothek, die das Verlagshaus Robert 
Lutz in Stuttgart herausgibt, find in den letzten Jahren — wie könnte 
es anders ſein — auch eine Reihe von Denkwürdigkeiten aus der 
Zeit der großen Kämpfe vor 100 Jahren erſchienen, unter ihnen die 
Lebenserinnerungen eines preußiſchen Reiteroffiziers, der in den Jahren 
von 1806—1815 ſein Roß auf den verſchiedenſten Kriegsſchauplätzen 
— in en Frankreich, Rußland, Spanien — getummelt da 


1) Meinardus, Protokolle und Relationen. V. 13. 
2) Meinardus V. 14. 
3) Meinardus V. 15—23. 
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Friedrich M. Kircheiſen, bekannt als Verfaſſer einer Anzahl Bücher 
über die Napoleoniſche Zeit und Herausgeber einer großen Napoleon⸗ 
bibliographie, hat das 1861 zuerſt erſchienene Buch!) 1911 wieder neu 
herausgegeben ?), und ſeitdem hat es bereits die vierte Auflage erlebt. 
Wer das Buch geleſen hat, wird ſich über dieſen Erfolg nicht wundern, 
denn der wackere Reitersmann, von dem es handelt, hat viel erlebt 
und verſteht zu erzählen; literariſch ſteht ſein Werk erheblich über dem 
Durchſchnitt deſſen, was heute oft an Lebenserinnerungen von Mit- 
kämpfern aus den Befreiungskriegen gedruckt wird. Um ſo mehr wird 
man bedauern, daß die Perſönlichkeit des Helden bisher im Dunkeln 
geblieben iſt: der erſte Herausgeber nennt ſeinen Familiennamen nicht, 
ſondern bemerkt in einer Nachſchrift nur, daß der würdige Veteran, 
deſſen Lebenslauf er nach den ihm „überlieferten Tagebüchern und Auf⸗ 
zeichnungen“ zu ſchildern verſucht habe — eine gewiſſe Überarbeitung 
ſcheint alſo zugegeben zu werden —, vor zwei Jahren, d. h. alſo 1859 
geſtorben ſei ?). Kircheiſen bedauert in feiner neuen Ausgabe, daß es 
ihm „trotz aller Nachforſchungen nicht gelungen ſei, den Namen dieſes 
wackeren Reitersmannes zu entdecken“ und meint, man müſſe ſich ſchon 
mit dem begnügen, was er ſelbſt von ſich berichte“). Das iſt nun 
nicht wenig, wie ſich gleich zeigen wird, und die zahlreichen genauen 
Daten ſcheinen, was ja auch gut zu den Angaben des Herausgebers 
paßt, deutlich auf gleichzeitige Aufzeichnungen, Tagebücher und ähn⸗ 
liches, hinzuweiſen: 

Geboren wurde unſer Held 1786 als Sproß einer alten pommerſch⸗ 
mecklenburgiſchen Adelsfamilie in der pommerſchen Garniſonſtadt des 
Vaters. Der Vater ſelbſt ſtand, damals als Stabsrittmeiſter im 
Schulenburg⸗Huſarenregiment, den früheren Belling-, ſpäter Blücher⸗ 
huſaren ). 1792 rückte der Vater mit feinem Regiment ins Feld gegen 
Frankreich und fiel hier 1793, nachdem er ſich vorher den Orden pour 
le mérite erworben hatte. In Mecklenburg, auf dem Gute des Groß— 
vaters, der früher bei den Schwarzen Huſaren Friedrichs des Großen ®) 
als Rittmeiſter geſtanden hatte, wuchs der Sohn auf. 1802 trat der 
Verfaſſer der Denkwürdigkeiten in Stolp beim alten Regiment des 
Vaters als Standartenjunker ein, leiſtete hier am 27. Juli desſelben 
Jahres den Fahneneid, wurde 1804 nach Münſter verſetzt, wo damals 


1) Ein deutſches Reiterleben. Erinnerungen eines alten Huſarenoffiziers 
aus den Jahren 1802— 1815. Herausgegeben von Julius von Wickede. 
Berlin (Alexander Duncker) 1861. 3 Bände. 

2) Wider Napoleon! Ein deutſches Reiterleben 1806—1815. 2 Bde. 

3) Bd. III S. 305. 

4) Vorwort Bd. I S. VI. 

5) Ungenau ſprechen die Lebenserinnerungen ſchon 1786 vom Blücher⸗Huſaren⸗ 
regiment. Blücher trat erſt, nachdem er ſeit 1773 außer Dienſten geweſen war, 
im März 1787 wieder als Major und Schwadronschef in ſein altes Regiment ein 
(W. v. Unger, Blücher I, 74). Regimentschef wurde Blücher erſt 1794 (ebd. S. 185). 

6) & meint iſt natürlich das Stammregiment der heutigen Leiohuſaren, das 
von ſeiner Errichtung (1741) an immer die ſchwarze Uniform getragen hat. An⸗ 
fangs (1758 —1764) trugen allerdings auch die Bellinghuſaren ſchwarze Uniform, 
doch können dieſe nicht gemeint ſein, weil ja dann der Großvater in demſelben 
Regiment geſtanden hätte, wie Sohn und Enkel. 
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der Regimentschef Blücher fein Hauptquartier hatte und auch zwei 
Schwadrone ſeiner Huſaren lagen, Sommer 1805 Kornett, 1806 bei 
der Mobilmachung Leutnant, Teilnahme an der Schlacht bei Auerſtädt 
und Blüchers Rückzug bis Lübeck, hier im Straßenkampf verwundet, 
entging er der Kapitulation von Ratkau. Zu Beginn des Jahres 1807 
in Oſtpreußen, Abſchied wenige Wochen nach dem Frieden von Tilſit 
(9. Juli 1807) bei der Verminderung des preußiſchen Heeres. Teil⸗ 
nahme an der erſten Hälfte von Schills Zug bis zum Ausſcheiden in⸗ 
folge von Verletzungen durch Sturz mit dem Pferde (11. Mai 1809). 
Juni 1809 vom Herzog von Braunſchweig als Premierleutnant bei den 
Huſaren ſeines Korps angeſtellt, Zug mit dem Herzog durch Nord— 
deutſchland bis zur Einſchiffung nach England. 

März 1810 Abſchied aus dem Korps des Herzogs von Braun- 
ſchweig, Fahrt nach Portugal, hier Ankunft am 1. Juni 1810, Dienſt 
als Volontäroffizier beim Stabe des engliſchen Generals Crawford, 
ohne doch endgültige Anſtellung in der deutſchen Legion finden zu 
können, daher Rückkehr nach England (19. Januar 1812). 

Fahrt nach Rußland, Ankunft in Petersburg 2. Juni 1812, am 
20. Juni 1812 im Großen Hauptquartier zu Wilna, Anſtellung als 
Rittmeiſter im ruſſiſchen Eliſabethgard⸗Huſarenregiment (24. Juni 
1812). 

Januar 1813 auf die Nachricht von der Konvention von Tau⸗ 
roggen wieder Abſchied aus ruſſiſchen Dienſten. Rittmeiſter in der oſt⸗ 
preußiſchen Landwehrkavallerie, Juli 1813 zur Schleſiſchen Armee, hier 
ſeit 12. Auguſt beim Stabe des ruſſiſchen Generals von Sacken unter 
gleichzeitiger Verſetzung als aggregierter Rittmeiſter in das weſt⸗ 
preußiſche Dragonerregiment. Bei Sacken bis nach der Eroberung 
von Paris, vom Mai 1814 bis Ende des Jahres beurlaubt, erſt 
Januar 1815 wieder beim weſtpreußiſchen Dragonerregiment in deſſen 
rheiniſchen Quartieren eingetroffen, weiterhin bei der Ausbildung der 
neuerrichteten weſtfäliſchen Landwehrkavallerie beſchäftigt. Bei Wieder⸗ 
beginn der Feindſeligkeiten Führer einer weſtfäliſchen Landwehrſchwadron 
im 1. preußiſchen Korps, von Zieten, 4. Brigade Graf Henkel 
von Donnersmark. Mit der ſchweren Verwundung des Helden in der 
Schlacht bei Belle Alliance ſchließen die Lebenserinnerungen. 

Man ſieht, die Lebensdaten ſind zahlreich genug, der Offizier, um 
den es ſich handelt, hat berühmten Regimentern angehört, deren Regi⸗ 
mentsgeſchichten uns gut bearbeitet und leicht zugänglich vorliegen. 
Seine Perſönlichkeit müßte alſo nicht allzuſchwer feſtzuſtellen ſein. Wir 
greifen zunächſt zu der erſt vor wenigen Jahren erſchienenen „Geſchichte 
der Blücherhuſaren“ von Pretzell !). Eine Rangliſte vom April 1793 
zeigt unter den Rittmeiſtern tatſächlich einen Mecklenburger und einen 


1) Gerhard Pretzell, Vincere aut mori! Geſchichte des Blücherhuſaren⸗ 
Regiments. Berlin 1909. Daneben das ältere Werk von Kurt Wolfgang 
von Schöning, Geſchichte des Königlich Preußiſchen fünften Huſaren-Regiments, 
mit beſonderer Rückſicht auf Gebhard Lebrecht von Blücher, dem ehemaligen Chef 
dieſes Regiments. Berlin 1843. 
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Pommern (von Klinggräff und von Grape), aber fie haben beide nicht 
den Verdienſtorden erhalten und find auch nicht im Feldzuge gefallen?), 
ſondern bald nach dem Kriege verabſchiedet worden?). Weiter — auch 
eine Rangliſte des Regiments nach dem Stande vom Juni 1806 iſt 
bei Pretzell wiedergegeben“), aber keiner der Leutnants oder Kornetts 
trägt denſelben Namen, wie einer der Rittmeiſter von 1793. Wie 
ſteht es nun mit dem Großvater bei den Schwarzen Huſaren? Macken⸗ 
ſens Regimentsgeſchichte der Leibhuſaren müßte Auskunft geben >). 
Wieder ein Mißerfolg, kein Name findet ſich, deſſen Träger der Ge⸗ 
ſuchte fein könnte). Man ſieht, zum mindeſten tft, was über den 
Vater und Großvater des Helden berichtet wird, freie Erfindung des 
erſten Herausgebers der Lebenserinnerungen, Julius von Wickede, der 
demnach ſeine Vorlage ſtärker überarbeitet hätte, als tan Nachwort auf 
den erſten Blick vermuten ließ. 

Sind die Lebensſchickſale des Blücherhuſaren ſelbſt aber vielleicht 
doch glaubwürdig, das könnte, wer genau ſein will, noch nachprüfen: 
Drei Kornetts werden im Sommer 1806 befördert, Otto von Tornow, 
Gebhard von Blücher und Carl von Krottenauer '). Der zweite iſt ein 
Sohn des Regimentschefs, der erſte oder dritte käme eventuell als der 
Held von Wickedes Buch in Frage. Aber auch hier paßt wieder ver⸗ 
ſchiedenes nicht: Krottenauer iſt Altmärker, Tornow zwar Mecklenburger, 
aber er hat ſich nicht auf den verſchiedenſten Kriegsſchauplätzen Europas 
herumgeſchlagen, ſondern iſt ſeinem Regiment treu geblieben und in 
ihm bis zum Rittmeiſter avanciert). Die nächſte nachprüfbare Tat⸗ 
ſache, Verwundung bei Lübeck: Keiner der Leutnants des Blücher⸗ 
huſaren-Regiments iſt verwundet in Lübeck zurückgeblieben und dadurch 
der Kapitulation von Ratkau entgangen, alle vielmehr, die bis Lübeck 
kamen und am Leben blieben — es fiel der Sekondeleutnant von Baſſe⸗ 
witz —, gerieten auch in franzöſiſche Gefangenſchaft “). 

Beim Zuge Schills 10) war ein Offizier der Blücherhuſaren be⸗ 
teiligt, von Krottenauer, alſo ſogar einer der drei 1806 Avancierten. 
Man könnte denken, daß vielleicht jetzt — nach der erdichteten Jugend- 


1) Pretzell S. 591. 

2) Vgl. bei Pretzell S. 669 Liſte der verliehenen Auszeichnungen und 
S. 574 Liſte = gefallenen Offiziere. 

3) Vgl. N Die Offizierabgangsliſte, S. 551. 

4) Pretzell S 

5) Mackenſen, Schwarze Huſaren. Geſchichte des 1. Leib⸗Huſaren⸗Regi⸗ 
ments Nr. 1 und des 2. Leib-Huſaren- Regiments Kaiſerin Nr. 2. 2 Bde. 
Berlin 1892. 

6) Mackenſen gibt eine ganze Reihe von Rangliſten des ſchwarzen Huſaren⸗ 
regiments aus fridericianiſcher Zeit. 

7) oe ergibt der Vergleich der Rangliſten vom Juni und Oktober 1806; 
Pretzell S. 597 ff. 

8) Das ergeben die verſchiedenen bei Pretzell mitgeteilten Rangliſten, hier 
erſcheint er zuletzt 1830 als älteſter Rittmeiſter. 

9) Vgl. bei Schöning S. 374 ff. die Rangliſte vom 28. Sept. 1807 mit 
Angabe über das Schickſal jedes einzelnen Offiziers ſeit dem Ausmarſch 1806. 

10) über Schill und alles, was mit ihm zuſammenhängt, gulegt eingebend: 
Binder von Krieglſtein, Ferdinand von Schill. Berlin 1902. 
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geſchichte — Wickede fih auf wirkliche Lebenserinnerungen zu ftüßen 
beginnt. Wieder aber ergibt ſich der größte Unterſchied zwiſchen den 
Schickſalen Krottenauers!) und denen des Helden der Lebenserinnerungen: 
Krottenauer war, wie ſchon bemerkt, Altmärker, er hat ſich nicht als 
verabſchiedeter Offizier Schill angeſchloſſen, ſondern war 1808 in das 
2. Brandenburgiſche Huſarenregiment verſetzt worden, auch ſchied er 
nicht durch Unfall während des Unternehmens vorzeitig aus, ſondern 
kam bis Stralſund und gehörte zu dem Teil von Schills Truppen, 
der fic) unter Führung des Leutnants von Brünnow durchſchlug 2). 
Ganz ähnlich iſt das Ergebnis, wenn man das Offizierkorps der 
Kavallerie des Herzogs von Braunſchweig ?) auf ehemalige Blücher⸗ 
huſaren durdmuftert*): Premierleutnant Sigismund von der Oſten 
und Sekondeleutnant Heinrich von der Oſten ). Nur der erſte kommt 
nach Wickedes Angaben in Betracht: er iſt Pommer, hat auch den 
ganzen Zug des Herzogs mitgemacht, iſt nach England und von da nach 
Spanien gekommen 5). Der Held der Lebenserinnerungen kann aber 
auch er nicht fein, er war viel zu alt — ſchon 1772 ſtatt 1786 ge- 
boren —, daher wurde er auch ſchon 1800 Leutnant (ſtatt 1806), am 
Zuge von Thüringen nach Lübeck nahm er nicht teil“) und während 
der Befreiungskriege iſt er auch nicht wieder ins Heer eingetreten. 
Die Nachprüfung der Schickſale von Wickedes Reitersmann in 
Spanien und Rußland entziehen ſich meiner Nachprüfung, ebenſo ließ 
ſich nicht feſtſtellen, ob 1813 zum Stabe des ruſſiſchen Generals 
von Sacken ein Rittmeiſter des 1. Weſtpreußiſchen Dragonerregiments 
kommandiert war?), und ſchließlich fehlte es — begreiflicherweiſe — 


1) Die Lebensdaten K.'s bei Binder von Krieglſtein S. 236 f. 

2) Auch die weiteren Lebensſchickſale K.'s haben nicht die geringſte Ahn⸗ 
lichkeit mit dem, was Wickede erzählt: Feſtungshaft wegen Teilnahme an Schills 
Zug, 1813 vorübergehend als Major in der Hanſeatiſchen Legion und der Frei⸗ 
ſchaar des Major Heinrich von Schill, wegen Trunkſucht entlaſſen, dann Grenz⸗ 
kontrolleur. 

3) Stammtruppe des heutigen 17. Huſarenregiments, ihre Geſchichte: Graf 
von Schlieffen⸗Wioska und Mackenſen von Aſtfeld, Hundert Jahre 
Braunſchweigiſche Huſaren. 2 Bde. Braunſchweig (1909). 

4) Rangliſten bei Schlief fen I, 285 f., Lebensdaten der Offiziere, S. 305 ff. 

5) Lebensdaten bei Schlieffen I, 321; daß fie mit den Angaben bei 
Wickede nicht zuſammenpaſſen, iſt ſofort klar: es ſoll ſich ja um einen Premier⸗ 
leutnant handeln, weiter gehörte Heinrich v. d. Oſten zum frieſiſchen Zweige 
ſeiner Familie, 1806 war er beim Depot in Pommern zurückgeblieben, 1809 ver⸗ 
ließ er den Herzog ſchon in Braunſchweig, 1813 hat er nicht wieder mitgekämpft. 
5 6) Lebensdaten bei Schlief fen I, 313. 

7) Nach Auerſtädt ins Depot geſchickt; Pretzell S. 597. 

8) Wickedes Angabe (III, 138) iſt ungenau, er läßt ſeinen Held nur als 
aggregierten Rittmeiſter „zu den weſtpreußiſchen Dragonern“ verſetzt werden, 
ohne zu beachten, daß es damals zwei weſtpreußiſche Dragonerregimenter gab. 
Gemeint muß aber das 1. weſtpreußiſche Dragonerregiment ſein, denn nur dies 
blieb 1814 nach dem Friedensſchluß im Weſten ſtehen (die 2. weſtpreußiſchen 
Dragoner ſtanden ſeit Anfang 1815 in Aſchersleben und Umgebung; B. v. Bären⸗ 
ſprung, Geld. d. Weſtpreuß. Küraſſier⸗Regiments Nr. 5. Berlin 1878. S. 303) 
und gewann bald nahe Beziehungen zu Weſtfalen, 1817 Weſtfäliſches Dragoner⸗ 
regiment Nr. 2, 1819 Küraſſierregiment Nr. 4; vgl. Hans Graf Praſchma, 
Das Küraſſierregiment von Drieſen (Weſtfäliſches) Nr. 4 (Münſter 1901) S. 19 ff. 
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in der Literatur an Auskunft über die einzelnen Rittmeiſter und 
Schwadrone der 1814 neu gebildeten weſtfäliſchen Landwehrkavallerie. 
Richtig iſt ſchon, daß das weſtfäliſche Landwehrkavallerieregiment am 
Feldzuge von 1815 teilnahm !), aber kein Rittmeiſter oder irgendein 
anderer Offizier des Regiments iſt bei Belle Alliance verwundet 
worden?). Der Schluß iſt alſo wieder freie Erfindung Wickedes, und 
hier begegnet dem kriegserfahrenen Autor auch noch ein merkwürdiger 
Lapſus: es iſt ganz undenkbar, daß man während des Anmarſches 
zum Gefecht einen Schwadronschef von ſeiner Truppe entfernt und als 
Ordonnanzoffizier verwendet. Das geſchieht natürlich nur, damit der 
Held ſchwer verwundet werden kann und ſo ſeine kriegeriſche Laufbahn 
mit der letzten großen Schlacht der Befreiungskriege auch einen würdigen 
Abſchluß findet. 

Zuſammengefaßt, es ſteht jetzt feſt, daß es einen preußiſchen Offizier, 
deſſen Lebensſchickſale denen gleichen, wie fie die von Wickede heraus- 
gegebenen Erinnerungen des alten Blücherhuſaren erzählen, nicht ge⸗ 
geben hat?). Das Ganze iſt ein Roman und ſein Verfaſſer natürlich 
der angebliche Herausgeber, der, wenn er ſein Werk in die Form der 
Selbſtbiographie kleidete, nur ein altbekanntes literariſches Kunſtmittel 
anwandte. Der Gedanke an einen Täuſchungsverſuch lag Wickede 
ſicher ganz fern, denn er war — wie man ſich ſchon aus ſeinem 
Lebensabriß in der Allgemeinen deutſchen Biographie“) überzeugen 
kann — ein ſeinerzeit als Militärſchriftſteller und Verfaſſer von Er⸗ 
zählungen aus dem Soldatenleben wohlbekannter und auch ſehr frudt- 
barer Autor), der es liebte feinen Romanen die Form von Lebens⸗ 
erinnerungen oder Denkwürdigkeiten auf Grund von hinterlaſſenen 
Papieren zu geben“). Daß der zweite Herausgeber dieſen Zuſammen⸗ 
hang nicht durchſchaut hat, iſt ein Zeichen für die Schnellebigkeit 
unſerer Zeit, denn Wickede war erſt 15 Jahre tot (fF 22. März 1896), 
als fein Werk aufs neue in der Stuttgarter Memoirenbibliothek er⸗ 
ſchien, ein Zeichen aber auch dafür, wie gut es ihm gelungen iſt, den 


1) Bei der Reſervekavallerie; vgl. Kriegsgliederung des preußiſchen Heeres 
von 1815 bei Carl von Plo tho, Der Krieg des verbündeten Europa gegen 
Frankreich im Jahre 1815 (Berlin 1818). Beilagen ©. 39. 

2) Verluſtliſten der Offiziere ebenfalls bei Plotho, vgl. Beilagen S. 103. 

3) Wobei aber doch nicht überſehen werden darf, daß ähnliche Schickſale 
in der unruhigen, kämpferiſchen Zeit vor hundert Jahren wohl möglich waren 
und daß es tatſächlich damals Offiziere gegeben hat, die der Haß gegen Napoleon 
und angeborene Abenteuerluſt von einem Kriegsſchauplatz zum anderen trieben. 
Vgl. z. B. den Lebensabriß Leopold von Lützows, des Bruders des bekannten 
Freiſcharenführers von 1813, bei Binder von Krieglſtein S. 288; er hat 
wirklich von 1806—1815 faſt ununterbrochen in Deutſchland, Spanien, Rußland 
und n gegen Napoleon gekämpft. 

) Von B. Poten Bd. XLII S. 318 f. Geboren wurde Wickede 1819 zu 
nen i. N. 


5) Über 60 Bände ſollen ſeine Schriften insgeſamt umfaſſen. 

6) Dies ausdrücklich von Poten erwähnt. Schon vor den Erinnerungen 
des Blücherhuſaren erſchien: „Ein Soldatenleben. Erinnerungen aus den napo⸗ 
leoniſchen, ſüdamerikaniſchen, griechiſchen, polniſchen, ſpaniſchen und algeriſchen 
Feldzügen.“ 3 Teile. Stuttgart 1854. 
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Charakter der Zeit, in der er feinen Roman fpielen läßt, zu treffen. 
Er war hierzu als Soldat, der das Kriegsleben in Holſtein, Algier und 
auf der Krim kennen gelernt hatte, wohl vorbereitet und hat vielleicht 
— wer will das im einzelnen nachprüfen — auch dieſen oder jenen 
Zug aus Erzählungen alter Krieger, die noch die Feldzüge gegen 
Napoleon mitgemacht hatten, in ſeinen Roman übernommen. Mehr 
aber nicht, das Ganze bleibt ein Roman, der aber in der Form, in 
der er heute wieder allgemein zugänglich vorliegt, leicht für echte 
Lebenserinnerungen genommen werden kann 1). Deshalb wird man es 
wohl nicht für ganz unnütz halten, wenn rechtzeitig hier in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift ein Warnungszeichen aufgerichtet wird. 


Luiſe Radziwill und Wrangel *) 
Bon M. Laubert 


Die mannigfachen Anzeichen einer gärenden Stimmung in der 
Provinz Poſen während der dem Warſchauer Novemberaufſtand von 
1830 voraufgehenden Jahre wurde von den Behörden im allgemeinen 
wenig beachtet. Größere Wachſamkeit legte die ruſſiſche Polizei an den Tag, 
die auch in Poſen mehrere Kundſchafter unterhielt. Deren bereitwillig 
den Berliner Miniſterien zugeſtellte Berichte waren zwar häufig ſehr 
ungenau, gaben jedoch in der Regel Veranlaſſung zu ſorgfältigen Nach⸗ 

forſchungen. | 

Eine derartige aus Poſen an den Großfürſten Konſtantin ge- 
richtete Anzeige vom Juli 1828 wurde vertraulich dem Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten, Grafen Bernſtorff, übermittelt. Da der 
Verfaſſer unbekannt und mutmaßlich ſchwer ausfindig zu machen war, 
begnügte ſich der Graf mit einer Anfrage bei dem Oberpräſidenten Bau= 
mann, ob und inwieweit die hier aufgeführten Tatſachen begründet 
waren oder nicht? 

Der undatierte Bericht beſagte: Kürzlich fand in der Debina, 
einem kleinen Vergnügungsort etwa 4 Werſt vor den Toren, ein Ball 
ſtatt, der nur von Polen beſucht war. Alle Deutſchen, ſelbſt die 
Generalität und der Oberpräſident, blieben ausgeſchloſſen. Eröffnet 
wurde das Feſt von der Gemahlin des Statthalters Fürſten Radziwill, 
Prinzeſſin Luiſe?), mit einem Edelmann Karl v. Stablewski unter den 
Klängen der Kosciuszkopolonäſe. Die über das Benehmen der Fürſtin, 
die durch ihre Anweſenheit das unhöfliche Verhalten der Polen zu 


1) Dieſer Täuſchung iſt, was vielleicht noch erwähnt werden darf, auch die 
hieſige (Greifswalder) Univerſitätsbibliothek verfallen, die die neue Ausgabe, 
offenbar als Lebenserinnerungen eines Pommern, angeſchafft hat. Ebenſo ſteht 
in der Königlichen Bibliothek in Berlin die erſte Ausgabe unter „Geſchichte“. 

2) Nach den Oberpräſidialakten IX A. 19 im Staatsarchiv zu Poſen. 

3) Tochter des Prinzen Ferdinand, ſeit 1796 mit Anton Radziwill ver⸗ 
mählt. Bekannt durch ihre Memoiren: 45 années de ma vie. Paris 1911. 
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billigen ſchien, äußerſt pikierten Offiziere gaben fic) das Wort, keinen 
Fuß mehr in das Haus des Statthalters zu ſetzen. Bei der nächſten 
Balleinladung ließen ſich daher alle höheren Militärs entſchuldigen. 
Am folgenden Tage begab ſich der Generalmajor v. Wrangel!) zu 
Radziwill, um ihn von der gereizten Stimmung (sensation désagréable) 
der Deutſchen gegen ſeine Gattin zu unterrichten. Der Fürſt befahl 
dem General, das Zimmer zu verlaſſen, was dieſer mit der Drohung 
tat, man werde ſich direkt beim Könige beſchweren. Die Prinzeſſin 
hat darauf an den kommandierenden General von Roeder?) und den 
erwählten Erzbiſchof v. Wolicki geſchrieben und ihnen erklärt, daß ſie 
niemals das Feſt beſucht haben würde, wenn ſie den Ausſchluß aller 
Deutſchen hätte ahnen können. Nunmehr ließ Wolicki mehrere der 
jungen Unternehmer des Balles zu ſich kommen und machte ihnen 
bittere Vorwürfe über die Inkonſequenz ihres Benehmens. Die Folge 
davon war, daß Graf Titus Dzialynski?), „qui s'est mis en téte de 
jouer le chevalier sans crainte et sans reproche“, eine Forderung 
von 24 polniſchen Edelleuten an ebenſo viele höhere Offiziere vorſchlug. 
Die hiervon unterrichtete Fürſtin verſuchte ihn zu beſchwichtigen. Man 
hat daher die Sache auf ſich beruhen laſſen. Beide Parteien haben 
ſich an den König gewendet, was wahrſcheinlich zur Verſetzung Wrangels 
führen wird. 8 

In ſeinem Bericht an Bernſtorff vom 17. Auguſt erklärte der 
Regierungspräſident Zencker in Vertretung des beurlaubten Bau⸗ 
mann: Es iſt richtig, daß die hier zur Johannisverſur weilenden 
jungen Polen etwa am 4. Juli in dem jetzt Luiſenhain genannten 
Eichwald einen Ball gaben, zu dem niemand vom Militär oder Zivil - 
eingeladen wurde. Radziwill war mit ſeiner Familie anweſend. Darauf 
wurde deſſen Einladung zum Abendzirkel am 6. Juli von allen höheren 
Offizieren mit Ausnahme Roeders abgelehnt. Am Abend des 8. Juli 
ließ mich Radziwill rufen, weil ihm hingebracht worden war, daß die 
Herren vom Zivil ſich dem Militär anſchließen wollten. Er äußerte 
in Gegenwart des gleichfalls eingeladenen Provinzialſteuerdirektors 
Loeffler, die jungen Polen ſeien am Vormittag zu ihm gekommen und 
hätten erklärt: ſie wüßten, daß er täglich eine Spazierfahrt nach dem 
Eichwald zu machen pflege. Er werde beim dortigen Gaſthof eine 
Menge Equipagen wahrnehmen, weil ſie ein Picknick arrangiert hätten. 
Sie würden ſich ſehr freuen, wenn er dieſes beſuchen wolle. — Auch 
die Prinzeſſin ſei gegen Abend nach dem Eichwald gefahren und auf 
wiederholte Einladung ausgeſtiegen. Als ſie das Fehlen deutſcher 
Herren bemerkte, habe ſie ihre Verwunderung und ihr Mißfallen zu 


1) W., der ſpätere Generalfeldmarſchall, war damals Kommandeur der 
10. Kavalleriebrigade in Poſen. 

2) R., der Führer der Reſervekavallerie Kleiſts von 1813, war dem Radzi⸗ 
willſchen Hauſe durch die Heirat ſeines Sohnes Fritz mit Blanche v. Wilden⸗ 
bruch, Tochter des Prinzen Louis Ferdinand und Pflegetochter Luiſes, eng ver⸗ 
knüpft. Über ſeine polenfreundlichen Allüren vgl. meinen Aufſatz „Hiſtor. Monatsbl. 
f. d. Prov. Poſen“ v. April 1913. 

3) Später einer der erſten Führer der polniſch⸗ariſtokratiſchen Partei. 
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erkennen gegeben. Trotzdem ſeien durch dieſen Vorfall die höheren 
Offiziere veranlaßt worden, unter zum Teil nichtigen Entſchuldigungen 
die Einladung zum 6. abzulehnen. Er ſelbſt habe das nicht weiter 
beachten wollen und ſie zum Abendzirkel am 9. Juli wieder einladen 
laſſen mit Ausnahme derjenigen, die ganz kahle Vorwände gebraucht 
hatten. Am Morgen des 8. Juli ſei aber Wrangel zu ihm gekommen 
und habe mit einiger Verlegenheit angezeigt, daß das Militär nicht 
erſcheinen könne, nachdem ſeine Gemahlin einen exkluſiv polniſchen Ball 
beſucht habe. Nun habe Radziwill ſelbſt den General mit dem Zu⸗ 
ſammenhang bekannt gemacht und ihm zu verſtehen gegeben, daß die 
Herren ſich nicht zu Richtern über die Handlungen feiner Frau auf- 
werfen dürften. Er überlaſſe es ihnen, die Folgen ihres Verfahrens 
zu überlegen, werde aber den Vorfall dem Monarchen melden, wenn 
ſie bei ihrem Vorſatz beharren ſollten. Darauf erſchienen am 9. Roeder, 
Landwehrbrigadier v. Both, mehrere Oberſten und Stabsoffiziere. Für 
einen ſpäteren Tag wurde auch Wrangel geladen und leiſtete nach 
vorheriger Entſchuldigung bei der Fürſtin der Aufforderung Folge. — 
Inwieweit Wolicki in die Sache hineingezogen wurde, iſt mir nicht 
bekannt. Dagegen erſcheint das Gerücht von einem beabſichtigten Maſſen⸗ 
duell begründet zu ſein, denn Radziwill hatte nach ſeinen eigenen 
Worten den jungen Herren bedeutet, daß ſie ſich ruhig verhalten 
möchten, da die Beſeitigung der Angelegenheit lediglich ſeine Sache 
ſei. Indeſſen vernahm ich äußerlich, daß der am 10. c. mit ſeiner 
Familie nach Ruhberg !) abgereiſte Statthalter dem Fürſten Wittgen⸗ 
ſtein von dem Vorfall Bericht erſtattet hat. 

Wenn der Fürſt hierdurch eine Verſetzung Wrangels?) zu erreichen 
wünſchte, ſo ſah er ſich in dieſer Hoffnung getäuſcht. Die kleine 
Epiſode iſt aber ein Beweis für die unhaltbare Stellung Radziwills 
auf ſeinem Poſener Poſten. Sie zeigt jedoch weiter, wie ſehr die 
Prinzeſſin Luiſe, die Freundin Steins und Gneiſenaus, die gefeierte 
Patriotin von 1813, die Schweſter des Helden von Saalfeld, durch 
ihre Heirat in die politiſche und nationale Anſchauung ihres Gemahls 
hineingewachſen war. Der Zwiſchenfall iſt alſo auch ein Beweis dafür, 
wie wenig ſich die Erwartung erfüllt hat, daß gerade dieſe Frau ge— 
eignet ſein würde, die nationalen Gegenſätze in der Poſener Geſell⸗ 
ſchaft zu überbrücken und den polniſchen Adel mit der preußiſchen 
Herrſchaft auszuſöhnen. 


1) Landſitz der Radziwills bei Schmiedeberg. 
2) Wrangeld ſchroffe Haltung gegenüber dem Polentum zeigen ſeine Briefe 
an ſeinen Schwager, Major v. Below. Deutſche Revue von 1902. 
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Nachtrag zu Seite 35 (387) Anmerkung 6 


Papſt Nicolaus IV. teilt dem bisherigen Magdeburger Kanoniker 
Hermann (Sohn Markgraf Johanns I. von Brandenburg) mit, daß 
er ihn unter Verwerfung der durch das Havelberger Domkapitel vor- 
genommenen Poſtulation des Magdeburger Kanonikers Johann, Sohnes 
Markgraf Johanns (II.) von Brandenburg, zum Biſchof von Havelberg 
ernannt habe. 

Der Papſt teilt dasſelbe der Geiſtlichkeit der Stadt und Diözefe 
Havelberg mit. 

Der Papſt teilt dasſelbe dem Propſt und dem Kapitel von Havel⸗ 
berg mit. 1290 Dezember 5 Orvieto. 


Reg. Vaticana 45 (Nicolai IV. an. III.) fol. 113 v 114 r, cap. 564. 
E. Langlois, Les registres de Nicolas IV. Bd. I, 570 Nr. 3775—3777. 


Hermanno electo Havelbergensi. 

Ad universalis ecelesie regimen exercendum divina dispositione 
vocati circa statum cuiuslibet aciem sollicite considerationis ex- 
tendimus pastoralis partes officii vigilantibus adhibentes, ut ecclesie 
singule pastoribus gubernentur ydoneis et rectoribus providis dis- 
ponantur, quatenus illorum cura provida et providentia circum- 
specta operante illo, qui pastorum pastor et rector agnoscitur, 
spiritualium et temporalium proficiant incrementis. Dudum siqui- 
dem Havelbergensi ecclesia per obitum bone memorie Henrici 
Havelbergensis episcopi pastoris solatio destituta, dilecti filii . . 
prepositus et capitulum ipsius ecclesie ad tractandum de futuri 
substitutione prelati prout moris est insimul convenerunt ac per 
viam compromissi in huiusmodi negotio procedentes dicti capitulum 
supradicto preposito et dilectis filiis Erberto de Broden, Henrico 
de Niendorp et Arnaldo de Pletz ipsius ecclesie canonicis provi- 
dendi ea vice predicte ecclesie de pastore contulerunt unanimiter 
et concorditer plenariam potestatem, promittentes illum in suum et 
ipsius ecclesie episcopum recipere et pastorem, quem ipsi per elec- 
tionem canonicam vel postulationem concordem ducerent eligendum. 
Prefati autem prepositus et canonici in huiusmodi negocio pro- 
cedentes in dilectum filium Johannem, natum quondam Johannis 
marchionis Brandeburgensis, canonicum Magdeburgensem, patientem 
in etate defectum direxerunt unanimiter vota sua ipsum in Havel- 
bergensem episcopum concorditer postulando. Dieti quoque capi- 
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tulum postmodum postulationem huiusmodi acceptantes nobis humi- 
liter supplicarunt, ut postulationem huiusmodi benigne admittere 
dignaremur. Nos vero postulationem ipsam non persone vitio, sed 
ob defectum huiusmodi non duximus admittendam. Et demum de 
ordinatione ipsius ecclesie sollicite cogitantes et talem ipsi ecclesie 
cupientes preesse pontificem, per quem pussit salubriter in spiri- 
tualibus et temporalibus gubernari, ad personam tuam, cui de 
litterarum scientia, maturitate morum, prudentia spiritualium et 
temporalium providentia et generis nobilitate laudabile testimonium 
perhibetur, direximus oculos mentis nostre, te tunc canonicum pre- 
dicte ecclesie Magdeburgensis de fratrum nostrorum consilio et 
apostolice plenitudine potestatis predicte Havelbergensi ecclesie in 
episcopum preficimus et pastorem, firma concepta fiducia, quod 
dirigente domino actus tuos ecclesia ipsa per tue circumspectionis 
industriam in spiritualibus et temporalibus prospere dirigetur et 
salubria dante domino suscipiet incrementa. Suscipe igitur reve- 
renter iugum domini et suavi eius oneri humiliter colla summitte, 
sollicitam ipsius Havelbergensis ecclesie curam gerens gregem do- 
minicum in ea tibi commissum doctrina verbi et operis informando, 
ita quod per tue diligentie studium memorata ecclesia temporali- 
bus et spiritualibus proficere valeat incrementis, Datum apud Ur- 
bemveterem nonis Decembris anno- tertio. | 

In eundem modum dilectis filiis clero civitatis et diocesis 
Havelbergensis. Ad universalis ecclesie regimen etc. ut in proxima 
superiori verbis competentibus mutatis usque inerementa. Quocirca 
universitati vestre per apostolica scripta mandamus, quatenus eidem 
electo tamquam patri et pastori animarum vestrarum plene ac 
humiliter intendentes obedientiam et reverentiam debitam sibi ex- 
hiberi curetis, Alioquin sententiam, quam ipse propter hoc rite 
tulerit in rebelles etc. Datum ut supra. 

In eundem modum dilectis filiis .. preposito et capitulo 
ecclesie Havelbergensis. 
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Neue „ 


1 Zeitſchriftenſchau 
1. April bis 30. September 1918 


Brandenburgia. Monatsblatt uſw. XXI. Jahrgang. Berlin 1912/13. 


S. 1—4: Guftav Sommerfeldt, Die Entſtehung der Tapezierinnung 
zu Berlin im Jahre 1845. 

S. 4—10: E. Arndt, Zur Geſchichte der Burg Reichwalde im Kreiſe 
Luckau. [XIV. Jahrhundert.] 

S. 10—14: Theodor Raſchke, Die Bauernhochzeiten in der Provinz 
Brandenburg. a 

S. 34-48: Chr. Voigt, Waſſerſport der Hohenzollern in der Mark. 
[Vortrag, der die waſſerſportliche Betätigung der Hohenzollern von 

| Joachim II. ab bis in die Heutzeit verfolgt.] 

S. 49 — 52: Siegfried Michaelis, Berlin als Fremdenſtadt vor 200 
Jahren. [Nach einem Reiſehandbuch aus dem Jahr 1713, deſſen 
Notizen über Berlin wörtlich mitgeteilt werden.] 

S. 54—57: E. Fiſcher, Eine Urkunde aus der koloniſatoriſchen Tätigkeit 
Friedrichs des Großen in der Zauche. [Eine Schenkungsurkunde im 
Gebiet des heutigen Dorfes Freienthal aus dem Jahr 1773. 

S. 69-87: Eine Schilderung Berlins aus dem Jahre 1830. Mitgeteilt von 

ö Paul Alfred Merbach. [Sie ſtammt von einem ſpezifiſchen Wiener und 

wird ausführlich mitgeteilt.] 

. 87—93: Friedrich Wienecke, Briefe eines Berliners [G. S. Langner] 

aus der Zeit des zweiten Schleſiſchen Krieges [1745/6, aus Frank⸗ 

furt a. M. datiert. Ohne ſonderliches Intereſſe.] 


Mitteilungen des Vereins für die Geſchichte Berlins. Berlin 1913. 


S. 59—68: E. Schnackenburg, Die Befeſtigung von Berlin im Jahre 
1813. 

S. 70—72: Wie der alte Fritz am Ende des Siebenjährigen Krieges in 
Berlin einzog. 

S. 85—89: Otto Mönch, Einiges über Berlin- Lichterfelde und die 
Kadettenanſtalt. 

S. 89—91: Aus dem Berliner Kadettenkorps zur Zeit Friedrichs des Großen. 
Nach handſchriftlichen Aufzeichnungen [eines Kadetten v. Wolffradt aus 
den Jahren 1772/3]. 

S. 100—103: Chr. Voigt, Ein Hoffeſt aus der Zeit des Großen Kur⸗ 
fürſten. 


G 
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43. und 44. Jahresbericht des Hiſtoriſchen Vereins zu Brandeuburg a. H. 
Feſtſchrift zur Hohenzollenfeier 1912. Brandenburg a. H. 1912. 


S. 1—71: Des Engelbert Wuſterwitz märkiſche Chronik. Neu herausgegeben 
von Otto Tſchirch. [Einleitung: Engelbert Wuſterwitz und ſeine 
geſchichtlichen Schriften. Text. Märkiſche Nachrichten aus der Magde⸗ 
burgiſchen Schöppenchronik von E. Wuſterwitz.] 

S. 73—76: Volkslied des Brandenburgers N. Upſchlacht auf Markgraf 
Friedrich I., 1414. Hersg. von Walther Specht, überſetzt von Otto 
Tſchirch. 

S. 109—114: Walther Specht, Thomas Neumanns Rathenower Chronik. 
[Eine Beſchreibung derſelben ſamt Inhaltsverzeichnis. Sie ward von 
Specht wiederentdeckt. Bei der Gelegenheit wird auch von der wert⸗ 
vollen Hagenſchen Majoratsbibliothek auf Hohennauen berichtet.] 


Altpreußiſche Monatsſchrift. 50. Band. Königsberg i. Pr. 1913. 


S. 189—246: Paul Babendererde, Nachrichtendienſt und Reiſeverkehr 
des deutſchen Ordens um 1400. [Nicht nur Organiſation des Ver⸗ 
kehrs und des Nachrichtendienſtes im Lande, ſondern auch nach außen, 
Deutſchland, Hanſe, Weſt⸗ und Nordeuropa, Livland, Rußland, Polen, 
Ungarn, Rom. Die Behauptung Voigts, daß es eine Ordenspoſt 
gegeben habe, iſt unbewieſen und wohl auch unbeweisbar; denn die 
Vermerke von Ankunfts⸗ und Abgangszeiten auf Briefen find kein 
Argument, ſelbſt wenn ſie häufiger vorkämen als der Fall iſt; eine 
„Organiſation“ zur Verkehrsvermittelung exiſtierte nicht, ſondern nur 
einzelne Boten.] a 

S. 247 265: M. Emmelmann, Karl IV. und die Biſchofsſtreite von 
Ermland und Riga. 

S. 266 — 278, 357—397: A. v. Schoenaich, Zur Vorgeſchichte der Be⸗ 
freiungskriege, Kriegsberichte von 1812. [3. und 4. Fortfegung.] 

S. 279 — 298: Guſtav Sommerfeldt, Von maſuriſchen Güterſitzen, in 
beſonderer Beziehung auf das 16. bis 18. Jahrhundert. I. [Fort⸗ 
ſetzung.] 

S. 299— 345: Robert Schmidt, Städteweſen und Bürgertum in Neu⸗ 
oſtpreußen. [Fortſetzung von VII., VIII. Bauweſen. Schluß: „Trotz 
ihrer Schreibſeligkeit — wieviel mehr Worte als Taten haben wir 
vernommen! — haben ſich die preußiſchen Behörden viele Verdienſte 

erworben. Das größte beſtand unzweifelhaft darin, daß mit der Ein⸗ 
führung einer geordneten Rechtspflege auch dem geringſten Untertanen 
Sicherheit feiner Perſon und feines Eigentums gegeben wurde. . 
Den eigentlichen Gegenſtand unſerer Darſtellung anlangend waren 
(mit den verſchiedenen Maßnahmen) die Grundlagen geſchaffen oder 
vorbereitet, auf denen ein dritter Stand, ein Bürgertum, erwachſen 
ſollte und tatſächlich auch erwachſen iſt.“ Zum Schluß in Anlagen 
zu Abſchnitt VI und VII 2 Aktenſtücke mitgeteilt.] 

S. 398 — 452: v. Schimmelfennig, Preußens Finanzpolitik im Lichte 
der Treſorſcheine. [„Eine quellenmäßige Darſtellung der im Zuſammen⸗ 
hange überhaupt noch nicht behandelten Geſchichte des preußiſchen 
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Papiergeldes“, die ſich auf den bisher von niemand durchforſchten 
Akten des Geheimen Staatsarchivs aufbaut. Sie umfaßt, im letzten 
Abſchnitt, ſehr ſummariſch, die ganze Zeit des 19. Jahrhunderts bis 
in die 70 er Jahre hinein.] 

S. 458—483: Edward Carſtenn, Wirtſchaftliche Entwicklung Elbings 
im 19. Jahrhundert. [Urſprünglich für einen Verwaltungsbericht be⸗ 
ſtimmt. Weitausholend.] 

S. 484-501: Guſtav Sommerfeldt, Von maſuriſchen Güterſitzen ufm. 
II. Billſtein, Lakellen und Niedzwetzken. 

S. 502—514: Sitzungsberichte des Vereins für die Geſchichte von Oſt⸗ und 
Weſtpreußen für 1912 — 1913. 


Bean der Altertumsgeſellſchaft Inſterburg. Heft 14. Inſterburg 
913. 


S. 1—28; Bernhard Haagen, Burggraf Alexander zu Dohna und die 
Schweizerkirchen in Litauen. Zum 200 jährigen Gedächtnis der refor⸗ 
mierten Gemeinden zu Judtſchen und Gumbinnen. [Auf Grund 
aller einſchlägigen, auch der Kirchen⸗ und Schlobitter⸗Akten.] 

S. 29—44: K. Kaleſchke, Aus den Kriegsereigniſſen des Jahres 1812 in 
Oſtpreußen, insbeſondere in Inſterburg. 

S. 45—73: G. Froelich, Aus der ſchweren Zeit der Not vor 100 Jahren. 
[In Ergänzung von Bezzenbergers Buch nach den Stadtkaſſenrechnungen 
und anderen Archivalien, vor allem auch den Gutsakten eines 
Ritterguts.] 


Mitteilungen der Literariſchen Geſellſchaft Maſovia. 18. Heft (18. Jahr⸗ 
gang). Lötzen 1913. 


S. 1—80: Ernſt Machholz, Materialien zur Geſchichte der Reformierten 
in Altpreußen und im Ermland. 300 Jahre preußiſcher Kirchen⸗ 
geſchichte. Zum 25. Dezember 1913. [ Forſetzung.] 

S. 81—133: Ernſt Kroehnert, Die deutſch⸗ruſſiſche Grenze von Eydt⸗ 
kuhnen bis Soldau. Mit Benutzung von Archivalien des Königsberger 
Staatsarchivs. [Kapitel 1: Das große Gebiet des oſtpreußiſchen Land⸗ 
rückens. Kapitel II: Der hiſtoriſche Entwicklungsgang der oſtpreußiſchen 
Grenze. Kapitel III: Die Grenze in ihrer heutigen Bedeutung.] 

S. 134—161: Johannnes Hoelge, Das Culmer Domkapitel zu Culms 
ſee im Mittelalter. Ein Beitrag zur Verfaſſungs⸗ und Verwaltungs⸗ 
geſchichte des Domkapitels und zur Geſchichte des Deutſchordensſtaates 
in Preußen. 

S. 162—245: Guftav Sommerfeldt, Das Reiſetagebuch des Freiherrn 
Friedrich zu Eulenburg. Fortſetzung 4. Italien (Februar bis De— 
zember 1662). 

S. 246 — 251: Walter Olszewski, Verzeichnis der Ortſchaften in Oſt⸗ 
und Weſtpreußen, Poſen und Schleſien, in denen von ca. 1600 ab 
Mitglieder der verſchiedenen Familien Olszewski mit nennenswertem 
Beſitz anſäſſig waren reſp. welche dieſelben beſaßen bzw. noch beſitzen. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVI. 2. 16 
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Mitteilungen des Weſtpreußiſchen Geſchichtsvereins. Jahrgang XII. 
Danzig 1913. 


S. 18—25: K. Schottmüller, Die patriotiſchen Opfer der Provinz Weſt⸗ 
preußen 1813, 1814 und 1815. 

S. 26—30: Otto Goerke, Laſten der Bewohner des Kreiſes Flatow in 
den Kriegsjahren 1806/7 und 1813/14. 

S. 37—47: Nachrichten über die Verfaſſung der Stadt Marienburg [ber 
Bericht des Bürgermeiſters Johann Chriſtian Krokiſius über die Ver⸗ 
faſſung und namentlich über die Jurisdiktion der Stadt aus dem Jahr 
1772, wörtlich mitgeteilt von M. Bär). 


Zeitſchrift des hiſtoriſchen Vereins für den Regierungsbezirk Marien ⸗ 
werder. Heft 52. Marienwerder 1913. 


S. 141: B. Warncke, Ein Beitrag zur Leidensgeſchichte Preußens nach 
dem unglücklichen Kriege. Zuſammengeſtellt nach urkundlichem Material 
des Dorfes Zippnow. 

S. 60—84: V. Meyer, Kulturgeſchichtliches aus der Stadt Mewe im 
16. Jahrhundert, nach dem „Mewer Blutregiſter“ [Fortſetzung!. 


Zeitſchrift der Hiſtoriſchen Geſellſchaft für die Provinz Poſen. 
XXVIII. Jahrgang. Poſen 1913. 

S. 105—126: Fritz Grützmacher, Zur Charakteriſtik der ſüdpreußiſchen 
Steuerräte. [Zuſammenſtellung der Steuerräte unter Anfügung der 
in den Akten über ſie geäußerten Urteile. Während das Poſener 
Kammerdepartement über faſt durchweg tüchtige Steuerräte verfügte, 
fällt das Petrikau⸗Kaliſcher und das Warſchauer Kammerdepartement 
ſehr ab. Aber „es wäre verkehrt, ihrer ſehr ſchweren Arbeit, die an 
die Kräfte der einzelnen oft unerhörte Anforderungen ſtellte, jegliche 
Anerkennung und Lob zu verſagen.“ In der Beilage wird das Gehalt 
der Steuerräte feſtgeſtellt.] | 

S. 127—151: Manfred Laubert, Zur Geſchichte des Schulweſens von 
Koſchmin und Staniewo in Flottwellſcher Zeit. [Die betr. Schulen 
waren Schulen mit konfeſſionell und religiös gemiſchter Jugend. Die 
katholiſche Geiſtlichkeit, in erſter Linie ein Propſt Gagacki und dann 
auch Dunin miſchten ſich, unberechtigterweiſe, zugunſten des einen 
Teils ein; als ſie hierbei ſich die Finger verbrannten, ſpielten ſie den 
Streit auf das nationale Gebiet hinüber. Die preußiſche Regierung, 
auch Flottwell, gaben Männer ihrer Wahl nach den Forderungen der⸗ 
ſelben preis, obwohl die Angriffe haltlos waren. „Solche Beobachtungen 
werden uns vor einer zu lichtvollen Einſchätzung der Flottwellſchen Ara 


ſchützen.“] 


Hiſtoriſche Monatsblätter für die Provinz Poſen. Jahrgang XIV. 
Poſen 1913. 
S. 36—39: R. Prümers, Ein Spionagefall zu Poſen im Jahre 1815. 
[Betrifft einen gewiſſen Suppinger, gegen den ſich der Verdacht fran⸗ 
zoſenfreundlicher Umtriebe jedoch nicht beweiſen ließ.] 
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S. 49—54: M. Laubert, Ein Bericht des kommandierenden Generals 
von Roeder von 1827. [Mit ſeiner Verurteilung des Syſtems der 
Milde, das die höheren Offiziere der Provinz angenommen hatten, be⸗ 
weiſt dies Schreiben, daß Roeder doch nicht ganz ſo ſchiefen Anſichten 
huldigte, als man nach ſeiner Beurteilung durch Brandt und Wrangel 
meinen könnte.] . | 

S. 81—88: W. Chriſtiani, Die Tremeſſener Expedition von 1863. [Ein 
Beitrag zur Geſchichte des katholiſch⸗polniſchen Schulweſens in der 
Provinz. Die Schüler der Gymnaſien in Poſen, Tremeſſen, Oſtrowo 
und Liſſa bildeten einen Geheimbund, deſſen Entdeckung indeſſen 
mangels zwingender Beweiſe zu nichts führte. 1863 nahmen dieſe 
Schüler, von Tremeſſen aus 60 an der Zahl, an dem polniſchen Auf⸗ 
ſtande teil, worauf das Gymnaſium geſchloſſen wurde.] 


Schriften des Vereins für Geſchichte der Neumark. Heft 29 und 30. 
Landsberg a. W. 1913. 


S. 1—316: Paul v. Nießen, Die Johanniterordensballei Sonnenburg 
und Markgraf Johann von Brandenburg. Ein Beitrag zur Fürſten⸗ 
politik im Reformationszeitalter. ö 


Baltiſche Studien. N. F. Band XVI. Stettin 1912. 
S. 75—125: Hans Heſſe, Die Koloniſationstätigkeit des Prinzen Moritz 
von Anhalt⸗Deſſau in Pommern 1747—1754. II. Teil. [Kapitel VI: 
Die erſten Anſiedlungen von Koloniſten und ihre Schwierigkeiten. 
Kapitel VII: Die von Prinz Moritz erzielten Verbeſſerungen und die 
Erfolge der Koloniſation.] 


Monatsblätter. Herausgegeben von der Geſellſchaft für Pommerſche 
Geſchichte und Altertumskunde. Stettin 1913. 
S. 132— 136: M. W., Vom Stettiner Buchhandel in älterer Zeit [1496 
bis 1783]. | 


Beiträge zur Geſchichte der Stadt Noftod. VII. Band. Roſtock 1913. 


S. 97—111: Karl Ernſt Hermann Krauſe, Roftod im Siebenjährigen 
Kriege. [Nach einem gleichzeitigen „Diarium“ und einem „Haus buche“ 
das letztere nur auf das Jahr 1758 bezüglich.] 


Zeitſchrift des Vereins für Lübeckiſche Geſchichte und Altertumskunde. 
Band XV. Lübeck 1913. 
S. 161—167: W. v. Bippen, Dora Curtius über die Ereigniſſe des 
6. November 1806 und der folgenden Tage. [In einem Briefe vom 
27. November 1806 nach Bremen, der zum Abdruck kommt.] 


Geſchichtsblätter für Stadt und Land Magdeburg. 47. Jahrgang. 

1912. Magdeburg 1912. 
S. 1—27: Ernſt Neubauer, Magdeburg in der Franzoſenzeit 1806 bis 
1814 (Literaturbericht). [Er erſtreckt ſich nicht nur auf die Erſchei⸗ 


nungen der letzten Jahre.] 
16 * 
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S. 28—36: Jordan, Lieferungen der Stadt Mühlhauſen (Thüringen) zur 
Verproviantierung der Feſtung Magdeburg im Jahre 1813. 

S. 37—43: G. Liebe, Das Geſellenbuch der Seifenſieder zu Neuhaldens⸗ 
leben. [Aus den Jahren 1771—1844.] 

S. 44—79: M. Riemer, Die evangeliſchen Geiſtlichen des Kreiſes Neu⸗ 
haldensleben von der Reformation bis zum Beginn des 19. Jahr- 
hunderts. : 

S. 92—168: Wilhelm Hartung, Abriß einer Geſchichte des Magde⸗ 
burgiſchen Zeitungsweſens nebſt einer vollſtändigen Bibliographie. 

S. 171—184: E. Kaeber, Eine gelehrte Schule der alten Zeit (Calbe a. S.). 
[Bis 1788, wo die ſtädtiſche Schule in die Klaſſe der Bürgerſchulen 
eintrat.] ° 

S. 185—209: B. v. Bonin, Vom Schöppenſtuhl zu Jüterbog (17. Jahr⸗ 
hundert). [Anders als Stölzel in ſeiner „Billigkeits⸗ und Rechtspflege 
in der Rezeptionszeit“ meint, wurden auch noch nach 1623 Strafklagen 
vor das Gericht in Jüterbog gebracht und nicht vor das Amt. Akten 
dazu werden mitgeteilt.] 

S. 210—223: Herman Granier, Die preußifche Grenzregulierung bei 
Magdeburg gegen das Königreich Weſtfalen in den Jahren 1807 —1809. 

S. 224—229: G. Liebe, Beiträge zur Organiſation des alten Salinen- 
betriebes von Groß⸗Salze. [Die alte Pfännerſchaft krankte bereits feit 
Eröffnung der preußiſchen Konkurrenz in Schönebeck und ſtarb dahin, 
als 1780 Kurſachſen feine Beziehungen zu ihr löſte.] 

S. 230—325: M. Riemer, Bilder aus der Geſchichte des magdeburgiſchen 
Landpfarrers. [1. Die neue Zeit = 16. Jahrhundert. 2. Formula 
Concordiae. 3. Evangeliſcher Pfarrer und katho' iſches Kloſter 1618. 
4. Die Pfarrwitwe (1673). 5. Auf der Kanzel (1650 —1 700) 6. Der 
Inſpektor (1687 —1726). 7. Der Adjunkt (1719—1722). 8. Der Schul⸗ 
meiſter (1798)]. 


Zeitſchrift des Harzvereius für Geſchichte und Altertumskunde. 46. Jahr⸗ 
gang. Wernigerode 1913. 


S. 81—131: E. Straßburger, Aſchersleben vor 100 Jahren. 


Neues Archiv für Sächſiſche Geſchichte und Altertumskunde. 34. Band. 
Dresden 1913. 

S. 142—155: Ernſt v. Werlhof, Friedrich der Große und Sachſen. 
[„Bei aller Gründlichkeit der Erörterungen der Geſtalt Friedrichs ges 
legentlich der 200 jährigen Wiederkehr ſeines Geburtstags blieb eins 
zu vermiſſen: die Prüfung ſeines Verhaltens dem Gegner gegenüber.“ 
Das will W. nachholen, und er tut es in durchaus objektiver, ein⸗ 
wandfreier Weiſe. Der Verf. ſchließt mit dem Satze, daß der große 
Erzieher Preußens wenn auch unabfichtlich ein Lehrmeiſter Sachſens 
wurde, da er Sachſen zur Selbſtbeſinnung, zur Abkehr von der pol⸗ 
niſchen Politik brachte. „Vorſtehende Ausführungen ſollen und können 
den Fridericianiſchen Ruhm nicht ſchmälern, ſie ſollen vielmehr in 
erſter Linie das Gedächtnis eines in treuer Pflichterfüllung der un⸗ 
glückſeligen Politik des Miniſters zum Opfer gebrachten Heeres ehren.“ 


597] Neue Erſcheinungen 245 


eee e Zeitſchrift für Geſchichte und Kunſt. III. Band. 
Halle a. S. 


S. 37—48: Aus a Franzoſenzeit. Lebenserinnerungen, aufgezeichnet von 
Woldemar Seyffarth. Mitgeteilt von Marga von Lauhn in 
Naumburg a. S. 


Zeitſchrift für vaterländiſche Geſchichte und Altertumskunde. Hrsg. 
von dem Verein für Geſchichte und Altertumskunde Weſtfalens. 
70. Band. Münſter 1912. 


S. 109—190: Adam Schreiber, Die Strafrechtspflege in Kleve⸗Mark 
unter der Regierung König Friedrich Wilhelms I. von Preußen. Ein 
Beitrag zur kleve⸗märkiſchen Rechts⸗ und Kulturgeſchichte. [„In falſchen 
Anſchauungen befangen, von ſeinem Ungeſtüm oft zu weit fortgeriſſen, 
iſt des Königs Handhabung des ſtrafrichterlichen Amtes oft in un⸗ 
gerechte Härte und Willkür ausgeartet. Aber es war nicht die launen⸗ 
hafte und grauſame Willkür eines Deſpoten ... Übrigens ift feine 
Tätigkeit keineswegs ganz ohne Erfolg geweſen. Er hat den wüſten 
Boden der ganz vernachläſſigten Juſtiz für die Saat ſeines Nachſolgers 
ertragreich gemacht.“] 

II. Abteilung. S. 68—182: Albert Stoffers, Das Hochſtift Paderborn 
zur Zeit des Siebenjährigen Krieges. [Fortſetzung vom 69. Band.] 

S. 347—429: W. Richter, Beiträge zur Geſchichte des Paderborner Volks⸗ 
ſchulweſens im 19. Jahrhundert. [A. Schule und Kirche. 7 Ab⸗ 
ſchnitte, die die Zeit 1815 —1860 umfpannen.] 


Beiträge zur Geſchichte des Niederrheins. 25. Band. Jahrbuch des 
Düſſeldorfer Geſchichtsvereins 1912. Düſſeldorf 1912. 
S. 1—56: Hans Becker, Das Verhältnis der Jülicher Erbprätendenten 
Georg Wilhelm von Brandenburg und Wolfgang Wilhelm von Neu⸗ 
burg zu einander bis zum Xantener Vertrag (1612 — 1614). 


Annalen des Hiſtoriſchen Vereinz für den Niederrhein. 93. Heft. 
Köln 1912. 
S. 177—182: Wilhelm Meier, Das Salzweſen in Kleve unter en 
Wilhelm I. und Friedrich II. 
S. 182—187: Derſelbe, Die politiſchen Verhältniſſe in Kleve in bee Zeit 
von 1794 —1806. 


Trieriſches Archiv. Heft XVII XVIII. Trier 1912. 

S. 100-166: Karl d'Eſter, Die Preffe im Kurfürſtentum Trier bis zum 
Jahre 1813. Ein Beitrag zur Geſchichte der öffentlichen Meinung 
und Kultur unter dem Krummſtab und der franzöſiſchen Herrſchaft. 

S. 167—183: Karl de la Fontaine, Zur Geſchichte der Rechtspflege in 
den Rheinlanden nach dem Zuſammenbruch des Kaiſerreichs. 


Heſſiſche Chronik. 1913. 


W. Diehl, Mitteilungen des Feldpredigers Johann Gottlieb Hoffmann 
über ſeine Teilnahme am Siebenjährigen Kriege. 
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Zeiſchrift für Geſchichte des Oberrheins. Neue Folge. XXVIII. Band. 
Heidelberg 1913. 


S. 7—24: Willy Andreas, Aus den Anfängen von Rebenius. 


Quellen und Forſchungen aus italieniſchen Archiven und Bibliotheken. 
Band XV. Rom 1913. 


S. 284—357: Philipp Hiltebrandt, Die päpſtliche Politik in der 
Preußiſchen und in der Jülich⸗Kleveſchen Frage II. 

S. 358-389: Derſelbe, Die Anfänge des direkten diplomatiſchen Ver⸗ 
kehrs zwiſchen dem Päpſtlichen und dem Preußiſchen Hofe. Ein Nach⸗ 
trag zu „Preußen und die Römiſche Kirche“. [Von den drei hier vor⸗ 
liegenden Ergänzungen betreffen die beiden erſten die Beziehungen 
zwiſchen Brandenburgiſchen und Päpſtlichen Abgeſandten auf den 
Friedenskongreſſen in Münſter und in Nimwegen. Der Verſuch, ſolche 
anzuknüpfen, der brandenburgiſcherſeits auf beſonderes Betreiben des 
Großen Kurfürſten gemacht wurde, mißlang, auch dachten die Päpſt⸗ 
lichen Geſandten nicht daran, ſich für Brandenburgiſche Intereſſen ein⸗ 
zuſetzen. In Nimwegen kam es wenigſtens zu einem Verkehr derſelben 
mit den Häretikern, aber die päpſtliche Vermittlung für Branden⸗ 
burg ward trotz ſtarker Befürwortung von kaiſerlicher Seite abgelehnt. 
Die dritte Ergänzung berichtet dann von der erſten Begegnung eines 
Preußiſchen Königs mit einem Päpſtlichen Nuntius; ſie gelang, 1728, 
in Dresden auch nur infolge einer Art Kriegsliſt, die Friedrich Wilhelm J. 
mit Auguſt dem Starken verabredete. Die darauf bezüglichen Akten⸗ 
ſtücke gelangen zum Abdruck.] 


Mitteilungen des Vereins für Geſchichte der Deutſchen in Böhmen. 
52. Jahrgang. Prag 1913. 
S. 140—163: Joſef Friedrich, Die Franzoſen im Deutſch⸗Gabler Be⸗ 
zirke im Jahre 1813. [Intermezzi aus dem Auguſt und September 
1813, geſchildert nach zum Teil ungedruckten Quellen.] 


. Zeitſchrift. Der ganzen Reihe 110. Band. Dritte Folge. 
4. Band. München und Berlin 1913. 


S. 566 — 573: Eugen Roſenſtock, Die Zuverläſſigkeit der „Lebens: 
nachrichten über B. G. Niebuhr“. [Im Anſchluß an den Aufſatz von 
Dreyhaus wird angedeutet, daß an der Darſtellung in dem Buch 
„wahrſcheinlich Savigny, ziemlich ſicher Claſſen ſtarken Anteil hat“, 
und behauptet, daß „an dem Texte der ſogen. Briefe Amalie Niebuhr 
und Dora Hensler ſtille Mitarbeiterinnen ſind.“ „Nach unſeren heutigen, 
aber auch nach den damaligen Begriffen ſind die meiſten in den Lebens⸗ 
nachrichten gedruckten Briefe nicht authentiſch.“ Das wird, ſoweit 
es möglich iſt, an einem Teil der Schriftſtücke bewieſen.] 

— Der ganzen Reihe 111. Band. Dritte Folge. — 15. Band. 
München und Berlin 1913. ' 


S. 54-88: Karl Theodor Heigel, Das Hambacher Feft vom 27. Mai 
1832. [Eine Würdigung desſelben im Rahmen der Zeitgeſchichte mit 
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Benutzung namentlich auch von bayeriſchen Archivalien. Es wird 
darauf hingewieſen, daß zu dem Charakter des Feſtes auch die lokalen 
Stimmungen der Abneigung gegen das rechtsrheiniſche Bayern, die 
ſtarke Freundſchaft für die Polen, die ſich in den Rheinlanden bis zur 
Gaſtfreundſchaft ſteigerte, ſowie die Erfahrungen beitrugen, die die bei 
den Kammerwahlen ſiegreiche Oppoſition ſeitens der Regierung zu 
machen hatte, und die ſie zu Organiſationen wie dem Preſſeverein ver⸗ 
anlaßte und zur Revolution geradezu auffordernden Broſchüren. Die 
Bedeutung des Feſtes liegt nicht ſo ſehr in den Reden am 27. Mai 
als in den Beratungen und Abmachungen, die in Neuſtadt am 28. Mai 
folgten und den Beſchluß einer Entflammung der Revolution zeitigen 
ſollten. Die Organiſation dazu wurde bereits geſchaffen; zu dem Be⸗ 
ſchluß allerdings fehlte der Mehrzahl der Mut, man wandte ein, daß 
die Teilnehmer dazu nicht kompetent ſeien. Indeſſen kam es doch nach⸗ 
her zu häufigeren Bewegungen. Dieſe zuſammen mit dem, was die 
Regierungen beobachten konnten, erklären deren Gegenmaßnahmen, in 
deren Pſyche namentlich die mitgeteilten Außerungen König Ludwigs 
von Bayern einen Einblick gewähren.] 


S. 89—132: Karl Alexander v. Müller, Bismarck und Ludwig II. 
im September 1870. [Ein wichtiger Beitrag zu den Verhandlungen in⸗ 
betreff der Reichsgründung, inſofern auf Grund der Tauffkirchenſchen 
Papiere über die wiederholten Sendungen dieſes bayeriſchen Grafen 
zu Bismarck neues Licht verbreitet wird, und die Beziehungen Bis⸗ 
marcks zu König Ludwig im Zuſammenhang gewürdigt werden. „Von 
jenem erſten, ſo fein auf das fürſtliche Empfinden Ludwigs II. be⸗ 
rechneten Zuſatz, mit dem er die Mitteilung der Emſer Depeſche nach 
München begleitete, bis zu dem berühmten pſychologiſchen Meiſterſtück 
des Kaiſerbriefes führt (nicht nur eine Einwirkung, ſondern) eine 
Reihe unmittelbarer Einwirkungen auf den König, deren Folgerichtig⸗ 
keit und Unermüdlichkeit das ſpätere, unerſchütterliche Vertrauen des 
Mißtrauiſchen begreifen laſſen.“] 

S. 133—136: Friedrich Meinecke, Radowitz de se ipso. [Ein Schrift- 
ſtück vom 27. Oktober 1850 wird mitgeteilt, „das in nuce zuſammen⸗ 
faßt, wie Radowitz ſelbſt über die Urſachen ſeines Mißerfolgs in dem 
Augenblick dachte, wo die Kataſtrophe ſeiner Politik und ſeines 
Miniſteriums unmittelbar bevorftand.“ | 


Hiſtoriſche Vierteljahrſchrift. XVI. Jahrgang 1913. Leipzig 1913. 


S. 210—242: H. Ulmann, Wie es zur Schlacht bei Leipzig gekommen iſt. 
[Das 4. Kapitel des 2. Bandes eines noch unvollendeten Werkes über 
die Befreiungskriege wird hier mitgeteilt. „Es war der Stolz des 
großen Siegers, der den Kaiſer (am 13. Oktober) beſtimmte, ſtatt jen⸗ 
ſeits der Elbe die Dinge in die Länge zu ziehen, die Entſcheidung 
durch eine Schlacht zu ſuchen. Er war überzeugt, daß die Elemente 
des Sieges, eine wie er ſich vorſpiegelte annähernd gleiche Truppen⸗ 
ſtärke, verdoppelt durch eigenes Genie und die Furcht der Gegner, 
noch in feinen Händen läge .... Nur ſtrategiſche Berechnung der Ge⸗ 
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ſamtlage, verſtärkt wohl durch den durchbrechenden Willen zu kämpfen 
und zu fiegen, haben ihn in die Ebenen von Leipzig geführt.) - 


337—365: Margarete Baumann, Schöns Urteil über Stein als 


Finanzmann. [Nach einer kritiſchen, aktenmäßigen Unterſuchung von 
Steins Stellungnahme zum Papiergeld 1805, 1810 und 1813 werden 
Schöns Außerungen darüber, die gleichzeitigen wie die ſpäteren ſon⸗ 
diert. Es ſtellt ſich dabei heraus, daß das ſachliche Urteil Schöns 
immer dasſelbe war — denn in der Papiergeldfrage waren Schön und 
Stein von Anfang an Gegner. Nur in der Motivierung von Steins 
Stellungnahme ſeitens Schöns läßt ſich eine Veränderung bemerken; 
ſie hängt zuſammen damit, daß, nachdem ſich Stein in den Jahren 1808 
bis 1813 mehr und mehr mit ariſtokratiſchem Vorurteil erfüllt hatte, 
Schön an Stein ſeit deſſen Rückkehr in ſteigendem Maße Ausſtellungen 
zu machen hatte. „Was Schön als Endziel vorſchwebte, das allgemeine 
Staatsbürgertum, war für Stein die Auflöſung des Volks ‚in einen 
großen Brei““. Jedes Urteil Steins ſtieß bei Schön auf immer er- 
neutes Befremden, ſo daß er glaubte, Stein widerrufe alles, um deſſent⸗ 
willen er geprieſen ward. — „Das Reformwerk führt Steins Namen 
und wird ihn behalten, ſolange man eine Arbeit nach dem nennt, der 
fie geleiſtet hat. Stein ... wollte keine allgemeinen Ideale verwirk⸗ 
lichen. Sein Ziel war, dem Volke die Möglichkeit zu geben, ſich frei 
und freier zu entwickeln, um zuletzt aus eigener Kraft die Fremd⸗ 
herrſchaft abzuwerfen.“ Das hat Schön, der eine in ſich geſchloſſene 
Staatsanſchauung beſaß, nicht erkannt. Aber in ſeinen ſachlichen 
Bemerkungen hat er gegenüber Stein recht und es iſt ſein Verdienſt, 
„gegenüber einer blind begeiſterten Heldenverehrung, die alle Verdienſte 
auf ein Haupt häufen möchte, der nüchternen Wahrheit zum Siege 
verhelfen zu wollen.“] | 


S. 378—382: Bergſträßer, Der erfte Entwurf des Verfaſſungsausſchuſſes 


des Frankfurter Parlaments über die Abſchnitte: Reichsoberhaupt und 
Reichsrat. [Von dem Vorentwurf, von dem bisher nur wenige Stücke 
bekannt waren, werden hier zwei weitere Abſchnitte abgedruckt.] 


Preußiſche Jahrbücher. Band 152. Berlin 1913. 
S. 1—12: Heinrich Scholz, Fichte und Napoleon. [Der klar und ſcharf 


begründete Glaube an die Weltmiſſion des deutſchen Geiſtes, die durch 
Napoleons Regiment in Frage und mehr als in Frage geſtellt wurde, 
die Kritik des Willens zur Macht, der bei Napoleon nicht ſeinem 
Willen entſprach — denn er ſtammte nicht aus dem Reinen —, das 
waren die beiden Quellen zum Haß Fichtes gegen Napoleon, den Mann, 
der Fichtes Gegenpol in jeder Beziehung war.] 


— Band 153. Berlin 1913. 
S. 423—440: Martin Hobohm, Torſtensſon als Vorgänger Friedrichs 


des Großen im Kampf gegen Oſterreich. [Eine lebendige Schilderung 
der Feldzüge Torſtensſons, aus denen hervorgeht, daß ſich in bezug 
auf Genialität Torſtensſon wohl Friedrich an die Seite ſtellen läßt; 
für Torſtensſon lagen die Verhältniſſe noch günſtiger und deshalb 
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konnte er auch mehr Erfolge aufweiſen bei ſeiner Strategie als 
Friedrich.] 

S. 450—464: Karl Prahl, Die Soldatenkatechismen von E. M. Arndt. 
[Eine Würdigung des Katechismus von 1812, der Lutherſcher und 
Cromwellſcher Anregung folgte, und ſeine Geſchichte und ebenſo der 
ſeit 1818 ſich folgenden veränderten Katechismen, die getränkt mit 
lutherſcher Sprache, mit der Sprache der Bibel P. beſſer erſcheinen, 
wirkungsvoller, als die Ausgabe von 1812.) 


The english historical review. Volume XXVIII London 1913. 
S. 542—546: Alfred Stern, A Letter of Sir Robert Peel relative 
to King Frederick William IV's Proposal to Summon the Com- 
bined Diets, 1847 [adreffiert an Bunſen, der ihn zu einer Außerung 
über die Verfaſſungspläne Friedrich Wilhelms IV. veranlaßt hatte. 
Nach einer brieflichen Notiz ſoll der fragliche Brief 22 Quartſeiten 
umfaßt haben. Der hier abgedruckte und doch wohl der einzige in 
dieſer Angelegenheit geſchriebene iſt kürzer, verfaßt im Commitee Room 
während einer Sitzung]. 


Archiv für die Geſchichte des Sozialismus und der Arbeiterbewegung. 
IV. Jahrgang. Leipzig 1913. 

S. 86—89: Guſtav Mayer, Ein Pſeudonym von Friedrich Engels. [Fr. 
Engels iſt identiſch mit Fr. Oswald, der in der Literatur der radi⸗ 
kalen Junghegelianer Anfang der 40 er Jahre eine nicht unbeträcht⸗ 
liche Rolle ſpielte. M. vermag dieſe ſchon öfter behauptete Identität 
mit durchſchlagenden Beweiſen zu erhärten.] 

S. 90—99: Hermann Oncken, Publiziſtiſche Quellen zu den Beziehungen 
zwiſchen Bismarck und Laſſalle. [Die von O. ſchon zu ſeinem Aufſatz 
in den Preußiſchen Jahrbüch. benutzten Quellen werden, da nur ſchwer 
zugänglich, hier von neuem abgedruckt, wobei einige Ergänzungen und 
Erläuterungen hinſichtlich der Autorſchaft der Korreſpondenzen in der 
Breslauer Zeitung und des Artikels im Wanderer gegeben werden.] 


Verwaltungsarchiv. Band XXI. Berlin 1913. 
S. 205—240: Eduard Hubrich, Staat und Kirche in der preußiſchen 
Monarchie im Ausgange des 18. Jahrhunderts. [Schluß.] 


Deutſch⸗Evangeliſch. Monatsblätter für den geſamten deutſchen Pro⸗ 
teſtantismus. Leipzig 1913. 

S. 409—420: Erich Knabe, Deutſch⸗evangeliſches Gedenken an 1813. 
[Hebt in der Meinung, daß für die Erinnerungsliteratur das Ver⸗ 
ſchweigen des religiöſen Elements typiſch ſei, hervor, wie ſtark das⸗ 
ſelbe auch in den führenden Geiſtern war, Stein, Fichte, Arndt uſw. 
und weiſt dann auf die Literatur hin, in der auch davon zu leſen ſei.] 


Monatsſchrift für Geſchichte und Wiſſenſchaft des Judentums. 57. Jahr⸗ 

gang. N. F. 21. Jahrgang. Breslau 1913. 
S. 74-98, 211—234, 363—372: Reinhold Lewin, Die Judengeſetz⸗ 
gebung Friedrich Wilhelms II. [Die judenfreundliche Politik des 


250 Neue Erſcheinungen [602 


Königs, die im ſchroffen Gegenſatz zu der Politik Friedrichs II. ſtand 
und darum auch vom Generaldirektorium bekämpft wurde, während 
ſie an Wöllner und Hoym lebhafte Befürworter fand, wird in ihren 
einzelnen Stadien (1787—1790, 1792) bis 1792 verfolgt. In der Zen⸗ 
trale traten keine weſentlichen Anderungen ein, 1792 wurde vielmehr 
auch die bürgerliche Gleichſtellung nur mannigfach verklauſuliert und 
eingeengt ausgeſprochen; dagegen ward in Schleſien dank Hoym und 
dank dem größeren realpolitiſchen Geſchick der in Breslau führenden 
jüdiſchen Alteſten die Zuſicherung der völligen Emanzipation ſchon 1790 
erteilt. — Fortſetzung folgt.) 


Neue Jahrbücher für das klaſſiſche Altertum, Geſchichte und deutſche 
Siteratur und für Pädagogik. XVI. Jahrgang 1913 (= XXXI. u. 
XXXII. Band). Leipzig, Berlin 1913. 

Abt. II, S. 229—247: Otto Hintze, Der Geiſt der Erhebung von 1813. 
[Vortrag, gehalten in der deutſchen Geſellſchaft zu Poſen am 17. März 
1913. In dem Aufruf an mein Volk, in dem zum erſten Male ein 
preußiſcher König ſeinem Volke Rechenſchaft gibt über die Urſachen des 
ausbrechenden Krieges und in dem Preußen und Deutſchland und 
König und Vaterland wie etwas Selbſtverſtändliches in einem Atem 
genannt werden, — in dieſem Aufruf iſt der Geiſt der Erhebung 
„gleihfam in greifbarer politiſcher Geſtalt“ erſchienen. Das wird des 
Breiten ausgeführt an der Hand der Ereigniſſe ſeit 1808, da man 
zuerſt an eine Volkserhebung dachte, um ſchließlich in den Gedanken 
auszumünden, daß „die Politik Bismarcks im Innern wie nach Außen 
mehr an die Tradition Friedrichs des Großen anknüpft als an die 
Steins und ſeiner Geſinnungsgenoſſen. Von dieſen beiden großen 
hiſtoriſchen Mächten, die unſer politiſches Leben beſtimmen, iſt der 
friderizianiſche Faktor neuerdings mehr als der des Geiſtes von 1813 
geſtärkt worden. Aber dieſes Überwiegen des herrſchaſtlichen Prinzips 
über das genoſſenſchaftliche hat ſchwere Gefahren mit ſich gebracht 
Mir ſcheint, wir müſſen heute wieder mehr an die Ideale Steins und 
feiner Geſinnungsgenoſſen anknüpfen“ .. .] 


Zeitſchrift für Geſchichte der Erziehung und des Unterrichts. III. Jahr⸗ 
gang. Berlin 1913. 

S. 16—69: F. Wienecke, Die Begründung der evangeliſchen Volksſchule 
in der Kurmark und ihre Entwicklung bis zum Tode Friedrichs I. 
1540- 1713. [I. Die Begründung der evangeliſchen Volksſchule (1540 
bis 1640). a) Dorfſchulen. b) Städtiſche Elementarſchulen. c) Jung: 
frauenſchulen. II. Das Wiedererſtehen der Volksſchulen nach dem 
30 jährigen Kriege (1640 — 1688). a— c) Dieſelben Unterabſchnitte wie 
unter I. d) Perſönlichkeit der Schulmeiſter. e) Reformierte Volks⸗ 
ſchulen. III. Die Entwicklung der kurmärkiſchen Volksſchule unter der 
Regierung König Friedrichs I. (1688 — 1713). a—c) Dieſelben Unters 
abſchnitte wie unter I. d) Die reformierten Volksſchulen. e) Methode 
und Unterricht. f) Einkommen und Schulhäuſer. Schlußbemerkungen: 
„Die Geſchichte der Pädagogik nennt Friedrich Wilhelm I. den ‚Vater 
der preußiſchen Volksſchule'!. Für die Volksſchulen der Kurmark kann 
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dieſer Ehrentitel ihm nicht beigelegt werden. Die kurmärkiſche Volks⸗ 
ſchule iſt als Katechismus⸗(Religions⸗ oder Küſter⸗) Schule infolge der 
Kirchenordnung von 1573 entſtanden, und durch die Viſitationen von 
1581 und 1600 iſt ihre Errichtung allgemein befohlen und vollzogen 
worden. Nach dem 30 jährigen Kriege entſtand ſie zunächſt in den 
Mutterdörfern als Küſterſchule wieder, und ſpäter, beeinflußt durch 
den Geiſt des Pietismus, gründeten Patrone, Pfarrer und Gemeinden 
auch in den Filialdörfern Schulen. Es iſt während der Regierungs⸗ 
zeit Friedrichs I. durch die Gründung von Schulen in den Filialdörfern 
und durch die Gründung von Armen⸗ und Parochialſchulen in den 
Städten mehr für das Volksſchulweſen der Kurmark geſchehen als 
während der Friedrich Wilhelms I.”] 


Monatshefte der Comenius Geſellſchaft für Kultur und Geiſtesleben. 
Der ganzen Reihe 22. Band. Jena 1913. 

S. 171—173: Die Freimaurer im Dienſt der Ideen von 1813. Nach Be⸗ 
richten eines ruſſiſchen Generals. [Des Generals Alex. Iwanowitſch 
Michailowski⸗Danilewski. Die bereits bekannten Außerungen ee 
werden noch einmal abgedruckt und kommentiert.] 


Archiv für Kulturgeſchichte. Band XI. Leipzig und Berlin 1913. 
S. 31—69: Theodor Bitterauf, Zur Geſchichte der öffentlichen Meinung 
im Königreich Bayern im Jahr 1813 bis zum Abſchluß der Vertrages 
von Ried. 


Vierteljahrſchrift für Wappen, Siegel⸗ und Familienkunde. 41. Jahr⸗ 
gang. Berlin 1913. 
S. 205— 288: Erich von Manſtein, Wappen, Grabmäler, Kirchenbücher 
uſw. in oſtpreußiſchen Kirchen. 


Zeitſchrift des Königlich Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts. Jahr⸗ 
gang 1912. Berlin 1913. 
S. 1—26: Reinhold Jaeckel, Die Selbſtmorde im Kreiſe Teltow 1810 
bis 1910. 


Die Grenzboten. Zeitſchrift für Politik, Literatur und Kunſt. Hrsgb. 
von George Cleinow. 72. Jahrgang. Berlin 1913). 

Nr. 31: Maximilian von Hagen, Freiſinnige Kolonialpolitik unter 
Bismarck. 

Nr. 32: Derſelbe, Zentrumskolonialpolitik unter Bismarck. 

Nr. 35: Mit den Elfern am 16. Auguſt 1870. Unveröffentlichter Brief des 
ſpäteren Staatsſekretärs Frhr. von Richthofen. 

Nr. 36: G. Peiſer, Der Prinz von Ithaka als Erzieher Friedrich 
Wilhelms I. und Friedrichs des Großen. [Zuſammenſtellung der 
Nachrichten über den Einfluß von Fénelons Tel&maque.] 


1) Infolge eines Wechſels im Referat konnten bei einigen der nun folgenden 
N allgemeinen Charakters nur die Monate Juli⸗September Berück⸗ 
ichtigung finden. Das vorhergehende Quartal wird im nächſten Hefte nach⸗ 
getragen werden. Der Herausgeber. 
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Nr. 37: Klemens Löffler, Die deutſchen Studenten und der deutſch⸗ 
franzöſiſche Krieg. 


Konfervative Monatsſchrift. 70. Jahrgang. Berlin 1912/13. 

Heft 7/8: M. Klinkenborg, Regierungspräſident Friedrich Ludwig Karl 
Reichsgraf Finck von Finckenſtein. 

Heft 8: Max Hein, Vom jungen Treitſchke. [Im Anſchluß an den 1. Band 
der von Cornicelius herausgegebenen Briefe Ts.] 

Heft 10 u. 12: Derſelbe, Gentz und Metternich. [Anknüpfend an Band 3 
der Briefe von und an Friedrich von Gentz, hrsg. von 7 Wittichen 
und Salzer. 

Heft 11: Derſelbe, Schlözers römiſche Briefe. [Im Anſchluß an die 
gleichnamige Publikation.) 

Heft 12: Luiſe von der Marwitz, Briefe des ſpäteren Geſandten Theodor 
von Rochow aus den Jahren 1813—1815. 


Weſtermanns Monatshefte. Hrsg. von F. Düſel. 57. Jahrgang. 
Braunſchweig 1912/13. 
Heft 8: Max von Boehn, Freiheitskrieg und Mode. 
Walter Flex, Zwei Tage aus dem Leben des Herrn Carl 
Alexander von Bismarck. 
Heft 9: Dietrich Schäfer, Die Erhebung von 1813: Deutſches Reich 
und deutſche Bildung. Rede zur Gedenkfeier der Berliner Univerſität 
am 9. Februar 1913. 
Heft 11: Hans Haefcke, Scharnhorſt, Ein Vorkämpfer des neuen preußi⸗ 
ſchen Idealismus. 
E. von Woinovich, Öfterreih in den Befreiungskriegen 1813. 
Heft 12: Guſtar Roloff, Das ſchleſiſche Heer im Jahre 1813. 
— 58. Jahrgang. Braunſchweig 1913 / 14. 
Heft 1: Bei den Lützowern 1813 und 1814. [Unveröffentlichte Aufzeich⸗ 
nungen des Arztes J. F. Krimer.] 
George Cleinow, Kiderlen⸗Wächter, der Diplomat als Menſch. 
[Abriß feiner Lebensgeſchichte, mit mehreren intereſſanten Bildern.] 
Freiherr von der Goltz, Blücher. 


Deutſche Rundſchau. Hrsgb. von Julius Rodenberg. 39. Jahrg. 
Berlin 1912/13. 
Heft 10— 12: Hermann Freiherr v. Egloffſtein, Carl Auguſt während 
des Krieges von 1813. 
Heft 10—12: G. Dickhut, 1813. [Bgl. die Bemerkung S. 292 dieſes 
Bandes.] 
Heft 10: Albert Leitzmann, Jugendbriefe von Karoline v. Humboldt. 
[5 Briefe aus den Jahren 1787—1796.] 


Deutſche Revue. Eine Monatſchrift. Hrsgb. von Richard Fleiſcher. 
38. Jahrgang. Stuttgart 1913. 
Juli: Reinhold Steig, Aus der preußiſchen Unglückszeit. Patriotiſche 
Verſuche und Vorſchläge von Achim v. Arnim. 
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Auguft, September: Briefe des Generalfeldmarſchalls Freiherrn Edwin 
v. Manteuffel an feinen Sohn Hans Karl. [1860 —1881.] 

Auguſt: Freiherr von der Goltz, 1813. Blüchers Aufſtieg. 

September: Xenopol, Fürſt Bismarck und Nikolaus Kretzulesku. [Rumä⸗ 
niſcher Miniſter der öffentlichen Arbeiten; Verhandlungen beſonders 
aus den Jahren 1873/1874. 

Freiherr von der Goltz, 1813. Napoleons Bedrängnis und Unſchlüſſig⸗ 
keit. [Schlacht bei Großbeeren und ihre Folgen.] 


Belhagen & Klafings Monatshefte. Hrsg. von Hanns v. Zobeltitz. 
28. Jahrgang. Bielefeld 1913/14. 


Heft 1: Max Lenz, Napoleon und das Schickſal. 


Hochland. Monatsſchrift für alle Gebiete des Wiſſens, der Literatur 
und Kunſt. Hrsg. von K. Muth. 10. Jahrgang. München 1912/13. 


Heft 8—10: Robert Saitſchick, Joſef Görres. Eine Charakterſchilderung. 
[Fortſetzung aus Heft 3/4.] 

Heft 11: E. W. M. von Olfers, Aus der Korreſpondenz Alexander 
v. Humboldts mit Ignaz v. Olfers. [O. war Generaldirektor der 
kgl. preuß. Muſeen; die Briefe find aus den Jahren 1837—1853.] 


Sſterreichiſche Rundſchau. Hrsg. von Karl Gloſſy, Leopold Frhr. 
v. Chlumecky, F. Frhr. v. Oppenheimer. 36. Band. Wien und 
Leipzig 1913. „ 

Heft 2: Wiener Stimmungsberichte aus dem Jahre 1813. [Auswahl aus 
Wiener Polizeiberichten.] 

Heft 3/4: Franz Graf Czernin, Auguſttage des Jahres 1813. Aus dem 
Tagebuch des Grafen Eugen Czernin von Chudenitz. [Prager Stimmungs- 
berichte mit intereſſanten Notizen über Stein und die Kämpfe bei 
Dresden.] 


Süddeutſche Monatshefte. Hrsg. von P. R. Coßmann. 10. Jahr⸗ 
gang. München 1912/ö13. , 
Heft 7/8: Karl Alexander von Müller, Die Briefe Miquels an Mar- 
quardſen. [1886 —1897.] 
Heft 9: Joſef Hofmiller, Schlözers Römiſche Briefe. [Im Anſchluß 
an die gleichnamige Publikation.] 


La Revue de Paris. 20. Jahrgang. Paris 1913. 
Nr. 14: Palat, La mission du general Boyer à Versailles. 


Militär⸗Wocheublatt. 1913. 


Nr. 43/44: Die Truppen bewegungen bis zum Beginn des Frühjahrsfeldzuges 
1813 und das Treffen bei Möckern⸗Dannigkow am 5. April. 
Nr. 53: Die Beweggründe Bazaines. 
v. Lesczynski, Kaiſer Wilhelm II. und fein Heer. [1888 1913. 
Beſprechung des gleichn. Werkes von v. d. Oſten⸗Sacken.] 
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55: v. d. Goltz, Zum 60 jährigen Militärjubiläum des Generalfeld- 
marſchalls Grafen G. v. Haeſeler. 

56/57: Wm., Großgörſchen. 

58/59: Immanuel, Die Erhebung Preußens 1813 im Lichte N 
Zeit. 

61: Das Reitergefecht bei Aarhuus am 31. Mai 1849. [Nach Mit⸗ 
teilungen eines Augenzeugen.) 

64: Wenninger, Weißenburg und Wörth. [Über das gleichn. Buch 
des Hauptmanns Giehrl.] 

64/65: Bautzen. 

66/67: v. Falkenhauſen, Aus des Großen Königs Zeit. [Beſprechung 
der Winterfeldt⸗Biographie des Generals v. Janſon.) 

68: Das Gefecht bei Haynau am 26. Mai 1813. 

73: Wagner, Wo iſt Moltkes Überſetzung von Gibbons „Geſchichte 
des Verfalles und Unterganges des römiſchen Weltreiches“ geblieben? 
[W. glaubt die von Moltke vor ſeiner Reiſe nach der Türkei angefertigte, 
bisher unaufſindbare Überſetzung in einem 1837 bei O. Wiegand in 
Leipzig erſchienenen Werke, das angeblich von J. Sporſchil herrührt, 
zu feben.] 


. 77/ö 8/80/82: v. Beſeler, Graf Schlieffen. Geſammelte Schriften. 
. 78/80: v. Janſon, Rohne, Fritſch, Das Kriegsweſen als Kulturfaktor. 


[Über Teil IV, Bd. 12 der „Kultur der Gegenwart“. 


. 88: Bald, Denkwürdigkeiten des preußiſchen Generals der Infanterie 


v. Franfedy. [Beſprechung des 1. Bandes der 2. Auflage.) 


. 104: Kumbruch, Scharnhorſt. [Biographiſche Berichtigungen eines 


Nachkommen.] 


. 107: Die ſtrategiſche Geſamtlage bei Beginn des Herbſtfeldzuges von 


1813 


. 108: v. Hepke, Conſtantin v. Alvensleben. 

. 112: Die Schlacht bei Großbeeren. 

. 113: Die Schlacht an der Katzbach. 

. 116: Die Bedeutung der Preſſe im Kriege. [Ein hiſtoriſcher Rückblick.] 
. 118: Die Schlacht bei Dennewitz. 

. 127: Das Treffen an der Göhrde. 

. 129: v. Blume, Heeresverpflegung. [Beſprechung des 6. Bandes der 


vom Großen Generalſtab herausgegebenen „Studien zur Kriegsgeſchichte 
und Taktik“: Napoleons Fehler auf dem Gebiete der Heeres verpflegung 
würden in dem ſonſt vortrefflichen Werke zu milde beurteilt, auch 
ſeien einige der „Schlußbetrachtungen“ beſſer zu formulieren.] 

130: v. S., „La guerre de 1870“. [NMilitäriſche Würdigung der 
Artikelſerie, die E. Ollivier in der Revue des deux mondes 1911 
und 1912 unter dieſem Titel veröffentlicht hat; v. S. weiſt beſonders 
darauf hin, daß nach Ollivier der Kaiſer in dem Kriegsrat vom 
6. Auguſt abends für ſofortigen Rückzug auf Chalons, Leboeuf dagegen 
für energiſche Offenſive gegen die 1. und 2. deutſche Armee geſtimmt 
habe.] 


v. Duvernoy, Zum 80 jährigen Dienſtjubiläum des württembergiſchen 


Generalmajors v. Ringler. [R. nahm als Oberſt an der Schlacht bei 
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Wörth und an dem Ausfallgefecht am Mont Mesly (30. November 1870) 
teil.] | 


Beihefte zum Militär⸗Wochenblatt. 1913. 


Heft 5: Roth, Mit der Armee des Kronprinzen von Nachod bis Schwein⸗ 
ſchädel. 

Heft 6: Aubert, Prag und Kolin. Ein glücklicher und ein unglücklicher 
Tag aus dem Kriegsleben des großen Königs. Abdruck des in der 
Manufſkriptenſammlung der Deichmannſchen Bibliothek zu Chriſtiania 
befindlichen Tagebuches des norwegiſchen Hauptmanns G. F. v. Krogh, 
welchem Friedrich der Große erlaubt hatte, den Feldzug von 1757 in 
feinem Stabe mitzumachen.] 

Heft 9: Moltkes Werdegang bis zum Jahre 1857. 


Vierteljahrshefte für Truppenführung und Heereskunde. 1913. 


Heft 2: v. Freytag⸗Loringhoven, Generalfeldmarſchall Graf v. Schlieffen. 
[Eingehende, dabei freimütige Charakteriſtik.] 


Jahrbücher für die dentſche Armee und Marine. Geleitet von Keim. 
1913. 


Hefte 499 — 501: v. Monteton, Etwas über Charakterſtrategie. 
Heft 500: v. Zwehl, Marſchall Niel. [über das Werk von de la Tour: 
Le maréchal Niel, Paris 1912.) 
Woelki, Wefen und Wertung der Verteidigung. [Mit befonderer 
Berückſichtigung von Clauſewitz' „Lehre vom Kriege.“ 
Heft 502: Seeger, Die preußiſche Artillerie vor 100 Jahren. 
v. Ditfurth, Berichtigungen zu der im Märzheft der „Jahrb. f. 
d. d. Armee u. Marine“ erſchienenen Kritik des Werkes „Benedeck 
und die Taten und Schickſale der k. k. Nordarmee 1866.“ [Der Kritiker 
hatte bemängelt, daß v. D. nicht die ſogen. Enthüllungen von W. Alter 
benutzt hätte, und daß ihm die Gründe für den ausgedehnten preußiſchen 
Aufmarſch unbekannt geblieben feien; ſein Werk eigne ſich überhaupt 
nur als Lektüre für die reifere Jugend. Es folgen Erwiderung des 
Kritikers und Schlußwort der Schriftleitung.) 
Heft 503: Die Großherzoglich Heſſiſche (25.) Diviſion am 18. Auguſt 1870. 
v. Zwehl, Kritiſche Betrachtungen des Generals Bonnal. [Über 
das Werk: Questions de critique militaire et d’actualite, Paris 
1913. 


Marine⸗Rundſchau. 1913. 
Heft 5: v. d. Goltz, Moltke. Schluß.] 


Streſſleurs Oſterreichiſche Militäriſche Zeitſchrift. 1913. 
Heft 5: v. Woinovich, Benedeck und ſein Hauptquartier im Feldzug 1866. 
[Ausführliche und abſchließende Beſprechung des Werkes von W. Alter 
(vgl. Forſch. 26, 1, S. 301). Die Niederlage der Oſterreicher wird 
erklärt durch den Kampf auf zwei Fronten und den Unterſchied in der 
Bewaffnung und Ausbildung der Infanterie; ob Benedeck früher oder 
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fpäter von Olmütz aufbrach, fic) auf den Kronprinzen oder Prinz 
Friedrich Karl warf, die Entſcheidung vor oder hinter der Elbe annahm, 
fet für den Ausgang des Feldzuges nicht ausſchlaggebend gewefen. | 

Heft 9: Mayerhoffer v. Vedropolje, 1813. Joſef Graf Radegfy, 
Chef des Generalſtabes der verbündeten Armeen. [Mit — leider ſehr 
abgekürzten — archivaliſchen Mitteilungen.] 


Revue d'histoire, rédigée à l'Etat-Major de l'Armée. XVe Année. 
50 vol. 1913. 

S. 1—21, 181214, 883413: Fortſetzung von Etudes sur avantgarde. 
[Bis 1809. ji 

S. 22—56, 215—250: Fortſetzung von L'oeuvre militaire de la révo- 
lution. 

S. 83— 105: Schluß von Les préliminaires de la campagne de 1812. 
[Bis 24. Juni.] 

S. 106—143: Fortſetzung von Campagne de 1813. [Operationen an der 
Elbe.] f 

S. 144—174, 291—318, 476—503: Fortſetzung von La guerre de 1870/1871. 

[Operationen im Weſten vom 17. Oktober bis 9. November.] 

S. 357—382: Quelques observations sur l'histoire militaire. [Das 
Studium der Kriegsgeſchichte ſei nützlich, beſonders in der Syntheſe 
militäriſcher Ereigniſſe; es ſchärfe den kritiſchen Blick und lehre die 
große Bedeutung der ſittlichen Kräfte.] 

. 414-453: Le ministére de Belle-Isle. [Beſprechung einiger Denk⸗ 
ſchriften, deren Verfaſſer unter dem Miniſterium B.⸗J. (1748 —1760) 
die Rekrutierung reformieren wollten.] 


— XVe Année. 51. vol. 1913. 

S. 1— 35: Schluß von Quelques observations etc. [Ebenſo unbeſtreitbar 
wie der Nutzen kriegsgeſchichtlicher Studien find ihre Schwierigkeiten. 

S. 36—71, 185 —214, 361 — 384: Fortſetzung von Etudes sur Pavantgard. 
[Bis 1859. 

S. 118—148: Fortſetzung von Camp. de 1813. 

S. 149— 174, 315— 340, 486—514: Fortſetzung von La guerre de 1870/1871. 

S. 215— 241, 385 - 405: L’esprit militaire du soldat pendant la guerre 
de sept ans. [Der kriegeriſche Geiſt der franzöſiſchen Armee ſei auch 
in dieſer Zeit vortrefflich geweſen, nur Fehler in der Organiſation 
hätten, außer der ſchlechten Führung, ihre Niederlagen herbeigeführt.] 

S. 242 — 263: Fortſetzung von L’oeuvre militaire de la r&volution. 2. Teil: 
L’armée devant l’opinion en 1789. | 


Le spectateur militaire. Tome LXXXX, 1913. 
Lieferung 542— 551: Frangois, Rosbach, Jena, Waterloo. 
Lieferung 551: Méra, Nietzsche et ses pensées sur la guerre. 


Q 


Journal des sciences militaires. 89e Année. 1913. 
Nr. 129: De Tarlé, Comment l'Allemagne prépare la guerre (1806 
bis 1913). 
Nr. 136: Buat, Les Allemands en Russie (1812). 
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II Bücher 


A Beſprechungen 


Prof. Dr. phil. et iur. Melchior Thamm, Direktor des Kaiſer 
Wilhelms-Gymnaſiums zu Montabaur, Geſchichte des braudenburgiſch⸗ 
preußiſchen Staates. Berlin und Leipzig, Göſchen, 1912 (Samm⸗ 
lung Göſchen Nr. 600). 


Die Sammlung Göſchen enthält in ihrer hiſtoriſchen Bibliothek ſo 
manches Bändchen — wir nennen nur Schäfers Kolonialgeſchichte, Stern⸗ 
felds Franzöſiſche, Kaemmels Sächſiſche Geſchichte und die römiſchen und 
griechiſchen von Koch und Swoboda, — zu dem auch der Fachmann mit 
Vergnügen greift. Um ſo mehr iſt es zu bedauern, daß einer der wichtigſten 
Bände, die preußiſche Geſchichte, trotz recht gewandter Darſtellung nicht als 
wirklich gelungen bezeichnet werden kann. Schon die Raumverteilung muß 
Bedenken erwecken, da volle zwei Drittel des Bändchens dem 19. Jahr⸗ 
hundert gewidmet ſind und ſomit nicht nur die älteſte Zeit, für die 
das Buch kaum mehr als eine Tabelle bietet, ſondern auch die eigent⸗ 
lich grundlegende Epoche vom Großen Kurfürſten bis auf Friedrich d. Gr. 
recht unzureichend behandelt wird. Die Ausführungen über die innere 
Politik und die Heeresverfaſſung zeigen, daß der Verfaſſer ſich mit den 
neueren Forſchungen nicht vertraut gemacht hat. So iſt das Büchlein durch 
zahlreiche Einzelfehler entſtellt: S. 45 fehlt jede Kenntnis der Reformen 
vor der Reform, S. 61 wird behauptet, der Staatsrat ſei 1827 wieder 
aufgelöſt, S. 73 Friedr. Wilh. IV. habe den Provinziallandtagen 1841 
zweijährige Dauer verliehen, S. 74: am 3. Febr. 1813 ſei der Aufruf 
„An mein Volk“ ergangen, S. 88 Bismarck habe dem Verein. Landtag 
von 1847— 1851 angehört, S. 121 er habe auch in Greifswald ſtudiert; 
nach S. 32 hat Friedrich d. Gr. erſt 1744 das folgenreiche Bündnis mit 
Frankreich geſchloſſen uff. Falſche Namensformen finden ſich mehrfach: 
Dankelmann ft. Danckelman, Biſchoffswerder ft. Biſchoffwerder, York ft. 
ord, Salankemen ft. Salankamen, Hochſtadt ft. Höchſtädt, Domſtadt ft. Dom⸗ 
ſtadtl, Havelberg ſt. Hagelberg u. dgl. Die ganze Tendenz iſt ſtark dynaſtiſch, 
eine Heroiſierung der Hohenzollern; daß der Verf. wiederholt von Kaiſer 
Wilhelm „dem Großen“ ſpricht, dem trotz des Raummangels eine eigene 
Biographie im Rahmen dieſer Geſchichte gewidmet wird, verſteht ſich von 
ſelbſt. 

Faſt erheiternd wirkt das Verzeichnis der „hauptſächlichſten ein⸗ 
ſchlägigen Literatur“ am Schluß. Neben Menzels „20 Jahren preußiſcher 
Geſchichte“ (1786— 1806), 1849, und Sommerladts „Sozialer Wirkſam⸗ 
keit der Hohenzollern“ finden wir Vehſes „Geſchichte des preußiſchen Hofes“ 
als standard-work; dagegen fehlen die meiſten der Werke (ſo Erdmanns⸗ 
dörffer, Koſer, Lehmann, Ernſt v. Meier, Knapp, Treitſchke, Sybel, 
Marcks, Hintzes Aufſätze uff.), auf denen heute unſere Kenntnis preußi⸗ 
ſcher Geſchichte in erſter Linie ruht. Man muß es bedauern, daß der 
Verlag als Bearbeiter für dieſen Band ſeiner weitverbreiteten Sammlung 
nicht einen wirklichen Kenner hat finden können. Friedrich Meusel. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVI. 2 17 
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Otto Tſchirch, Bilder aus der Geſchichte der Stadt Brandenburg. Eine 
Feſtgabe zur Hohenzollernjubelfeier 1912. Verlag von Martin 
Evenius. Brandenburg a. H. 1912. 160 S. 2,50 Mk. 


Die alte Kur⸗ und Hauptſtadt Brandenburg, der dieſes Büchlein 
gewidmet iſt, hat die Jubelfeier des Hohenzollernhauſes, die allgemein erſt 
für das Jahr 1915 in Ausſicht genommen iſt, ſchon im Jahre 1912 be⸗ 
gangen zur Erinnerung an den Tag (21. oder 22. Juni), wo der Burggraf 
Friedrich von Nürnberg vor 500 Jahren als Verweſer und oberſter Haupt⸗ 
mann Kaiſer Sigmunds hier eingezogen war. Dies iſt die Veranlaſſung 
geweſen, aus der der durch ſeine Forſchungen auf dem Gebiete der 
brandenburgiſchen und preußiſchen Geſchichte bekannte Verfaſſer, der als 
Archivar der Stadt Brandenburg ſeit Jahren in einem beſonders engen 
Verhältnis zur Stadtgeſchichte ſteht, eine Reihe von Vorträgen gehalten 
hat, deren Ertrag dem für 1912 geplanten Denkmal des Kurfürſten 
Friedrich I. zugute gekommen iſt und die nun einem größeren Kreiſe durch 
den Druck zugänglich gemacht ſind. 

Es iſt mit Freuden zu begrüßen, daß ein ſo gründlicher Kenner der 
märkiſchen Geſchichte wie Profeſſor Tſchirch Zeit und Luſt gefunden hat, 
in einer Reihe gut ausgewählter und wohl abgerundeter Kapitel den 
Hauptinhalt der brandenburgiſchen Stadtgeſchichte im Rahmen der mär⸗ 
kiſchen Landesgeſchichte in einer geſchmackvollen und im beſten Sinne 
populären Form zur Darſtellung zu bringen. Wer die ältere und neuere 
Literatur kennt, ſieht leicht, auch ohne Zitate, den Hintergrund gelehrter 
Forſchung und geſunder Kritik, von dem die Schilderungen dieſer Vor⸗ 
träge ſich abheben. Zugleich iſt aber dem Verfaſſer auch eine warmherzige 
Freude am Gegenſtande und jenes Maß wiſſenſchaftlicher Phantaſie eigen, 
das den Ergebniſſen der Forſchung erſt Leben und Farbe verleiht. Wir 
können das liebenswürdige Büchlein jedermann, den Fachgelehrten mit⸗ 
eingeſchloſſen, als eine unterhaltende und nützliche Lektüre empfehlen und 
glauben, daß es ganz beſonders zur Belebung des Unterrichts in der 
brandenburgiſch⸗preußiſchen Geſchichte, namentlich in den älteren Partien 
mit Nutzen gebraucht werden könnte. So gründliche Auseinanderſetzungen 
wie über das Problem des Namens und des Urſprungs von Brandenburg 
oder über die verſchiedenen Auffaſſungen vom falſchen Waldemar werden 
vielen Geſchichtslehrern, aber auch den Freunden vaterländiſcher Geſchichte 
überhaupt ſehr willkommen ſein. Näher auf Einzelheiten einzugehen wird 
nicht nötig ſein; nur würden vielleicht noch die Wendungen zu beanſtanden 
ſein, durch die Fehrbellin als eine vernichtende Niederlage der Schweden 
bezeichnet wird. Von beſonderem Intereſſe iſt es, daß wir dieſes Büchlein 
als Vorläufer einer größeren wiſſenſchaftlichen Stadtgeſchichte begrüßen 
dürfen, die der Verfaſſer plant und hoffentlich in abſehbarer Zeit zum 
Abſchluß bringen wird. Inzwiſchen wollen wir uns an dieſen populären 

Bildern aus der brandenburgiſchen Heimatkunde erfreuen. O. H. 


Des Engelbert Wuſterwitz märkiſche Chronik. Nach den beſten Hand⸗ 
ſchriften herausgegeben von Otto Tſchirch. (Sonderabdruck aus 
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dem 43.—44. Jahresbericht des Hiſtoriſchen Vereins zu Branden⸗ 
burg a. H.) Brandenburg a. H. 1912, Martin Evenius (71 S.) 


Auf Engelbert Wuſterwitz werden zwei geſchichtlich wertvolle Auf⸗ 
zeichnungen zurückgeführt. Er gilt mit höchſter Wahrſcheinlichkeit als Ver⸗ 
faſſer eines die Jahre 1412—1421 behandelnden Abſchnitts der Magde⸗ 
burger Schöppenchronik; und er hat weiter in einem leider verloren ge⸗ 
gangenen Tagebuch die Geſchichte ſeiner märkiſchen Heimat in der 
ausgehenden Zeit der Luxemburger und der beginnenden Hohenzollernzeit 
geſchrieben. Wir kennen das Tagebuch nur aus den Annalen des Andreas 
Engel und dem Mikrochronikon des Peter Hafftitz, die mit oder ohne 
Nennung ihres Gewährmannes das Tagebuch vielfach ausgeſchrieben haben. 
Heidemann, der den Verſuch unternahm, Wuſterwitzens Werk aus ſeinen 
Ableitungen zu rekonſtruieren (Engelbert Wuſterwitz' märkiſche Chronik 
nach Angelus und Hafftitz, herausgegeben von Julius Heidemann, Berlin 
1878, Weidmann), ſtellte in Paralleldruck die Stellen der beiden Ablei⸗ 
tungen nebeneinander, die er für die gemeinſame Quelle in Anſpruch 
nahm. Ihm waren aber gerade die Hafftitzhandſchriften, die den Wuſter⸗ 
witztext offenbar am getreueſten wiedergeben, entgangen, und darum war 
Heidemanns Ausgabe von vornherein unzureichend: ſeit Jahren arbeitet 
auch H. Pieper im Auftrag des Vereins für Geſchichte der Mark Branden⸗ 
burg an einer neuen kritiſchen Ausgabe der wichtigen Quelle. 

Otto Tſchirch betont ausdrücklich, daß er dieſer zu erwartenden Aus⸗ 
gabe mit dem, was er jetzt bietet, nicht vorgreifen will. Er macht über 
Heidemanns Paralleldruck hinaus den Verſuch, einen vom ſchweren Rüſt⸗ 
zeug des kritiſchen Editionsapparates befreiten einheitlichen Text des alten 
Chroniſten zu bringen. Wir müſſen uns freilich mit ihm beſcheiden, daß 
es nicht möglich ſein wird, aus den Ableitungen den ganz korrekten Ur⸗ 
text wieder herauszudeſtillieren: das iſt ſchon deshalb unmöglich, weil 
Wuſterwitz ſelbſt zweifellos niederdeutſch geſchrieben hat, während ſeine 
Benutzer Engel und Hafftitz fic) der hochdeutſchen Sprache bedienten. 
Wird alſo ein durch die Schule der Monumenta Germaniae historica 
gegangener Quellenkritiker vielleicht die Ausgabe von Tſchirch bemängeln, 
da ſie dem Maßſtab, mit dem er zu meſſen gewohnt iſt, nicht entſpricht, 
ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß die neue Ausgabe nach dem Willen ihres 
Herausgebers mit ſolchem Maße auch gar nicht gemeſſen werden darf. 
Tſchirch weiß genau, welche Anforderungen an eine kritiſche Ausgabe zu 
ſtellen ſind; er kennt ſich vollkommen aus in bezug auf das Hafftitz⸗Problem, 
das ja eine Grundfrage auch für das Wuſterwitz⸗Problem iſt: hier aber 
wendet er ſich in erſter Linie nicht an die Editionstechniker und Quellen⸗ 
kritiker, ſondern an die Freunde vaterländiſcher Geſchichte, denen er mit 
ſeinem Wuſterwitz⸗Text aus zeitgenöſſiſcher Feder eine anſchauliche und 
lesbare Schilderung des Überganges der Mark an die Hohenzollern bieten 
will. Nach dieſer Richtung wird Tſchirchs Ausgabe ihren Wert behaupten, 
auch wenn ſpäter einmal die anderen Zwecken dienende kritiſche Neu⸗ 
ausgabe vorliegen wird. 

Um eine annähernde Vorſtellung davon zu geben, wie das Tagebuch 


des märkiſchen Hiſtorikers in der urſprünglichen, niederdeutſchen Mundart 
17 * 
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gelautet hat, druckt Tſchirch als Anhang die Engelbert Wuſterwitz zu⸗ 
geſchriebenen Nachrichten aus der Magdeburger Schöppenchronik, ſoweit ſie 
ſich auf die Mark Brandenburg beziehen, ab. 

Leipzig. | Hermann Krabbo. 


Codex Diplomaticus Silesiae, Bd. 27: Die landſtändiſche Verfaſſung 
vou Schweidnitz⸗Jauer. Namens des Vereins für Geſchichte Schleſiens 
1 Guſtav Croon. Breslau 1912 (XII, 388 S., geh. 
11 Mk.) 


Die engverbundenen Fürſtentümer Schweidnitz und Jauer waren, 
von Breslau abgeſehen, das bedeutendſte ſchleſiſche Territorium, ſie haben 
im ſchleſiſchen Geſamtverbande eine ausnahmsweiſe ſelbſtändige Stellung 
eingenommen, das Aktenmaterial über ihre innere Geſchichte iſt beſonders 
reichhaltig. Daher empfahl es ſich, dieſe als erſtes Beiſpiel für die Unter⸗ 
ſuchung der ſtändiſchen Verfaſſung und Verwaltung eines Einzelſtaates zu 
wählen; es dürften entſprechende Veröffentlichungen für die wichtigſten 
der übrigen Fürſtentümer (Breslau, Liegnitz⸗Brieg⸗Wohlau) und ſchließlich 
für den ſchleſiſchen Geſamtſtaat folgen. Man kann ihnen nichts Beſſeres 
wünſchen, als daß ſie ebenſo geraten möchten wie dieſer erſte ausgezeichnete 
Beitrag, deſſen Verfaſſer, in langer Tätigkeit am Breslauer Staatsarchiv 
ein gründlicher Kenner der ſchleſiſchen Geſchichte und ihres Materials, 
ſeinem Wirkungskreis durch Verſetzung nach Düſſeldorf allerdings ent⸗ 
zogen iſt. 

Es ijt hier die gleiche Anordnung getroffen wie in einigen Ab⸗ 
teilungen der „Acta Borussica“, und wie fie für eine aus ſehr um⸗ 
faſſendem Aktenmaterial ſchöpfende Unterſuchung innerſtaatlicher Verhält⸗ 
niſſe wohl als die zweckmäßigſte gelten kann: Verarbeitung des vollſtändigen 
Materials in einer Darſtellung, hier S. 1—164, und Wiedergabe der be⸗ 
merkenswerteſten Urkunden und Aktenſtücke, S. 167—366. Die Aufgabe, 
die bei dieſer Anordnung dem Herausgeber vor allem zufällt: in der 
Darſtellung mit umfaſſender Sachkunde alles zu geben, was Quellen und 
Literatur über den Gegenſtand bieten, und doch wieder nicht über das 
Amt als Verwalter und Erklärer des anvertrauten Quellenmaterials 
hinauszugehen, iſt hier mit ganz beſonderem Verſtändnis, Takt und tech⸗ 
niſchem Geſchick gelöſt. Die ſtändiſchen Verhältniſſe werden mit Anlehnung 
an die Belowſche Problemſtellung behandelt, Verfaſſer verſagt es ſich ab⸗ 
ſichtlich, die ſo oft naheliegenden Vergleiche mit der Entwicklung in den 
anderen oſtdeutſchen und öſterreichiſchen Territorien auszuführen, und be⸗ 
gnügt ſich damit, ſeinen Stoff ſo anzuordnen und mit Verweiſen zu ver⸗ 
ſehen, daß dem Benutzer der Vergleich mit anderen Unterſuchungen denkbar 
erleichtert wird. Eine höchſt dankens⸗ und nachahmenswerte Mäßigung. 

Man erkennt auch hier wiederum, daß in der ſtändiſchen Geſchichte 
das Typiſche ſoweit vorherrſcht, daß man geradezu von Zwangsläufigkeit 
ſprechen möchte, denn die auffälligen Ahnlichkeiten gehen bis ins einzelnſte 
der Amter⸗ oder der Landtagsordnungen. Dabei ſind die urſprünglichen 
Verhältniſſe in jenen ehemals polniſchen Teilfürſtentümern von den 
deutſchen mannigfach unterſchieden: ſo die von Anfang beſtehende volle 
Landeshoheit der Fürſten, die eigenartige Weichbild- (entſprechend der 


613] 


Neue Erſcheinungen 261 


polniſchen Kaſtellanei⸗werfaſſung, die ſich als Verwaltungsorganiſation 
bis zur preußiſchen Zeit erhalten hat. Dennoch iſt, wie die ausgezeichnete 
gedrängte Darſtellung S. 1— 18 zeigt, die Entwicklung ganz ſo verlaufen, 
wie fie noch jüngſt Spangenberg (vgl. voriges Heft S. 316 ff.) als typiſch 
geſchildert hat. Der herkömmlich eingeholte Rat der majores natu, der 
Barone, die fürſtlichen Räte, die Hof⸗ und Gerichtstage des 13. Jahr⸗ 
hunderts ſind auch hier nur Vorläufer der landſtändiſchen Verfaſſung. 
Erſt in jener Zeit bilden ſich die wichtigſten Stände: die deutſchen Ritter, 
im Lehnsverhältnis zum Landesherrn, treten zu den eingeſeſſenen Baronen, 
das deutſche Städtebürgertum entſteht, und indem auch hier wie überall 
das Fürſtentum durch ſeine völlige finanzielle Unfähigkeit genötigt wird, 
dieſe Stände um Beihilfen anzugehen, die über ihre Vertragspflichten 
hinausgehen, wird aus bloßer Raterteilung der Untertanen ein förmliches 
Zuſtimmungs⸗ und Bewilligungsrecht. Die Verdienſte der Stände um die 
Erhaltung des territorialen Beſtandes wider die fürſtlichen Teilungen und 
Verſchleuderungen, ihre Stärke durch Widerſtandsrecht und Einungs⸗ 
freiheit werden treffend beleuchtet (S. 13 ff.). 

Die Verträge, die die Stände, als die Fürſtentümer durch Heirat 
an die Krone Böhmen übergingen, mit den künftigen Landesherrn Anno 
1353, Karl IV. 1356 und Wenzel 1369 abmachten, ſind die Verfaſſungs⸗ 
urfunde, die magna charta dieſer Landſchaften, fie bedeuten den Beginn 
eines nachdrücklich geſicherten landſtändiſchen Lebens. 

Der Hauptteil der Darſtellung (S. 39—154) iſt der Schilderung der 
landſtändiſchen Zuſtände im 16. und 17. Jahrhundert, alſo vorwiegend 
der habsburgiſchen Zeit (1527— 1741) gewidmet. In drei Kapiteln werden 
die Landſtandſchaft, die ſtändiſchen Organe und die einzelnen Gebiete der 
Verfaſſung und Verwaltung: Rechtsweſen, Finanzen, Heerweſen, Weich⸗ 
bildverfaſſung, behandelt. Die Landſtandſchaft beſaßen alle Befitzer roß⸗ 
dienſtpflichtiger Lehen, alſo nicht nur adlige Perſonen und auch nicht alle 
Adligen; ferner die unmittelbaren Städte, nur 11 von 25. Erſt ſeit dem 
15. Jahrhundert nahmen auch die reichen Prälaten, als ſie ſich den 
Steuerforderungen nicht mehr entziehen konnten, an den Landtagen teil, 
nicht als beſondere Kurie, ſondern bei den Landſaſſen. Die Städte, im 
15. Jahrhundert der ausſchlaggebende Teil, ſind im 16. in auffallendem 
Niedergang durch das Weitergreifen der landesherrlichen Gewalt und der 
adligen Wirtſchaftspolitik. Sie vertreten ſeit 1546 nicht mehr das Bürger⸗ 
tum, ſondern nur noch ihren Landbeſitz, ziehen ſich von den allgemeinen 
Landesangelegenheiten zurück, entwickeln auf ihren Städtetagen politiſches 
Sonderleben. Ihnen wurde dann auch die freie Ratskur und die ſelb⸗ 
ſtändige Steuerverwaltung genommen oder beſchränkt. Der Adel hat ſeit 
dem 16. Jahrhundert auf den Landtagen das Übergewicht und hat auch 
die Landesverwaltung ganz in Händen; jo find der Landſchreiber (Vor⸗ 
ſteher der Kanzlei und des Archivs), der Landesbeſtallte (ein beſtändiger 
Geſchäftsführer ſeit 1583), der Oberſteuereinnehmer ausſchließlich ein⸗ 
geſeſſene Adlige. Nur zeitweiſe mußte man auch einen rechtsgelehrten 
bürgerlichen Syndikus verwenden. Der Bauernſtand litt am meiſten unter 
dem adligen Emporkommen und machte ſeiner Unzufriedenheit in mehreren, 
auch religiös beeinflußten Aufſtänden Luft, ſo beſonders 1587—89. 
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Die Landtagsfähigen waren zu perſönlichem Landtagsbeſuch ver⸗ 
pflichtet, Abgeordnetenwahl fand nicht ſtatt. Dagegen gab es, wie faſt 
überall, kleinere Vertreterverſammlungen, die der Landesälteſten der acht 
Weichbilder und den ſpäter „Landeskolleg“ genannten großen Ausſchuß ; 
Der ſeit dem Dreißigjährigen Kriege ſtark vordringende, mit Rekatholi⸗ 
ſierung verbundene habsburgiſche Abſolutismus hat ſich mit Erfolg be⸗ 
müht, die Landtage durch Ausſchußtage zu erſetzen, die Landesbeamten 
und »deputierten in Abhängigkeit zu bringen und den öffentlichen Apparat 
von Wien oder Breslau aus zu leiten. Die preußiſche Herrſchaft pflückte 
eine reife Frucht, als ſie dem Reſte der ſtändiſchen Selbſtverwaltung ſofort 
ein Ende machte. Die „Landſchaft“ war ſeitdem auch hier ein bloßes 
Kreditinſtitut, die Stände traten nur noch zur Huldigung zuſammen, ſie 
erinnerten noch 1840 an ihr 1498 verbrieftes Recht, im Lande, ſtatt in 
Breslau, huldigen zu dürfen. Erſt 1809 wurden wieder Vorbereitungen 
zur Bildung einer ſtändiſchen Repräſentantenverſammlung getroffen, 
worüber die beiden letzten der hier abgedruckten Aktenſtücke unterrichten. 
Im übrigen gehören auch hiervon die meiſten dem 16. und 17. Jahr⸗ 
hundert an. 

Schließlich ſei noch rühmend hervorgehoben, daß die äußere Aus⸗ 
führung des Bandes an Sorgfalt und Gediegenheit durchaus dem Inhalt 
entſpricht. 

Berlin-Grune wald. H. Rachel. 


Max Bär und Walther Stephan, Die Ortsnamenänderungen in Weft- 
preußen gegenüber dem Namenbeſtande der polniſchen Zeit. Danzig 
1912. Kafemann. (131 S., 3 Mk.) 


Seitdem vom Geſamtverein der Deutſchen Geſchichts⸗ und Altertums⸗ 
vereine die Herausgabe hiſtoriſch⸗geographiſcher Ortslexika für die einzelnen 
deutſchen Landſchaften angeregt wurde, von denen u. a. für Baden von 
Krieger ein umfangreiches Werk inzwiſchen vorliegt, iſt dieſe Aufgabe 
auch im preußiſchen Oſten bei den Staatsarchiven zu Poſen und Danzig 
je für ihre Provinzialbezirke in Angriffe genommen worden. Als Teil⸗ 
ergebniſſe dieſer mehrjährigen Arbeiten ſind als bei dem häufigen Wechſel 
deutſcher und ſlawiſcher Ortsbenennung ſehr notwendige und erwünſchte 
Veröffentlichungen „Verzeichniſſe der Ortsnamenänderungen“ je für die 
Provinz Poſen und Weſtpreußen erſchienen. Das vorliegende weſtpreußiſche 
Werk führt im Gegenſatz zu dem Poſener, das nur die Umbenennungen 
ſeit Beginn des 19. Jahrhunderts berückſichtigt, den Ortsnamenbeſtand 
bis in die polniſche Zeit des 16. Jahrhunderts zurück, und dies iſt um 
ſo wichtiger als in keiner, auch der öſtlichen Provinzen die Ortsnamen 
ſo häufig wie in Weſtpreußen gewechſelt haben; hatten doch die meiſten, 
jedenfalls alle alten Ortſchaften mindeſtens eine deutſche, polniſche oder 
altpreußiſche Namensform. Da die polniſchen oder altpreußiſchen Namen 
in der Ordenszeit eingedeutſcht, in der Polenepoche polniſch und ſeit der 
neueren preußiſchen Beſitzergreifung wieder deutſch geändert wurden, ſo 
ſind vielfach nicht bloß zwei oder drei, ſondern oft vier Schichten der 
Namengebung übereinander gelagert. Für die gelehrte Forſchung, für 
welche die Identifizierung altſlawiſcher Ortsnamen im Einzelfalle oft eine 
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ſehr ſchwierige, kaum lösbare Aufgabe bildet, wie für den praktiſchen 
Gebrauch der Behörden, erweiſt ſich daher das vorliegende mit außer⸗ 
ordentlichem Fleiß und Sachkenntnis gearbeitete Verzeichnis als ein ſehr 
bequemes und wertvolles Hilfsmittel. Die Einrichtung iſt folgende: Die 
heut allein maßgebenden Namensformen ſind durch einen Stern bezeichnet 
und damit auf den erſten Blick als heutiger Namens beſtand erkennbar; 
hinter dieſen Namen folgt abgekürzt die Kreisangabe und die früheren 
Ortsnamenformen; die beigefügte Jahreszahl gibt die Zeit der amtlichen 
Umnennung oder Feſtſtellung der amtlichen Schreibweiſe an. Die neben 
dieſen 2500 Namenänderungen preußiſcher Zeit befindlichen Namen ohne 
Stern ſind frühere Formen polniſcher Zeit, darunter auch untergegangener 
Wohnſtätten oder durch Umgemeindung verloren gegangener Namen. 
Bei den letzteren wird auf die heutige Form verwieſen. Wenn von anderen 
Rezenſenten dieſer Weg und das Fehlen eingehender Erklärungen hinter 
dem polniſchen Namen bemängelt worden iſt, ſo wurden wohl die Beweg⸗ 
gründe der Herausgeber nicht erkannt, die durch Raumerſparnis den 
drohenden Umfang des Werkes beſchränken und den Nachdruck aus nationalen 
Gründen auf die allein maßgebenden, in Schreibweiſe oder Namensform 
bereits meiſt eingedeutſchten Namen legen wollten. Die beſitzrechtliche 
Eigenſchaft iſt im allgemeinen bei den Orten nicht angegeben, die deshalb 
in anderen Anzeigen befürchteten Unzuträglichkeiten ſind aber doch ver⸗ 
mieden, denn wo bei früherer Namensgleichheit engbenachbarter Land⸗ 
gemeinden und Gutsbezirke uſw. ſie voneinander abweichende Umbenennungen 
erhielten, da ſind, um Verwechſlungen zu vermeiden, die beſitzrechtliche 
oder Wohnſtätteneigenſchaft (Gut, Dorf, Abbau, Mühle) beigefügt. Nicht 
berückſichtigt ſind nur die Ortsnamenformen der Ordenszeit, weil deren 
Quellen bisher nicht für das Ortslexikon bearbeitet ſind. Das ſonſt ver⸗ 
arbeitete Quellenmaterial iſt ſehr groß, es ſtammt für die preußiſche Zeit 
meiſt aus den Amtsblättern der königl. Regierungen Danzig und Marien⸗ 
werder, den Klaſſifikationsanſchlägen, Kontributionskataſtern und Grund⸗ 
büchern, für die polniſche aus Luſtrationen, Steuertarifen, Kirchenviſitations⸗ 
berichten. Dem Verzeichnis vorangeſtellt hat Bär, der hochverdiente frühere 
Direktor des Danziger Staatsarchivs, zwei ſehr wichtige Kapitel: 1. „Grund⸗ 
ſätzliche Betrachtungen über Ortsnamenänderungen“, in denen die für frühere 
polniſche und deutſche Umbenennungen befolgten, und andererſeits die für 
heutige Namen⸗Eindeutſchungen empfehlenswerten Geſichtspunkte beleuchtet 
werden; 2. eine Darlegung des Arbeitsplanes und der Quellen für das 
große, werdende Weſtpreußiſche Ortslexikon. K. Schottmüller. 


Ottomar Freiherr von der Oſten⸗Sacken und von Rhein, Preußens 
Heer von ſeinen Anfängen bis zur Gegenwart. I. Band: Die alte 
Armee (Bis zum Frieden von Tilſit). XVI u. 394 S. II. Band: 
Die neue Armee (Bis zur Armeereorganiſation 1859/60). XVI u. 
384 S. Berlin 1911 und 1912. E. S. Mittler & Sohn. 


Eine brauchbare Geſamtgeſchichte des preußiſchen Heeres gab es bis 
jetzt nicht; denn ſelbſt die verhältnismäßig umfaſſendſten Werke von 
Gansauge und Courbieère reichen doch nicht bis in die neueſte Zeit und 
ſind überdies zum nicht geringen Teil veraltet. Es iſt daher mit Freude 
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zu begrüßen, daß der Oberftleutnant v. d. Oſten⸗Sacken, ſchon bekannt 
durch Beiträge zur Geſchichte der Freiheitskriege, es unternommen hat, 
die Entwicklung des preußiſchen Heeres von ſeinen Anfängen bis zur 
Gegenwart darzuſtellen. Freilich hat er zu dieſem Zweck keine eigenen 
archivaliſchen Studien betrieben, ſondern ſich auf die Verwertung der 
ſchon publizierten Quellenwerke beſchränkt, aber dies geſchah in der richtigen 
Erwägung, daß für die Durchforſchung des geſamten Aktenmaterials die 
Kräfte eines Autors doch bei weitem nicht ausreichen, und daß andrer⸗ 
ſeits Jahrzehnte vergehen müſſen, bevor dieſes ganze Material von der 
hiermit betrauten kriegsgeſchichtlichen Abteilung unſeres Großen General- 
ſtabes verarbeitet und veröffentlicht iſt. Beſonders der ſo wichtigen 
Periode von 1815 — 1859/60, auf welche viele unſerer gegenwärtigen Heeres⸗ 
einrichtungen zurückgehen, iſt bis jetzt noch keine amtliche Publikation 
außer den „Militärifchen Schriften Kaiſer Wilhelms des Großen“ aus 
den Jahren 1821 1865 gewidmet: hier ſah fic) alſo der Verfaſſer wohl 
oder übel hauptſächlich auf die zwar reichhaltige, aber doch mit großer 
Vorſicht zu benutzende Memoirenliteratur angewieſen. 

Der Verf. wollte aber nicht ſowohl eine fühlbare wiſſenſchaftliche Lücke 
ausfüllen, er verfolgte vor allem den praktiſch patriotiſchen Zweck, die 
weiteſten Kreiſe eindringlich darauf hinzuweiſen, daß der ſich in der Ge⸗ 
ſchichte ſeiner Armee widerſpiegelnde Charakter des preußiſchen Volkes 
von Anfang an ein kriegeriſcher oder doch militäriſcher geweſen iſt, daß 
unſere heutige Machtſtellung darauf beruht und daß es um ſie geſchehen 
iſt, wenn dies, wie ſchon einmal um die Wende des 18. und 19. Jahr⸗ 
hunderts, in Vergeſſenheit geraten ſollte. In der Darſtellung wird daher 
nicht nur auf die Vergleichung unſerer Heeresverhältniſſe mit denen 
anderer Staaten bzw. ihre Zurückführung auf allgemeinere Geſichtspunkte, 
auf die Erörterung wiſſenſchaftlicher Streitfragen, auf die Belegung mit 
Quellenangaben, ſondern auch auf ein zu großes Detail (3. B. die bis 
1806 übliche Benennung der Regimenter) verzichtet. Dagegen werden die 
weſentlichen Anderungen auf allen Gebieten des Heerweſens, namentlich 
auch inbezug auf die Stärkeverhältniſſe, die Gliederung und Verteilung 
der Truppen, ausführlich dargelegt, es wird der kriegeriſchen Tätigkeit 
des Heeres gedacht, weil in ihr „die Folgen ſeiner bisherigen und die 
Ausgangspunkte ſeiner weiteren Entwicklung liegen“, und endlich macht 
der Verf. auch von dem Rechte einer freimütigen Kritik als „der beſten 
Quelle der Belehrung“ ausgiebigen Gebrauch. ‘ | 

So vor allem für Berufäoffiziere und gebildete Laien beftimmt, 
bietet das Werk doch auch gerade dem Hiſtoriker einen ſehr willkommenen 
überblick über die Geſchichte des preußiſchen Heeres — nicht zum wenigſten 
mit Hilfe des Inhaltsverzeichniſſes (dem bald zu erwartenden dritten und 
letzten Bande wird hoffentlich auch ein Perſonen- und Sachregiſter nicht 
fehlen) und durch die Schlußworte, die das Ergebnis der einzelnen Perioden 
zuſammenfaſſen — ſowie eine ſelbſtändige fachmänniſche Beurteilung der 
Probleme und Perſönlichkeiten. In erſterer Beziehung wird es ihn 
z. B., um nur einige Einzelheiten zu erwähnen, ganz abgeſehen von den 
kriegsgeſchichtlichen Partien, ſehr intereſſieren, die ſo wichtige Frage der 
Heeresaufbringung bzw. des Heereserſatzes zu verfolgen, namentlich die 
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Entwicklung der Landwehr von ihrer Gründung im Jahre 1813 bis zur 
Beſeitigung des Boyenſchen Iſolierungsprinzips im Jahre 1852, die 
Stellung des Offizierkorps, die Fortſchritte in der Fechtart, Bewaffnung, 
Verpflegung, im Militärbildungs⸗, ⸗Verwaltungs⸗, ⸗Juſtiz⸗, Sanitäts⸗ 
und ⸗Verkehrsweſen, den Einfluß der Verfaſſung auf das Heerweſen uſw. 
Aber auch den Ausführungen des Verf. über die heeresgeſchichtliche Be⸗ 
deutung der preußiſchen Fürſten und ihrer Berater wird er mit Spannung 
folgen, obwohl oder vielleicht gerade weil derſelbe hier, wie erwähnt, kein 
Blatt vor den Mund nimmt, ſondern die Dinge immer beim rechten 
Namen nennt. Ich möchte in dieſer Beziehung namentlich auf die ſcharfe 
Kritiſierung der ſpäteren Maßnahmen Friedrichs des Großen hinweiſen 
und auf die ja freilich beſtrittene Auffaſſung Friedrich Wilhelms III. 
als eines die „Egalité“ des Militärs bevorzugenden, aber wenig reform⸗ 
freudigen Herrſchers, der ſich hierin von ſeinen beiden Söhnen und Nach⸗ 
folgern auf dem Throne, auch dem älteren, deutlich unterſcheide. 

Der Stil des Verfaſſers zeichnet ſich durch Kürze und Klarheit aus. 
Einige Verſehen, die ihm mit untergelaufen ſind, will ich hier nicht 
beſonders hervorheben, da ſie den Wert des Ganzen nicht beeinträchtigen. 

| Herrmann. 


Hans Rodding, Pufendorf als Hiſtoriker und Politiker in den „Com- 
mentarii de rebus gestis Frideriei Tertii.“ Halle 1912, Max 
Niemeyer. (Hiſtoriſche Studien, herausgegeben von Richard 
Feſter II.) 101 S. 3 Mk. 


Das Fragment zu Pufendorfs Geſchichte Friedrichs III. wurde ver⸗ 
mutlich 1693 verfaßt; es enthält die Jahre 1688 — 1690 und wurde erſt 
1784 vom Grafen Hertzberg veröffentlicht. R. unterwirft es als erſter 
einer gründlichen Unterſuchung, die einen ſehr erfreulichen Beitrag zur 
Erkenntnis Pufendorfs bedeutet, wennſchon es R. nicht gelungen iſt, ein 
ähnlich klares Bild von der Arbeitsmethode des alten Meiſters zu geben, 
wie es Droyſen für deſſen Geſchichte des Großen Kurfürſten geſchaffen 
hat. Rs. Hauptgeſichtspunkt iſt: der Hiſtoriker in Pufendorf ordnet ſich 
dem Politiker unter. Daher erzählt Pufendorf in einer weit über die 
Grenzen ſeines Themas hinausgehenden Breite die engliſche Revolution, 
daher vor allem verſchweigt er die Pläne Friedrichs III. auf Gewinnung 
Stettins und die intimen Beziehungen des Großen Kurfürſten zu Frank⸗ 
reich 1679 — 1683. Der Abſchnitt, in dem dieſe behandelt werden, bietet 
eine ſehr wichtige Ergänzung zu Droyſens Aufſatz und iſt wohl der ge⸗ 
lungenſte Teil der Unterſuchung. Dankenswert iſt der einer entlegenen 
Stelle, Archenholtz Hiſtoriſchen Merkwürdigkeiten der Königin Chriſtine 
von Schweden, entlehnte Nachweis, daß Pufendorf ſich, allerdings ohne 
Erfolg, bemühte, für ſeine ſchwediſche Geſchichte Akten mehrerer deutſcher 
Archive benutzen zu dürfen; ſeine Beſchränkung auf die Akten je eines 
einzigen Archivs war alſo nicht grundſätzlicher Art. ö 

Im Anhang iſt das ſo oft erwähnte Gutachten des Geh. Juſtizrats 
Sturm vom 7. November 1699 über die Staatsgefährlichkeit von Pufen⸗ 
dorfs Großem Kurfürſten abgedruckt. | M. Hein. 
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Acta Borussica, Denkmäler der preußiſchen Staatsverwaltung im 
18. Jahrhundert. Herausgegeben von der Königlichen Akademie der 
Wiſſenſchaften. Die Behördenorganiſation und die allgemeine Staats⸗ 
verwaltung Preußens im 18. Jahrhundert. Fünfter Band, zweite 
Hälfte. Akten vom 4. Januar 1736 bis 31. Mai 1740, bearbeitet 
von G. Schmoller und W. Stolze. Berlin, Verlag von Paul 
Parey, 1912. 1072 S. 26 Mk. 


Die ſtattliche Reihe der Bände über die Behördenorganiſation Preußens 
unter Friedrich Wilhelm I. ſteht nun vollendet da; der Anſchluß an die 
Zeit Friedrichs des Großen, die ſchon bis 1756 bearbeitet iſt, iſt damit 
erreicht. Ein gewaltiges Stück Geſchichte ſteckt in dieſen Bänden, und viel⸗ 
leicht bei keinem mehr als bei Preußens „größtem inneren König“ ſpiegelt 
ſich die ganze Perſönlichkeit und der Schwerpunkt ſeines Schaffens in der 
Organiſation der Verwaltung. Die vorliegende zweite Hälfte des Bandes, 
von W. Stolze bearbeitet, bringt dem Hiſtoriker wieder eine Fülle von 
wichtigem Material, das zum Teil ſeine volle Bedeutung ja erſt im großen 
geſchichtlichen Zuſammenhang gewinnt und der Verwertung harrt. Aber auch 
im einzelnen betrachtet, ſind dieſe Aktenſtücke faſt durchweg intereſſant zu 
leſen, weil durch alle dieſe Kabinettsorders und Randbemerkungen die kraft⸗ 
volle und eigenwillige Perſönlichkeit Friedrich Wilhelms I. hindurchleuchtet. 

Das Maſchinenwerk der Verwaltung wird uns durch immer neue 
Urkunden deutlich gemacht, ſo daß wir denkbar genau Beſcheid wiſſen, 
wie die einzelnen Räderchen laufen. Z. B. bei der Gründung der Kriegs⸗ 
und Domänenkammer in Gumbinnen wird uns die Aufgabe der Kammer, 
die Wahl der Beamten, die genaue Departementsverteilung uſw. ſo aus⸗ 
führlich vorgeführt, daß wir alles mitzuerleben glauben. 

Im Vordergrunde des Intereſſes ſteht die große Juſtizreform, über 
die nun, da die betreffenden Bände aus der Regierung Friedrichs des 
Großen ſchon fertig ſind, das wichtige Aktenmaterial vollſtändig vorliegt. 
Zuerſt werden nur gelegentliche Verbeſſerungsverſuche gemacht, erſt mit 
der Ernennung Coccejis zum Ministre chef de justice kommt Zug in 
die Sache. Da ihm ſeine vielen andern Amter jetzt abgenommen werden, 
kann er ſich ganz der großen Aufgabe widmen. Die Inſtruktion vom 
Februar 1738 befiehlt ihm eine ſcharfe und genaue Obſicht über ſämtliche 
Juſtizkollegien der Monarchie. Jeder Mangel, jede Klage ſoll unverzüglich 
abgeſtellt, freilich auch jeder unbefugte Querulent ſtreng beſtraft werden. 
Wir ſehen, wie der neue Oberkanzler mit Energie, allerdings etwas eilig, 
in Berlin und den einzelnen Provinzen ans Werk geht, mit den Prozeſſen 
aufräumt, die Juſtizbeamten auf ihre Tüchtigkeit prüft, teilweiſe das 
mündliche Verfahren einführt, den Inſtanzenzug vereinfacht und ordnet. 
Ein Examen und Proberelationen ſollen künftig von allen Juſtizbedienten 
bis hinauf zum Präſidenten verlangt werden. Doch in der Praxis wird 
gleich von der Beſtimmung abgewichen (Nr. 271, 289, 314); wenn der 
König einen Rittmeiſter zum Konſiſtorialpräſidenten macht, ſo muß das 
Examen natürlich ausfallen. Cocceji hat überhaupt einen ſchwierigen 
Stand, denn die alten Herren im Generaldirektorium ſind von den Neue⸗ 
rungen nicht erbaut und machen heimlich Oppoſition. Beſondere Mühe 
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hat Cocceji mit der Feſtſetzung der Sportelordnungen. Die Sporteln 
ſollen vor allem fixiert und meiſt herabgeſetzt werden, ſo will es Friedrich 
Wilhelm I. zur Konſervation der Untertanen. Aber dafür etwa beſſere 
Beſoldung für die Juſtizbeamten zu gewähren, daran denkt natürlich der 
ſparſamſte der Könige nicht. Insbeſondere das Bagatelledikt macht überall 
böſes Blut. Sachen unter 50 Talern ſollen ohne ordentlichen Prozeß ſchnell 
mündlich abgemacht werden und zwar ganz koſtenlos. Die kleineren Juſtiz⸗ 
beamten, die von dieſen Sporteln leben, ſehen ihren Ruin vor ſich. So kommen 
aus dieſen und anderen Gründen von allen Seiten Klagen über die neue Ord⸗ 
nung; das Vertrauen zu Cocceji wird ſo weit erſchüttert, daß eine Kommiſſion 
zu ſeiner Kontrolle eingeſetzt wird, und das große Werk gerät ins Stocken. 

Wie ſchwer es für die Beamten und beſonders die Miniſter iſt, mit 
dieſem ſelbſtwilligen König auszukommen, vor allem in den letzten Jahren, 
das zeigt faſt jede Seite des vorliegenden Bandes. Die Beamten ſind in 
einer ſchwierigen Lage: ſie fürchten ſich, „ihm zu viele Odiosa auf einmal 
vorzulegen, aber ſie dürfen ihm keinen blauen Dunſt vormachen“. Sonſt 
iſt es ganz aus (Nr. 35). Am ſchlimmſten kann der König in Aufregung 
geraten, wenn die Einnahmen nicht ordnungsgemäß einlaufen; wenn er 
fic) in dieſem Punkt betrogen glaubt, fo kennt fein Zorn keine Grenzen. 
Im Auguſt 1738 wird der Kammerpräſident in Minden F. W. v. Borcke 
plötzlich abgeſetzt. Über dieſe Kataſtrophe und die allgemeine Aufregung, die 
ſie in den oberen Beamtenkreiſen hervorruft, unterrichten eine Reihe von 
Briefen des Kapitäns F. L. F. v. Borcke an ſeinen geſtürzten Bruder. Friedrich 
Wilhelm I. redet in ſehr erregter Weiſe überall von dem „meineidigen 
Borcke“ und kann ſich erſt nach längerer Zeit über das Ereignis beruhigen. 

Der Sturz Borckes ſteht im Zuſammenhang mit einer Reiſe, die der 
König wegen der Jülich⸗Bergſchen Angelegenheit nach dem Weſten gemacht 
hat. Er hat dort mancherlei Unordnung gefunden, ferner geben Magde⸗ 
burg und die Neumark zu Klagen Anlaß, und ſo entlädt der König ſeinen 
Zorn in der geharniſchten Kabinettsorder an das Generaldirektorium vom 
28. Auguſt 1738. Pflichtvergeſſenheit und Nachläſſigkeit wirft er den 
dirigierenden Miniſtern vor. Ihre Schuld iſt es, wenn die Kammern, 
ſtatt die Etats ordentlich zu erfüllen, ein Jahr ins andere ſchmeißen. 
Ihre Schuld ſind die exorbitanten Remiſſionen, die Plackereien der Beamten, 
die Unordnung im Bauetat und im Forſtweſen. Sie ſollen heimliche 
Korreſpondenzen mit den Provinzen unterhalten, dann hätten ſie Leute 
wie den Borck oder den Erzfickfacker Direktor Kulenkamp in Minden früher 
erkannt und abgeſetzt. In dreiviertel Jahren ſoll alles in Ordnung ſein. 

Die Beſtürzung im Generaldirektorium iſt naturgemäß groß. „Vor 
mein part,“ ſchreibt der alte Grumbkow, „bleibe dabey, das ich mich nicht 
capable ſehe, dieſer meiner function, ſo wie es von S. M. verlanget 
wirt vorzuſtehen, zweifel aber nicht, das ſolches von denen, ſo Got mehrere 
lumieres gegeben, wirt verrichtet werden konnen“ (Nr. 321, S. 544). 
Das Generaldirektorium ſucht ſich untertänigſt zu entſchuldigen, aber 
„redreſſiren und nit reſonniren“ iſt die deutliche Antwort des Königs. 
Nun folgen Erlaſſe über Erlaſſe an die Kammern, und es wird wenigſtens 
ſo viel erreicht, daß im September 1739 der König verſichert, er ſei „weit 
beſſer wie vorhin zufrieden“ (Nr. 486, S. 837). 
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Die Randbemerkungen zeigen dieſe ganze Zeit über den König bei 
ſchlechteſter Laune. Der Schlendrian bei den Beamten, die mangelhafte 
Kontrolle iſt an allem übel ſchuld. Zu einer Duaeftionenlifte, worin für 
die Departementsräte die bei Bereiſung der Amter zu unterſuchenden 
Punkte feſtgeſtellt werden, fügt der König folgende Fragen hinzu: „ob 
Commiſſarius und Kris Raht nit den König [belftehlen, ob die comissari 
und Kris Raht nit Kelber und Puten und ſpeck Ihren weibe ſchicken, wen ſie 
wieder von comission komen“ und ferner „ob Comis und Krisrehte nit 
galgenſchelme wehre, die die königl. intereſſe nit reſpectier und königl. ordre 
nit ſtrickte nachlebten und ſo weitter.“ Darunter malt der König in kräftigen 
Zügen einen Galgen! (S. 633). Er weiß eine deutliche Sprache zu reden. 

Viel Sorge macht es dem König, daß die Akziſe ſo wenig einbringt. 
Die Einwohnerzahl iſt gewachſen, und die Einnahmen werden trotzdem 
geringer. Er ebenſo wie ſein Günſtling und Gehilfe, der Kriegsrat oder 
„Kaminrat“ Eckhart ſtehen da vor einem Rätſel und ſchreiben alle Schuld 
der Nachläſſigkeit der Beamten zu. In Wirklichkeit hängt nach dem 
Urteil Schmollers das dauernde Akziſeminus mit einer allgemeinen Wirt⸗ 
ſchaftskriſis in Europa zuſammen. — So gibt es Arger überall. 

Dem alten Grumbkow ſind noch ſeine letzten Tage durch die ungnädige 
Stimmung des Königs verbittert worden. Grumbkow iſt in die Borcke⸗ 
affäre inſofern verwickelt, als er ſich um die Rehabilitierung des abgeſetzten 
Präſidenten bemüht, freilich ohne Erfolg. Der ſächſiſche Miniſter a. D. 
v. Manteuffel berichtet darüber nach Dresden an den Miniſter Brühl: 
Grumbkow ſei wegen der Borcke⸗Sache mit dem Fürſten von Deſſau 


zuſammengeraten und habe, von dem Fürſt beleidigt, vom König den 


Abſchied gefordert. Friedrich Wilhelm habe ihm darauf ſehr liebenswürdig 
geantwortet und ihm den Abſchied verweigert. Aber eine ſtarke Ver⸗ 
bitterung ſpricht doch aus den oben zitierten Worten. 

Manteuffel erzählt eingehend über die letzten Tage Grumbkows. 
Er kann nicht genug betonen, was für einen unerſetzlichen Verluſt ſein 
Tod für jedermann bedeutet; man hält ihn für den einzigen, der es wagt, 
dem König einmal mit einem Widerſpruch entgegenzutreten. Grumbkow 
hinterläßt einen Brief als eine Art Vermächtnis an den König, und 
natürlich iſt alle Welt aufs höchſte geſpannt, was darin ſtehen könnte. 
Manteuffel vermutet, hauptſächlich habe Grumbkow dem König darin ab- 
geraten, die Anſprüche auf Jülich mit den Waffen zu verteidigen. Der 
König läßt ſich einen Plan von der Tageseinteilung des Verſtorbenen 
machen. Die Miniſter ſollten ſich ein Beiſpiel daran nehmen, denn 
Grumbkow habe neben feinen Ämtern noch immer Zeit gehabt, alle 
wichtigen neuen Bücher zu leſen und drei bis vier Stunden mit ſeinen 
Freunden zuſammen zu ſein. 

Die Berichte des Miniſters Manteuffel ſind in verſchiedener Hinſicht 
von großem Intereſſe. Er ſieht in dem König nur den eigenfinnigen, 
unerbittlich ſtrengen Tyrannen, der von ſeinen Beamten und Offizieren 
ſo viel verlangt, daß mancher von Adel lieber im Ausland Dienſte ſucht. 
Beſonders ausführlich berichtet er über des Königs letzte Tage und 
Stunden. Die Krankheit wird immer ſchlimmer, und jeder iſt von ihrer 
Unheilbarkeit überzeugt, außer dem Patienten ſelber, der immer guten 
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Mutes bleibt und voller Pläne ſteckt. Bis zuletzt bleibt ihm ſein guter 
Humor. „Alles, was ich zu fürchten habe,“ ſoll er geſagt haben, „find 
die Gebete meiner Soldaten und meiner Bauern. Die Soldaten bitten 
Gott, mich aus der Welt zu nehmen, weil fie die Revüen fürchten, und 
die Bauern, weil ich ihnen kein Saatkorn gebe. Aber Ende Juni ſind 
die Revüen abgemacht, und die Zeit zum Säen ijt vorbei, dann wird man 
aufhören, meinen Tod zu wünſchen.“ 

Für die eigenartige Perſönlichkeit des Königs hat Manteuffel freilich 
kein Verſtändnis. Die unendliche Bedeutung ſeiner Regierung für die 
Entwicklung des brandenburgiſch⸗preußiſchen Staats konnte naturgemäß 
damals noch niemand erfaſſen. Und wenn wir uns heute bemühen, die 


genial einſeitige Konſequenz dieſes königlichen Haushalters ganz zu ver⸗ 


ſtehen und zu würdigen, ſo wird nichts von unſerer geſamten hiſtoriſchen 
Literatur mehr dazu helfen als die muſtergültigen fünf Bände der Acta 
Borussica. Elsbeth Schwenke. 


A. von Janſon, Hans Karl von Winterfeldt, des großen Königs General⸗ 
ſtabschef. Berlin 1913, Georg Stilke. (XL u. 449 S.) 9 Mk. 


Für die Angriffe, die ſeine Zeitgenoſſen, vorab Zieten und die 
Brüder Friedrichs des Großen, gegen ihn gerichtet haben, iſt Winterfeldt 
durch das Urteil der Nachwelt reichlich entſchädigt worden. Nachdem in 
der Geſchichtsſchreibung ſeit Arnold Schäfer und Droyſen ein entſchiedener 
Umſchwung zu ſeinen Gunſten eingetreten war, hat die ihm günſtige Auf⸗ 
faſſung in zwei verſchiedenen Biographien ihre nähere Begründung er⸗ 
halten: dem im Jahre 1899 erſchienenen Buche von L. Mollwo (vgl. 
Forſchungen 13, 293) tritt jetzt eine Darſtellung aus der Feder eines 
militäriſchen Verfaſſers an die Seite, der als Geſchichtsſchreiber des Frei⸗ 
heitskrieges ſeinen Ruf als Forſcher und Darſteller begründet hat. 

Der Verfaſſer ſagt, daß er manches berichtigen, vieles erweitern 
konnte. Verbreiterung des Stoffs, daneben einige Divergenzen in der 
Auffaſſung unterſcheiden ihn von ſeinem unmittelbaren Vorgänger. Für 
manche Perioden der Geſchichte — die Zeiten mit dünner, fragmentariſcher 
Überlieferung — gilt es als ganz ſelbſtverſtändlich, daß die Forſchung 
Vollſtändigkeit anſtrebt: den Verfaſſern der „Jahrbücher der Deutſchen 
Geſchichte“ war Heranziehung des geſamten Quellenmaterials als Aufgabe 
geſtellt. Als die Hiſtoriſche Kommiſſion bei der Bayriſchen Akademie der 
Wiſſenſchaften die Fortführung dieſer unter ihren Auſpizien erſcheinenden 
„Jahrbücher“ über das Interregnum hinaus in Erwägung zog und nach 
längeren Beratungen beſchloß, ſtellte ſie doch zugleich den Grundſatz auf, 


daß im Gegenſatz zu der älteren Serie der Sammlung eine neue Form 


zu finden ſei, unter Verzicht auf erſchöpfende Vollſtändigkeit, unter Be⸗ 
ſchränkung auf das wichtigere. Und gewiß iſt dieſe Veſchränkung überall, 
wo es ſich um Geſamtdarſtellungen handelt, unerläßlich; hier würde die 
Verbreiterung ein ſchwerer Fehler ſein. Der Verfaſſer einer Monographie 
dagegen darf nach andern Geſichtspunkten verfahren — ich halte es für 
grundſätzlich ſtatthaft, für eine militäriſche Biographie wie die vorliegende, 
für die Geſchichte eines Mannes, den ſeine Familie mit Recht als ihren 
hervorragendſten Sohn betrachtet, nach allen Richtungen den leiſeſten Spuren 
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nachzugehen und auch an Stätten, die bisher noch nicht aufgeſucht waren, 
zu ſchürfen, wie im Hauptſtaatsarchiv zu Dresden und im Wiener Kriegs⸗ 
archiv. Ich perſönlich bekenne jedenfalls, daß ich mich durch ſo manche 
dieſer kleinen Züge um ſo mehr angeheimelt fühle, je größer die Akten⸗ 
maſſen waren, die mir im Verlauf meiner archivaliſchen Studien durch 
die Hände gegangen ſind, ohne daß ich ſie nach den Zwecken meiner 
eigenen Aufgaben literariſch verwerten konnte. Um ein Beiſpiel anzu⸗ 
führen: wir alle glaubten, den alten Eichel allmählich recht gründlich zu 
kennen, als die rechte Hand des Königs in dem damals auch die Militaria 
umfaſſenden Kabinett, „Friedrichs verſchwiegenen Schatten“, wie ich ihn 
einmal genannt habe. Jetzt tritt der bisher gleichſam Unperſönliche dank 
dem archivaliſchen Detailſtudium Janſons uns in einer ganz unerwarteten 
Metamorphoſe menſchlich näher, wenn wir ihn und Winterfeldt als Mit⸗ 
glieder einer kleinen Tafelrunde, einer „bonorablen Synagoge“, wie Eichel 
ſie nennt, kennen lernen, in der es unter dem Vorſitz eines „lieben 
Krugvaters“ nach der harten Tagesarbeit galt, „das, was in der Kampagne 
vorgefallen, beim Kaminfeuer zu repetieren und mit einem Glaſe Wein 
abzuſpülen“ (S. 201). In Parentheſe ſei bemerkt, daß bei dem „Krug⸗ 
vater“ für das Jahr 1757 (S. 295) nicht an den damals bereits ver⸗ 
ſtorbenen Generaladjutanten Borcke gedacht werden kann. 

In Winterfeldts Leben ſpielen hinein die beiden vor einiger Zeit 
ſo lebhaft erörterten Fragen nach dem Urſprung des ſiebenjährigen Krieges 
und der Entſtehung des Feldzugsplans von 1757. Die von Winterfeldts 
Gegnern in Umlauf geſetzte Behauptung, daß er es geweſen ſei, der den 
König in den Krieg hineingetrieben habe, hatte ſchon A. Schäfer (Geſchichte 
des ſiebenjährigen Krieges I, 408) beiſeite geſchoben. In der Kontroverſe 
über die Anläſſe des Krieges nahm Mollwo eine vermittelnde Stellung 
ein, indem er die Meinung verwarf (S. 138), daß Friedrich ſeit 1755 
ſelbſt auf den Krieg hingearbeitet habe, und die Abſicht auf Eroberung 
von Sachſen als treibendes Motiv ganz aus der Diskuſſion ausſchaltete, 
andrerſeits es nicht gelten laſſen wollte, daß der Weſtminſtervertrag mit 
England auf Sicherung des Friedens abgezielt habe. Mollwos Auffaſſung 
durfte im Gegenlager nicht auf Approbation rechnen, wo vielmehr demnächſt 
die Theſe aufgeſtellt wurde (Preußiſche Jahrbücher 100, 11), daß 1756 
nicht zwei Offenſiven aufeinandergeſtoßen, ſondern daß Angriffstendenzen 
nur bei Friedrich, nicht auch bei Maria Thereſia vorhanden geweſen ſeien. 
Ich möchte meine alte Anſicht feſthalten, daß Friedrich im Augenblick des 
Abſchluſſes mit England der Meinung geweſen iſt, den Frieden geſichert 
zu haben, wenigſtens für das laufende Jahr 1756. Janſon (S. 229) 
teilt dieſe Auffaſſung. Auch darin ſtimmen wir überein, daß die preußiſchen 
militäriſchen „Oſtentationen“ im Sommer 1756 genau ebenſo zu beurteilen 
ſind, wie die „Oſtentationen“ vom Frühjahr 1749, d. h. daß ſie die Oſter⸗ 
reicher veranlaſſen ſollten, Farbe zu bekennen; in ſehr bezeichnender Weiſe 
hat der König in der Kriſis von 1767 dasſelbe militäriſch⸗diplomatiſche 
Manöver zum dritten Male in Anwendung gebracht (vgl. meine Geſchichte 
Friedrichs des Großen, 5. Aufl., 3, 300). 

Mit dem ſo oft erörterten Schriftwechſel zwiſchen dem König und 
ſeinen Generalen vor Eröffnung des zweiten Feldzugs beſchäftigte ſich 
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vier Jahre nach dem Erſcheinen des Buches von Mollwo die Breslauer 
Diſſertation von Grave (1903) „Die Entwicklung des preußiſchen Feld⸗ 
zugsplanes im Frühjahr 1757“, um darzulegen, daß die Generale des 
ſchleſiſchen Heeres mit ihrem dem Könige vorgelegten Plan nach dem 
größeren Erfolg geſtrebt hätten, weil ſich ihr Hauptaugenmerk auf die 
großen Magazine von Königgrätz und Pardubitz richtete, auf deren Aus⸗ 
beutung nun der König verzichtete, indem er das ſchleſiſche Heer in der 
Richtung auf Leitmeritz an ſich heranzog. Demgegenüber habe ich in der 
Hiſtoriſchen Zeitſchrift 93, 71 ff. betont, daß der von dem König aus⸗ 
gearbeitete Plan größer angelegt war, als der urſprüngliche Entwurf, 
weil er auf das Zuſammenwirken aller preußiſchen Streitkräfte hinauskam. 
Auch in dieſem Punkte begegne ich mich mit Janſon (S. 318). 

Gegen die Annahme einer zweiten Sendung Winterfeldts nach 
Rußland im Verlauf des Jahres 1741, in den Tagen der Kleinſchnellen⸗ 
dorfer Epiſode, wendet ſich Janſon S. 417 mit dem durchaus zutreffenden 
Hinweis auf die Unzweckmäßigkeit, die nach Münnichs Sturz die Ab⸗ 
ordnung gerade dieſes dem Münnichſchen Hauſe nahe verwandten Unter⸗ 
händlers gehabt haben würde; dagegen erſcheint es nicht ausgeſchloſſen, 
daß er tatſächlich, wie ſein Sekretär, der nachmalige Kabinettsrat Galſter 
behauptet, im Jahre 1732 ein erſtes Mal Rußland beſucht hat (S. 414). 

Daß die Bezeichnung „Generalſtabschef“ nur cum grano salis auf 
Winterfeldt angewendet werden kann, deſſen iſt der Verfaſſer ſich bewußt. 
Friedrichs des Großen Generalſtab, der in den geſchriebenen Rangliſten 
als ſolcher aufgeführt wird („Offiziere zum Generalſtabe gehörig“), ſetzte ſich 
zuſammen aus „Offizieren mit ſehr verſchiedenartigen Aufgaben“, den 
Generals und Flügeladjutanten, einigen „Brigademajors“, dem General⸗ 
quartiermeiſter, dem Generalquartiermeiſterleutnant, den Offizieren des Feld⸗ 
kommiſſariats und den für beſondere Aufträge in Bereitſchaft gehaltenen 
„Offizieren von der Armee“; innerhalb dieſer Gemeinſchaft bildete ſich 
allmählich ein Generalquartiermeiſterſtab aus, der Vorläufer des modernen 
Generalſtabs (vgl. Jany in den Beiträgen und Forſchungen zur Geſchichte 
des preußiſchen Heeres 3, 5). Winterfeldt hat im ſiebenjährigen Kriege 
dieſem Generalſtabe weder im weiteren noch im engeren Sinne angehört. 
Das tertium comparationis zwiſchen ihm und dem heutigen Chef des 
Generalſtabs ergab ſich aus ſeiner Beteiligung an den Mobiliſierungs⸗ 
geſchäften, die ſich 1756 in ſeiner Hand konzentrierten, und an der Auf⸗ 
ſtellung der Feldzugspläne von 1756 und 1757. 

Der Herr Verfaſſer hat ſich mit der größten Liebe und Hingebung 
in die Quellen der Geſchichte der friderizianiſchen Zeiten hineingearbeitet. 
Dürfen wir hoffen, daß er ſich auf dieſem Gebiet weiter betätigen 
wird? Noch immer harrt Schwerin, zweimal neben ſeinem Kampfgefährten 
Winterfeldt übergangen, ſeines Biographen. R. Koser. 


Ottokar Weber, Deutſche Geſchichte vom weſtfäliſchen Frieden bis zum 
Untergange des römiſch⸗ deutſchen Reiches 1648 / 1806. Leipzig, 
Quelle u. Meyer, 1913. [Bibliothek der Geſchichtswiſſenſchaft.] 
VIII u. 204 S. Geb. 3,20 Mk. 


Für keinen Zeitraum der deutſchen Geſchichte, das ſpätere Mittelalter 
vielleicht ausgenommen, bedarf der Anfänger ſo ſehr eines kundigen, 
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das wefentlide heraushebenden Führers, als für die Zeit der Auflöſung 
des Reichs und der Bildung der beiden modernen Großmächte, Branden⸗ 
burg⸗Preußens und der Donaumonarchie. Daß gerade ein Angehöriger 
der letzteren dieſe knappe, Sachkenntnis und Veranſchaulichungsgabe meiſt 
glücklich vereinigende Darſtellung verfaßt hat, gibt ihr noch einen beſonderen 
Wert: gegenüber der ſich ſonſt leicht einſtellenden Einſeitigkeit — wo nicht 
der Tendenz, fo doch der Stoffverteilung — kommen Ofterreich und feine 
Herrſcher mehr zu ihrem Recht. 

Auf einen einleitenden Abſchnitt über „Deutſchland nach dem Dreißig⸗ 
jährigen Kriege“ folgt in Abſchnitt 2—6 die Geſchichte der Kriege; und 
Bündniſſe von der erſten rheiniſchen Allianz bis zum Rheinbund. Ein⸗ 
gelegte Paragraphen ſchildern im Anſchluß an die Perſönlichkeiten der 
preußiſchen und öſterreichiſchen Regenten ihre innere und Wirtſchaftspolitik. 
Ein den ganzen Zeitraum umfaſſender Paragraph iſt den übrigen deutſchen 
Gebieten und ihren wichtigeren Landesherren gewidmet. 

Im Urteil zeigt ſich der Verfaſſer extremen Meinungen abgeneigt. 
Die unheilvollen Wirkungen des dreißigjährigen Krieges ſolle man nicht 
abſchwächen (S. 5). Die Politik Ludwigs XIV. gegen Deutſchland wird 
als Fortſetzung der ſeit Franz I. befolgten verſtändlich gemacht (S. 28). 
Friedrich II. hatte 1740 von feinem Standpunkt Recht zur Eroberung 
Schleſiens (S. 97); er begann 1756 keinen Eroberungskrieg (S. 107). 
Beim Urſprung der Revolutionskriege vermeidet die kritiſche Literatur⸗ 
angabe eine Stellungnahme, während die Darſtellung den „Herren in 
Paris“ doch wohl zu viel Wichtigkeit gegenüber dem Schwergewicht der 
Dinge ſelbſt beilegt (S. 166 ff.). 

In Hervorhebung der allgemeinen politiſchen Beſtrebungen und 
Ergebniſſe iſt der Verfaſſer allzu zurückhaltend; man hätte gern mehr 
Hinweiſe nach Art des kurzen und treffenden, daß das „L'Etat c'est moi“ 
und das Wort vom ,erften Diener des Staates“ ſich für den aufgeklärten 
Deſpotismus gegenſeitig bedingen (S. 130). 

Die lebensvollen Vergegenwärtigungen der Herrſcher und ihrer Um⸗ 
welt ergeben eine anziehende Doppelreihe von Porträts. Die Würdigung 
Karls VI. kommt über die Arneths und Erdmannsdörffers hinaus. Friedrich 
dem Großen ſind „die Kaiſer“ ſeiner Zeit, beſonders Joſeph II. gegen⸗ 
übergeſtellt. So fehlt bedauerlicherweiſe die zuſammenfaſſende Charakteriſtik 
Maria Thereſias und ihrer Ratgeber, von denen man Kaunitz' eigenartige 
Perſönlichkeit geſchildert und andere — etwa Haugwitz und Van Swieten — 
wenigſtens genannt wünſchte. 

Überhaupt werden im einzelnen natürlich jedem Leſer eines ſo ſtoff⸗ 
reichen Büchleins Einwände und Wünſche aufſteigen; für eine wohl bald 
zu erwartende zweite Auflage ſeien hier folgende zur Erwägung empfohlen. 

War es richtig, für die Bevölkerungsabnahme im dreißigjährigen 
Krieg die Zahl von 12— 13 Millionen wieder aufzunehmen, die ſchon Erd⸗ 
mannsdörffer (I, 102) als „völlig wertlos“ bezeichnet hatte? (S. 4). — 
War es wirklich fo falſch von Ludwig XIV., die „gewaltige Demonſtration“ 
der Augsburger Allianz niedrig einzuſchätzen? (S. 38; vgl. Feſters Schluß⸗ 
urteil S. 138). — Kolbe v. Wartenberg iſt nicht der Miniſter der „letzten 
Tage“ Friedrichs I. geweſen (S. 61). — An Heynitz möchte gerade das 
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Hinausſtreben über die wirtſchaftspolitiſche Richtung Friedrichs des Großen 
das bedeutſamſte ſein (S. 134; vgl. Hintze, Seideninduſtrie III, 288 f.). — 
Den Argwohn der weltlichen katholiſchen Fürſten und der Biſchöfe gegen 
die Emſer Politik der Erzbiſchöfe kann man nicht als „eine demokratiſche 


Bewegung in der Kirche“ bezeichnen (S. 125). — Unter den namhaft 


gemachten geiſtlichen Fürſten hätten die Zeitgenoſſen Franz Ludwig von 
Würzburg⸗Bamberg vermißt, der neben Karl Friedrich von Baden als 
Muſter des aufgeklärten Landesvaters galt (S. 156). — Die Behauptung, 
daß das Feudalregiment in Deutſchland „lange nicht ſo drückend war“ als 
in Frankreich, wird ſich den franzöſiſchen agrargeſchichtlichen Publikationen 
der letzten Jahre gegenüber ſchwer aufrecht erhalten laſſen (S. 165). — 
Die Wirkung des Manifeſtes des Herzogs Karl Wilhelm Ferdinand 
von Braunſchweig auf die Franzoſen iſt wohl zu hoch eingeſchätzt (S. 171). 

Die meiſt wohlgelungene Kürze des Ausdrucks kann zuweilen zu 
Mißverſtändniſſen führen. Wenn z. B. als eine Seite des Parteigegen⸗ 
ſatzes in Holland die „brennende Eiferſucht zwiſchen der Familie Oranien 
und anderen mächtigen Familien“ genannt wird, ſo kann ſich der Leſer 
von dieſen anderen Familien leicht eine ganz falſche Vorſtellung machen 
(S. 16). Die Zurückführung der preußiſchen Politik zwiſchen Baſel und 
Jena auf „eine Art Größenwahn“ iſt leider nicht unberechtigt, erfordert 
aber einen ergänzenden Hinweis auf die Schwächen des „jungen Königs“, 
die eher in entgegengeſetzter Richtung lagen (S. 187). — Gar zu ſehr im 
Telegrammſtil ſind Sätze, wie der von der Bedeutung, welche „für die 
Schul⸗ und Kreditangelegenheiten die Juriſten Zedlitz und Carmer“ hatten 


(S. 184). — Auch ſprachliche Härten wären zu tilgen. „Was aus ihm 


geſchehen?“ (S. 4); „es war mit keinen Segenswünſchen . ., daß . .“ 
(S. 75). 

In den Literaturüberſichten empfiehlt ſich bei dem pädagogiſchen 
Zweck des Buches außer der einmaligen Nennung der Acta Borussica 
allgemein⸗wichtige Teile beſonders anzuführen, fo für Friedrich Wilhelm I. 
den Briefwechſel mit Leopold von Deſſau. — S. 42 Anm. iſt einzuſchalten: 
G. Küntzel u. M. Haß. Droyſen, Teil III— V hat 11 Bde. (S. VII); 
das Buch von Perthes (S. 92 u. 160) im ganzen nur zwei. 

Bei Aufzählung der Reichsſtädte iſt zu leſen: 7 gemiſchte, 51 im 
ganzen (S. 10). — S. 24 oben: 1537 ſtatt 1635. 

Stanczyk (S. 114) heißt im Polniſchen Hofnarr; dem Zuſammen⸗ 
hange nach ift wohl das bekannte szlachcic gemeint? 

In der Schreibung der Eigennamen muß es heißen: Erdmanns⸗ 
dörffer (S. VII), Mignet (28), Breyſig (39), Poniatowski (114), Gotz⸗ 
kowsky (132), Biſchoff(s)werder (169), Narew, Maſowien (177). 

Zum Schluß ein grundſätzliches Bedenken. Im Vorwort bezeichnet 


der Verfaſſer die politiſche Geſchichte, dem Plane der Bibliothek der Ge⸗ 


ſchichtswiſſenſchaft entſprechend, als ſeinen Hauptgegenſtand, will aber 

trotzdem verſuchen, „auch der volkswirtſchaftlichen und künſtleriſchen Ent⸗ 

wicklung des deutſchen Volkes in dieſer Zeit gerecht zu werden“. Die 

Einlöſung eines ſo umfaſſenden Verſprechens auf dem zu Gebote ſtehenden 

Raume war aber doch von vornherein unmöglich! Der ſchon notwendiger— 

weiſe lückenhaften Schilderung der wirtſchaftlichen Zuſtände Deutſchlands 
18 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVI. 2. 
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am Anfang des Buches entfpridt denn auch kein Schlußgemälde. Aus 
den Einzelnachrichten über wirtſchaftspolitiſche Verdienſte der Regenten 
und den wenigen Zeilen über die „völlige Veränderung“, der das Zunft- 
weſen unterzogen wurde, über den Verfall der Reichs⸗, das Emporkommen 
der Lands und Reſidenzſtädte (S. 157 ff.) wird kaum jemand ein deut⸗ 
liches Bild der wirtſchaftlichen Geſamtentwicklung gewinnen, der ſich nicht 
anderweitig darüber unterrichtet hat. 

Noch viel weniger hören wir von der „Lünftlerifchen Entwicklung 
des deutſchen Volkes“. Des herrlichſten Kulturerwerbes, um den Deutſch⸗ 
land in jenen 150 Jahren die Menſchheit bereichert hat, wird mit keinem 
Worte gedacht: Bach und Händel, Gluck, Haydn, Mozart und Beethoven 
bleiben ungenannt. Die an ſich weit geringere, jedoch in der baugeſchicht⸗ 
lichen Literatur der letzten Jahrzehnte in ihrer Sonderart immer höher 
eingeſchätzte Leiſtung des deutſchen Barock verdiente gewiß Erwähnung; 
aber der Hinweis nur auf den Wiener Barock (S. 78) läßt das Übergehen 
der Schlüter, Balthaſar Neumann u. a. als ungerecht erſcheinen. Der 
Werdegang der deutſchen Dichtkünſt endlich iſt an zwei Stellen geftreift. 
Um 1680 herrſchten in ihr „Unnatur, Schwulſt, Sucht nach dem Ab⸗ 
ſonderlichen“ (S. 85), auch in der Jugendzeit Friedrichs des Großen war 
in ihr „noch nicht viel zu holen ... Klopſtock, Gottſched, Kleiſt, ſpäter 
Gleim, Ramler konnten ſich mit jenen (den franzöſiſcher Klaſſikern) nicht 
meſſen, der junge Leſſing mußte fich erſt durcharbeiten, Goethe und Schiller 
fianden in den Kinderjahren, als ſich Friedrich über dieſe Dinge eine 
Meinung bildete“ (S. 135, 136). Abgeſehen von der anfechtbaren Reihen⸗ 
folge — Klopſtock trat zwanzig Jahre ſpäter als Gottſched, Ewald v. Kleiſt 
nicht vor, ſondern unter der Agide von Gleim und Ramler in die litera⸗ 
riſche Bewegung ein — hat eine ſo beiläufige Erwähnung der größten 
unter den Genannten, deren reifes Schaffen dann nirgends mehr gewürdigt 
wird, etwas tief Unbefriedigendes. Die unvergleichliche Entwicklung der 
deutſchen Literatur in der hier behandelten Epoche, an deren Eingang 
Gryphius', an deren Ende Heinrich von Kleiſts erſte Dramen ſtehn, hat 
uns neuerdings Gundolfs glänzendes Buch über „Shakeſpeare und den 
deutſchen Geiſt“ unter einem einzigen, feſtumgrenzten Geſichtspunkte ver⸗ 
gegenwärtigt; ihr in wenigen Sätzen allſeitig gerecht zu werden, würde 
freilich ſchwer ſein. 

So erſcheint es als das nächſtliegende, auf all dieſe opera super- 
erogatoria zu verzichten und das kleine Werk mit bewußter Einſeitigkeit 
in der Richtung weiter auszubauen, in der es ſchon jetzt gute Dienſte 
leiſtet: als erſte Einführung in die politiſche Geſchichte Deutſchlands in 
einem ſchwer überſehbaren Zeitraum. Wilhelm Herse. 


Paul Lenel, Badens Nechtsverwaltung und Nechtsverfaſſung unter 
Markgraf Karl Friedrich 1738— 1803. [Freiburger Abhandlungen 
aus dem Gebiete des öffentlichen Rechts, herausgegeben von 
Woldemar v. Rohland, Heinrich Roſin, Richard Schmidt. 
Heft 23.] Karlsruhe i. B. 1913, G. Braun. (XIX u. 254 S., 8°.) 


Das Buch, dem hoffentlich ſein Platz in einer juriſtiſchen Sammlung 
nur um ſo allgemeinere Teilnahme zuwenden wird, klingt nicht bloß im 
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Titel an das Stölzelſche Werk über Brandenburg⸗Preußen an. Es ſchafft 
zum erſten Male ſeit dieſem wieder für einen deutſchen Territorialſtaat 
die Grundlagen zur Erkenntnis der partikularen Rechtsbildung. Denn 
über die völlig unzulängliche Badiſche Rechtsgeſchichte von Carlebach 
konnte der wiſſenſchaftliche Fortſchritt nur in der Richtung liegen, die 
auch für Brandenburg⸗Preußen die ganze Publikationsarbeit der Acta 
Borussica ins Auge faßte, d. h. in der Beſchränkung auf die entſcheidende 
Höhezeit des Territorialſtaats unter dem Abſolutismus des 18. Jahr⸗ 
hunderts bei entſprechender Erweiterung und Vertiefung des ſachlichen 
Arbeitsfelds durch ſyſtematiſches Ausſchöpfen der Überreſte der Rechts. 
verwaltung ſelbſt. Daß hier der Ertrag tauſender von Aktenbänden in 
knapper, klarer und müheloſer Form an jahrelange Sammeltätigkeit kaum 
noch erinnert, fügt zu dem Verdienſt des Forſchers noch das heute ſeltenere 
des Geſchichtsſchreibers. 

Auch um das territoriale Bild in den Rahmen der noch ſo dunkeln 
Rechtsgeſchichte ſeiner Zeit einzuordnen, bot ſich außer etwa den Arbeiten 
von Zentgraf für Heſſen und von Meier und Gunkel für Hannover im 
weſentlichen nur der Vergleich mit der Literatur der Brandenburgiſch— 
Preußiſchen Geſchichte. Er iſt denn auch von Lenel überall durchgeführt. 
Die große Strömung des deutſchen Rechtslebens in der Aufklärungszeit 
nach einer Überwindung der mittelalterlichen Formen durch die rechts⸗ 
bildende Kraft der Einzelſtaaten zeigt ſich dabei in dem kleinen wie in 
dem großen politiſchen Gemeinweſen wirkſam trotz aller Verſchiedenheit 
der Mittel an Macht und Organiſation (ſo beſaß Baden bis 1803 kein 
Appellationsprivileg), die dabei dieſem vor jenem den Vorſprung gab. 
Interterritorial in jedem Sinne waren ja vor allem die Kodifikations⸗ 
pläne, die überall die längſt veraltete Satzung der Landrechte und der 
Carolina und die namentlich bei den Untergerichten ganz unſichere gemein⸗ 
rechtliche Praxis abzulöſen beſtimmt waren: Einer der Haupturheber der 
freilich zunächſt erfolgloſen badiſchen, Goethes Schwager Johann Georg 
Schloſſer, iſt nicht nur zur Mitarbeit an dem Friederizianiſchen Geſetz⸗ 
gebungswerk in Preußen aufgefordert, ſondern wie Lenel (S. 248) aufs 
neue wahrſcheinlich macht, von Joſeph II. auf einer Geſchäftsreiſe nach 
Wien tatſächlich zu den Vorarbeiten für das Oſterreichiſche Allgemeine 
Bürgerliche Geſetzbuch herangezogen worden. Ganz wie in der erſten 
preußiſchen Kodifikationsperiode unter Cocceji trotzte auch in Baden das 
materielle Zivilrecht mit der unüberſehbaren Fülle ſeiner Inhalte am 
meiſten der Reform, die hier nur eine radikale ſein konnte: Maßregeln 
wie die rein äußerliche Rezeption des Frankfurter Wechſelrechts 1752 (S. 87) 
zeigen die badiſche „Geſetzgebung“ allerdings auf einer in Preußen undenk⸗ 
baren Stufe kleinſtaatlichen Schlendrians. Neben den damals ſo heiß 
umſtrittenen Hauptmaterien des Strafrechts beſchäftigten vielmehr Gerichts⸗ 
verfaſſung und Prozeß ſchon wegen ihrer engen Verflechtung mit den 


Organen der allgemeinen Landesverwaltung dieſe durchaus in erſter Linie. 


Hier tritt denn naturgemäß gelegentlich auch der abſolute Markgraf in 

Perſon hervor, aber nirgends läßt ſich doch ſeine Beteiligung an den 

Geſchäften der Tätigkeit der großen Preußenkönige an die Seite ſtellen, 

gerade ſein perſönliches Vorgehen gegen die Todesſtrafe z. B. war von 
18 * 
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„erſtaunlicher“ Inkonſequenz (S. 184), während er ſich umgekehrt für die 
Rechtmäßigkeit der Kabinettsjuſtiz im Fall Mirabeau, dem badiſchen 
Müller Arnold, gegen den Hofgerichtsdirektor Schloſſer mit nicht geringerer 
Hartnäckigkeit einſetzte als Friedrich der Große. Die rechtsgeſchichtlichen 
Verdienſte ſeiner Regierung ſind die ſeiner großen, meiſt bürgerlichen 
Beamten, neben Schloſſer hauptſächlich Johann Jakob Reinhards, des 
Schöpfers der Hofgerichtsordnung von 1752, und Johann Niklas Friedrich 
Brauers, des ſpäteren Begründers der modernen badiſchen Rechts⸗ und 
Staatsordnung, denen ſich im Polizeiweſen, einem durch die ſüddeutſche 
Kleinſtaaterei ganz beſonders komplizierten Gebiete, Friedrich Auguſt 
Roth, der Bekämpfer der „Janner“, durch eine ganz eigene Bedeutung 
zugeſellt. Dahinter aber erſchließt Lenels Darſtellung Tiefen der rein 
geſchäftsmäßigen Rechtsbildung, in die perſönliche Einflüſſe nicht mehr 
hinabreichen. Wie mit einem Perſonal, das vielfach in ungeklärten Reſſort⸗ 
zuſtändigkeiten ſtreitet oder z. B. in dem (1790 vom Hofrat getrennten) 
Hofgericht nach Wegfall der Relationsgebühren unluſtig wird (S. 130), 
allmählich die ganze Rechtſprechung (u. a. durch die merkwürdige Con⸗ 
ſultationsdeputation, S. 98 ff.) in der Appellationsinſtanz ſich zentrali⸗ 
ſiert, wie daneben anfangs den alten örtlichen Laien⸗Blutgerichten noch 
ein leerer Formalprozeß bleibt (S. 213 ff.), wie die Neuerung des münd⸗ 
lichen Verfahrens paradox eine Anarchie der diktierenden Advokaten zur 
Folge hat (S. 131 ff.), das ſind nur einige von den Zügen, wo über die 
Epoche hinweg das Spiel der rechtsgeſchichtlichen Kräfte und Formen in 
ſeiner Kontinuität ſichtbar wird. 
Freiburg i. B. Carl Brinkmann. 


Dr. Alfred Herrmann, Privatdozent an der Univerfität Bonn. Der 
Aufſtieg Napoleons, Krieg und Diplomatie vom Brumaire bis Lune- 
ville. Im Auftrage des Herrmann Hüffer⸗-Vereins. Mit 9 Skizzen 
im Text und 2 Karten in Steindruck. Berlin 1912, E. S. Mittler 
u. Sohn. XXVII, 751 S. 8% 14 Mk. 


Das Werk ſoll H. Hüffers Arbeiten „Diplomatiſche Verhandlungen 
aus der Zeit der franzöſiſchen Revolution“ und „Der Krieg des Jahres 
1799 und die zweite Koalition“ den geplanten Abſchluß geben. Der Ver⸗ 
faffer hat von Hüffer nur Archiv⸗Exzerpte übernommen, fo daß er feine 
Arbeit als eine vollkommen ſelbſtändige bezeichnen kann. „Auf Koſten 
der Chronologie“ wurden „die diplomatiſchen Verhandlungen und die 
kriegeriſchen Ereigniſſe ſtets in beſonderen Kapiteln“ dargeſtellt. Für 
die Beſprechung erſcheint es vorteilhaft, noch einen Schritt weiter zu 
gehen und nach demſelben Grundſatze zwei große Gruppen zu bilden. 

Das Buch beginnt mit der Erörterung der „diplomatiſchen Be⸗ 
ziehungen Frankreichs nach dem Brumaire“, jener Periode, in der Bona⸗ 
parte „im Innern wie nach außen die Fundamente für ſeine Weltherrſchaft 
legte“. Mit den Friedensangeboten in London und Wien wird „eins der 
umſtrittenſten Probleme der Napoleoniſchen Geſchichte“, die Frage der 
Schuld an der Kriegsära, berührt. Der Verfaſſer erklärt „die Akten über 
die engliſch⸗franzöſiſche Politik noch nicht für geſchloſſen“, verwirft aber 
die „Legende“ von der „blinden Eroberungsbeſtie“ und ſchließt ſich der 
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Auffaffung A. Sorels an, daß die Eroberungspolitik Napoleons nicht fein 
„Original“, ſondern „revolutionären Urſprungs, ja im letzten Grund 
franzöſiſche Nationaleigentümlichkeit“ ſei. In voller Erkenntnis des 
engliſch⸗franzöſiſchen Gegenſatzes hat Bonaparte „an einen ernſten und 
dauerhaften Frieden nicht gedacht,“ wohl aber war ihm damals ein 
„zeitweiliger Waffenſtillſtand“ erwünſcht. „Die Korreſpondenz mit London“ 
iſt daher Herrmann nur eine „geſchickte Komödie“, in noch höherem Maße 
das Friedensangebot in Wien. Den Schluß des Kapitels bilden die Be⸗ 
ziehungen zwiſchen „Preußen und Frankreich“. Der Verfaſſer will zwar 
die geſchmähte preußiſche Neutralitätspolitik nicht „ſchlechthin und als 
Syſtem verdammen“, verurteilt fie aber in der Tat vollkommen. Friedrich 
Wilhelm III. wird „der überzeugteſte Vertreter der Neutralität, die er als 
ein wahres Allheilmittel anſah,“ genannt, was nicht beſtritten werden 
kann, doch läßt ſich die Bezeichnung „phäakenhaft“ für ſein Friedens⸗ 
bedürfnis mit ſeinem ausgeſprochenen Pflichtgefühl und ſeiner ſelbſt von 
Stein und Gneiſenau anerkannten Urteilsfähigkeit doch nicht vereinigen. 
Des Königs Berater Haugwitz wird verhältnismäßig günſtig beurteilt. 
In der Darſtellung der „Beziehungen zwiſchen den Mächten des 
alten Europa bis zur Entſcheidung von Marengo“ (2. Kapitel) wird die 
Stellung Englands, des zielbewußteſten Gegners Napoleons, trefflich 
charakteriſiert. Zum Schluß geht Herrmann wieder zu dem damals 


„allſeits umworbenen“ Preußen über, deſſen Kabinett zum Unglück „die 


günſtige Lage als eine wohlverdiente, ja notwendige Frucht ſeines poli⸗ 
tiſchen Syſtems“ anſah. f 
Nach längerer Unterbrechung durch Kriegsgeſchichtliches wird im 
9. Kapitel („der Einfluß der Schlacht von Marengo auf die diplomatiſchen 
Beziehungen der kriegführenden Mächte“) der Faden der politiſchen Ge⸗ 
ſchichte mit „Napoleons Friedensangebot an Oſterreich und die Prälimi⸗ 
narien St. Juliens“ wieder aufgenommen. „Das Spiel war gewonnen 
und Marengo war der Schemel des Kaiſerthrones.“ Jetzt wollte der 
Korſe wirklich den Frieden, um ihn „bei der erſten günſtigen Gelegenheit“ 
zu brechen, indeſſen hatte er nicht mit Thuguts, des leitenden öſterreichiſchen 
Staatsmannes, Hartnäckigkeit gerechnet, des „Meiſters in der Kunſt dila- 
toriſcher Verhandlungen“. Die Unterſuchung des myſteriöſen Verlaufes 
der Miſſion des öſterreichiſchen Grafen St. Julien führt zu dem Ergebnis, 
daß dieſer ſeiner Inſtruktion entgegen den Präliminarfrieden abſchloß, 
daß aber den Kaiſer Franz anſcheinend ein Teil der Schuld trifft. In 
der folgenden Erörterung der „engliſch⸗öſterreichiſchen Beziehungen“ wird 
die vorurteilsloſe Sachlichkeit der engliſchen Politik gekennzeichnet, die 
trotz der Vertragsverletzung ſeitens Oſterreichs deſſen Zwangslage an⸗ 
erkannte und auf dem Boden der gegebenen Tatſachen für ſich das beſte 
zu erreichen ſuchte. Sehr kennzeichnend für Bonapartes Politik iſt dann 
ſein Antrag auf einen Waffenſtillſtand zur See mit England. Als der 
Fall Maltas unabwendbar erſchien, lag kein Anlaß mehr vor, auf einen 
für ihn ungünſtigen Vorſchlag Englands einzugehen, — fortan wurde ſein 
Verhalten England und Öfterreich gegenüber „ein unehrliches“. Herrmann 
meint, daß die hiſtoriſche Betrachtung „bei dem Frieden von Amiens 
meiſt einen zu ſcharfen Einſchnitt“ gemacht habe, und bemüht ſich die 
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allmähliche Entwicklung der engliſch⸗franzöſiſchen Beziehungen vom Zeit⸗ 
alter der Revolutionen klarzulegen. Er würdigt auch des verhältnismäßig 
wenig beachteten Coquelle Stellungnahme zu der Frage der Schuld am 
Bruche jenes Friedens. Das Kapitel ſchließt mit dem „Waffenſtillſtand 
von Hohenlinden und ſeinen Folgen: Demiſſion Thuguts“. Trotz dieſer 
„Demiſſion“ blieb Thugut „nach wie vor der eigentliche Leiter der aus⸗ 
wärtigen Politik“ Oſterreichs, was durch die Schilderung der „Friedens⸗ 
verhandlungen bis zur Eröffnung förmlicher Konferenzen“ (10. Kapitel) 
beſtätigt wird, wenn hier auch die Perſon Cobenzls als Beauftragter in 
Lunéville im Vordergrunde ſteht. Mit ſicherer Hand führt uns der Ver⸗ 
faſſer durch das Gewirr dieſer Verhandlungen, in denen der Anſpruch 
Oſterreichs auf Machtſtellung in Italien in keinerlei Verhältnis zu ſeinen 
kriegeriſchen Mißerfolgen erſcheint. Erſt im Schlußkapitel „Der Friede 
von Lunéville“ erfahren wir den „endgültigen Sturz Thuguts“, und doch 
fiel mit ihm noch nicht ſein Syſtem. Seine „doppelte Frontſtellung“ 
gegen Preußen und Frankreich hatte „die Kräfte Oſterreichs überſpannt“. 
Seine Fehler und Verdienſte werden fein abgewogen, und „als energiſcher, 
zäher und auskunftsreicher Gegner Frankreichs“ wird er „doch neben Pitt“ 
geſtellt, „wenn er dieſen auch an Großartigkeit der Auffaffung nie erreicht“. 
Die Bedeutung des endlich zuſtande gekommenen Friedens wird folgender⸗ 
maßen gekennzeichnet: „Nur das Genie eines Titanen konnte es vollbringen, 
daß in wenig mehr als Jahresfriſt, vom Brumaire bis Lunéville, Frank- 
reich eine Stellung im Völkerrate erlangte, wie es ſie ſelbſt in den Glanz⸗ 
zeiten Ludwigs XIV. nicht gehabt, und daß Napoleon in dieſer Zeit zum 


-unbeftrittenen Herrn dieſes Landes emporſtieg“. Und doch war für ihn 


auch Lunéville „nur ein Waffenſtillſtand .. ., ein Atemholen.“ 

Wir wenden uns den kriegsgeſchichtlichen Teilen des Buches zu, be⸗ 
ginnend mit der Darlegung und Beurteilung der „beiderſeitigen Operations- 
pläne“ und dem „Feldzuge in der Riviera“. Den Verfaſſer haben „Neigung 
und Studien gleichermaßen auf eine eindringendere Schilderung und 
Kritik gerade der kriegeriſchen Ereigniſſe hingewieſen“. Seine Forſchungen 
ſind gründlich, und ſeine Darſtellung iſt klar. Bei der Kritik aber hat 
ihn anſcheinend gerade jene „Neigung“ im Anfange zu abſprechendem 
Urteile und zu gewagten Gegenvorſchlägen verleitet. Seiner Methode 
gegenüber möchte ich anführen, was Verdy in dem klaſſiſchen Vorworte 
zu ſeinen „Kriegsgeſchichtlichen Studien nach der applikatoriſchen Methode“ 
(Berlin 1876) ſagt: „Je mehr man die Wirklichkeit ſelbſt kennen gelernt 
hat, deſto milder, glaube ich, wird das Urteil. So falſch, ſo unverſtändig, 
wie ſich manches anſcheinend darſtellt, wenn man die geſamten Verhältniſſe 
überblickt, iſt in der Wirklichkeit ſelten etwas.“ Nur als Beiſpiel führe 
ich an, daß nach Herrmanns Meinung Melas anſtatt des Durchbruches 
auf Savona „den rechten oder linken (2) Flügel der franzöſiſchen Auf⸗ 
ſtellung umfaſſend“ hätte angreifen ſollen, während vorher Maſſena ge⸗ 
tadelt wurde, durch ſeine Maßnahmen den Durchbruch erleichtert zu haben 
(S. 180). Eine wirkſame Umfaſſung läßt ſich bei der Richtung der Fluß⸗ 
läufe, Täler und Straßen ſchwer denken. Im übrigen verlangt ein 
Nachweis ſo vieler „Fehler“ (z. B. S. 183) doch eine detailliertere Grund⸗ 


lage, als ſie hier gegeben wird und dem Charakter des Buches gemäß ge⸗ 
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geben werden konnte. Auch die Ausſtattung mit Plänen iſt für ſolche 
Kritik nicht ausreichend. Beiläufig bemerkt, genügen moderne General⸗ 
ſtabskarten (S. X) nicht, um den Mangel der Darſtellung des Wegenetzes 
jener Zeit auszugleichen. Im Verlaufe der weiteren Darſtellung wird 
die Kritik maßvoller. Dem Geſamturteile über den Rivierafeldzug (S. 230 ff.) 
iſt im allgemeinen zuzuſtimmen. Daß der Verfaſſer ſich grundſätzlich vom 
Urteile Napoleons in den Aufzeichnungen von St. Helena freimacht, iſt 
als der hiſtoriſch richtige Standpunkt anzuerkennen. 

Die Schilderung des „Feldzuges in Deutſchland bis zum Waffen⸗ 
ſtillſtand von Parsdorf am 15. Juli“ knüpft an das Ergebnis des Feld⸗ 
zuges 1799 an. Der angeblich aus „Geſundheitsrückſichten“ vom Ober⸗ 
befehl zurückgetretene Erzherzog Karl erſcheint gewiſſermaßen nur hinter 
den Kuliſſen, und doch erkennen wir die ganze Tragik ſeines Geſchickes. 
Thugut fürchtete von ihm, der die Schwächen des öſterreichiſchen Heeres 
nur allzugut kannte, das Verlangen nach Frieden. „Erſt nach der Kata⸗ 
ſtrophe pon Hohenlinden, zu ſpät, um das Schickſal des Krieges noch 
wenden zu können“, wurde er zurückberufen, er konnte nur ein in der 
Auflöſung befindliches Heer zurückführen. Wir haben hier vorgegriffen. 
Die Gefechte von Engen⸗Stockach, Meßkirch, Biberach und Memmingen 
und die „Manöver und Gefechte“ um Ulm erweiſen, wie ſehr der Mangel 
an Selbſtvertrauen des überalterten öſterreichiſchen Heerführers Kray be⸗ 
gründet war. Moreaus Verdienſt wird der Verfaſſer ebenſo gerecht wie 
der Tapferkeit des öſterreichiſchen Heeres. 

Das perſönliche Eingreifen Bonapartes auf dem italieniſchen Kriegs⸗ 
ſchauplatze (6. bis 8. Kapitel) führt uns zum Höhepunkte dieſes Krieges 
und auch zum Höhepunkte der Darſtellung. Der Verfaſſer der Mono⸗ 
graphie „Marengo“ beherrſcht hier den Stoff in hervorragender Weiſe. 
Die von franzöſiſcher Seite angegriffene Kennzeichnung des Geiſtes der 
Napoleoniſchen Heere in v. Freytag⸗Loringhofens „Die Heerführung 
Napoleons und ihre Bedeutung für unſere Zeit“ wird als zutreffend an⸗ 
erkannt, und die von Napoleon verbreitete Legende, „die ‚Armee von 
Dijon“ ſei eine bloße Fiktion geweſen, von ihm erfunden, um die eng⸗ 
liſchen und öſterreichiſchen Spione in die Irre zu führen,“ wird gründlich 
widerlegt. Unter den mitgeteilten Urteilen über den Linksabmarſch der 
Reſervearmee auf die Verbindungen der Oſterreicher“ erweckt eine bisher 
nicht bekannte Außerung des Prinzen Louis Ferdinand von Preußen 
lebhaftes Intereſſe. Der Verfaſſer rechnet jenen Abmarſch zu „Bonapartes 
kühnſten, aber auch zu ſeinen glänzendſten ſtrategiſchen Manövern“. An 


anderer Stelle ſagt er, der Feldherr habe damit „alles auf eine Karte 


geſetzt“ — ſehr zutreffend und kennzeichnend für den ihm anhaftenden 
Zug des Spielers. Wenn aber geſagt wird, „ſtrategiſch“ ſeien „die 
Oſterreicher ſchon vor dem Tage von Marengo geſchlagen geweſen“, ſo iſt 
dazu zu bemerken, daß die Strategie einen Sieg nur vorbereiten kann. 
Auch Moltke geſteht dem ſtrategiſchen Manöver nur Wirkſamkeit zu, „wenn 
die Taktik für die Strategie einſteht“. Hier verſagte ſie zunächſt völlig 
und erſt Deſaix' nicht vorherzuſehendes rechtzeitiges Eintreffen verwandelte 
die Niederlage in einen Sieg. Der Erfolg war die in der Konvention 
von Aleffandria vereinbarte Räumung Oberitaliens bis zum Mincio durch 
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die Oſterreicher, obwohl die Kriegslage ſie hierzu nicht unbedingt zwang. 
Bonaparte aber war dieſe Konvention aus innerpolitiſchen Gründen höchſt 
willkommen, weil ſie ihm möglichſt ſchnelle Rückkehr nach Frankreich er⸗ 
möglichte, wenn ihr Abſchluß auch militäriſch feinen Grundſätzen — dem 
Vernichtungsprinzip — widerſprach (S. 436). Vortrefflich ſind die Schluß⸗ 
betrachtungen über Marengo. „Wir verſtehen es, warum der ‚Mann von 
Marengo“ das wahre Bild dieſer Schlacht ängſtlich beſorgt der Mit⸗ und 
Nachwelt zu verſchleiern ſuchte.“ 

Das 11. Kapitel ſchildert den „Feldzug von Hohenlinden“, der vor⸗ 
her von Erneſt Picard quellenmäßig behandelt wurde. Im großen und 
ganzen ſtimmt Herrmann mit ihm überein, doch ſtanden ihm noch mehr 
Quellen zur Verfügung, und er darf wohl mit Recht ſeine Darſtellung 
als „abſchließend“ bezeichnen. Napoleons ſpäteres ungerechtes Urteil über 
Moreau wird berichtigt, aber auch das ihm von anderer Seite geſpendete 
überſchwengliche Lob auf ſein richtiges Maß zurückgeführt. 

Der „Winterfeldzug in Italien“ ſchließt die militäriſche Darſtellung 
ab. Er vermochte keinen entſcheidenden Einfluß auf die Verhandlungen 
von Lunéville auszuüben, die Schilderung der Mincio⸗Schlachten iſt aber 
kriegsgeſchichtlich intereſſant. 

Alles in allem ſtellen die militäriſchen Teile des Werkes eine wert⸗ 
volle und dankenswerte Bereicherung der Kriegsgeſchichte dar, das Ge⸗ 
ſamtwerk aber führt uns in vortrefflicher Weiſe eine grundlegende Periode 
der Napoleoniſchen Geſchichte, von der hohen Warte der Weltgeſchichte ge- 
ſehen, vor die Augen. Der Verfaſſer erwartet ſelbſt eine Bemängelung 
des großen Umfanges ſeines nur „die Ereigniſſe von wenig mehr als 
Jahresfriſt“ umfaſſenden Buches, der aufmerkſame Leſer aber wird zu⸗ 
geſtehen müſſen, daß der Autor die außerordentliche Fülle des urkund⸗ 
lichen Materials für dieſe wichtige Epoche mit ungewöhnlichem Geſchick 
auf das notwendige reduziert und zu einer feſſelnden Darſtellung ver⸗ 
arbeitet hat. A. v. Janson. 


Friedrich M. Ktircheiſen, Napoleon I., Sein Leben und ſeine Zeit. 
Erſter Band. München und Leipzig 1911 bei Georg Müller, XII 
u. 482 S.; zweiter Band, ebenda 1913, X u. 434 S. Jeder Band 
geh. 10,—, geb. 14 Mt. 


„Willſt du den Dichter recht verftehen, mußt du in Dichters Lande 
gehen!“ Nach dieſem Grundſatze ſucht Kircheiſen das Leben Napoleons 
darzuſtellen. Meiſt wird man dieſem Prinzip ja unſchwer nachkommen 
können, denn in allzu fernen, noch allzuweit voneinander gelegenen Ort⸗ 
lichkeiten werden ſich — nur wenig Dichterleben abſpielen. Anders liegt 
die Sache bei Napoleon. Nicht nur, daß das ganze Mittelmeergebiet in 
Betracht kommt, auch Rußlands weite Fluren und das entlegene Felſen⸗ 
eiland in der Unendlichkeit des Ozeans gehören zu dem Bannkreis des 
großen Eroberers. Doch nicht um die Spuren eines Genies wiederzufinden, 
hat Kircheiſen die Länder ſtudiert, wo der Held ſeines Werkes gewandelt, 
kein bloßes Nachempfindenwollen iſt es, nein, ein Verſuch, die Perſönlichkeit 
des Aus nahmemenſchen aus der Landſchaft, aus feinem Lebensmilieu zu 
erklären. Das ſollte heute im Zeitalter der Naturwiſſenſchaft eigentlich 
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nichts Beſonderes mehr ſein, heute, wo das Geſetz der Wechſelwirkung 
faſt ſchon zu einem Schlagwort geworden iſt. Und doch findet man immer 
wieder Verſuche, den Menſchen nur aus ſich heraus zu erklären, allenfalls 
läßt man beſtimmte Vererbungsprozeſſe gelten. Welche Rolle aber die 
Landſchaft, der Himmel, das Volk ſpielen, aus welchem ein Held hervor⸗ 
geht, das lehrt uns unſere deutſche Geſchichte gerade deutlich genug: 
unſchwer können wir unſere großen Männer nach wenigen Landſchaften 
ordnen. 

Einen zweiten, dem eben genannten analogen Grundſatz, will Kirch⸗ 
eiſen in ſeiner Geſchichte Napoleons verfolgen, der das Weſen des ganzen 
Werkes vorzüglich charakteriſiert: „Ich ſuche nicht das Zeitalter Napoleon 
unterzuordnen, ſondern ſeine Perſönlichkeit aus dieſem heraus zu ent⸗ 
wickeln“, ſagt er in der Einleitung zum erſten Band (S. IX). Dieſer 
Satz, der zwar eine notwendige Folge des erftgenannten iſt, bedeutet nun 
nicht, daß Napoleon lediglich das Produkt einer beſonders geſtimmten 
Landſchaft und gewiſſer glücklicher Zeitumſtände iſt. Jene ſind nur der 
Untergrund, auf dem ſich eine Perſönlichkeit entwickeln kann. Fehlen darf 
der niemals, aber das Ingenium des Menſchen iſt doch das beſtimmende 
Moment. Deshalb ſagt Kircheiſen mit Recht: „Unwillkürlich wurde er zu 
Taten gedrängt [infolge der eben genannten Vorausſetzungen], und zwei 
in ſeinem Charakter vorherrſchende Eigenſchaften kamen ihm dabei vor⸗ 
trefflich zuſtatten: eine eiſerne Willenskraft in der Ausführung ſeiner 
Pläne und eine außerordentliche Phantaſie!“ Dieſer letzte Punkt iſt, ſo⸗ 
viel ich überblicke, noch nie mit einer ſolchen Deutlichkeit ausgeſprochen 
worden wie hier, trotz der zahlreichen Publikationen, die das Gemütsleben 
Napoleons betreffen. Und doch, von welcher Bedeutung iſt gerade die 
meiſt ohne Abſichten ſchaffende Tätigkeit unſerer Seele! Alles was der 
ſelbſtwollende Menſch in ſeinem Leben zuſtande bringt, hat ſich in ein⸗ 
ſamen Stunden erſt in ſeinem phantaſievollen Gemüt bis ins kleinſte 
hinein entwickelt und aufgebaut, bis plötzlich oder ſchließlich die paſſenden 
Verhältniſſe ſich einſtellten, und dann trat der verborgene Gedanke in 
ſeiner ganzen Geſchloſſenheit als konkretes, bewundertes Werk hervor. 

Um dieſes Moment in ſeiner vollen Bedeutung hervortreten zu 
laſſen, hat Kircheiſen nicht nur ſelbſt verſucht, das Seelenleben ſeines 
Helden bis in die feinſten Zweige zu ergründen und dem Leſer davon 
Kenntnis zu geben, er hat vor allem ein Mittel benutzt, das wie kein 
anderes das innerſte Empfinden eines Menſchen aufſchließt, das ſind 
Napoleons Briefe. Oft hat man das Selbſtbewußtſein des jungen Hebbel 
bewundert, der ſeine Tagebücher mit einem Hinweis auf ſeinen künftigen 
Biographen beginnt, aber der Ton, der aus den Zeilen des jungen Bona⸗ 
parte ſpricht, reißt noch ganz anders zum Erſtaunen hin. Es iſt ihm von 
vornherein völlig ſelbſtverſtändlich, ja notwendig, daß er in ſeinem Leben 
zu etwas ganz Beſonderem beſtimmt ſei. Es kümmert ihn nicht, daß ihm 
dazu viele Imponderabilien fehlen, der Glaube an ſein Glück beherrſcht 
ihn, das iſt genug. Und dieſer Glaube trügt ihn nicht. — — 

Kircheiſen nennt ſein Werk „Napoleon I., ſein Leben und ſeine Zeit.“ 
Nicht nur um eine Biographie Napoleons handelt es ſich alſo, vielmehr auch 
um die Darſtellung einer der bedeutendſten Phaſen der Weltgeſchichte. Das be⸗ 
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ftimmt das Weſen des Buches. Denn eine derartige Epoche ſchildern zu 
wollen, kann nur, wie es Kircheiſen tut, als eine Lebensaufgabe betrachtet 
werden. Über die Vorarbeiten zu dem großen Werk, das im ganzen auf 
8—10 Bände berechnet iſt, habe ich ſchon in dieſer Zeitſchrift (Bd. 232, 
S. 261 —263, 1910 und 251, S. 312, 1912) gelegentlich der Anzeigen der 
„Bibliographie des Napoleoniſchen Zeitalters“, von der augenblicklich der 
I. Band und vom II. Band die erſte Hälfte vorliegen, berichtet. Schon 
damals durfte ich auf die Rieſenarbeit hinweiſen, die lediglich die Auf⸗ 
zählung von 80 000 Büchertiteln mit ſich brachte. Heute kann man die 
erſten Erfolge des poſitiven Schaffens bewundern. Zwei Bände ſind er⸗ 
ſchienen. Sie behandeln die Jugendzeit und die erſten Siege des künftigen 
Imperators bis zur Beendigung des italieniſchen Feldzuges gegen Schluß 
des Jahres 1797. Dabei hört der I. Band bei der Vermählung Bona⸗ 
partes mit Joſephine 1795 auf, ſo daß dem zweiten in der Hauptſache 
die oberitalieniſchen Kämpfe bleiben. 

Entſprechend den zu Anfang genannten Grundſätzen beginnt Kirch⸗ 
eiſen ſein Werk mit einer Schilderung der Heimat ſeines Helden, mit einer 
Charakteriſtik Korſikas. Das Kapitel „Die Eltern“ ſchließt ſich an. 
Napoleon Bonaparte iſt ein echtes Kind ſeines Volkes, ſeines Landes. 
Seine ganze Jugend iſt der Freiheit und dem Glück des Vaterlandes ge⸗ 
widmet. Nicht folgt er einer beſtimmten Überlegung, nein, in ihm iſt 
ausſchließlich der ſtarke, geſunde Naturtrieb mächtig, das Schickſal der 
Heimat iſt ſein eigenes. Es iſt merkwürdig, daß ein Menſch mit einem 
derartig primitiven Empfinden nachher doch ſo ganz andersartige Bahnen 
einſchlägt. Allein, darüber nachzuſinnen, ſei ſpäteren Zeilen vorbehalten. 
Die Jugend Napoleons iſt die eines glühenden korſiſchen Patrioten, der 
zwar ſeine Erziehung in dem Lande ſeiner Zukunft genießt, deſſen Herz 
aber unverändert bleibt, der ſogar als franzöſiſcher Offizier gegen Frank⸗ 
reich konſpiriert zugunſten ſeines engeren Vaterlandes, bis ihm die Ein⸗ 
ſicht kommt, daß Korſika aus ſich nicht beſtehen kann. Deshalb ſucht er 
den Anſchluß an Frankreich, wenn ihm dieſer Plan auch zunächſt eine 
Achtung durch die in ſeiner Heimat gerade herrſchende Partei einbringt. 
Zwar iſt bei dieſem Entwicklungsgang der durchaus nicht unbedeutende 
Einfluß revolutionärer Theorien nicht zu vergeſſen, wie ſie beſonders die 
Lektüre Rouſſeaus mit ſich brachte. Durch dieſe beiden Momente wird 
Bonaparte von ſeiner engeren Heimat gelöſt. Seinem weiteren Vater⸗ 
lande Frankreich wirft er ſich mit deſto größerem Eifer in die Arme. 
(Gelegentlich dieſes Abſchnittes möchte ich einen Druckfehler erwähnen, der 
ſich zu Anfang des dritten Kapitels befindet und deshalb beſonders auf⸗ 
fällt. Bd. I, S. 47 muß es heißen ſtatt: „General, als das Vaterland 
erlag .... — „Gerade, als das Vaterland ...“) 

Die nunmehr folgenden Kapitel von Napoleons Leben gehören der 
Geſchichte an. Sie beginnen mit dem Ausrufungszeichen „Toulon“, wo 
Kircheiſen den wirklichen Anteil Napoleons gegenüber vielen andersartigen 
Auffaſſungen in das rechte Licht ſtellt. Bonaparte hat nicht allein das 
Verdienſt, Toulon genommen zu haben, aber ſeine Mitwirkung iſt auch 
nicht ganz nebenſächlicher Natur; Tatſache iſt, daß er hier zum erſten 
Mal ſein bedeutendes ſtrategiſches Genie bekundet hat, und daß man all⸗ 
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gemein auf ihn aufmerkſam wurde. Ahnliche, zum Teil aus der Legenden⸗ 
bildung entſtandene Auffaſſungen, die immer als notwendige Requiſiten 
eines Napoleonbildes gelten, ſind von Kircheiſen entweder auf ihr richtiges 
Maß zurückgeführt oder gar ganz zerſtört worden. So z. B. aus dem 
zweiten Bande die berühmte Anrede Bonapartes bei Beginn des italieni⸗ 
ſchen Feldzuges, oder das ſchmeichelnde, aber künſtleriſch bedeutende Ge⸗ 
mälde von Gros: Napoleon mit der Fahne auf der Brücke von Arkole. 
Solche Verluſte feſtſtellen zu müſſen, mag manchem unangenehm ſein, aber 
das ruhig wägende Urteil des Hiſtorikers darf ſich der Wahrheit, wenn 
fie auch bitter erſcheint, nicht ſperren. — — 

Gewaltig heben ſich die Konturen des Helden ab. Menſchlich ge⸗ 
mildert und begreiflich gemacht, wenn auch nicht reſtlos, was auch wohl 
nicht möglich ſein wird, werden ſie durch die eigenartigen Umſtände und 
Verhältniſſe, in denen der Held lebt. Kircheiſen verſäumt nicht, zwar 
knappe, aber doch prägnante Schilderungen des kulturellen und politiſchen 
Milieus, wie es für Bonaparte in Frage kommt, zu geben. Hierbei 
unterſtützt die Darſtellung nicht unweſentlich der reiche Bilderſchmuck 
des Werkes, der vom Verfaſſer recht geſchickt und umſichtig ausgewählt 
worden ift. — 

Die erſten beiden Bände haben vollauf die Erwartungen erfüllt, die 
man an die Vorbereitungen geknüpft. Möge den Gelehrten bei der Fort⸗ 
führung und Vollendung ſeines Lebenswerks eine gleiche glückliche Hand 
leiten! — Hermann Dreyhaus. 


Friedrich und Gertrude Kircheiſen, Napoleonkalender und Gedenkbuch 
der Befreiungskriege auf das Jahr 1812, desgl. auf das Jahr 1813. 
Georg Müller Verlag, München und Leipzig, 1912 und 1913. 
Kalender 1812: 218 S., Kalender 1813: 199 S. Jeder 3 Mk. 


Ein Napoleonkalender, herausgegeben von Deutſchen und in einem 
erſten deutſchen Verlag erſchienen, mutet zunächſt etwas ſeltſam an. Aber 
nur ein Blick in die gewählt ausgeſtatteten Bücher läßt ſogleich einen 
andern Eindruck aufkommen. Sieht man von den Deckelbildern ab, die 
ſelbſtverſtändlich mit den Zügen Napoleons geſchmückt ſein müſſen, ſo 
findet man als Titelbild des Kalenders 1812 eine Darſtellung Kaiſer 
Alexanders I. von Rußland und des von 1813 eine ſolche Friedrich Wil⸗ 
helms III. Verſenkt man ſich in den Inhalt, ſo kann man vollauf die 
Leitſätze beſtätigen, welche die Herausgeber ihren Büchern voranſtellen: 
„Ein Gedenkbuch großer Ereigniſſe, großer Taten und großer Worte ſoll 
dieſer Napoleonkalender ſein. Ein Gedenkbuch jener Zeit, in welcher 
Deutſchlands Selbſtbewußtſein zu erwachen begann, aber auch ein Gedenk⸗ 
buch an den Mann, der trotz aller ſeiner Fehler ein ſo hervorragendes 
Genie war, daß ſelbſt feine Feinde bewundernd vor ihm ſtehen müffen!..... 
In dieſem Gedenkbuch ſind alle Stimmen zu Worte gekommen: Deutſche, 
Franzoſen und Ruſſen.“ Hiernach ſind die Kalender alſo nicht Werke, die 
aus einer einſeitigen Bewunderung des großartigen Lebensganges Napoleons 
hervorgegangen ſind, vielmehr ſind ſie Erinnerungsbücher der beſten Art, 
an eine der bedeutendſten Zeiten in der Geſchichte unſeres Volkes. Und 
wenn der Name „Napoleon“ den Titel dafür abgegeben, ſo iſt das ver⸗ 
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ſtändlich: durch feine für uns negative Kraft rief er eben die Bewegung 
hervor, die unſerm Vaterland Weſen und Beſtand verliehen. 

Die Kalender, die von 1812 bis zum Todesjahre Napoleons fort⸗ 
geführt werden ſollen, zerfallen in drei Teile. Zunächſt, um die Bezeich⸗ 
nung „Kalender“ zu rechtfertigen, ein Kalendarium für die entſprechenden 
Jahre 1912 und 1913. Dann folgen für die Jahre 1812 und 1813 das 
Leben Napoleons und die bedeutendſten Ereigniſſe jener Zeit regeſten⸗ 
mäßig Tag für Tag in kurzen Notizen dargeſtellt. Dieſe ſynchroniſtiſchen 
Tabellen werden dem Forſcher der Befreiungskriege von beſonderem Wert 
ſein, da ſie in dieſer genauen und knappen Form ſich kaum irgendwo 
anders finden. Zudem kann er ſie nach Belieben erweitern, da meiſtens, 
wenn nicht an einem Tage garzuviel geſchehen iſt, noch genügend Raum 
für mehrere Anmerkungen iſt. Es kommt einem übrigens kaum durch 


eine erzählende Darſtellung der harte, rückſichtsloſe Gang des Schickſals 


gegen Napoleon in Rußland und bei Leipzig derartig deutlich zum Be⸗ 
wußtſein wie durch dieſe nüchternen Notizen, wo die Tage den gellenden 
Schlägen der großen Zeitenuhr gleichen, deren jeder den Helden dem Ab⸗ 
grund immer näher bringt. 

Den Hauptteil der Kalender machen die Zeugniſſe der Mitlebenden 
jener gewaltigen Zeit aus. Sie ſprechen alle, alle die großen Männer, 
welche die Geſchicke ihrer Staaten zu leiten hatten: die Herrſcher außer 
Napoleon nur zurückhaltend und im geringen Maße, dann aber Stein, 
Hardenberg, Metternich, Scharnhorſt, Gneiſenau, die Franzoſen und 
Ruſſen. Der Name „Napoleonkalender“ ließ eine beſondere Bevorzugung 
Napoleons vermuten und auch begreiflich erſcheinen, dem iſt aber durch⸗ 
aus nicht ſo. Im Gegenteil, hier erkennt man ſo recht, daß Deutſche das 
Werk verfaßt. Dieſe Zeugniſſe ſind eine Sammlung all der ſchriftſtelle⸗ 
riſchen Denkmale, welche durch die Bedeutſamkeit der Zeit unſterblich ge⸗ 
worden. Alle ſind hier wiedergegeben, all die zahlreichen Aufrufe, Briefe, 
Auszüge aus Flugblättern, ja, die meiſten und beſten Gedichte E. M. Arndts, 
Schenkendorfs, Körners und von W. Alexis, nichts fehlt. Selbſt die ab⸗ 
wägenden und nicht immer unſerem Gefühl entſprechenden Urteile Goethes 
über ſeine Zeitgenoſſen ſind nicht fortgelaſſen worden. So werden die 
Kalender trotz ihres Namens dem Vaterlandsfreunde eine unverſiegbare 
Quelle ſtolzer Freude und hohen Genuſſes ſein, wenn er der großen Taten 
ſeiner Vorfahren gedenken will. Und dieſes noch mehr, weil nicht nur 
die Fragen der Politik und des geſamten Ganges der Ereigniſſe hier be⸗ 
handelt ſind, ſondern es hat den Verfaſſern ſehr am Herzen gelegen, auch 
das rein Menſchliche jener Zeit begreiflich zu machen. Zahlreiche Anek⸗ 
doten, Briefſtellen und Meinungsäußerungen in Geſprächen hervorragender 
Männer beleben daher das ganze Werk und erhöhen vor allem den Reiz 
zum Leſen. Beiſpiele anzuführen iſt unmöglich, die Fülle des Gebotenen 
iſt zu reichlich. Höchſtens könnte man ein paar Worte hervorheben, die 
von Talleyrand, dem viel gewandten, herrühren. Sie zeigen dieſen 
Meiſter des Beobachtens wieder in ſeiner ſtärkſten Neigung und geben 
eine treffende Überſchrift für den Zug nach Rußland ab. Talleyrand 
ſagte bei der Abreiſe Napoleons: „Er wird gegen vier unüberwindliche 
Generale zu kämpfen haben: November, Dezember, Januar und Februar!“ — 
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Der Vollſtändigkeit halber ſei noch auf die recht überſichtlichen genealogi⸗ 
ſchen Tabellen der Häuſer Bonaparte und Romanow und die Zuſammen⸗ 
ſtellungen über die Zahlenverhältniſſe der an den einzelnen Feldzügen be⸗ 
teiligten Heere, die ſich am Schluſſe eines jeden Bandes finden, hin⸗ 
gewieſen. Über die Quellen für die Kalender im einzelnen zu ſprechen, 
verbietet ſich ihrer Vielſeitigkeit wegen. Hauptſächlich kommen die zahl⸗ 
reichen, bereits im Druck vorliegenden Memoirenwerke jener Zeit in Be⸗ 
tracht. — — Ein beſonderer Vorzug der beiden Bücher ſind die meiſt recht 
gut gelungenen Reproduktionen zeitgenöſſiſcher Bildniſſe und Stiche. In 
dieſer Zuſammenſtellung reizen ſie faſt zu einer geſonderten Betrachtung. 
Doch ſoll hier nur rückblickend feſtgeſtellt werden, daß die Kalender durch 
ſie im Verein mit dem reichen Inhalt eine höchſt intereſſante, auch für 
die Wiſſenſchaft wertvolle Darſtellung der großen Zeit der Befreiung ſind. 
Hermann Dreyhaus. 


Edouard Driault: Napoleon et l’Europe. Austerlitz. La fin 
du Saint-Empire (1804—1806). Paris. Librairie Felix Alcan 
1912 (Bibliothéque d' histoire contemporaine). VI u. 492 Seiten. 


Wie ſchon der Titel vermuten läßt, hat der Verfaſſer in den Mittel⸗ 
punkt feiner ſtraff disponierten Erzählung, die in drei Büchern (le Sacre, 
Austerlitz, l’heritage du Saint-Empire) die Zeit von 1804 bis zum 
September 1806 umfaßt, die Vernichtung des alten Deutſchen Reiches 
geſtellt als das Hauptwerk, das der Imperator außerhalb Frankreichs ge⸗ 
ſchaffen hat; denn wenn er auch nichts Dauerndes an ſeine Stelle ſetzen 
konnte, ſo hat er damit doch die Bahn frei gemacht für das moderne 
Italien und Deutſchland. Da wir es aber nicht mit einer Monographie 
bloß über dieſen Gegenſtand, ſondern mit dem Beſtandteil eines großen, 
die ganze auswärtige Politik Napoleons umſpannenden Werkes zu tun 
haben, möchte man, nach Rankes Worten, auch über „das größte Welt⸗ 
verhältnis, in welchem ſich Napoleon bewegte, den Kampf gegen England 
und den Zuſammenhang en mit den fontinentalen Angelegenheiten“ 
Näheres erfahren. 

Driault geht dem Problem nicht aus dem Weg, aber er beant- 
wortet es rein negativ. Nach ſeiner Meinung war es Napoleon nur 
nützlich, daß Frankreich einen lebhaften Haß gegen England empfand, 
und dieſes hat der Koalition nur Geld gegeben. Es iſt nicht ſicher, ob 
der Leiter der franzöſiſchen Politik jemals zur Landung über dem Kanal 
entſchloſſen war; denn er hätte nichts erreicht, wenn er London für einen 
Augenblick gewann, und das Kaiſerreich lag nicht in dieſer Bahn. Daß 
im Herbſt 1804 in Mainz von der Expedition keine Rede war, iſt ja 
Tatſache; aber auch wenn der Kaiſer nach der Ordnung der italieniſchen 
Verhältniſſe im nächſten Jahr ſich nach Boulogne begab, ſoll es nur ge- 
ſchehen ſein, um die ſtarken Eindrücke wirken zu laſſen, die er hinter ſich 
zurückließ, und die ihn bald wieder von England ablenken mußten. Sein 
Ziel war auch in Boulogne Deutſchland und Italien, nicht England, und 
daß er damit die anderen Mächte in die Irre führte, war ſein genialſter 
politiſcher und ſtrategiſcher Entwurf. Auch nach der Schlacht bei Auſterlitz 
war er mehr mit dem Feſtland und mit dem Orient als mit England 
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beſchäftigt. Sein großer Gegner Pitt befand fih im Irrtum, wenn er 
ſein Vaterland vor einer Invaſion retten wollte, die gar nicht ernſt ge⸗ 
meint war, und unbewußt hat er Napoleon den größten Dienſt geleiſtet, 
indem er die große Armee durch die Koalition auf das Feſtland ablenkte. 
Es iſt alſo eine beſonders ſchroffe Formulierung der Anſchauungen, die 
der Kaiſer ſelbſt am 17. Januar 1805 im Staatsrat vorgetragen hat. 
Aber das Zeugnis Miot de Melitos, der uns dieſe Rede aufbewahrte, in 
allen Ehren; im Munde Napoleons enthielt ſie doch nur ſubjektive Wahr⸗ 
haftigkeit. Zur Tagesordnung ſtand nicht etwa die auswärtige Politik, 
ſondern das Finanzgeſetz; es galt die Ausgabe von 30 Millionen für die 
Beſpannung und andere Opfer zu rechtfertigen. Ahnliche retroſpektive 
Geſchichtsfärbungen, wie ſie ja auch moderne Regierungen zur Beſchwichti⸗ 
gung der öffentlichen Meinung oder der Parlamente ſich gelegentlich 
leiſten, ſtehen gerade bei Napoleon nicht vereinzelt; hier ſei nur an ſeine 
ebenſo aus Wahrem und Falſchem gemiſchten Angaben über den Prä⸗ 
liminarfrieden mit St. Julien bei Roederer, Oeuvres III, 336 erinnert. 
Die Verkennung des einen Grundverhältniſſes der Napoleoniſchen 
Politik verſchließt dem Autor eine Fülle von Zuſammenhängen; um andere 
wieder bringt den Leſer die gänzliche Ausſchaltung der inneren Verhält⸗ 
niſſe Frankreichs, die doch gerade bei der Geneſis des Imperiums kaum 
zu umgehen waren. Daher erſcheint hier das Kaiſertum ähnlich wie bei 
Gentz, der ausdrücklich zitiert wird, abſolut und von Anfang an als eine 
furchtbare Drohung gegen das alte monarchiſche Europa, gegen jedes 
ancien régime, nicht mehr als ein Kampf um die alten oder um die 
natürlichen Grenzen, ſondern als die unbegrenzte Eroberung. Wenn 
Driault ſchon in den Dekreten vom März 1805 über die Verfaſſung der 
bataviſchen Republik und Italiens die Keime der kaiſerlichen Macht⸗ 
theorie findet, wenn er in der Organiſation Italiens nach dem Preß⸗ 
burger Frieden einige weſentliche Formeln des politiſchen Gedankens 
Napoleons, in dem Familienſtatut vom 31. März 1806 die Hierarchie 
des Empire, in der Auseinanderſetzung mit dem Papſt einen Prinzipien⸗ 
kampf fundamentaler Art erblickt, ſo iſt das gewiß eine fruchtbare Be⸗ 
trachtungsweiſe: aber ſie hat ihre Grenzen 1). Das Anerbieten des 
italieniſchen Thrones an Joſeph verträgt ſich mit dem univerſalen Cha⸗ 
rakter, der hier der lombardiſchen Krone imputiert wird, durchaus nicht, 
und darum ſoll es nicht ernſt gemeint geweſen ſein. Daß Talleyrand, 
der doch ſpäter in Frankreich ſelbſt als einer der erſten ſich gegen den 
Univerſalismus des Kaiſerreichs gewendet hat, das italieniſche Königtum 
als eine bloße Verfaſſungsänderung, die Wegnahme von Genua als Maß⸗ 
regel gegen England verteidigt hat, daß Napoleon die beiden Kronen nur 
ſo lange vereinigen wollte, bis Malta von den Engländern und Korfu 
von den Ruſſen geräumt wäre, dieſe und andere Wahrheiten, die ſich in 
Driaults Syſtem ſchlecht fügen wollen, erfährt man nur fo nebenbei. 


1) Auch iſt es nicht richtig, daß „die meiſten“ Hiſtoriker von Thiers bis 


Sorel ſich zu wenig mit dem Verhältnis des Kaiſers zu ſeinen Eroberungen 
und Vaſſallen, will ſagen mit der inneren Struktur des Imperiums beſchäftigt 


haben. 
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Am ſinnenfälligſten tritt der Standpunkt des Verfaffers in den Ab⸗ 
ſchnitten über die deutſche Politik Napoleons hervor. Die franzö ſiſchen 
Könige und ihre Miniſter, Heinrich II. und Heinrich IV., Richelieu und 
Mazarin, ſo hält er Sorel entgegen, wollten die deutſchen Fürſten ſchützen 
gegen die kaiſerliche Macht; ſie waren Verteidiger der deutſchen Libertät. 
Napoleon dagegen konfiszierte im Widerſpruch mit jeder deutſchen und 
franzöſiſchen Tradition ihre Freiheiten zu ſeinem Vorteil und ließ ſie in 
einem fremden Reich aufgehen. Das iſt der Unterſchied zwiſchen der 
Kaiſerpolitik Frankreichs und der nationalen Staatskunſt der alten Könige 
und des Wohlfahrtsausſchuſſes. Nur ſchade, daß Richelieu und Mazarin 
ebenſo abgelöſt wurden durch Ludwig XIV., wie auf den Wohlfahrts⸗ 
ausſchuß das Kaiſertum folgte. Als die äußerſte Grenze des Zuläſſigen, 
bei der man hätte verharren ſollen, erſcheint Driault der Reichsdeputations⸗ 
hauptſchluß; mit Mäßigung hätte Napoleon die dritte Koalition zer⸗ 
ſprengen, hätte er im Sommer 1806 als Herr von Frankreich, Holland, 
der Schweiz, Spanien, Italien und Deutſchland in einer wunderbaren 
Poſition über den Frieden verhandeln können. Daß aber die in Deutſch⸗ 
land im Jahre 1803 — übrigens doch ſchon durch Napoleon — ge⸗ 
ſchaffenen Verhältniſſe auf die Dauer unhaltbar waren, iſt dem Verfaſſer 
trotz ſeiner eingehenden Erörterung der deutſchen Zuſtände verborgen ge⸗ 
blieben. Die Heiratsgeſchichte der bayeriſchen Prinzeſſin Auguſte wird 
hier ſehr ausführlich behandelt, während z. B. die Verhandlungen während 
des Mainzer Fürſtentages, der Entwurf zu einer Unabhängigkeitserklärung 
im November 1805, die Münchener Bundesakte vom 16. Januar 1806, 
der Münchener Mediationskongreß, der letzte Widerſtand Bayerns und 
Württembergs gegen den Rheinbund gar nicht oder doch nur ungenügend 
berückſichtigt ſind. Richtig iſt, daß vor und nach dem Tage von Auſterlitz 
alles auf Preußens Haltung ankam; aber wenn man lieſt, Durocs 
Sendung nach Berlin im September 1805 hatte „vielleicht“ nur den 
Zweck, Preußen von der Koalition fernzuhalten; Napoleon hatte „viel- 
leicht“ die Abſicht, über Preußen herzufallen, wenn er den Frieden mit 
Oſterreich betrieb; „wahrſcheinlich“ wollte er niemals Friedrich Wilhelm 
ernſtlich zum Freunde gewinnen — ſo erhält man den Eindruck, die ſieben 
erſten Seiten des Lenzſchen Aufſatzes über „Napoleon I. und Preußen“ 
hätten dem Verfaſſer mehr Klarheit verſchafft als die ſieben Bände politi⸗ 
ſcher Korreſpondenzen im Pariſer Archiv des Außeren. 

Aber die Erfolge der Politik Napoleons gerade in den Jahren 1804 
bis 1806 muß auch die bitterſte Kritik anerkennen, und das Hauptelement 
ſeiner Größe findet Driault neben ſeinem Genie in der Spaltung Europas 
und in der Offenfivfraft der Revolution. Es iſt viel geſchrieben worden 
von einer ſtändigen Koalition Europas gegen die Revolution und Napoleon; 
aber hat es während der 23 Kriegsjahre je eine wirkliche Koalition 
Europas gegen Frankreich gegeben? ruft er aus, gab es ein Europa? gibt 
es heute ein Europa? Das iſt wieder eine von jenen längſt erkannten 
und für ſeine Landsleute gewiß nützlichen Wahrheiten, deren Anwendung 
im einzelnen aber den Verfaſſer auf Abwege führt. So trägt z. B. nach 
ſeiner Meinung die Konvention zwiſchen Oſterreich und Rußland vom 
6. November 1804 einen rein defenfiven Charakter, während doch ſchon 
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Fournier, Geng und Cobenzl S. 149 in ihr „die Keime zu weiteren 
Maßnahmen“ gefunden hat. Die dritte Koalition ſoll nie wirklich ab⸗ 
geſchloſſen worden ſein; ſie kam zu ſtande, nicht weil Frankreich ſeine 
natürlichen Grenzen hatte, ſondern weil Napoleon die Herrſchaft über 
Europa wollte und über dieſe Grenzen hinausging. Es iſt ein Trug⸗ 
ſchluß, hören wir, daß die dem beſiegten Frankreich auferlegten Be⸗ 
dingungen dem ruhmreichen Frankreich Napoleons im Jahre 1805 zu teil 
geworden wären. Und doch muß der Verfaſſer die für Frankreich un⸗ 
annehmbaren Forderungen, deren agreſſiver Charakter längſt erkannt 
wurde, abdrucken, und bei der Interpretation des dritten Geheimartikels 
des Vertrags vom 11. April 1805 entſchlüpft ihm das Geſtändnis, Pitt 
wollte ſeit zehn Jahren Frankreich Belgien rauben und es in ſeine alten 
Grenzen zurückwerfen. 


Am meiſten Gnade findet vor den Augen des Verfaſſers von „La 
politique orientale de Napoléon“ die orientaliſche Politik des Kaiſers, 
weil fie ſich in Übereinftimmung befinde mit dem alten Übergewicht Frank⸗ 
reichs in der Levante. Der Zar verfolgte auf dem Balkan dasſelbe Ziel 
wie Napoleon, und die Türkei iſt nach dem Tag von Auſterlitz der Kampf⸗ 
platz zwiſchen Rußland und Frankreich. Hier iſt das wichtigſte Problem, 
das fortan das Denken Napoleons beſchäftigen wird, und aus dieſem 
Grunde haben die Beziehungen Frankreichs zur Türkei, die Schwierig- 
keiten, die ihm dort von England und Rußland bereitet wurden, eine aus⸗ 
führliche Darſtellung auf archivaliſcher Grundlage gefunden. 


Die Benutzung der Pariſer Archive bei jeder Gelegenheit, die der 
franzöſiſche Hiſtoriker vor dem deutſchen voraus hat, macht ihre Werke 
durch die mitgeteilten Auszüge faſt immer wertvoll, verleitet ſie aber in 
der Regel zu einer groben Vernachläſſigung der gedruckten Literatur. 
Das gilt im allgemeinen auch von Driault, der namentlich an Kenntnis 
der deutſchen Fachliteratur weit hinter Sorel zurückſteht. Man wird ihm 
allenfalls nachſehen, wenn er den Brief des Freiherrn von Stein an den 
Fürſten von Naſſau⸗Uſingen vom 13. Januar 1804 nach den archives 
des affaires étrangéres zitiert; aber feine archivaliſchen Mitteilungen 
über die Sendung von Lauderdale nach Paris im Sommer 1806 er- 
wecken in Verbindung mit der Polemik gegen Sorel an dieſer Stelle bei 
dem Unkundigen den Eindruck, als handle es ſich um eine ganz neue Ent⸗ 
deckung, während das Weſentliche davon ſchon dem Moniteur von 1806 
zu entnehmen war, ganz abgeſehen von der wiederholten Behandlung 
dieſer Miſſion in neuerer Zeit. So wird man, um von einzelnen Ver⸗ 
ſehen bei einem ſo großen Werke billigerweiſe ganz zu ſchweigen, das 
Buch Driaults doch mit der Empfindung aus der Hand legen, die große 
Theſe Sorels, gegen die es ſich wendet, kann nicht durch andere „Syſteme“ 
aus dem Vollen überwunden, ſondern nur durch ſorgfältige Prüfung im 
einzelnen berichtigt oder vertieft werden. Theodor Bitterauf. 


Kriegsbriefe des Leutnants Wilhelm Alberti aus den Befreiungs- 
kriegen. Nebſt Reiſeberichten aus Holland und Belgien vom Sommer 
1811. Feſtgabe des Vereins für Geſchichte Schleſiens zur Jahr- 
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hundertfeier der Befreiungskriege. Bearb. von Rud. Brieger. 
Breslau, Hirt, 1913. XXXVII u. 234 S. 5 Mk. 


Die Fülle der Erinnerungen, die die Jahrhundertfeier der Freiheits⸗ 
kriege an die Offentlichkeit gebracht hat, läßt, wenigſtens für den Hiſtoriker, 
ihre typiſche Bedeutung immer mehr in den Vordergrund treten, und 
nur verhältnismäßig wenigen dieſer Aufzeichnungen gibt auch eine per⸗ 
ſönliche und individuelle Note beſonderes Intereſſe. Zu den Büchern der 
letzteren Art gehören die im Auftrage des ſchleſiſchen Geſchichtsvereins 
veröffentlichten Kriegsbriefe des Leutnants W. Alberti, über deſſen Lebens- 
gang die ſorgfältige Einleitung des Herausgebers unterrichtet. 

Der Schreiber der Kriegsbriefe gehörte dem erwerbstätigen und ge⸗ 
bildeten Bürgertum an, das, wie man weiß, mit dem Kriegshandwerk bis 
dahin nur wenig Fühlung gehabt hatte. Er war das Mitglied einer 
Waldenburger Fabrikantenfamilie, die zu den erfolgreichſten Förderern der 
ſchleſiſchen Leineninduſtrie rechnete, aber auch die rege Pflege geiſtiger 
Güter ſich angelegen ſein ließ, die ihr durch verwandtſchaftliche Beziehungen 
zu Männern wie Steffens, Raumer, Tieck und Waagen nahegelegt wurde. 
Gleich zu Beginn des Krieges war der warmherzige und enthuſiaſtiſche 
Jüngling, der eben noch auf der Schulbank des Hirſchberger Gymnaſiums 
geſeſſen hatte, in die Reihe der Kämpfer eingetreten, und an der Hand 
ſeiner Briefe verfolgen wir, wie er bei Groß-Görſchen die Feuertaufe er⸗ 
hielt und weiterhin an den Ereigniſſen des Krieges tapfer Anteil nahm — 
beſonderen Reiz gibt daneben den Briefen der Humor und der ſtarke 
Familienſinn, der bei allen großen Eindrücken des Augenblicks immer 
und immer wieder zum Durchbruch kommt. 

Nachdem er bei Belle-Alliance ſchwer verwundet worden war, nahm 
Alberti im Jahre 1817 ſeinen Abſchied, um nunmehr für immer „das 
Schwert mit der Spindel zu vertauſchen“. In einem glücklichen und 
reich geſegneten Leben hat er bis in ein hohes Alter hinein wirken 
können, und der Herausgeber der Briefe würde, wie wir glauben, dem 
Andenken ſeines Verwandten nicht weniger wie der preußiſch-ſchleſiſchen 
Wirtſchaftsgeſchichte einen Dienſt erweiſen, wenn er ſich entſchlöſſe, aus 
den reichen Papieren der Familie Alberti eine eingehende Darſtellung des 
Lebenswerkes Wilhelm Albertis zu ſchöpfen. V. Loewe. 


Briefe des Generals Neidhardt von Gneiſenau 1809 — 1815. Ge⸗ 
ſammelt und herausgegeben von Julius v. Pflugk-Harttung. 
Gotha. Fr. Andr. Perthes A.-G. 1913. 


Die vorliegende Briefſammlung enthält in ihrem erſten Teil 
88 Schreiben Gneiſenaus an ſeine Frau, in ihrem zweiten 48 an die ver⸗ 
ſchiedenſten politiſchen und militäriſchen Perſönlichkeiten. Die erſten 
ſtammen aus dem Gräflich Gneiſenauſchen Familienarchiv zu Sommerſchen⸗ 
burg und ſind bisher ganz unbekannt geblieben, die letzteren ſind zumeiſt 
aus dem Königlichen Staatsarchiv entnommen und in ihrem vollen Wortlaut 
bis jetzt noch nicht veröffentlicht geweſen. Der Wert der Briefe iſt ſehr 
verſchieden, im ganzen betrachtet gibt die Sammlung einen nicht uninter⸗ 
eſſanten Beitrag zur Charakteriſtik Gneiſenaus. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVI. 2. 19 
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Während die Briefe des zweiten Teils ausſchließlich politiſchen oder 
militäriſchen Inhalts ſind, behandeln die des erſten nur Dinge privateſter 
Natur. Gerade deshalb ſind ſie von Intereſſe. Wir lernen hier Gneiſenau 
als ſorgſamen, ſcharf rechnenden Familienvater kennen, der nicht müde 
wird, ſeiner mit den Kindern auf dem Familiengute Mittel⸗Kauffungen 
zurückgebliebenen Lebensgefährtin aus der Ferne die eingehendſten An⸗ 
weiſungen zur Bewirtſchaftung, Verwaltung, Neueinrichtung und Verbeſſe⸗ 
rung des Gutes zu geben und Ratſchläge in bezug auf die Erziehung der 
Kinder zu erteilen. Der Inhalt dieſer Briefe macht nicht immer einen 
für den Schreiber günſtigen Eindruck. Gneiſenau iſt häufig wenig liebens⸗ 
würdig gegen ſeine Frau, beurteilt ihre ökonomiſchen Maßnahmen wie auch 
ihre Anordnungen in betreff der Erziehung der Kinder mit großer Strenge, 
kritiſiert hie und da ſogar ihre Briefe mit ſchulmeiſterlicher Pedanterie nach 
Inhalt und Stil. „Du verlangſt einen Rat von mir in Deinen Mittel⸗ 
Kauffunger Anordnungen. Aber wenn ich ihn auch geben könnte, ſo würde 
ich ihn doch nicht gerne geben, da ich fürchten müßte, du würdeſt gerade 
deswegen, weil er von mir kommt, ſolchen nicht befolgen Wenn die 
allerbeſtimmteſten und als unabweislich angekündigten Befehle nicht be⸗ 
folgt werden, wie würde dies ein Ratſchlag?“ Und noch ſchärfer: „Dein 
Schreiben aus Warmbrunn habe ich erhalten. Man ſah ihm den Ort an, 
wo es geſchrieben ward, das heißt unter Zerſtreuungen. Es iſt ſo un⸗ 
deutſch, mit ſo vielen Auslaſſungen und Wiederholungen und ſo vielen 
Sinnentſtellungen abgefaßt, daß ich es vernichtet habe, damit man, wenn 
ich bei meiner Unternehmung zugrunde gehen ſollte und man es nach 
meinem Tode fände, nicht daraus auf Deine Bildung ſchließe. Ich habe 
es nicht ohne Lachen geleſen.“ Alles das klingt ſehr unfreundlich, ſelbſt 


wenn wir annehmen, daß Gneiſenau begründeten Anlaß zur Unzufrieden⸗ 


heit mit ſeiner Frau gehabt habe. Aber wir dürfen nicht vergeſſen, daß 
dieſe Briefe in den politiſch und militäriſch geſpannteſten Tagen der Jahre 
1809 bis 1815 geſchrieben ſind, daß die durchaus ſoldatiſche Natur 
Gneiſenaus zur knappften und beſtimmteſten Ausdrucksweiſe drängt, und 
daß bei aller militäriſchen Entſchiedenheit die liebevolle Sorge für Frau 
und Kinder dennoch aus jedem Schreiben hervorleuchtet. Die nämlichen 
Gründe laſſen auch manches ungerechte Urteil über Perſonen, das 
Gneiſenau ſpäter an anderer Stelle weſentlich geändert hat, entſchuldigen 
und als Ausfluß augenblicklicher Stimmung erſcheinen. 

»Man hat in Anbetracht des ungünſtigen Eindrucks, den einzelne 
dieſer Briefe bei dem Leſer hervorrufen, die Veröffentlichung dieſer Samm⸗ 
lung, als das Bild des großen Nationalhelden ſchädigend, bedauert. Es 
iſt ſelbſtverſtändlich, daß ich dieſe aus gänzlich unwiſſenſchaftlicher Grund⸗ 
anſchauung entſpringende Anſicht nicht teile. 

R. Friederich. 


Otto Harnack, Wilhelm von Humboldt. [Geifteshelden, Eine Samm⸗ 
lung von Biographien, hrsg. von Ernſt Hofmann, Bd. 62], Berlin 
1913. X u. 273 S. 3,60 Mk. 


Um den Hiſtoriker Humboldt zu charakteriſieren, zitiert Harnack aus 
deſſen Schrift „Über die Aufgabe des Geſchichtsſchreibers“ einige beſonders 


643] 


Neue Erſcheinungen 291 


bemerkenswerte Stellen: „Das Geſchehen iſt nur zum Teil in der Sinnen⸗ 
welt ſichtbar (oder überhaupt wahrnehmbar); das übrige muß hinzu⸗ 
empfunden, geſchloſſen, erraten werden Mit der nackten Abſonde⸗ 
rung des wirklich Geſchehenen iſt noch kaum das Gerippe der Begebenheit 
gewonnen Die Wahrheit alles Geſchehenen beruht auf dem Hinzu⸗ 
kommen jenes oben erwähnten, unſichtbaren Teils jeder Tatſache, und 
dieſen muß daher der Geſchichtsſchreiber hinzufügen“ (S. 205). Dieſe 
Worte brauchen nicht interpretiert zu werden; ſie geben deutlich genug 
das Weſen des Hiſtorikers an, der die von ihm behandelte Zeit in liebe⸗ 
voller Weiſe darzuſtellen verſteht. Zugleich ſind ſie uns ein Maßſtab zur 
Beurteilung ſeiner Werke. Inwieweit das Moment der Lebenswahrheit 
gegenüber den Quellen und hinſichtlich der Perſönlichkeit bzw. der Zeit 
erreicht worden iſt, das wird die Frage ſein. 

Humboldt ſpricht hier in der Hauptſache von der Behandlung be- 
ſtimmter Zeiten oder Verhältniſſe. Iſt ihm ſchon dafür eine ſolch tief⸗ 
gründige, künſtleriſch durchdrungene Schaffensweiſe die Norm, wieviel 
mehr muß ſie es ſein, wenn ein Hiſtoriker es unternimmt, das Leben 
eines einzelnen Menſchen in Worte zu faſſen. Hier gelten vielleicht noch 
mehr als anderswo die Zeilen Schillers, die Harnack als allein von Hum⸗ 
boldt erhalten gleichfalls mitteilt. Dieſer ſandte fie mit der oben ge- 
nannten Schrift an Goethe: „Wenn der Geſchichtsſchreiber den Stoff in 
ſich aufgenommen hat, muß er ihn wieder ganz neu aus ſich ſchaffen“ 
(S. 207). Spricht hieraus vielleicht auch etwas der Dichter, gleichviel, 
für den Verfaſſer einer Biographie möchte ich dieſen Satz doch wohl 
gelten laſſen. Wenn irgendwo, ſo muß dabei der Darſteller die Perſön⸗ 
lichkeit ſeines Helden in ſich aufnehmen und durch das Medium ſeines 
künſtleriſchen Schaffens eine Lebensbeſchreibung werden laſſen. Nur dann 
wird uns dieſe den wahren Lebensgang eines Menſchen klarlegen, nur 
dann wird ſich uns ein wirkliches Bild ſeiner Eigenart darbieten, andern⸗ 
falls aber wird, um die Humboldtſchen Worte zu gebrauchen, „mit der 
nackten Abſonderung des wirklich Geſchehenen kaum das Gerippe der Be⸗ 
gebenheit gewonnen“. . 

Der Zweck dieſer Ausführungen wird wohl fdon erkannt worden 
ſein. Ich habe dieſe Weſensbeſtimmung aller hiſtoriſchen Darſtellung des⸗ 
halb ſo ſcharf und ausführlich gegeben, weil ich ſie bei Harnack — nicht 
gefunden habe. Dieſe Biographie faßt ein reiches und umfaſſendes 
Material, das in ſeinem objektiven Beſtand Harnack als Herausgeber der 
Akademieausgabe von Humboldts Werken natürlich geläufig iſt, in energi⸗ 
ſcher Weiſe zuſammen, wobei mancherlei bisher Unbekanntes zutage ge⸗ 
fördert wird. Das muß anerkannt werden. Dann aber fragen wir uns: 
Wo bleibt die Perſönlichkeit Humboldts? — Wir lernen ſo ſehr viel über 
den äußeren Gang ſeines Lebens kennen, ein Ereignis jagt förmlich das 
andere. Es iſt nicht immer leicht, dem Verfaſſer zu folgen, wenn er 
ſich — wie das ſo oft geſchieht — unterbricht und ſagt: „Kehren wir 
dazu und dazu zurück!“ Von dem Menſchen Humboldt hören wir ſo 
bitter wenig. Und das gerade intereſſiert uns in einer Biographie doch 
am meiſten! Es iſt nicht damit genug getan, in einer Einleitung die 
Grundlinien ſeines Weſens zu zeichnen, die überdies im einzelnen des 
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Gedankenganges manchmal des Widerſpruches nicht entbehren, wir wollen 
den Menſchen leben ſehen, ja, wenn wir auch von dem Inhalt ſeiner 
Schriften hören, wenn wir die äußere Geſtaltung ſeines Lebensganges 
überblicken, wir wollen die Perſönlichkeit in ihrem Tun und Wirken er⸗ 
kennen. Was bei Harnack fehlt, das iſt das „Hinzuempfinden“, das „Er⸗ 
raten“ deſſen, was den toten Buchſtaben der Quelle belebt, das Schließen 
der Gedanken, die dem Ganzen Einheit geben. Nicht nur die berufs⸗ 
mäßige Tätigkeit des Gelehrten möchten wir beobachten, an ſeinem künſt⸗ 
leriſchen Schaffen wollen wir teil haben und uns freuen. Das iſt ja der 
Zauber, der von Bielſchowskys „Goethe“ ausgeht. In dieſer Biographie 
ſind meinem Ermeſſen nach die Intentionen Humboldts am ſchönſten ver⸗ 
wirklicht. Allerdings zeigt auch ihr Schluß, wo des Meiſters Hand nicht 
mehr die Feder führen konnte, das gerade Gegenteil. Es iſt ewig ſchade 
um das an ſich ſo köſtliche Werk, von deſſen künſtleriſcher Vollendung kein 
Geringerer als Hermann Grimm im höchſten Maße entzückt war, daß 
gerade das Kapitel über den „Fauſt“ nicht von Bielſchowsky, ſondern 
lediglich von einem Gelehrten geſchrieben iſt. An dieſem Werke erkennt 
man ſo recht den Unterſchied in der Geſchichtsſchreibung, wie ihn Hum⸗ 
boldt ſo ſcharf ausgeführt hat. | 

Diele Einfeitigfeit des Schaffens ift fo tiefgehend, daß aus ihr Auf- 
faſſungen von der Perſönlichkeit des Helden ſich ergeben, die ſelbſt die 
rein objektive Beobachtung beeinfluſſen. Dies trifft natürlich auch bei 
Harnack zu. So ſcheint mir gerade das Verhältnis Humboldts zu unſern 
Klaſſikern ſich zu ſehr an die herkömmliche, allgemeine Auffaſſung an⸗ 
zulehnen, obwohl bereits Meinecke (Weltbürgertum und Nationalſtaat, 
S. 179 ff.) und Spranger (Wilhelm v. Humboldt und die Reform des 
Bildungsweſens, S. 31 ff.) die klaſſiſche Natur Humboldts eingehend unter⸗ 
ſucht haben. Von den Einflüſſen dieſer Forſchungen iſt bei Harnack nichts 
wahrzunehmen. Aber mag dem ſo ſein. Ein anderes wiegt ſchwerer. 
Hätte Harnack ſich nicht damit begnügt, lediglich Material zuſammen⸗ 
zutragen, hätte er im Humboldtſchen Sinne Geſchichte geſchrieben, ſo wäre 
ſeine Auffaſſung der Humboldtſchen Perſönlichkeit gerade unſern Dichtern 
gegenüber um viele Züge deutlicher geworden. Wenn auch Humboldt nur 
8 Jahre jünger iſt als Schiller, ſo iſt er doch das Kind einer andern 
Zeit. Goethe und Schiller gehören ganz in das 18. Jahrhundert, Hum⸗ 
boldt unbedingt in das 19. Beide Gruppen ſind getrennt durch die tiefe 
Kluft des nationalen Bewußtſeins, deſſen Urſprung nicht in dem Uni⸗ 
verſalismus unſerer Klaſſiker, ſondern in der von Harnack für Humboldt 
ſtets ſehr ſchroff abgewieſenen Romantik liegt. Harnack ſelbſt gibt zwar 
die beſten Beweiſe für das Nationalgefühl Humboldts. Dieſer iſt im 
Begriff, Italien zu verlaſſen. Er hat es nicht mit den Augen Goethes 
geſchaut. Es war ihm keine Offenbarung. Ganz richtig ſagt hier Harnack: 
„Jene Stimmung, die Goethe erſt im Gefühl des Abſchiednehmens über- 
kam, die „heroiſch-elegiſche“ herrſchte in Humboldt von Anbeginn“ (S. 76). 
Es iſt dieſelbe Stimmung, von der uns Humboldts Nachfolger auf ſeinem 
diplomatiſchen Poſten Niebuhr, Bunſen und ſpäter der allerdings nicht 
in dieſe Reihe gehörige Leopold von Ranke berichten. Rom iſt Ver⸗ 
gangenheit! Aber die Reihe von Humboldt ab hat ein ſtarkes auf die 
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Gegenwart geſtimmtes Gefühl, das dieſer in ſchönen, nicht von klaſſiſchem 
Zauber durchwirkten Worten kundgibt: „Dabei gehe ich doch nicht ohne 
Intereſſe und nicht ohne Liebe nach Deutſchland. Ich liebe Deutſchland 
recht eigentlich in tiefer Seele Das Unglück der Zeit knüpft mich 
noch enger daran, und da ich feſt überzeugt bin, daß gerade das Unglück 
Motiv werden ſollte für die einzelnen, mutiger zu ſtreben, — für alle, 
ſich mehr zu fühlen, ſo möchte ich ſehen, ob die gleiche Stimmung auch 
bei andern herrſchend wäre, und dazu beitragen, ſie zu verbreiten“ 
(S. 100). 

Hiermit iſt die eine Seite Humboldts, das Weſen des Staatsmannes, 
gekennzeichnet, der Gelehrte aber zugleich angedeutet. Sie beide gegen⸗ 
einander abzuwägen, möchte leicht reizen, iſt aber für eine Biographie 
ohne Bedeutung. Im ganzen iſt Harnack der Meinung, daß Humboldts 
reiche Fähigkeiten nach keiner Weiſe eine angemeſſene Betätigung gefunden 
haben. Das heißt dem Schickſal einen Vorwurf machen. Ob der aber 
berechtigt iſt? — Dieſe Frage möchte ich nicht beantworten. Mir ſcheint 
anderswo das Richtige zu liegen. Mit Recht weiſt Harnarck des öfteren 
auf die Harmonien in Humboldts Geiſtesleben hin. Ein inneres Aus⸗ 
geglichenſein iſt ſein weſentlichſter Charakterzug. Sind aber Menſchen, 
deren Naturen in ſeltener Schöne des Gleichgewichts ſich bewegen, be— 
fähigt, in dem rauhen Gang der Zeiten eine einſchneidende Rolle zu 
ſpielen? — Ich glaube, nein! Der Erſolg unſerer großen Männer liegt 
lediglich in einer beſonders ausgeprägten Eigenart, nicht in einer Harmonie 
von gewaltigen Fähigkeiten. Die war nur wenigen Geiſtern beſchieden: 
nicht Humboldt, nicht Schiller, aber einem Goethe, Michelangelo — — 
viele Namen laſſen ſich nicht nennen. Hermann Dreyhaus. 


Gold gab ich für Eiſen. Deutſchlands Schmach und Erhebung in 
zeitgenöſſiſchen Dokumenten, Briefen, Tagebüchern aus den Jahren 
1806—1815 von Ernſt Müſebeck. 393 S. Deutſches Verlags- 
haus Bong & Co. 2, geb. 3 Mk. 


Mit Sachkenntnis und großem Geſchick iſt hier nach einem leitenden 
Geſichtspunkte das wertvollſte aus den Dokumenten jener unvergeßlichen 
Jahre zuſammengeſtellt; was dieſer Jubiläumsgabe aber vor anderen den 
Anſpruch gibt, in einer wiſſenſchaftlichen Fachzeitſchrift genannt zu werden, 
iſt die Einleitung, die Müſebeck gegeben hat, und die in großen Zügen 
die geiſtige Wandlung ſchildert, die dem Kampf der Waffen voranging. 
Man merkt es dieſen Zeilen an, daß ſie von jemandem geſchrieben ſind, 
dem das Problem, das in den Worten „Staat und Individuum“ liegt, 
ſelbſt ein Lebensproblem iſt, und der an der Stellungnahme der führenden 
Geiſter Deutſchlands vor 100 Jahren die eigene orientiert hat. Nicht 
jeder Formulierung möchte ich beiſtimmen: ſo hätte, um nur einen Punkt 
zu berühren, Goethe nicht unter denen genannt werden ſollen, deren Ethik 
in der Forderung des „idealiſchen“ Menſchen gipfelt, wo doch feine Auf- 
faſſung gerade ihren Kern in der Anerkennung der individuell beſtimmten 
Perſönlichkeit hat. — Ob nicht manche der Ausführungen allzuſchwer ſind 
für den Kreis, an den die Publikation ſich wendet? Den Leſern dieſer 
Zeitſchrift ſeien ſie auf das Wärmſte empfohlen. H. v. C. 
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Ernſt Molden, Die Orientpolitik des Fürſten Metternich 1829—1833. 
Herausgegeben von der Geſellſchaft für neuere Geſchichte Oſterreichs. 
Wien und Leipzig 1913. Ed. Hölzels Verlag. VI und 123 Seiten. 
5,50 Mk. | 


Nikolaus I. hatte ſich 1827 mit England und Frankreich über die 
Beilegung der griechiſchen Unruhen geeinigt. Seine Eroberungspolitik 
führte aber bald zu einer Erkaltung ſeiner Beziehungen zu den beiden 
Weſtmächten. Da er feit dem Frieden von Adrianopel ähnlich wie Öfter- 
reich die Erhaltung der Türkei wünſchte, näherte er ſich Metternich ſchon 
1829. Die Julirevolution, der ſcharfe Gegenſatz des Zaren zum Frank⸗ 
reich Louis Philipps, das herzliche Einvernehmen Englands mit Frank⸗ 
reich beſchleunigten dieſe Entwicklung. Der Zar erkannte Metternichs 
„Prinzipien“ an und konnte dafür, ohne von Öfterreich geſtört zu werden, 
1833 ſeine Flotte in den Bosporus ſenden und den für ihn ſo günſtigen 
Vertrag von Hunkiar Iskeleſſi mit der Pforte abſchließen. In München⸗ 
grätz vereinbarten beide Kaiſer im September 1833, ohne die von Rußland 
perhorreszierte Garantie des türkiſchen Beſitzſtandes zu übernehmen, einen 
Wechſel der Dynaſtie in Konſtantinopel nicht zu dulden, und wenn es zum 
Zuſammenbruch der Türkei käme, gemeinſam einen neuen Zuſtand her⸗ 
zuſtellen und keine Störung des Gleichgewichts hinzunehmen. Für ſeine 
Darſtellung benutzt Molden an ungedruckten Quellen beſonders die im 
k. k. Haus⸗, Hof⸗ und Staatsarchiv in Wien befindlichen Korreſpondenzen 
der öſterreichiſchen Vertreter in Petersburg, Konſtantinopel und London. 
Neben dem ungefähr gleichzeitig mit ihr erſchienenen dritten Bande von 
Schiemanns Nikolaus I. bietet dieſe Arbeit nicht viel Neues. Hier inter⸗ 
eſſiert vor allem der Nachweis, daß 1833 eine Zuſammenkunft des Zaren 
zugleich mit dem Kaiſer Franz und dem König von Preußen nicht durch 
Anderungen in Nikolaus Reiſeplänen, ſondern durch Metternich vereitelt 
wurde, der die ruſſiſch⸗-preußiſche Intimität gern getrübt hätte. Der öſter⸗ 
reichiſche Geſandte in London ſcheint Palmerſton von ſeinem Plan abgebracht 
zu haben, in dem türkiſch⸗ägyptiſchen Konflikt 1833 gemeinſam mit Frank⸗ 
reich bewaffnet zu intervenieren, was bei der Spannung zwiſchen den 
Weſtmächten und Rußland einen allgemeinen Krieg befürchten ließ. 


Neu iſt die Auffaſſung der Orientpolitik Metternichs. „Die Wand⸗ 
lung, die mit Rußlands Politik die Konſtellation in ganz Europa erfuhr 
und die von der Tripelallianz von 1827 zum Bündnis der Oſtmächte, 
vom ruſſiſch⸗türkiſchen Krieg zur Münchengrätzer Oriententente führte, iſt 
in der Hauptſache das Werk des öſterreichiſchen Kanzlers.“ Wie wenig 
das zutrifft, zeigt dann die Darſtellung Moldens ſelbſt, nach der Rußland 
ſtets der treibende Faktor, Oſterreich der treue Sekundant war. Wie 
hätte es bei der Metternichſchen Politik auch anders ſein können. Sagt 
Molden doch ſelbſt: „Oſterreich hat damals am Balkan keine aktive Politik 
getrieben und es verdient manchen Vorwurf, daß ... die Wühlarbeit des 
inoffiziellen und offiziellen Rußland in Serbien, Bosnien, Albanien von 
Wien aus ſo wenig beachtet wurde.“ Wie wenig der Zar Metternich 
etwa einen leitenden Einfluß zugeſtand, zeigt, abgeſehen von Molden noch 
unbekannten, von Schiemann veröffentlichten Außerungen, beſonders ſein 
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Verhalten während der Verhandlungen, die zum Vertrag von Hunkiar 
Iskeleſſi führten. Metternich wußte gar nichts davon; er beſtritt den 
Botſchaftern der Weſtmächte in gutem Glauben, daß dergleichen im Werke 
fet, und regte die Entfernung einiger ruſſenfeindlicher türkiſcher Staats⸗ 
männer an, — die eben, vom ruſſiſchen Geld beſtochen, ihre Namen unter 
den Vertrag geſetzt hatten. Die Konvention von Münchengrätz betrachtet 
Molden als epochemachendes Ereignis. Ihre Wirkungen ſind aber, wenigſtens 
was den Orient betrifft, nicht erheblich geweſen. In dem türkiſch⸗ägyptiſchen 
Konflikt von 1839/40 verſuchte Metternich ſelbſtändig vorzugehen, und 
Rußland hätte die Verſtändigung mit England jeder anderen Kombination 
vorgezogen. Der Verfaſſer möchte ſeinen Helden gern von allem doktrinären 
Ballaſt befreien. „Was Syſtem hieß, war nur das Streben, in einer 
Zeit, deren große Ideen die Lebensfähigkeit Oſterreichs zu verneinen 
ſchienen, ſeinen Bau mit allen Mitteln zu ſtützen.“ Dazu will dann 
freilich die vorſichtige Bemerkung wenig paſſen: „Inwiefern Metternich 
auch damals ſchon (1833) die nationalen Gefahren erkannt hatte, iſt nicht 
ganz klar.“ 
Charlottenburg. M. Hein. 


E. Hemmerle, Die Rheinländer und die preußiſche Verfaſſungsfrage 
auf dem erſten vereinigten Landtag (1847). Heft II der „Studien 
zur rheiniſchen Geſchichte“. Bonn, Markus & Weber (Dr. Albert 
Ahn), 1912. V und 229 S. 6 Mk. 


Das berühmte Patent vom 3. Februar 1847, welches den gte ver⸗ 
einigten Landtag berief, bildet eine ſehr bedeutſame Etappe in der Ver⸗ 
faſſungsentwicklung Preußens. Trotz der großen Beſchränktheit ſeiner 
Befugniſſe war damit der Weg betreten, der geeignet war, das abſolu⸗ 
tiſtiſche Preußen allmählich in eine konſtitutionelle Monarchie umzuwandeln 
und eine engere Verbindung Preußens und Deutſchlands herbeizuführen, 
eine Entwicklung, welche die Revolution des Jahres 1848 ebenſo unter⸗ 
brach wie beſchleunigte. Die Rheinländer haben auf dem vereinigten 
Landtage eine ſo beherrſchende Rolle geſpielt, daß die H. geſtellte Aufgabe 
beſonders gerechtfertigt war. 

Geſtützt vornehmlich auf die Landtagsprotokolle und die rheiniſche 
Preſſe, die dem Februarpatent und den Berliner Verhandlungen lebhafteſte 
Aufmerkſamkeit ſchenkte, aber auch auf einiges Aktenmaterial des Berliner 
Geheimen Staatsarchivs, unterſucht H. hauptſächlich die Stellung der 
Rheinländer zum Februarpatent und auf dem Landtage. Der zweite 
Abſchnitt iſt um die beiden Geſichtspunkte gruppiert: „Der Kampf um 
den Rechtsboden“ und „die verfaſſungsrechtlichen Anſchauungen und Ziele 
der Rheinländer“. Der reiche Stoff iſt geſchickt gegliedert, die Darſtellung 
flüſſig; die Werturteile und die Terminologie zeigen den Autor als einen 
denkenden und in politiſchen Dingen nicht unerfahrenen Mann. 

Ein gewiſſer journaliſtiſcher Anflug des Buches, das auch durch 
vermehrte Quellenbenutzung (Flugſchriften!) weiterer Vertiefung fähig ge⸗ 
weſen wäre, beeinträchtigt vielleicht ſeinen wiſſenſchaftlichen Wert etwas, 
trägt aber gewiß dazu bei, ihm über den engeren Kreis der Fachgelehrten 
hinaus unter politiſch intereſſierten Leſern Eingang zu verſchaffen. 
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Daß ich mit dieſen Zeilen ausnahmsweiſe, wenn auch weſentlich 
nur referierend, über eine von mir ſelbſt angeregte Arbeit mich äußere, 
hat ſeinen beſonderen Grund in der Bitte, die ich an die Herren Fach⸗ 
kollegen richten möchte, davon Notiz zu nehmen, daß vorliegendes Heft 
nur das erſte Glied iſt in einer größeren Reihe von Arbeiten, die ich im 
Anſchluß an eigene Forſchungen über die rheiniſch-preußiſche Geſchichte 
in dem Zeitraum von 1815— 1850 in den letzten Jahren anregte und die 
zumeiſt in der über dieſen Zeilen genannten Serie erſchienen ſind oder 
erſcheinen werden. Trotz ihres ſpeziellen Charakters haben ſich bei dem 
ſtarken Intereſſe für neuzeitliche Arbeiten in unſeren Tagen, namentlich 
auch für ſolche, für die Preſſe und Publiziſtik in erſter Linie als Quellen 
in Frage kommen, ſchon in mehreren Fällen höchſt unliebſame Kolliſionen 
herausgeſtellt. Möchte ſich ein Weg finden laſſen, ſolche auf ein Mindeſt⸗ 
maß einzuſchränken, ſei es durch ein öffentliches Nachrichtenamt, durch 
eine knappe Aufſtellung, die ſemeſterweiſe zwiſchen den engeren Fachkollegen 
umläuft, oder durch andere Mittel und Wege, die ſich vielleicht bei einer 
öffentlichen Diskuſſion als gangbar herausſtellen. 

Alfred Herrmann. 


Helene Nathan, Preußens Verfaſſung und Verwaltung im Urteile 
rheiniſcher Achtund vierziger. Heft III der „Studien zur rheiniſchen 
Geſchichte. Bonn, Markus & Weber (Dr. Albert Ahn), 1912. 
X u. 135 Seiten. 3,60 Mk. 


Wie immer man über den wiſſenſchaftlichen und methodiſchen 
Charakter hiſtoriſcher Arbeiten urteilen mag, denen es nicht auf objektive 
Feſtſtellungen ankommt, ſondern welche uns Querſchnitte der öffentlichen 
Meinung bieten, die uns zeigen, welchen Widerhall Geſchehniſſe oder Ein⸗ 
richtungen in den Herzen und Köpfen des Volkes gefunden haben, für ſo 
ſorgfältige und intereſſante Studien, wie die vorliegende, wird man ſtets 
dankbar ſein. 

Mit großem Fleiß und Geſchick hat die Verfaſſerin, vornehmlich aus 
Briefen, Flugſchriften und Äußerungen in den parlamentariſchen Körper⸗ 
ſchaften — Zeitungen, die weitaus wichtigſte Quelle für die Erkenntnis 
der öffentlichen Meinung, ſind leider nicht benutzt —, die bemerkenswerteſten 
Urteile der rheiniſchen Politiker über die preußiſche Verwaltung und Ver⸗ 
faſſung zuſammengeſtellt. Die voraufgeſchickten Charakteriſtiken der 
führenden Perſönlichkeiten und die allgemeinen Betrachtungen in der Ein⸗ 
leitung und am Schluß machen einen vorteilhaften Eindruck, die Dar⸗ 
ſtellung iſt von bemerkenswerter Gewandtheit und das eigene Urteil der 
Verfaſſerin, wenn auch ſelten originell, ſo doch beſonnen und meiſt zu⸗ 
verläſſig. Obwohl die Außerungen der Rheinländer keine eigentliche kritiſche 
Beleuchtung erfahren und nicht unterſucht wird, welchen Reſonanzboden 
ſie hatten, und obwohl manche zweifelhafte Quelle, wie Heinzens und 
Venedeys Schriften, eine große Rolle ſpielen, entgeht ſo der aufmerkſame 
Leſer auch aus nicht hiſtoriſch geſchulten Kreiſen leichter der Gefahr, 
welche die oft ſtark ſubjektiven Quellen ſonſt bieten könnten. 

Möchte eine freundliche Aufnahme der vorliegenden Studien die Ver⸗ 
faſſerin in ihrer Abſicht beſtärken, die angekündigte Fortſetzung zu liefern, 
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welche die Urteile über die Kirchen- und Schulpolitik ſowie Juſtiz, Heer⸗ 
weſen und äußere Politik Preußens zuſammenſtellen ſoll. 
Alfred Herrmann. 


Heinrich von Treitſchkes Briefe, herausg. von Max Cornicelius. 
Erſter Band, erſtes Buch 1834-1858. Mit 4 Porträts in Licht⸗ 
druck. Verlag von S. Hirzel. Leipzig 1912. VIII u. 486 S., 
geh. Mk. 10,—, geb. Mk. 12,50. 


Briefſammlungen ſind von jeher gern geſehene Erzeugniſſe der 
Literatur geweſen. Sie find die unmittelbarſten Kundgebungen des Seelen- 
lebens ihrer Verfaſſer und bilden daher eine ausgezeichnete Grundlage für 
die Biographie. Ja, manchmal ſind ſie in ihrer Anordnung derartig 
glücklich gewählt, daß ſie ſpäter unternommene Verſuche zur Darſtellung 
eines Lebensbildes gar nicht aufkommen laſſen. Ich denke hier in erſter 
Linie an die „Lebensnachrichten über B. G. Niebuhr“, die etliche Jahre 
nach dem Tode des großen Hiſtorikers erſchienen und heute noch immer 
als eine klaſſiſche Briefausgabe gelten. Neben dieſe laſſen ſich die 
Treitſchkeſchen Briefe gar prächtig ſtellen, ſowohl dem Inhalte nach als 
auch der Form, ja, man kann faſt ſagen, ſogar in der Art und Weiſe 
ihrer Herausgabe. Ich habe in dieſer Zeitſchrift (1909, Bd. XXII, 124) 
und an anderen Orten ſchon eine Parallele zwiſchen Niebuhr und Treitſchke 
gezogen und den einen als den Vorläufer des andern bezeichnet in bezug 
auf ihre Auffaſſung des preußiſchen Staates. Durch dieſe Briefe enthüllt 
ſich eine eigenartige Charakterverwandtſchaft, die nicht auf eine Beeinfluſſung 
des einen durch den anderen zurückzuführen iſt. Dieſe Ahnlichkeit betrifft 
vor allem die Jugend der beiden Hiſtoriker. Beide ſind frühreife Naturen. 
Infolgedeſſen iſt ihr Urteil bemerkenswert ſcharf. Die eben Zwanzig⸗ 
jährigen verfolgen den Gang der Zeitgeſchichte mit kriſtallenem Blick und 
bewerten ihn mit einer Selbſtſicherheit, die nie an eine Korrektur denkt. 
Vielleicht liegt das an den analogen Zeitabſchnitten, in denen ſie leben. 
In ihrer Frühzeit ſind ſie Zeugen radikal freiheitlicher Beſtrebungen, 
Niebuhr der franzöſiſchen Revolution von 1789 und folgende Jahre, 
Treitſchke der Unruhen von 1848. Beide verurteilen, 14 jährig, das wüſte 
Treiben, ohne aber ihre Sympathien für den Grundgedanken der konſtitu⸗ 
tionellen Beſtrebungen zu verbergen. Dann müſſen ſie Preußens tiefſte 
Schmach miterleben, der eine Jena, der andere Olmütz. Doch kettet ſie 
gerade dieſes Leid feſter an das Land ihrer Wahl, den Niederſachſen und, 
wie ſoll ich ihn nennen, den Oberſachſen. Preußen wird das Land ihres 
Glaubens, ihrer Zukunft. Allerdings iſt mit dem preußiſchen der deutſche 
Gedanke feſt verbunden. Damit komme ich auf früher Geſagtes zurück 
und kann darauf verweiſen. 

Dieſes ſind die Grundfäden, die ſich durch den vorliegenden Teil 
der Treitſchkeſchen Briefe bezüglich des zukünftigen Hiſtorikers hindurch— 
ziehen. Ich will ſie nicht weiter ausſpinnen. Vielleicht ergibt ſich bei 
Vollendung der Briefſammlung einmal die Gelegenheit zu einem Aufſatz 
über dieſe beiden unſerer bedeutendſten Hiſtoriker. Im Augenblick ſind 
die Briefe aus Treitſchkes frühſter Jugend bis zu ſeiner Habilitation in 
Leipzig, oder in Zahlen ausgedrückt von etwa 1844 bis 1859 zu beſprechen. 
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Daß ich mit dtefen Zeilen ausnahmsweiſe, wenn auch weſentlich 
nur referierend, über eine von mir ſelbſt angeregte Arbeit mich äußere, 
hat ſeinen beſonderen Grund in der Bitte, die ich an die Herren Fach- 
kollegen richten möchte, davon Notiz zu nehmen, daß vorliegendes Heft 
nur das erſte Glied iſt in einer größeren Reihe von Arbeiten, die ich im 
Anſchluß an eigene Forſchungen über die rheiniſch-preußiſche Geſchichte 
in dem Zeitraum von 1815—1850 in den letzten Jahren anregte und die 
zumeiſt in der über dieſen Zeilen genannten Serie erſchienen ſind oder 
erſcheinen werden. Trotz ihres ſpeziellen Charakters haben ſich bei dem 
ſtarken Intereſſe für neuzeitliche Arbeiten in unſeren Tagen, namentlich 
auch für ſolche, für die Preſſe und Publiziſtik in erſter Linie als Quellen 
in Frage kommen, ſchon in mehreren Fällen höchſt unliebſame Kolliſionen 
herausgeſtellt. Möchte ſich ein Weg finden laſſen, ſolche auf ein Mindeſt⸗ 
maß einzuſchränken, ſei es durch ein öffentliches Nachrichtenamt, durch 
eine knappe Aufſtellung, die ſemeſterweiſe zwiſchen den engeren Fachkollegen 
umläuft, oder durch andere Mittel und Wege, die ſich vielleicht bei einer 
öffentlichen Diskuſſion als gangbar herausſtellen. 

Alfred Herrmann. 


Helene Nathan, Preußens Verfaſſung und Verwaltung im Urteile 
rheiniſcher Achtund vierziger. Heft III der „Studien zur rheiniſchen 
Geſchichte. Bonn, Markus & Weber (Dr. Albert Ahn), 1912. 
X u. 135 Seiten. 3,60 Mk. 


Wie immer man über den wiſſenſchaftlichen und methodiſchen 
Charakter hiſtoriſcher Arbeiten urteilen mag, denen es nicht auf objektive 
Feſtſtellungen ankommt, ſondern welche uns Querſchnitte der öffentlichen 
Meinung bieten, die uns zeigen, welchen Widerhall Geſchehniſſe oder Ein⸗ 
richtungen in den Herzen und Köpfen des Volkes gefunden haben, für ſo 
ſorgfältige und intereſſante Studien, wie die vorliegende, wird man ſtets 
dankbar ſein. 

Mit großem Fleiß und Geſchick hat die Verfaſſerin, vornehmlich aus 
Briefen, Flugſchriften und Außerungen in den parlamentariſchen Körper⸗ 
ſchaften — Zeitungen, die weitaus wichtigſte Quelle für die Erkenntnis 
der öffentlichen Meinung, ſind leider nicht benutzt —, die bemerkenswerteſten 
Urteile der rheiniſchen Politiker über die preußiſche Verwaltung und Ver⸗ 
faſſung zuſammengeſtellt. Die voraufgeſchickten Charakteriſtiken der 
führenden Perſönlichkeiten und die allgemeinen Betrachtungen in der Ein⸗ 
leitung und am Schluß machen einen vorteilhaften Eindruck, die Dar⸗ 
ſtellung iſt von bemerkenswerter Gewandtheit und das eigene Urteil der 
Verfaſſerin, wenn auch ſelten originell, ſo doch beſonnen und meiſt zu⸗ 
verläſſig. Obwohl die Außerungen der Rheinländer keine eigentliche kritiſche 
Beleuchtung erfahren und nicht unterſucht wird, welchen Reſonanzboden 
ſie hatten, und obwohl manche zweifelhafte Quelle, wie Heinzens und 
Venedeys Schriften, eine große Rolle ſpielen, entgeht ſo der aufmerkſame 
Leſer auch aus nicht hiſtoriſch geſchulten Kreiſen leichter der Gefahr, 
welche die oft ſtark ſubjektiven Quellen ſonſt bieten könnten. 

Möchte eine freundliche Aufnahme der vorliegenden Studien die Ver⸗ 
faſſerin in ihrer Abſicht beſtärken, die angekündigte Fortſetzung zu liefern, 
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welche die Urteile über die Kirchen⸗ und Schulpolitik ſowie Juſtiz, Heer⸗ 
weſen und äußere Politik Preußens zuſammenſtellen ſoll. 
Alfred Herrmann. 


Heinrich von Treitſchkes Briefe, herausg. von Max Cornicelius. 
Erſter Band, erſtes Buch 1834 —1858. Mit 4 Porträts in Licht⸗ 
druck. Verlag von S. Hirzel. Leipzig 1912. VIII u. 486 S., 
geh. Mk. 10,—, geb. Mk. 12,50. 


Briefſammlungen ſind von jeher gern geſehene Erzeugniſſe der 
Literatur geweſen. Sie ſind die unmittelbarſten Kundgebungen des Seelen⸗ 
lebens ihrer Verfaſſer und bilden daher eine ausgezeichnete Grundlage für 
die Biographie. Ja, manchmal ſind ſie in ihrer Anordnung derartig 
glücklich gewählt, daß fie fpdter unternommene Verſuche zur Darſtellung 
eines Lebensbildes gar nicht aufkommen laſſen. Ich denke hier in erſter 
Linie an die „Lebensnachrichten über B. G. Niebuhr“, die etliche Jahre 
nach dem Tode des großen Hiſtorikers erſchienen und heute noch immer 
als eine klaſſiſche Briefausgabe gelten. Neben dieſe laſſen ſich die 
Treitſchkeſchen Briefe gar prächtig ſtellen, ſowohl dem Inhalte nach als 
auch der Form, ja, man kann faſt ſagen, ſogar in der Art und Weiſe 
ihrer Herausgabe. Ich habe in dieſer Zeitſchrift (1909, Bd. XXII, 124) 
und an anderen Orten ſchon eine Parallele zwiſchen Niebuhr und Treitſchke 
gezogen und den einen als den Vorläufer des andern bezeichnet in bezug 
auf ihre Auffaſſung des preußiſchen Staates. Durch dieſe Briefe enthüllt 
ſich eine eigenartige Charakterverwandtſchaft, die nicht auf eine Beeinfluſſung 
des einen durch den anderen zurückzuführen iſt. Dieſe Ahnlichkeit betrifft 
vor allem die Jugend der beiden Hiſtoriker. Beide ſind frühreife Naturen. 
Infolgedeſſen iſt ihr Urteil bemerkenswert ſcharf. Die eben Zwanzig⸗ 
jährigen verfolgen den Gang der Zeitgeſchichte mit kriſtallenem Blick und 
bewerten ihn mit einer Selbſtſicherheit, die nie an eine Korrektur denkt. 
Vielleicht liegt das an den analogen Zeitabſchnitten, in denen ſie leben. 
In ihrer Frühzeit ſind ſie Zeugen radikal freiheitlicher Beſtrebungen, 
Niebuhr der franzöſiſchen Revolution von 1789 und folgende Jahre, 
Treitſchke der Unruhen von 1848. Beide verurteilen, 14 jährig, das wüſte 
Treiben, ohne aber ihre Sympathien für den Grundgedanken der konſtitu⸗ 
tionellen Beſtrebungen zu verbergen. Dann müſſen ſie Preußens tiefſte 
Schmach miterleben, der eine Jena, der andere Olmütz. Doch kettet ſie 
gerade dieſes Leid feſter an das Land ihrer Wahl, den Niederſachſen und, 
wie ſoll ich ihn nennen, den Oberſachſen. Preußen wird das Land ihres 
Glaubens, ihrer Zukunft. Allerdings iſt mit dem preußiſchen der deutſche 
Gedanke feſt verbunden. Damit komme ich auf früher Geſagtes zurück 
und kann darauf verweiſen. 

Dieſes ſind die Grundfäden, die ſich durch den vorliegenden Teil 
der Treitſchkeſchen Briefe bezüglich des zukünftigen Hiſtorikers hindurch⸗ 
ziehen. Ich will ſie nicht weiter ausſpinnen. Vielleicht ergibt ſich bei 
Vollendung der Briefſammlung einmal die Gelegenheit zu einem Aufſatz 
über dieſe beiden unſerer bedeutendſten Hiſtoriker. Im Augenblick ſind 
die Briefe aus Treitſchkes frühſter Jugend bis zu ſeiner Habilitation in 
Leipzig, oder in Zahlen ausgedrückt von etwa 1844 bis 1859 zu beſprechen. 
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Hauptſächlich find fie an den Vater gerichtet, erſt während der Studenten⸗ 
zeit kommen ſolche an ſeine Bonner Freunde und Verbindungsbrüder 
Wilhelm Nokk, Heinrich Bachmann, Rudolf Martin und einige andere. 
In gemeſſenen Abſtänden folgen Briefe an den ehemaligen Rektor der 
Kreuzſchule in Dresden, Julius Klee, und bezeichnender Weiſe ſchließt 
dieſer Band mit einem Brief an Rudolf Haym, was für den Publiziſten 
Treitſchke eine Direktive bedeutet. 

Das Bild eines überaus reichen Lebens entrollt ſich in dieſen 
Briefen unſern Augen. Durch alle geht ein verbindender Zug. Sowohl 
in den anſpruchsloſen Zeilen des zehnjährigen Knaben wie in den langen, 
gedankenreichen Epiſteln des angehenden Privatdozenten zeigt ſich die 
gleiche leidenſchaftliche Glut der Gefühle. Entweder Liebe oder Haß, kein 
Vermitteln, das klingt aus allen Worten des Briefſchreibers. Dieſe 
geſunde Friſche laſſen die Briefe zu einer ungewöhnlich angenehmen 
Lektüre werden. Sie verleiht der Enge des Elternhauſes einen erwärmen⸗ 
den Ton, ja, fie läßt ganz den altklugen Knaben vergeſſen, der ſchnell⸗ 
fertig hier und dort ein falſches Urteil fällt. Von beſonderem Reiz wird 
ſie aber in den Studentenbriefen aus Bonn. Das rheiniſche Leben, der 
rheiniſche Frohſinn wirken wie ein Zauber auf den vorwärts ſtürmenden 
Jüngling. Die Burſchenherrlichkeit im Kreiſe der Frankonen iſt eine 
Melodie, die nicht nur vom Rhein, nein, die durch die ganze Folgezeit 
klingt. Doch neben dieſer gärenden Freude das ernſte Streben. Unter 
der Obhut der Dahlmann, Simrock und Perthes ein angeregtes Arbeiten 
— beides zuſammen ein volles ungetrübtes Glück! — Deſſen Reichtum 
wird aber erſt recht ermeſſen, als der junge Student in der Fremde weilt. 
Leipzig, Heidelberg und Göttingen ſind die Univerſitäten, die er beſucht. 
Gewiß hat dieſe oder jene ihre Vorzüge, aber an die goldene Zeit der 
erſten Semeſter reicht keine heran. In Leipzig promoviert Treitſchke, und 
ſpäter habilitiert er ſich dort, aus praktiſchen Gründen, ohne aber ein 
Verhältnis zu der Stadt gewinnen zu können. Von hier und Göttingen 
aus knüpft er ſeine Beziehungen zu den „Preußiſchen Jahrbüchern“, die 
ſo bedeutſam werden ſollten. 

Über das am meiſten Intereſſierende in dieſen Jugendbriefen, wie 
in ihnen der zukünftige große Hiſtoriker ſich gibt, habe ich das weſentliche 
bei dem Vergleiche mit Niebuhr geſagt. An dieſen muß ich wieder an⸗ 
knüpfen, wenn ich eine zweite wichtige Seite ſeines Lebens betonen will. 
Beide Geſchichtsſchreiber haben ſich in ihrer Jugend als Dichter gefühlt 
und darin ihren Beruf geſehen. Niebuhr hat einen heftigen, aber nur 
kurzen Kampf gekämpft, um dieſen ſchönen Glauben zu Grabe zu tragen, 
Treitſchke, deſſen Talent zweifellos bedeutender iſt, wird lange, lange hin⸗ 
gehalten, ehe er völlige Klarheit über ſich hat. In den Briefen an den 
Vater wird dieſe brennende Frage nur wenig behandelt, hingegen iſt der 
junge Dichter im Verkehr mit den Freunden ganz offen. Gegen Ende des 
Jahres 1852 ſchreibt der Achtzehnjährige an ſeinen Freund Nokk: „Es 
handelt ſich für mich einfach darum, ob ich mich ausſchließlich der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Laufbahn hingeben ſoll und die Poeſie ganz beiſeite laſſen — 
oder umgekehrt. Denn dies Jahr in Leipzig muß für mich entſcheidend 
werden.“ Das Dilemma iſt hier deutlich erkannt, aber ſeine Löſung 
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ergibt ſich nicht in dieſem Leipziger Jahr, und auch nicht in den nächſten. 
Das Schiff treibt hin und her, der junge Poet lernt die bittere Abweiſung 
des lyriſchen Dichters genugſam kennen, der junge Gelehrte begreift die 
geringe Bedeutung ſeines Doktortitels, aber Treitſchke wird nicht müde, 
er läßt ſich „alle Dinge zum beſten dienen“. Schließlich kommt der Erfolg. 
Die „Vaterlandslieder“ werden gedruckt, die „Vermiſchten Gedichte“ folgen, 
aber der Ruhm bleibt aus, hingegen wird der Wiſſenſchaftler als Mit⸗ 
arbeiter bei Sammelwerken geſucht und ſchließlich ſogar honoriert. Man 
ſieht, wohin ſich die Schickſalswage neigen wird. 

Im ganzen ſind dieſe Jugendjahre Treitſchkes außerordentlich reich 
und befriedigend. Leider legt ſich neben dieſe Fülle von Licht doch manch⸗ 
mal ein recht dunkler Schatten. Wie Niebuhr dauernd kränkelte, ſo ver⸗ 
folgt die lebensvolle Jugend Treitſchkes das düſtere Verhängnis eines 
Ohrenleidens. Es berührt den Leſer äußerſt ſchmerzlich, wenn er ſich 
vorſtellt, wie der lernbegierige Student in dankbarer Ehrfurcht zu ſeinen 
Lehrern aufſchaut, er fühlt ihre Weisheit, aber er verſteht keines ihrer 
Worte. Die Feinheiten der Muſik gehen ihm verloren wie der Zauber 
eines engeren geſelligen Verkehrs. Schon auf der Schule beginnen die 
Klagen, der Student geht von einem Arzt zum andern, alle verſuchen ſich, 
doch keiner kann helfen. Aber in der Art wie Treitſchke ſein Leiden 
erträgt, unterſcheidet er ſich von Niebuhr. Dieſer wurde durch ſeine 
Kränklichkeit gelegentlich zum Hypochonder und war dann eine Qual für 
ſich und ſeine Umgebung, jener ertrug ſein Unglück mit ſtiller Wehmut. 
Selten überwältigte ihn der Schmerz, immer wieder erlangte die geſunde 
Urſprünglichkeit ſeines ſprudelnden Geiſtes die Oberhand, und daher findet 
ſich kaum irgendwelche Bitterkeit. 

So frühreif Treitſchke in ſeinem ganzen Weſen war, in einem 
Punkte zeigt ſich doch ganz unverkennbar ſein kindliches Gemüt. Das iſt 
bei der Behandlung von Geldangelegenheiten. Im väterlichen Hauſe 
herrſchte durchaus kein Überfluß. Deshalb wurde jeder Schritt in der 
Ausbildung des Sohnes gewiſſenhaft beraten und vorgeſchrieben. Dieſer 
gibt demgegenüber jedesmal eine genaue Aufſtellung ſeiner Ausgaben als 
Beleg zurück, die der Herausgeber der Briefe diskreter Weiſe verſchwiegen 
hat. Natürlich wird der knapp bemeſſene Wechſel, beſonders zu Anfang, 
bald überſchritten. Die Beichte fällt dem Sohne nicht gerade leicht. 
Aber in kindlichem Vertrauen offenbart er ſich dem Vater, der ihm denn 
auch das nötige Verſtändnis entgegenbringt. Dieſes Verhältnis iſt wunderbar 
zart. Es hat ſo gar nichts gemein mit den banalen Liebenswürdigkeiten 
des diplomatiſchen Studenten an den Herrn Papa oder den beſten Onkel. 
In dieſen Dingen wie in zahlreichen Kleinigkeiten, die ſich auf das 
Familienleben beziehen, offenbart ſich ſo recht das kindliche Gemüt des 
im Geiſte ſo weit Fortgeſchrittenen. 

Über die Anlage des Buches glaube ich genug geſagt zu haben, 
wenn ich es neben die „Lebensnachrichten über B. G. Niebuhr“ ſtelle. 
Dem Herausgeber iſt beſonders dafür zu danken, daß er den verbindenden 
Text und die Anmerkungen mit feinem Takt und vornehmer Zurückhaltung 
geſchrieben. Dadurch hat er es erreicht, daß die Briefe in ihrer vollen 
Urſprünglichkeit und Schönheit wirken. Hermann Dreyhaus. 
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Richard Schwemer, Die Reaktion und die neue Ara. 
Derſelbe: Vom Bund zum Reich. Leipzig, Teubner, 1913. 


Dieſe beiden Bändchen, von denen uns jeweils die zweite Auflage 
vorliegt, gehören zu der bekannten populärwiſſenſchaftlichen Sammlung: 
aus Natur und Geiſteswelt (Nummer 101 und 102) und bilden ein 
zuſammenhängendes Ganzes, inſofern ſie den weſentlichen Entwicklungs⸗ 
gang unſeres Volkes von 1849 — 1871 kurz zuſammenfaſſen. Der Verfaſſer, 
Profeſſor Richard Schwemer in Frankfurt a. M., verfügt über tüchtige 
Kenntniſſe und einen klaren Stil; er hat die hauptſächliche Literatur über 
ſeinen Stoff gründlich durchgearbeitet und ſich ein eigenes Urteil gebildet. 
Die Gründe, aus denen Ofterreid) ſich der Schaffung eines deutſchen 
Nationalſtaats widerſetzte und widerſetzen mußte — Rückſicht auf ſeine 
europäiſche Stellung, auf die Folgen für den Katholizismus, auf die 
Stellung der Deutſchen im habsburgiſchen Reiche ſelbſt — werden im 
erſten Bändchen S. 5 ſehr gut entwickelt, ebenſo dann die Urſachen, aus 
denen ſich ſein Erfolg von 1850 erklärt, und die, welche ſchließlich doch 
unſer Volk an ſein nationales Ziel geführt haben. Daß dabei der Genialität 
Bismarcks das Hauptverdienſt gebührt, er alſo nicht bloß ein Handlanger 
ſeines Königs war, wird im zweiten Bändchen S. 111 mit anerkennens⸗ 
werter Beſtimmtheit ausgeſprochen. Das Ziel Bismarcks bei der Zu⸗ 
ſammenkunft mit Napoleon III. in Biarritz wird ebenda S. 47 dahin. 
beſtimmt: „er wollte Napoleon auf die Höhe der ſtaatsmänniſchen Be⸗ 
trachtung erheben, von der aus betrachtet die Entſtehung eines ſtarken 
Preußens ein Vorteil für Frankreich ſein müſſe. Von Länderſchacher war 
in dieſen großzügigen Ausführungen mit keinem Wort die Rede.“ Ob 
Bismarck gehofft hat, Napoleon III. für Preußens Erſtarkung zu gewinnen, 
wird dahingeſtellt werden müſſen; daß in Paris dieſer Standpunkt, 
und zwar beim Kaiſer ſelbſt, Verſtändnis fand, iſt durch Ollivier aller⸗ 
dings bezeugt. Der Länderſchacher ſpielte aber doch eine Rolle und zwar 
bei den Franzoſen. Napoleon hat den Plan verfolgt, Preußen allerdings 
die öſterreichiſche Leibeigenſchaft abſtreifen zu laſſen, aber bei dieſer 
ſchwierigen Operation ihm ebenſo ein Trinkgeld für das Geſchehenlaſſen 
abzuknöpfen, wie das bei Italien für die tatkräftige Hilfe geſchehen war. 

Gottlob Egelhaaf. 


Maximilian Schultze, Kriegsbriefe des weil. Kgl. Preußiſchen General: 
leutnants Julius Ludwig v. Rudolphi aus den Jahren 1812 und 
1813. Berlin 1913, R. Eiſenſchmidt. XV und 188 S. 2,50 Mk. 


Eine überraſchend reiche hiſtoriſche Ausbeute gewähren dieſe „Kriegs⸗ 
briefe“, obwohl ſie nur ſehr lückenhaft überliefert worden ſind. Der 
ruſſiſche Feldzug von 1812 iſt in ſeiner Bedeutung für die wiedererſtehende 
preußiſche Armee, gegenüber den großen Taten der Freiheitskriege natur⸗ 
gemäß zurückſtehend, wohl noch nicht ſo gewürdigt worden, wie er es ver⸗ 
dient: er gab eine Probe für die Organiſation, er hob das Selbſtvertrauen 
von Offizieren und Soldaten und bot eine gute Schule für Kriegs⸗ 
erfahrung und Kriegstüchtigkeit, trotz der geringen Truppenzahl und 
des beſchränkten Kriegsſchauplatzes. Was der Däniſche Feldzug von 1864 
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für die reorganiſierte Armee König Wilhelms I. bedeutete, das kann dem 
von 1812 für das 1806 zerſchlagene Heer König Friedrich Wilhelms III. 
zugeſprochen werden. Hierfür und beſonders für die Stimmung im 
preußiſchen Hilfskorps und für die Auffaſſung der politiſchen und mili⸗ 
täriſchen Lage in ſeinen Reihen gewinnen wir hier aus den Briefen des 
Majors von Rudolphi an feine Frau ein lebensvolles, intereſſantes und 
vielfach lehrreiches Bild. 

Als Kommandeur des Füſilier⸗Bataillons des 2. Weſtpreußiſchen In⸗ 
fanterieregiments, der ſpäteren Königs⸗Grenadiere, das nebſt dem 
I. Bataillon und einem Bataillon des 1. Weſtpreußiſchen Regiments das 
kombinierte „5. Infanterieregiment“ des Hilfskorps bildete, ſtand er frei⸗ 
lich nicht an entſcheidender Stelle, aber immerhin doch an einem Platze, 
wo er vielerlei ſehen und erleben und einen genügenden Überblick über 
das Ganze zu gewinnen vermochte. Bei einer Beſichtigung vor Inſter⸗ 
burg hat er mit Napoleon ſelbſt geſprochen; ſeine eingehende Schilderung 
dieſes Vorganges ſpricht lebendig und wahrheitsgetreu an: „Avez- vous 
aussi des amis de la vertu dans votre bataillon?“ fragte ihn der 
Kaiſer, und auf feine Antwort: „J’espere pas“, meinte Napoleon in 
einem komiſchen Tone: „Na, na!“ — Mit Yorck kam er natürlich wieder⸗ 
holt in perſönliche Berührung; ſeine Beurteilung der Tat von Tauroggen 
iſt höchſt charakteriſtiſch: „Ich weiß wohl, daß ich die Konvention nicht 
abgefchloſſen hätte, freue mich aber ſehr, daß es geſchehen iſt“; und kurz 
zuvor: „Zu einem ſolchen Schritte gehört ein Böſewicht oder ein großer 
Mann“. Bemerkenswert iſt, wie wenig er dieſen Ausgang vordem über⸗ 
haupt in Erwägung gezogen hat, um fo auffallender, als er von Yorck 
wiederholt zu Miſſionen an den ruſſiſchen General Graf Eſſen in Riga 
verwandt worden war, worüber wir hier leider nichts Näheres hören, da 
ſeine Briefe gerade hier eine Lücke aufweiſen, vom 16. Auguſt bis zum 
8. Oktober 1812. Nach dieſer Entſcheidung aber war er auch für ganze 
Arbeit; er befand ſich beim Detachement des Generals von Maſſenbach in 
Tilſit, und hat eifrig zu deſſen Anſchluß an Yord mitgewirkt. Er gibt wohl 
die eingehendſte Schilderung gerade dieſer Tilſiter Vorgänge, die bisher 
bekannt geworden iſt. Von Macdonald bemerkt er: „Auch nicht der leiſeſte 
Gedanke kam in feine Seele, daß Yorck ihn plantiert haben könnte.“ 

Bei der Erzählung von Maſſenbach's Verhalten läßt ſich vielleicht 
die Textkonjunktur machen, Rudolphi's Zeitangabe vom Eintreffen der 
Nachricht von Tauroggen: „Morgens 3 Uhr“, die der Herausgeber mit 
Recht als unmöglich verwirft, auf einen Schreibfehler für „[Nach⸗Mittags 
3 Uhr“ zurückzuführen. Der dieſe Geſchehniſſe vom 30./31. Dezember 
1812 ſchildernde Brief iſt freilich erſt am 9. Februar 1813 geſchrieben, 
immerhin läßt ſich ſolch ſchwerwiegender Irrtum mit „Gedächtnisſchwäche“ 
doch nicht erklären. übrigens forderten zwei Regimentskommandeure von 
Maſſenbach vor dem Abmarſche zu Porck erſt den Befehl des Königs zu 
ſehen, während Rudolphi jetzt ſo radikal geſtimmt war, daß er wünſchte, 
Yord möchte Macdonald gleich angreifen: „er hätte unſerm guten König 
die Qualen des Zweifels erſpart“. 

Königstreu durch und durch, pflichteifrig und tapfer, dabei ehrgeizig, 
und vielleicht nicht ganz frei von leichter Überſchätzung der von ihm ſelbſt 
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errungenen, übrigens unbeftreitbaren kriegeriſchen Erfolge: fo erjcheint 
Rudolphi in feinen Briefen als Typus eines preußiſchen Offiziers, wie 
die ſein mußten, die uns die Freiheit erkämpft haben. 

Eine liebenswürdige Epiſode während des ruſſiſchen Feldzuges ſpielt 
in dieſen Familienbriefen eine beträchtliche Rolle: Rudolphi hatte ſeinen 
erſt fünfzehnjährigen Sohn mit ſich ins Feld genommen, der als eine Art 
von Galopin mit ſeinem Vater Märſche und Kriegsleben teilte, auch wohl 
ins Feuer kam, und ſich als echtes Soldatenkind bewährte; noch 1812 
trat er dann als Fähnrich bei den Schleſiſchen braunen Huſaren ein und 
wurde im Dezember 1813 Leutnant bei den Brandenburgiſchen Huſaren: 
auch er ſtieg zum General auf wie ſein Vater. 

Als hervorragend praktiſcher, für ſeine Leute treuſorgender Truppen⸗ 
offizier verließ Rudolphi, mit dem Pour le mérite ausgezeichnet, nach einer 
bei Königswartha am 19. Mai 1813 erhaltenen Wunde am Fuße, nur 
ungern ſein Bataillon, nach dem Waffenſtillſtande von Pläswitz, um als 
Generalſtabsoffizier zur 7. Brigade des Generals von Horn im Korps 
Yord zu treten. Hiſtoriſch wichtiger find unzweifelhaft die Briefe von 
1812, aber auch die von 1813 wird man mit Nutzen und mit Freude 
leſen: der Aufſchwung der Freiheitskriege bricht doch auch bei dem im 
Grunde nüchternen Soldaten durch, und, während er über die Freiwilligen 
Jäger urteilt: „Im ganzen haben ſie lange das nicht geleiſtet, was man 
berechtigt war, von dieſen Schlingels zu erwarten“, fällt bei ihm, dem 
Linienoffizier, ſein Lob der Landwehr — nach dem Waffenſtillſtande — 
doppelt ins Gewicht. So ſchreibt er von einem Landwehroffizier im Ge⸗ 
fechte bei Bunzlau, der ſeine „durch infames Feuer etwas ſcheu ge⸗ 
wordenen“ Wehrmänner haranguiert: „Der Menſch ſpricht da von König 
und Vaterland und Schande und bringt mir die Landwehr richtig wieder 
heran. Ich frage nach — er war Müller vor dem Kriege“; und von 
einem Landwehrhauptmann, der „mit einem wahren Heldenanſtande ſeine 
Leute animiert, und ſein Bataillon heranbringt, wie zum Tanze. Ich er⸗ 
kundige mich hernach nach ihm; es iſt ein ſchleſiſcher Kaufmann, der eine 
Frau und ſieben Kinder verlaſſen hat, um mit dreinzuſchlagen.“ Wahr⸗ 
lich, aus ſolchen Erlebniſſen durfte er ſchließen: „Ich ſage Dir gut dafür: 


die Franzoſen bauen kein pont d'Jéna mehr“, und über die Stimmung 


im ganzen, trotz mancher Zweifel an der Oberleitung — „Bernadotte iſt 
kein Guſtaf Adolf!“ — urteilen: „Die Idee, lieber zu ſterben, als unter 
des Satans Knechtſchaft zu bleiben, iſt ziemlich allgemein, und dieſe Idee 
wird uns die ſchönen Tage der Freiheit heraufführen.“ Der letzte der 
erhaltenen Kriegsbriefe, vom 6. November 1813, erhebt ſich bei der Schilde⸗ 
rung der herrlichſten Kriegstat, des Sturmes auf Möckern am 16. Oktober, 
faſt zu poetiſchem Schwunge, und man wird hiervon mit ihm nicht ſagen 
dürfen: „das alles verliert auf en langen Wege vom Schlachtfelde bis 
zum Papier gar zu viel“. j 

Der Herausgeber hat ſich des brüchigen Briefmateriales mit liebe- 
voller Sorgfalt angenommen und es tunlichſt aus dem Kriegsarchive und 
anderen Quellen ergänzt. Seinen Zweifel über den Rückkehrstermin 
Rudolphi's aus der Kriegsgefangenſchaft, in die er 1806 bei einer Re⸗ 
kognoſzierung vor Stettin geraten, werden die ſeitdem erſchienenen „Be⸗ 
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richte aus der Berliner Franzoſenzeit 1807— 1809“, Publikationen aus 
den Königl. Preußiſchen Staatsarchiven, Bd. 88, Leipzig 1913, beheben; 
hier heißt es in dem Immediat⸗Zeitungsberichte des Berliner Oberpräſi⸗ 
denten Sack vom 17. Januar 1809: „Den 9. d. M. kam der Hauptmann 
von Rudolphi von Nancy hier an. Er überbrachte die erſten näheren 
Nachrichten von der Art des Rückmarſches der Kriegsgefangenen.“ 

Daß der 1812 in ruſſiſche Dienſte getretene vormalige preußiſche 
Major Auguſt von Tiedemann tatſächlich „wirklich ſich ſo etwas erlaubt 
hat wie Rudolphi erzählt“, nämlich eine preußiſche Kompanie mitten im 
Gefechte zum Übertritte aufzufordern, was der Herausgeber „dahingeſtellt 
bleiben“ laſſen möchte, würde er aus dem von Max Lehmann 1877 ver⸗ 
öffentlichten „Tagebuch und Briefwechſel des Oberſtleutnants von Tiede⸗ 
mann aus dem Jahre 1812“, „Jahrbücher für die deutſche Armee und 
Marine“, Band 24, S. 117—148, haben erſehen können. Als „Auf⸗ 
wiegler“ wurde Tiedemann von ſeinen vormaligen preußiſchen Kameraden 
mit Recht deshalb bezeichnet, und Yorck forderte den König auf: „gegen 
dieſen fic) ganz vorzüglich zu feiner Schande auszeichnenden übeltäter 
zum warnenden Beiſpiel für andere gerichtlich verfahren zu laſſen“: das 
war die allgemeine Stimmung im preußiſchen Offizierkorps gegen die 
glücklicherweiſe nur Vereinzelten, die es nicht über ſich vermocht hatten, 
bei den Fahnen ihres Königs auszuharren, als er das ihm ſelbſt doch 
allerſchmerzlichſte Opfer bringen mußte, durch das franzöſiſche Bündnis 
der drohenden Vernichtung ſeines Staates zu entgehen. Nennt Max 
Lehmann a. a. O. jenes Urteil Yord’s „ungerecht“, fo widerſprechen dem 
ſeine eigenen Ausführungen; daß es nicht unedele Motive waren, die 
den Übertritt veranlaßt hatten, iſt wohl überall anerkannt worden, aber 
billigen wird ſie Keiner können, der ſich der nüchternen Überlegung nicht 
verſchließen will, daß das Weitergreifen ſolchen Beiſpieles die Auflöſung 
der Königlich preußiſchen Armee bedeutet hätte. Rudolphi ſchreibt ein⸗ 
mal hierüber: „Mir lag mehr an der Nationalehre, als unter Windbeuteln 
und Dummköpfen eine ſchlechte Revolution zu machen, zu der die Kerls 
überdies nicht einmal die Kraft hatten“, ganz im Sinne der Antwort des 
Generals Kleiſt an Napoleon bei jener Inſterburger Revue, auf des Kaiſers 
zweifelnde Frage nach dem guten Willen der preußiſchen Hilfstruppen, 
wie ſie Rudolphi berichtet: „Sie werden ſich wie Männer von Ehre 
ſchlagen“. Wie denn auch ein preußiſcher Leutnant einem ruſſiſchen Parla⸗ 
mentär auf deſſen verwunderte Bemerkung, die Preußen ſchlügen ſich ja 
vor Riga, „wie man ſich für die eigene Sache und fürs Vaterland 
ſchlägt“, einfach erwiderte: „ob ſie denn nicht darauf gerechnet hätten, 
daß man ſich für die Ehre ſchlagen würde?“ Das iſt das ſoldatiſche 
Ehrgefühl, das Rückgrat des preußiſchen Offizierkorps, das es groß ge⸗ 
macht und damals nach beiſpielloſer Niederlage zu beiſpielloſen Siegen 
befähigte: der gerade Weg der Ehre, den jene verließen, um dann in die 
Gefahr zu geraten, unwillkürlich immer mehr auf eine ſchiefe Bahn zu 
gleiten. — 

Die Texterläuterungen des Herausgebers ſind als ausreichende und 
ſachkundige anzuerkennen; hat die Landkarte, S. 17, für einen Major!, 
wirklich 33 Taler gekoſtet, und hat Rudolphi wirklich Napoleon's Wieder⸗ 
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kehr mit nur „50 000“ Mann, S. 73, über den Rhein beſorgt? Damit 
hätte er wohl kaum gründlich „Nachrechnung halten“ können. In der 
zweiten Anmerkung S. 89 müßte es: „bei den Gardes du Corps“ heißen, 
ſtatt „bei den Garde du Korps“, was doch nicht einmal rein ſprachlich 
korrekt iſt. 

Etwas ſonderbar ſteht es mit dem „Namenverzeichnis“, das, un- 
mittelbar dem Vorworte folgend, wenig mehr als zwei Druckſeiten aus- 
füllt. Kann man ſich, bei dem geringen Umfange des Büchleins, damit 
wohl abfinden, daß bei jedem Namen nur eine Seitenzahl ſteht, da dies 
zumeiſt — nicht immer! — diejenige iſt, wo ſich in der Anmerkung die 
nötigen Erläuterungen finden, ſo läßt doch die Vollſtändigkeit der Namen 
ſelbſt manches zu wünſchen übrig, und zwar fehlen gerade auch Namen, 
über die man eine Aufklärung im Texte vermißt. Vielleicht ſind hier 
„ökonomiſche“ Rückſichten hinderlich geweſen, was bedauerlich bleibt, da 
dieſe „Kriegsbriefe“ nach jeder Richtung hin „gute Behandlung“ ver⸗ 
dienen. Herman Granier. 


Friedrich Auguſt Ludwig von der Marwitz. Ein märkiſcher Edelmann 
im Zeitalter der Befreiungskriege. Herausgegeben von Friedrich 
Meuſel. Zweiter Band. Erſter Teil: Tagebücher, politiſche 
Schriften und Briefe. Mit zwei Abbildungen. Zweiter Teil: Poli— 
tiſche Schriften und Briefe. Mit zwei Abbildungen. Berlin 1913, 
Ernſt Siegfried Mittler & Sohn. XIV, 354; VIII, 566 S. 18 Mk. 


Habent sua fata libelli. Schon der erſte 1908 erſchienene Band 
von Meuſels groß angelegter Marwitz⸗Publikation, der die Lebensbeſchreibung 
des tapfern, ſtolzen und eigenwilligen märkiſchen Edelmanns aus dem 
Zeitalter der Befreiungskriege gebracht hatte, war unter eigenartigen 
Umſtänden (vgl. die Beſprechung Forſchungen XXI, 296) an das Tages- 
licht gelangt. Weit ſchwerere Geburtswehen ſollten noch dem zweiten 
Bande, der als eine Auswahl aus den Tagebüchern, den politiſchen 
Schriften und dem Briefwechſel Marwitz' angekündigt war, beſchjeden fein. 
Zunächſt verzögerte ſich der Abſchluß des Bandes dadurch, daß dem 
Herausgeber, dem urſprünglich nur Akten aus drei Archiven zu Gebote 
ſtanden, immer neue Materialien aus ſchließlich 14 meiſt privaten Archiven 
zuſtrömten. Es wandelte ſich denn auch, noch während der Drucklegung 
der Rahmen der Publikation. Während nach dem anfänglichen Plane der 
Titelheld allein das Wort geführt hätte, ergab ſich mehr und mehr die 
Notwendigkeit, neben Marwitz auch ſeine Mitrufer vor allem in dem 
großen Streit um die Stein-Hardenbergſchen Reformen und in den 
ſpäteren Phaſen der Verfaſſungskämpfe zur Rede und Gegenrede kommen 
zu laſſen. So iſt der zweite Band aus einer Familienpublikation ein 
großes grundlegendes Quellenwerk geworden, das uns umfaſſende Bei— 
träge bringt zur Geſchichte der Oppoſition gegen die Reform und zur 
Entſtehung konſervativer Parteianſchauung. Er hat freilich damit auch 
einen Umfang erlangt, der eine Zerlegung in zwei Halbbände erforderlich 
machte und zuguterletzt noch Schwierigkeiten zwiſchen dem Verleger und 
dem Bearbeiter heraufführte. Man verſteht, daß der Herausgeber ſich da— 
gegen ſträubte, den letzten Abſchnitt, „Briefe von und an Marwitz“ allzu 
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ſehr beſchneiden zu laſſen. In der Tat hätte in den früheren Partien des 
Buches manches geſtrichen werden können. Ich denke da an das Tage⸗ 
buch Marwitz' während ſeiner Reiſe nach England 1815 (II, 1, S. 46 
bis 103), das, ſo charakteriſtiſch es als Ganzes für M.s Anſchauungs⸗ 
weiſe iſt, doch manche breite Schilderung enthält, die wohl zu kürzen ge⸗ 
weſen wäre. In der Wiedergabe aber von brieflichen Korreſpondenzen, die 
doch eine der unmittelbarſten Quellen der hiſtoriſchen Erkenntnis vorſtellen, 
ſollte man lieber des Guten zu viel als zu wenig tun. Wenn der Verlag 
aus dieſen Schwierigkeiten keinen andern Ausweg wußte, als den, das Buch 
unter Fortlaſſung des letzten Teils des Textes („Marwitz im Briefwechſel 
mit Bekannten und Verwandten“), unter Verzicht auf die (noch nicht 
fertiggeftellte), aber bei der Fülle der mitgeteilten Materialien als Führer 
unentbehrliche Einleitung auf den Markt zu werfen, ſo iſt das in jedem 
Fall zu beklagen. Es iſt doch ein ſchlechthin unerträglicher Zuſtand — die 
Kritik kann daran nicht ſtillſchweigend vorübergehen —, daß in dem Buche 
nun häufiger auf tatſächlich nicht zum Abdruck gelangte Briefe, auf eine 
fehlende Einleitung verwieſen wird! So wird man die jetzige Ausgabe, 
ſo dankbar man dem Verlag im übrigen für ſeine Abſicht ſein mag, den 
ſeit langem mit Spannung erwarteten zweiten Band dem Publikum nicht 
länger vorzuenthalten, nur für einen Notbehelf halten können, dem unbe 
dingt durch eine Nachlieferung von Einleitung und Textſchluß in einer 
zweiten Ausgabe abgeholfen werden ſollte. Möchte dann auch der dritt 
Band, der die militäriſchen Tagebücher und Schriften Marwitz' enthalten 
ſoll, bald und ohne alle Schwierigkeiten folgen! 

Erſt wenn auch dieſer dritte Band der Marwitz-Publikation vorliegt, 
wird man in der Lage ſein, die Geneſis von Marwitz' ganzer Perſönlich⸗ 
keit, die Etappen ſeiner Entwicklung völlig zu überſchauen. Manche 
Frage, die in dieſer Zeitſchrift ſchon nach dem Erſcheinen des erſten 
Bandes aufgeworfen wurde, läßt ſich jetzt noch nicht reſtlos beantworten. 
Es war damals u. a. die Erwartung ausgeſprochen worden: aus den 
noch zu veröffentlichenden Tagebüchern M.s werde ſich herausſtellen, daß 
das in den Memoiren zu ſolcher Schroffheit ausgebildete Urteil über 
Friedrich Wilhelm III. ſich erſt nach 1811, wo der König ſich in dem 
Kampf des frondierenden Adels gegen Hardenberg auf die Seite ſeines 
„Großveziers“ ſtellte, ſo zugeſpitzt habe. In der Tat zeigen Marwitz' 
„gleichzeitige Lebensaufzeichnungen“ (1804 — 1809), die der Herausgeber 
als eine Art kritiſchen Schlüſſels zum erſten Bande an die Spitze des 
zweiten geſtellt hat, daß ſeine Urteile urſprünglich noch nicht eine ſo 
ſcharfe perſönliche Spitze gegen den Monarchen angenommen hatten wie 
ſpäter in den Memoiren. Darin aber behält der Herausgeber recht, und 
das wird die Veröffentlichung der Tagebücher militäriſchen Gehalts im 
dritten Bande noch erhärten, daß Marwitz' Urteile über die ſchwächliche 
preußiſche Politik von 1805/1807 nicht erſt ein Produkt ſpäterer Jahre 
geweſen ſind. . 

Wie früh ſchon der ganze Marwitz in feinem Männerſtolz vor 
Königsthronen, in ſeiner vollen Furchtloſigkeit und Unerſchrockenheit, in 
ſeiner herben Verurteilung aller Schwächlichkeit und aller halben Maß⸗ 
regeln fertig geweſen iſt, das zeigt ſich deutlich in dem von Meuſel zum 
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erstenmal zum Abdruck gebrachten (II, 1, S. 132 ff.) von Marwitz ver⸗ 
faßten hinreißenden Entwurf einer Immediateingabe der kurmärkiſchen 
Stände an den König aus dem Sommer 1806. Ein Seitenſtück zu der 
berühmten Vorſtellung der Prinzen vom Auguſt 1806 und mehr noch wie 
dieſe von friderizianiſchem Geiſte erfüllt, wagt die Eingabe den König 
daran zu erinnern, daß von ſeinen Ahnen ſich noch nie einer etwas ab⸗ 
trotzen ließ, daß ſie nie die Zahl und Macht ihrer Feinde, ſondern immer 
nur die Gerechtigkeit ihrer Sache bedacht haben. Offen ſpricht die Ein⸗ 
gabe es aus, daß „der bloße Frieden nicht das höchſte Gut für Nationen 
iſt, fondern die Erhaltung ihrer Unabhängigkeit, ihr feſtes Zuſammen⸗ 
halten mit ihren angeborenen Fürſten und ihre Sicherſtellung vor den 
Gewalttaten eines ewigen Krieges, der unter dem Namen des Friedens 
geführt wird“. Es hat Marwitz mit dem bitterſten, lange noch nach⸗ 
klingenden Unmut erfüllt, daß dieſe Sprache unter ſeinen Standesgenoſſen 
keinen Anklang fand, daß bei ihnen „gar kein Begriff davon anzutreffen, 
daß ſo eine Maßregel notwendig und erlaubt ſein könne.“ Schon damals 
ſtand es Marwitz, wie ſein Brief an ſeine Schwägerin Gräfin Marie 
Brühl, die ſpätere Gattin Clauſewitz', vom 22. Auguſt 1806 (II, 2, S. 537) 
lehrt, feſt: „Eigentlich iſt das Land zum Fallen reif, wo weder der Regent 
noch die Unterthanen keines gewagten großen Entſchluſſes fähig, ja nicht 
einmal zu einer dreiſten Außerung zu bewegen ſind.“ Man kann ſich 
denken, wie ein ſo ſtolzer und hochgemuter Geiſt, der ganz auf die Deviſe: 
hilf dir ſelbſt, ſo wird dir geholfen, geſtellt war, mehr noch als durch die 
Niederlage von 1806, die er ja zum Teil auf das Konto des Oberſten 
von Maſſenbach ſetzte, durch die Untätigkeit der auf das Bündnis mit 
Rußland folgenden Wochen und Monate von Memel niedergebeugt wurde: 
hier ſah er die eigentliche Schickſalsſtunde der preußiſchen Monarchie. 
Seine tiefe Empörung blickt ſchon in den Worten feiner Lebensaufzeich⸗ 
nungen durch: „Wir betrachteten die ruſſiſche Allianz als ein ſanftes 
Ruhekiſſen, auf welchem wir nun ruhig ausſchlafen, und die Hände, wie 
bisher, in den Schoß legen wollten. Nicht die mindeſte Anſtalt wurde 
gemacht, die Nation zu erwecken und uns durch eigene Kraft in Deutſch⸗ 
land wieder einzuführen. Ich glaubte, daß letzteres durchaus nötig ſei, 
und daß wir die Ruſſen nur als Kriegsmaſchinen zu unſerm Zweck, 
keineswegs aber als Patrone und Beſchützer gebrauchen ſollten.“ Was 
irgend an ihm lag, hat Marwitz damals getan, um einen Anſtoß im 
Sinne ſeiner Überzeugung zu geben; als ſein Plan einer Expedition nach 
der Mark, in den Rücken des Feindes (Dezember 1806) unberückſichtigt 
blieb, drang er mit beſſerem Erfolg auf die Errichtung eines Freikorps, 
das freilich, von Marwitz ſelbſt mit raſtloſem Eifer ausgebildet, nicht über 
die Einſchiffung nach Rügen hinauskam. 

Bemerkenswert iſt, daß Marwitz in ſeinen tagebuchartigen Auf⸗ 
zeichnungen die Schuld für den tatloſen Ausgang der Expedition ſehr 
viel ſchärfer als in den Memoiren auf Blücher abwälzt. „Ich freute 
mich,“ ſo ſagt er dort, „da der General Blücher das Commando über 
dieſe Expedition erhielt, und ahndete nicht, daß damit die letzte Stunde 
meines Vorwärtsſchreitens geſchlagen habe.“ Wir haben hier ein inter⸗ 
eſſantes Beiſpiel dafür, wie ſich das Urteil M.s im Lauf der Zeiten auch 
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einmal im entgegengeſetzten Sinn wie dasjenige über Friedrich Wilhelm III. 
abgewandelt hat. 1807 war ihm Blüchers Verhalten ein weiteres Zeugnis, 
daß alles auf eine allgemeine Auflöſung hindeute; in den dreißiger Jahren 
ſtand ihm feſt, daß Blücher und der Kaiſer Alexander allein den Napoleon 
geſtürzt hätten! 


Das frühere Urteil M.s über Blücher, das doch zweifellos ein über⸗ 
triebenes, um nicht zu ſagen ungerechtes iſt, lehrt zugleich, daß auch 
Marwitz' gleichzeitige Urteile, zumal die über König Friedrich Wilhelm 
und die Königin Luiſe nur mit großer Vorſicht zu genießen ſind. Wie 
ſehr M. ſeiner Neigung zur Übertreibung und zu doktrinär zugeſpitztem 
Urteil auch bei. harmloſen Anläſſen die Zügel ſchießen ließ, das lehrt 
draſtiſch das Tagebuch über die Reiſe nach England 1815. Man leſe 
nur Marwitz' Ausführungen über den Unterſchied des weiblichen Geſchlechts 
in Frankreich und England: dort alle Weiber häßlich, hier alle hübſch; 
die häßlichſte in England noch ſchöner als die ſchönſte in Frankreich (II, 
1, S. 60), oder M.s Schilderung der holländiſchen Reinlichkeit (S. 94 ff.): 
bei ihren ſchweiniſchen Gewohnheiten und in ihrem ſchmierigen Lande, 
behauptet er, müßten die Holländer von anſteckenden Krankheiten krepieren 
und im Kote verſinken, wenn ſie nicht notdürftig reinlich wären!! 


Man ſieht, es können eigentlich die Werturteile M.s, mögen ſie nun 


Perſonen, Sachen oder Zuſtänden gelten, mehr oder minder nur eum grano 


salis genommen werden. In beſonderem Maße trifft das natürlich auf 
die leidenſchaftlichen Ausfälle und Anklagen zu, die das Tagebuch M.s 
während ſeiner Gefangenſchaft in Spandau (29. Juni bis 31. Juli 1811, 
II, 1, S. 19—45), übrigens eine der wertvollſten neuen Quellen der 
Marwitz⸗ Publikation, über Feind und Freund ausſchüttet. M.s Anz 
ſchuldigungen gegen den Juſtizminiſter Kircheiſen z. B. (vgl. S. 21, 33 f.) 
ſind, wie Meuſel a. a. O. (II, 2, S. 24, Anm. 2) konſtatiert, ebenſo 
unbegründet, wie die in anderem Zuſammenhang mit bezug auf 
Adam Müllers, des geiſtigen Nährväters der Feudalariſtokratie, Denkſchrift 
vom 11. Februar 1811 gemachte Unterſtellung: „Dieſe ganze Geſchichte 
war eine Betrügerei Adam Müllers. Er wollte eine Penſion haben“ 
(vgl. II, 2, S. 263 f.). Auffällig iſt übrigens, daß Marwitz dieſe nach feiner 
eigenen Angabe von A. Müller verfaßte, von ihm ſelbſt nur unterſchriebene 
Denkſchrift in ſeinem Begleitſchreiben an den Staatskanzler als ſein eigenes 
Werk ausgegeben hat („Ich habe die beikommende Schrift entworfen“); 
es beweiſt das, daß Marwitz, deſſen leidenſchaftliche Wahrheitsliebe ſo oft 
hervorgehoben wird, gelegentlich doch aus politiſchen Gründen einmal von 
ihr abweichen konnte. Ahnliches läßt ſich ja auch ſittlich ſo hochſtehenden 
Männern wie Scharnhorſt und Gneiſenau nachweiſen und ſoll hier über⸗ 
haupt nicht hervorgehoben werden, um die Glaubwürdigkeit Marwitz' an 
ſich herabzuſetzen, ſondern um die Relativität nicht bloß der in den ſpäteren 
Memoiren, ſondern ſchon in gleichzeitigen Außerungen enthaltenen Urteile 
und Ausſagen Mis erneut feſtzuſtellen. Es wird einmal in einem anderen 
Zuſammenhang auszuführen ſein, wie ſehr in Zeiten, die von politiſcher 
Leidenſchaft ſo durchtränkt ſind wie die Reformzeit, die Subjektivität und 
damit die Relativität aller Ausſagen und noch mehr aller Urteile wächſt, 
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mögen fie nun von rechts oder links, von einem Marwitz oder einem 
Stein, Hardenberg, Schön uſw. ſtammen. 

Gerade nun, weil in Zeiten wie der Reformepoche jeder perſönliche 
Standpunkt naturnotwendig zu einem Parteiſtandpunkt wird, darf es erſt 
recht begrüßt werden, daß Meuſel ſeinen Helden nicht gleichſam auf den 
Iſolierſchemel geſetzt hat, ſondern neben deſſen Freunden und Mitkämpfern 
auch Vertreter der entgegengeſetzten Anſchauungen, vor allem den Staats⸗ 
kanzler Hardenberg ſelbſt, gegen den ſich die ganze feudalſtändiſche Gruppe 
mit raſch geſteigerter Leidenſchaft wandte, zu Worte kommen läßt. Nie 
vielleicht ſind die altſtändiſche und die modern⸗bureaukratiſche Staats⸗ 
anſchauung ſo unmittelbar aufeinander geplatzt, wie in jener von Marwitz 
entworfenen, von ſeinem ſpeziellen Leidensgenoſſen Graf Finckenſtein nur 
unweſentlich veränderten „Letzten Vorſtellung der Stände des Lebuſiſchen 
Kreiſes“ vom 9. Mai 1811, die Hardenberg mit ſeinen Randbemerkungen 
verſehen hat (zum erſten Male vollſtändig abgedruckt, mit Hervorhebung 
auch der vom Könige Friedrich Wilhelm III. ſelbſt unterſtrichenen Stellen 
II, I, S. 8 ff.). 

Man darf jedoch nicht glauben, daß Marwitz von vornherein der 
Führer der Fronde gegen die Stein-Hardenbergſche Reform geweſen ſei. 
In ſeinem bereits erwähnten Briefe an Marie Brühl vom 22. Auguſt 
1806 iſt M. noch weit entfernt von einer Ideengemeinſchaft mit ſeinem 
ſpäteren Intimus Graf Finckenſtein: er nennt dieſen den „größten Egoiſten 
und beſtändigen Rebellen gegen alle Maßregeln der Regierung“. Den 
ſtändiſchen Angelegenheiten ſcheint Marwitz erſt gelegentlich des Zuſammen⸗ 
tritts des kurmärkiſchen Landtags 1809, der gegen die Verpfändung der 
königlichen Domänen die Garantie von zwölf Millionen Talern, im Hinblick 
auf die franzöſiſche Kriegskontribution übernahm, näher getreten zu ſein. 
Daß M. 1809 noch in den Anfängen feiner inner politiſchen Entwicklung 
ſtand, lehrt deutlich der Umſtand, daß er das Promemoria des Geheimen 
Oberfinanzrats von Prittwitz vom 21. Auguſt 1810 an Hardenberg, be⸗ 
titelt „Gedanken über Feudalismus und Antifeudalismus“, das gleichſam 
den Auftakt zu dem Kampf gegen Hardenberg bildet, nicht unterſchreiben 
wollte, „da ich von den meiſten darin befindlichen Dingen keine Wiſſen⸗ 
ſchaft habe“. Ganz zweifellos iſt dann Marwitz von Adam Müller ſtark 
beeinflußt worden: der Grundſatz, den dieſer aus dem Prittwitzſchen Pro⸗ 
memoria in einer eigenen Denkſchrift (II, 1, S. 156 ff.) herausdeſtillierte: 
„daß die von vergangenen Zeiten hinterlaſſenen ſtändiſchen Verhältniſſe 
nur auf dem Wege des freien Vertrags zwiſchen wahrhaften Repräſen⸗ 
tanten der Stände und echten Stellvertretern des allgemeinen Wohls 
(wahren Staatsbeamten) umgeſtaltet oder reguliert werden ſollen“, war 
hinfort auch ein Glaubensſatz von Marwitz. Freilich zum Vorkämpfer 
ſeiner adligen Standesgenoſſen hat ſich M. damit noch nicht hergeben 
wollen, nicht um des Standes, ſondern um des Rechtes willen trat er, 
deſſen doktrinäre Veranlagung neben ſeiner Bodenſtändigkeit ſcharf be⸗ 
tont werden muß, in den Kampf gegen Hardenberg ein. An dem Adel 
hat M. mehrfach die ſchärfſte Kritik geübt; 1810 und 1812 hat er 
(II, 1, S. 164 f.; II, 2, S. 156 ff.) eine völlige Reform des Adels ver⸗ 
langt, die dieſen nicht etwa wie der Freiherr vom Stein auf dem größeren 
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oder geringeren Vermögen, ſondern auf der Erdſcholle und auf kriegeriſcher 
Tüchtigkeit zu ſtabilieren gedachte. M. hat auch ſpäter noch, als er bereits 
in vorderſter Front gegen Hardenberg ſtand, einen ſcharfen Trennungs⸗ 
ſtrich zwiſchen ſich und ſeinen Mitdeputierten gezogen; nicht wie dieſe vom 
ökonomiſchen Standpunkt, vom pekuniären Intereſſe aus will er die 
ganze Angelegenheit betrachtet ſehen, ſondern allein vom Geſichtspunkt 
des Rechtes. „Mit einem Wort,“ ſo hat er einmal ſeine Genoſſen apo⸗ 
ſtrophiert (29. Mai 1811; II, 2, S. 335), „Ew. Hochwürden, Hoch- und 
Hochwohlgeboren wollen den jetzigen pekuniären Druck abwenden; ich will 
nicht leiden, daß Gewalt an die Stelle des Rechts geſetzt werde. Dies 
iſt mein einziges Streben.“ Solche Außerungen beweiſen zur Genüge, 
wie verfehlt es war, wenn noch Treitſchke Marwitz „geradezu naiv in 
ſeinem Standesſtolze“ nennt, ſie warnen davor, in Marwitz den typiſchen 
Vertreter der Feudalariſtokratie, als der er ſo oft hingeſtellt iſt, zu 
ſehen. Er hebt ſich, das erkennen wir gerade an der Hand des neuen 
von Meuſel beigebrachten Materials, doch ſcharf, ſehr ſcharf von dem 
Milieu ab, in das er hineingehört. Es iſt jammerſchade, daß Meuſels 
Buch ohne die geplante Einleitung „die Oppoſition gegen die Reform und 
die Entſtehung konſervativer Parteianſchauung in Preußen“ in die Welt 
gegangen iſt. Man durfte geſpannt darauf ſein, wie M. ſeinen Verſuch, 
Marwitz als einen Vorläufer der konſervativen Parteien, vor allem des 
agrariſch gefärbten Flügels, als einen Begründer konſervativer Partei⸗ 
anſchauung hinzuſtellen (ein Verſuch, der nebenbei bemerkt, im Schoße 
der konſervativen Partei ſelbſt Widerſpruch hervorgerufen hat), im einzelnen 
begründen würde. Es iſt zu hoffen, daß M. im Einverſtändnis mit dem 
Verlage dieſe Einleitung, die das außerordentlich reiche neue Material 
zur Geſchichte der politiſchen Parteientwicklung für weitere Kreiſe erſt 
erſchließen wird, ſobald wie möglich nachholen wird. Dann wird auch an 
die Stelle der heutigen flüchtigen Betrachtungen eine fruchtbare Debatte 
über eine Fülle intereſſanter Fragen, zu denen die Perſönlichkeit wie die 
Anſchauungen Marwitz' Anlaß bieten, treten können. 

Zum Schluß noch einige Angaben über Gliederung und Inhalt der 
beiden Halbbände. Der erſte beginnt, wie ſchon angeführt, mit tagebuch⸗ 
artigen Aufzeichnungen und Tagebüchern, umfaſſend die Jahre 1804 —1815. 
Es folgt als zweite große Abteilung: Politiſche Aufſätze, Briefe und 
Denkſchriften. Der Löwenanteil entfällt natürlich auf das Thema: Mar⸗ 
witz im Kampf gegen Hardenberg (II, 1, S. 152—354; II, 2, S. 1— 155). 
Manches daraus, wie Marwitz' Kritik des Steinſchen Teſtaments und der 
Hardenbergſchen Reden an die Konvozierten vom Jahre 1811 war bereits 
in der erſten Ausgabe aus Marwitz' Nachlaß (1852) enthalten; mit Recht 
iſt Meuſel grundſätzlich darauf ausgegangen, jene erſte Ausgabe, die be- 
kanntlich weitgehende Abänderungen und Lücken des Textes enthalten 
hatte, völlig auszuſchalten. Aber die Fülle des Neuen überwiegt bei 
weitem; fie tft in der Tat eine überraſchend große. In dem Schrift— 
wechſel zwiſchen dem Friedersdorfer und ſeinen Mitſtreitern, in den Auf⸗ 
ſätzen, Denkſchriften und Eingaben der Prittwitz, Adam Müller, Marwitz, 
Finckenſtein uſw., in den Erwiderungen Hardenbergs wird der Wiſſen⸗ 
ſchaft ein ſicheres Fundament für das tiefere Verſtändnis einer der 
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wichtigſten Phaſen unſeres Verfaſſungslebens geboten. Die Auswahl des 
Stoffes iſt hier ſichtlich eine beſonders ſorgſam abgewogene; ſie ſtellt allein 
ſchon eine große Arbeitsleiſtung des Herausgebers dar, der hohe An⸗ 
erkennung gebührt. Für die Zeit nach 1815 ließ ſich eine ſo abgerundete 
Stoffſammlung nicht geben; immerhin erhalten wir auch für die weitere 
Entwicklung der Verfaſſungsfrage ſeit den Freiheitskriegen willkommene 
Materialien, deren ſich die Forſchung raſch bemächtigen wird. Im 
ganzen ſind den „Späteren politiſchen Schriften und Briefwechſel von 
Marwitz“ (1812 — 1836) ca. 300 Seiten des zweiten Halbbandes (S. 156 — 
476) gewidmet; fie betreffen meift Verfaſſungs⸗, ſeit 1824 provinzialſtän⸗ 
diſche Fragen; ein eigener Abſchnitt iſt unter anderem auch Marwitz als 
Gutsherrn gewidmet. Daß Marwitz, wie Meuſel in der Einleitung zu 
Band 1 ausgeführt hatte, jemals für Reichsſtände geweſen ſei, könnte nur 
ganz vorübergehend der Fall geweſen ſein; früher als jeder ſeiner Ge⸗ 
ſinnungsgenoſſen hat ſich M. ſchon im März 1812 gegen das „Blendwerk 
einer fog. Nationalrepräſentation“ geäußert. Die Quinteſſenz von M.s 
verfaſſungspolitiſchen Anſichten findet fic) beſonders in den Aufſätzen 
„Über eine naturgemäße Verfaſſung für den preußiſchen Staat (II, 2, 
S. 280 ff) und „über eine Neu⸗Organiſierung der Verwaltung in 
Preußen“, beide aus dem Anfang der zwanziger Jahre herrührend. Den 
Schlußteil des zweiten Halbbandes bildet endlich die Abteilung „Briefe 
von und an Marwitz“, leider iſt er, wie ſchon erwähnt, um feine 
zweite Hälfte gekürzt. Aber ſchon die aufgenommenen Briefe, die u. a. 
höchſt charakteriſtiſche Schreiben vom Kronprinzen Friedrich Wilhelm (IV) 
und dem Prinzen Wilhelm, ſpäteren Kaiſer Wilhelm I. enthalten, zeigen, wie 
unentbehrlich dieſe Korreſpondenzen für das Lebensbild Marwitz' find. 
Den Clou der Briefabteilung bilden zweifellos die ſchönen und charakte⸗ 
riſtiſchen Briefe M.s an Marie von Clauſewitz (1803 — 1821), die uns 
ganz neue Einblicke in M.s Gefühlswelt erſchließen und ſo auch für M.s 
Geſamtentwicklung von höchſter Bedeutung ſind. So kann denn dieſe 
Beſprechung nur mit dem erneuten und nachdrücklichen Appell an den 
Verleger wie an den Herausgeber ſchließen, mit der Einleitung uns auch 
ſobald als möglich den Schluß des Briefwechſels, der zweifellos noch 
manches Wichtige und Wertvolle enthalten wird, zu beſcheren; beiden wird 
die Wiſſenſchaft dann erſt zu vollem Dank verpflichtet ſein. 
Friedrich Thimme. 


Aus der Geſchichte eines altberliniſchen Feldherrndenkmals und einer 
dazugehörigen altberliniſchen Feldherrngruft. Hiſtoriſche Skizzen 
von Karl Stichler. Zürich, im Selbſtverlage des Verfaſſers, 
1912. 58 S. 


Gegenſtand dieſer Schrift iſt das Sparrſche Grabmal in der Marien⸗ 
kirche in Berlin. Der in der Schweiz lebende Verfaſſer ſcheint ſeit mehreren 
Jahrzehnten die Fühlung mit Berlin verloren zu haben; die neueren 
Forſchungen über das Denkmal ſind ihm unbekannt geblieben, ſo daß der 
angreifende Ton ſeiner Schrift ihm übel anſteht. 

Die freiherrliche, ſpäter gräfliche Familie Sparr war im Barnim 
begütert. Die Gruft in Berlin wurde erbaut 1658 1663 von dem branden⸗ 
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burgiſchen Generalfeldmarſchall Otto Chriſtoph v. Sparr, dem Sieger von 
Warſchau, geſtorben 1668. Als erſter wurde darin 1666 beigeſetzt ſein 
Vetter, der öſterreichiſche Generalfeldzeugmeiſter Ernſt Georg v. Sparr, 
geſtorben 1660 in Böhmen. Der Verfaſſer verficht von neuem eine ältere 
Meinung, nach welcher nicht Otto Chriſtoph, ſondern Ernſt Georg in dem 
Denkmal dargeſtellt ſei, ohne ſeine Behauptung ernſtlich begründen zu 
können. Man mag die Streitfrage für müßig erklären, weil damals die 
eingeführte Tracht von jedem befolgt und eine ſtrenge Ahnlichkeit in 
heutigem Sinne nicht gefordert wurde. Eine aus dem abgebrochenen 
Sparrſchen Haufe Spandauer Straße 21 (jetzt 13, Oberpoſtdirektion) 
ſtammende Büſte des Otto Chriſtoph, über welche der Verfaſſer ohne aus⸗ 
reichende Kenntnis urteilt, iſt nebſt der Gedenktafel im Waffenſaal des 
Neubaues des Märkiſchen Muſeums aufgeſtellt; ſie iſt leider im Geſicht 
beſchädigt, gibt aber keinen Anlaß, die Ahnlichkeit zu beſtreiten, welche 
durch andere Bildniſſe vielmehr beſtätigt wird. 

Das Denkmal war das erſte Marmorwerk in Berlin. Die beſte 
Abbildung und Beſchreibung gibt Borrmanns 1893 erſchienenes Verzeichnis 
der Kunſtdenkmäler der Stadt Berlin. In demſelben Jahre brachte Georg 
Galland (wie ich ſchon S. 311 des laufenden Bandes bemerkt habe) auf 
Grund ſeiner in Amſterdam gemachten archivaliſchen Studien den Nach⸗ 
weis, daß kein geringerer als Artur Quellinus das Sparrſche Denkmal 
um 1660 gefertigt habe; er hat ſeinen Aufſatz zuerſt veröffentlicht in der 
Berliner National⸗Zeitung vom 30. Auguſt 1893, dann wiederholt in den 
Monatsblättern der Brandenburgia XV, 1906, S. 175 und in feiner 
Sammelſchrift Hohenzollern und Oranien, Straßburg 1911, S. 53. Damit 
iſt die Frage nach dem Künſtler des Denkmals beantwortet. 

Die Schrift Stichlers iſt in ihrem Ziele verfehlt, in der Anlage 
recht unüberſichtlich geſchrieben. Eine gewiſſe Bedeutung mag ſie be⸗ 
anſpruchen, weil ſie die Lebensnachrichten des Otto Chriſtoph und des 
Ernſt Georg v. Sparr zuſammengetragen hat, obwohl manches davon mit 
Vorbehalt aufzunehmen iſt. Julius Kohte. 


Katalog der Ausſtellung „Friedrich der Große in der Kunſt“, 1912 
(mit einem Vorwort über die Werke der älteren Kunſt von Pro- 
feſſor Dr. Seidel, und einem Vorwort über die Werke der neueren 
Kunſt von Profeſſor Dr. Amersdorffer). 66 Seiten mit 
110 Tafeln. Verlag der Photographiſchen Geſellſchaft, Berlin. 


Die unvergeßliche Feier des 200. Geburtstages Friedrichs des Großen 
am Berliner Kaiſerhofe hat ihren künſtleriſchen Ausklang gefunden in der 
Gedächtnisausſtellung, welche die Akademie der Künſte ins Leben rief: 
„Friedrich der Große in der Kunſt“. 

Dieſe denkwürdige Veranſtaltung, welche im Publikum einem Ver⸗ 
ſtändnis und einer patriotiſchen Begeiſterung begegnete, wie keine frühere 
„akademiſche Ausſtellung je zuvor, ift in einem monumetnalen Katalogwerk 
durch den rühmlichſt bekannten Verlag der „Photographiſchen Geſellſchaft“ 
in würdigſter Weiſe verewigt worden. Die in Heliogravüre hergeſtellten 
Wiedergaben ſind unter Benutzung der neueſten Errungenſchaften der 
Technik ausgeführt, in ihrer Art wahrhaft erſtklaſſige Meiſterwerke! 
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Von den 110 Tafeln find 75 den „Werken älterer Kunſt“ gewidmet, 
der Reſt den „Werken neuerer Kunſt“. Mit dieſer Unterſcheidung ſind die 
beiden Hauptteile des großen Katalogwerkes gekennzeichnet. 

Der erſte Teil der Tafeln iſt erläutert durch den beſten Kenner der 
auf das Hohenzollernhaus bezüglichen Kunſtwerke, durch Profeſſor Paul 
Seidel, den Dirigenten der Kunſtſammlungen in den Königlichen 
Schlöſſern und Direktor des Hohenzollern-Muſeums. Unter dem Titel: 
„Friedrich der Große, ſeine Familie, ſeine Freunde in der zeitgenöſſiſchen 
Kunſt“ gibt er ein klares und zugleich feſſelndes Bild der Kunſt am 
Berliner Hofe im 18. Jahrhundert; in ihrer Mitte ſteht als Anreger, 
Förderer und als Gegenſtand der Große König. 

Um einen berühmten Künſtlernamen gruppieren ſich die übrigen 
mit ihren Arbeiten, um den franzöſiſchen Maler Antoine Pesne, den 
„Apelles von Berlin“. Ihr Wohlwollen hatte ihm bereits Friedrichs 
Mutter, die Königin Sophie Dorothea, geſchenkt. Dadurch war für den 
Maler die Gönnerſchaft des großen Sohnes angebahnt; ſie iſt ihm in 
reichem Maße zu Teil geworden. Die bemerkenswerteſten Bildniſſe des 
Königs, ſeiner Geſchwiſter, Freunde und anderer Perſonen, nicht zuletzt von 
Damen, deren Züge Friedrich feſtgehalten haben wollte, hat Pesnes Pinſel 
ausgeführt. Pesne verſtand es ſo gut, zu ſchmeicheln — vor allem die 
Damen ſchöner wiederzugeben, als ſie wirklich waren, jedenfalls in vor⸗ 
teilhafteſter Auffaſſung, im blendendſten Lichte, ſo aber, daß die Wieder⸗ 
gabe dem Originale ähnlich blieb. In geſchickter Anordnung dienten 
Juwelen, Spitzen und Stoffe dazu, das dargeſtellte Geſicht wirkungsvoll 
zu heben. Darum war Pesne beſonders bei den Prinzeſſinnen ſo geſchätzt 
und gefeiert (Tafel 8, 31, 32, 35—40, 61—68, 71). Das Friedrichswerk 
enthält von ihm die Bildniſſe der Mutter, der Gemahlin und der Schweſtern 
des großen Königs, ferner von Katharina II. von Rußland und von einigen 
Damen des Theaters, mehrfach das der Barberina. 

In gleich geſchickter Weiſe wußte ſich der geiſtvolle franzöſiſche 
Künſtler ſeiner Aufgabe bei der Wiedergabe der Perſönlichkeit Friedrichs 
zu entledigen. : 

Seine älteſte Darſtellung Friedrichs iſt zugleich eines feiner be- 
kannteſten Werke: Die Verewigung jener oft erzählten Szene, die das 
väterliche Herz des Soldatenkönigs mit innigſter Freude erfüllt: Der kleine 
dreijährige Kronprinz macht ſich lieber mit einer großen Trommel zu 
ſchaffen, als mit den Blumen, die ihm die ältere Schweſter Wilhelmine 
darbietet (Tafel 1). 

Ubergehen wir zwei andere aus Friedrichs Jünglingsjahren, fo be⸗ 
anſprucht ſein bekanntes ſchönes Bruſtbild aus dem Jahre 1739 unſere 
beſondere Aufmerkſamkeit. Zugrunde liegt dieſem die letzte Sitzung, 
welche Friedrich dem beliebten Maler gewährt hat, die letzte Künſtlerſitzung 
überhaupt auf Jahrzehnte hinaus; ſeine Abneigung gegen das Porträtiert⸗ 
werden machte ſich nunmehr immer ſtärker geltend. Für dieſe Jahrzehnte 
bleibt jenes Bildnis bei den Darſtellungen des bald zur Regierung ge⸗ 
langenden Herrſchers hauptſächlich maß gebend. Jetzt im Kaiſer⸗Friedrich⸗ 
Muſeum zu Berlin befindlich, gibt es den dem Throne nahen Kronprinzen 
im Glanze der Majeſtät wieder (Tafel 10). Daß überhaupt bei einem 
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derartig offenſichtlichen Streben nach Eleganz und Verſchönerung der Ge⸗ 
ſamterſcheinung die nüchterne Wahrheit bei Pesne beeinträchtigt ſein 
dürfte, iſt eine Befürchtung, die Profeſſor Seidel, ſicher mit vollem Rechte, 
zum Ausdruck gebracht hat (Seite 16). Zweifellos hat Pesne in jahr⸗ 
zehntelanger Beobachtung, in häufigem Verkehr mit dem König, ſich künſt⸗ 
leriſch vollſtändig in deſſen Ausſehn eingelebt. Dadurch iſt ſeinen Bildern 
Friedrichs, trotz des eben geäußerten Bedenkens, ſtets ein beſonderer Wert 
zugeſichert. 

Kühler und wahrheitsgetreuer zeigt ſich dagegen der große Architekt 
Friedrichs, Georg Wenceslaus v. Knobelsdorff (1699 — 1753), in der 
künſtleriſchen Auffaſſung ſeines königlichen Herrn, deſſen Außeres er vor⸗ 
nehmlich in zwei Porträts feſtgehalten hat. Da das auf ausdrücklichen 
Wunſch Friedrichs geſchah, der ſeinem philoſophiſchen Freunde Voltaire 
mit einem Geſchenke ſeines Bildes eine Freude machen wollte, ſo haben 
jene Porträts eine beſondere Bedeutung. Berühmt iſt jenes Profilbildnis 
geworden, das die jugendlichen Züge des geiſtvollen Fürſten in anſchau⸗ 
lichſter Lebendigkeit erfaßt hat (aus dem Jahre 1737, Tafel 13). Durch 
die anſpruchsloſe Wiedergabe der Natur hat dieſes Bildnis einen hiſtoriſch 
höheren Wert als die Pesneſchen Paradebilder, denen es künſtleriſch nachſteht. 

Die Friedrichs⸗Porträts der ſonſtigen Maler aus der Kronprinzen⸗ 
zeit und den erſten anderthalb Regierungsjahrzehnten bis zum Ausbruche 
des Siebenjährigen Krieges, z. B. von F. W. Weidemann, F. C. Rusca, 
treten zurück vor den beſprochenen Werken von Knobelsdorff und von 
Pesne. Ihm hatte Friedrich als Kronprinz die letzte Künſtlerſitzung ge⸗ 
währt. Eine ſolche verſagte der vielbeſchäftigte König den Malern trotz 
aller Anſuchen, die an ihn herantraten. Nur einmal machte er eine Aus⸗ 
nahme, — ſeiner Schweſter, der Herzogin Philippine Charlotte von 
Braunſchweig, zuliebe. Der Künſtler, der von ihr zu der denkwürdigen 
Arbeit ausgewählt wurde, war Johann Georg Zieſenis, ein Maler 
von nüchterner Auffaſſung, wenn auch talentvoll und deshalb an ver⸗ 
ſchiedenen der damaligen Höfe beliebt. Mit einer Skizze und zwei ausgeführten 
Friedrichs⸗Bildern war er auf der Ausſtellung vertreten; ſie ſind auch in 
das Katalogwerk (Tafel 16 und 17) aufgenommen. Auf die unterſcheidenden 
Merkmale dieſer drei Bilder iſt P. Seidel nicht näher eingegangen. Referent 
ſelbſt hat inzwiſchen dieſer Frage ſowie der großen Bedeutung jener jetzt 
in Hannover befindlichen Olſtudie des Zieſenis eine beſondere Unter⸗ 
ſuchung!) gewidmet, aus der fic) als Datum für jene einzige Künſtler⸗ 
ſitzung der 18./19. Juni 1763 ſtatt „um das Jahr 1770“ ergibt. 

Aus der Abneigung Friedrichs gegen das Porträtiertwerden, der er 
ſelbſt wiederholt in ſeinen Briefen Ausdruck gegeben hat, folgt der relativ 
geringe hiſtoriſche Wert der übrigen ſeiner Bildniſſe aus der ſpäteren 
Lebenszeit. So charakteriſtiſch in Einzelzügen und künſtleriſch bedeutend 
ſie auch ſonſt mitunter ſein mögen, ſo kann ihnen doch nur eine flüchtige 
Beobachtung zugrunde liegen. An erſter Stelle ſtehen da die oft kopierten 
Arbeiten von J. H. Ch. Franke (der König den Hut zum Gruße ab⸗ 


1) 3. Lulvès, Das einzige glaubwürdige Bildnis Friedrichs des Großen 


als König (Hannover, 1913). 
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nehmend, bzw. auf den geſchloſſenen Janustempel hinweiſend, Tafel 19, 18) 
und von D. Chodowieeki, der zu ſeiner Darſtellung des zur Regiments⸗ 


beſichtigung mit dem Thronfolger und zwei Generälen reitenden Königs letz⸗ 


teren genauer, als ſonſt möglich, zu beobachten, wiederholte Gelegenheit hatte 
(Tafel 27). Ob A. Graff, der den Monarchen in feinen letzten Lebens⸗ 
jahren durch ein oft vervielfältigtes Bruſtbild (Tafel 22) feſtgehalten 
hat, mit ihm überhaupt in Berührung gekommen, iſt nicht bekannt. Daß 
Graffs Erinnerung durch Zieſenis beeinflußt ſei, iſt eine Vermutung, 
der Profeffor Hans Mackowsky kürzlich Ausdruck gegeben hat!). 

Chodowiecki hat ſich um die Populariſierung der äußeren Erſcheinung 
Friedrichs im Bilde das größte Verdienſt erworben; in zahlreichen ge- 
ſtochenen und radierten Darſtellungen führte er dem Volke ſeinen König 
vor. Vielfach hatten dieſe Illuſtrationen beliebte Anekdoten über den 
König zum Gegenſtand. Damit trat Chodowiecki dem Illuſtrator der 
Werke des Großen Königs zur Seite, G. F. Schmidt, der unter perſön⸗ 
licher Leitung ſeines hohen Auftraggebers arbeiten und ſich in deſſen 
Ideen vertiefen durfte; als deren bevollmächtigter Interpret erſcheint er. 
Leider enthält das Katalogwerk ſeiner Anlage gemäß nichts von dieſen 
Illuſtrationen. | 

Weit geringer an Zahl als die gemalten Porträts des Großen 
Königs ſind die plaſtiſchen; ſie entſtammen ſeinem letzten Lebensjahrzehnt. 
Einem aus Friedrichs Schöpfung, der Königlichen Porzellanmanufaktur, 
hervorgegangenen Werke des Schweizers Emanuel Bardou, einer 
lebenswahren Reiterſtatuette, gebührt hier der erſte Platz. Ihre Abhängig⸗ 
keit von Chodowieckis Bilde hebt Seidel mit Recht hervor (Tafel 24). Die 
ebenfalls von Bardou angefertigte Büſte tritt jedoch zurück gegenüber 
derjenigen von Johann Eckſtein; denn ihr liegt die von demſelben 
Künſtler abgenommene Totenmaske zugrunde (Tafel 26). Die naturgemäße 
Abformung des greiſen Antlitzes, die der eben entſeelte Körper zulaſſen 
mußte, das „mächtigſte unmittelbare Zeugnis der äußeren Erſcheinung des 
Großen Königs“ hat dem bekannten Anatom Wilhelm Waldeyer die 
Baſis geboten für ſeine grundlegende Bewertung der Porträtdarſtellungen 
Friedrichs 7. 

Von den plaſtiſchen Darſtellungen ſind weiter bemerkenswert die 
Entwürfe zu Denkmälern von der Hand von Bildhauern, die Gelegenheit 
gehabt hatten, den König noch im Leben zu beobachten. Das waren der 
Vläme J. P. A. Taſſaert, deſſen Reiterſtatuette ganz im Rokokoſtil 
gehalten ift, und fein Schüler, G. Schadow, der fic in feiner Kunſt zu 
friſcher Natürlichkeit durchgerungen hat (Tafel 110). Die wohl nicht aus 
unmittelbarer Naturbeobachtung von ihm ausgearbeitete Büſte Friedrichs 
ohne Hut zeigt den königlichen Greis in der Stimmung trüber Stunden, 
ziemlich verbittert und griesgrämig (Tafel 26). Anſprechender iſt Schadows 
viel eher naturgetreue Statuette „Friedrich der Große mit ſeinen Wind⸗ 


1) Kunſtchronik und Kunſtmarkt 1913/14, Nr. 1, Sp. 15, bei Beſprechung 


meiner Unterſuchung. 


2) Feſtrede in den Sitzungsberichten der Akademie der Wiſſenſchaſten zu 


Berlin 1900, I. 
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hunden“ (Tafel 108). Die Ausführung eines Denkmals ward dem Bild⸗ 
hauer für Stettin zuteil, bald nach dem Tode des Großen Königs, den er im 
Zeitkoſtüm, bedeckt vom Hermelinmantel, darſtellte (Tafel 107) in gut ge⸗ 
lungener Auffaſſung. Daß Schadow trotz aller Entwürfe, Verſuche und 
Vorſchläge, die jahrzehntelang ſeine Arbeitskraft in Anſpruch nahmen 
(Tafel 110), ſchließlich nicht dazu auserſehen wurde, dem Nationalhelden 
in ſeiner Hauptſtadt das Denkmal zu ſchaffen, iſt bekannt. Seinem Schüler 
Chriſtian Rauch ward die Palme zuerkannt. Deſſen glänzendes Werk, 
dargeſtellt durch das Hilfsmodell, fehlte natürlich auf der Ausſtellung 
nicht (Tafel 106). 

Damit ſind wir beteits zum zweiten Teil der Ausſtellung, zum 
zweiten Teil des Katalogwerks gelangt: „Friedrich der Große in der 
neueren Kunſt“. Die darſtellende Führung im Text übernimmt mit präg⸗ 
nanten Charakteriſierungen Profeſſor A. Amersdorffer, Erſter ſtändiger 
Sekretär der Akademie. 

Wie im erſten Teile im Mittelpunkt der Maler A. Pesne ſteht, ſo 
hier Adolf Menzel, der geniale Meiſter, der in unerreichter Künſtler⸗ 
ſchaft die hiſtoriſche Größe Friedrichs in ihrer Geſamtheit ſo zu erfaſſen 
und bildlich darzuſtellen wußte, wie fic) das Volk inftinttiv feinen National⸗ 
helden zu vergegenwärtigen ſuchte. Der von ihm konzipierte Friedrichs⸗ 
Typus iſt als Gemeingut in das Bewußtſein und Empfindungsleben des 
deutſchen Volkes übergegangen. Die allbekannten Meiſterwerke unter den 
Gemälden, welche Szenen aus Friedrichs Leben und Taten zum Gegenſtand 
haben, einzelne Aquarelle, Zeichnungen, — zuletzt die kaum anderthalb Jahre 
vor ſeinem Tode entſtandene Döberitzer Tiſchkarte (Tafel 109) als ſtaunen⸗ 
erregendes Zeugnis für die wenig geſchwächte Schaffenskraft des 88 jährigen 
Künſtlers, — haben Aufnahme in dem großen Katalogwerke gefunden. 

Den Hauptraum in dem jüngeren Teile der Ausſtellung und der 
Publikation nehmen die Hiſtorienbilder ein. Warum ſie in dem älteren 
Teile fehlten — abgeſehen von den, teilweiſe fern der Wirklichkeit, kom⸗ 
ponierten Gemälden des Engländers E. F. Cunningham „Empfang des 
Herzogs von Pork in Sansſouci“ (1758) und „Rückkehr vom Manöver“ —, 
begründet Profeſſor Amersdorffer in geiſtvoller Weiſe einmal aus der 
Tendenz des Rokokoſtils, über den Raum an den Zimmerwänden faſt 
vollſtändig zu verfügen, ſodann aus dem Fehlen berufener Künſtler unter 
Friedrichs Zeitgenoſſen. Daß dieſem Mangel die Nachwelt gründlich ab⸗ 
zuhelfen geſucht hat, beweiſen die außer Menzel in dem Friedrichwerk 
zumeiſt ſehr würdig vertretenen Künſtlernamen, wie W. Camphauſen, 
Fritz Werner, C. Röchling, A. Kampf, C. Seiler, G. Schöbel. 
Manche dieſer Gemälde zeigen in der Darſtellung von Szenen aus den 
erſten Jahren nach Abſchluß des ſiebenjährigen Krieges den Großen König 
meines Erachtens in zu bejahrter Auffaſſung. Zwar entſpricht ſie den 
eigenen Selbſtſchilderungen des Königs; jedoch iſt dabei zu bedenken, daß 
dieſe, beſonders wenn ſie zur Zeit des Krieges entſtanden, in düſterer 
Stimmung, häufig unter körperlichen und ſeeliſchen Qualen nieder⸗ 
geſchrieben worden ſind. 

Den modernen Malern der Motive aus dem Kreiſe Friedrichs 
des Großen reihen ſich namhafte Bildhauer an: J. Uphues und 
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L. Tuaillon ſeien als Schöpfer der ihm gewidmeten neueren Dents 
mäler (Tafel 105 und 104) hier hervorgehoben. 

Niemals iſt die Epoche des Großen Königs in künſtleriſcher Hinſicht 
glänzender dargeſtellt worden als in dieſer Ausſtellung der Berliner 
Akademie. Das Geſamtbild ward vervollſtändigt durch die gleichzeitigen 
Porträts der Verwandten des Königs, ſeiner Freunde, Generale, gekrönten 
Zeitgenoſſen und ſeiner Theaterkünſtler, — wertvolle Gemälde, zum Teil aus 
Privatbeſitz, den ermittelt zu haben, ein weiteres großes Verdienſt Pro⸗ 
feſſor Seidels geweſen iſt —, durch Arbeiten der Kleinkunſt, Medaillen uſw. 

Die meiſten der ausgeſtellten Werke ſtammten jedoch aus königlichen 
Schlöſſern, aus dem Beſitze des Kaiſers, der dieſe ſeinem großen Ahn⸗ 
herrn gewidmete Veranſtaltung mit dem regſten Intereſſe begleitet und 
tatkräftig gefördert hatte. So waren durch Möbel und Kunſtgegenſtände 
aus dem Beſitze des Großen Königs, durch Anſichten ſeiner Schlöſſer und 
ſeiner ſonſtigen Bauſchöpfungen mehrere Säle ausgeſtattet, von denen 
zwei der „Blaue“ und der „Grüne Saal“ in den Tafeln 74 und 75 ver⸗ 
ewigt ſind. In dieſer Umgebung wirkten Gemälde und Skulpturen be⸗ 
ſonders ſtimmungsvoll auf die Beſucher der Ausſtellung, auf die Verehrer 
Friedrichs des Großen; ihnen iſt in dem Monumentalwerk des Katalogs 
ein dauerndes und wertvolles Andenken an jene durchweg gelungene, 
kurze Rekonſtruktion ſeines Zeitalters und deſſen Niederſchlags in der 
Kunſt beſcheert worden durch die Akademie der Künſte, unterſtützt von 
dem Verlage der Photographiſchen Geſellſchaft. J. Lulvés. 


Julius Langhäuſer, Das Militärkirchenweſen im kurbrandenburgiſchen 
und königlich preußiſchen Heere. Seine Entwicklung und derzeitige 
Geſtalt. Metz 1912. XVI und 271 S. 


„An einer einheitlichen, zuſammenfaſſenden Darſtellung der Ent⸗ 
wicklungsgeſchichte des geſamten brandenburgiſch⸗preußiſchen evangeliſchen 
und katholiſchen Militärkirchenweſens fehlt es bislang. Die vorliegende 
Arbeit, die Straßburger juriſtiſche Doktordiſſertation eines Metzer Diviſions⸗ 
pfarrers, ſtellt den erſten Verſuch einer ſolchen dar und will auf Grund 
archivaliſcher Studien, des ſonſtigen Quellenmaterials und der ſpärlichen 
militärkirchlichen Literatur vom kirchenrechtsgeſchichtlichen Standpunkt aus 
ein einheitliches Bild geben von der Geſamtentwicklung und Verfaſſung 
des kurbrandenburgiſchen und königlich preußiſchen evangeliſchen und 
katholiſchen Militärkirchenweſens von ſeinen Anfängen bis zu ſeiner 
heutigen Geſtalt.“ 

Dementſprechend ſollte das Buch eigentlich in zwei Hauptabſchnitte 
zerfallen, die dem Untertitel entſprechen. Statt deſſen zog der Verfaſſer 
vor, wohl infolge des Umfangs, den der geſchichtliche Teil annahm, den 
Stoff in drei Teile zu gliedern. Der erſte unterrichtet über die Geſchichte 
des evangeliſchen Militärkirchenweſens bis zum Ende des 19. Jahrhunderts, 
der zweite über die des katholiſchen bis zu demſelben Zeitraum; in dem 
dritten kürzeſten (S. 227—268) findet ſich ſchließlich die Darſtellung der 
heutigen Geſtalt in Heer und Marine. Über den letzten können wir uns 
kurz faſſen. Der Verfaſſer zeigt darin, daß entgegen weitverbreiteten 
Wünſchen das Kirchenweſen im Militär nicht nur nicht abgebaut wird, 
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fondern „vielmehr einen lebenskräftigen, blühenden und fruchtbringenden 
Zweig an dem mächtigen Baume unſeres Heerweſens darſtellt.“ In den 
hiſtoriſchen Teilen bricht wohl eine gewiſſe Vorliebe des Verfaſſers für 
die Trennung des Militärkirchenweſens von der übrigen Kirche, für deſſen 
völlige Selbſtändigkeit durch — ſie iſt kein Produkt hiſtoriſcher Erkenntnis, 
ſondern grundſätzlicher Natur, eine Militärſeelſorge ohne tätige Mitwirkung 
der Staatsbehörden erſcheint ihm praktiſch unmöglich (S. 101). Der Ver⸗ 
faſſer weilt deshalb augenſcheinlich gern beim 18. Jahrhundert; trotz der 
ſtarken Bedenken, die er gegen die religiöſe Haltung des großen Königs 
hat und die er nicht verſchweigt, bezeichnet er ſeine Regierung als einen 
Höhepunkt der Entwicklung. Indeſſen leidet darunter nicht die Objektivität. 
Wenn man einen Einwand machen kann, dann iſt es der, daß der Ver⸗ 
ſaſſer die Entwicklung allzuſehr an den Formalien verfolgt, zu wenig auf 
die inneren Gründe für ſie eingeht. Man ſieht nur die Ordnungen, die 
Maſchinen, und man ſieht ſie auch arbeiten; — das ſei noch beſonders 
hervorgehoben; wir können das dank der Schilderung der Tätigkeit der 
Militärgeiſtlichen ganz gut beobachten. Aber wir erkennen nicht die Seele, 
die ſie ins Leben rief, alles Genetiſche bleibt verborgen. Und dann iſt 
auch der Stoff allzu ſchematiſch nach den Regierungsperioden der einzelnen 
Herrſcher eingeteilt. Der ganzen Darſtellung haftet infolgedeſſen eine 
gewiſſe Trockenheit und Unüberſichlichkeit an, die man gern gegen eine 
gewiſſe Lebendigkeit und Friſche eingetauſcht ſähe. 

Im einzelnen verdient hervorgehoben zu werden, daß der Verfaſſer 
bis zum Ende des 18. Jahrhunderts eine fortſchreitende Verſelbſtändigung 
des Staatskirchenweſens glaubt beobachten zu können. Seitdem die 
übrigens nicht erſt 1655 feſtzuſtellenden Feldprediger (ſchon 1638 ſind 
ſolche nachweisbar) 1692 in dem Feld⸗ oder Kriegskonſiſtorium eine aller- 
dings zunächſt nur für beſtimmte Fälle geordnete Behörde erhalten hatten, 
und die erſte Ordnung und Inſtruktion erfolgt war, wuchs das Militär⸗ 
kirchenweſen immer mehr aus dem Zuſammenhang mit der übrigen Kirche 
heraus. Nicht mehr eine kirchliche Inſtanz, ſondern der 1717 aus dem 
nebenamtlich angeſtellten Feldinſpektor gebildete Feldpropſt wird der 
Examinator der Feldprediger; die Militärgemeinden ſchließen ſich gegen 


die Kirchengemeinden ab, indem ihnen auch alle Ehe⸗ und Taufſachen jus 


gewieſen werden. Nach einer kurzen Zeit der Reaktion zugunſten der 
Kirche unter Wöllner, in der das Examen dem Landeskonſiſtorium in Berlin 
übertragen wird, gelangt die Entwicklung unter Friedrich Wilhelm III. 
zum Abſchluß. Da das Militärjuſtizdepartement die Oberaufſicht über 
das Kriegskonſiſtorium bekommt, erfolgt die Loslöſung des Militärkirchen⸗ 
weſens ſogar in der Zentrale. 

Mit dem Zuſammenbruch des alten Preußen tritt eine Anderung 
ein. Das Militärkirchenweſen verſchwindet als ſelbſtändige Größe, es geht 
wieder in die Landeskirche auf; anſtatt der Regimentschefs präſentiert 
und ernennt fortan dieſe die Geiſtlichen. Die Ordnung bewährt ſich in 
den Kriegszeiten nicht, die Kirche vermag nicht raſch genug und nicht 
genügend viel Geiſtliche für das plötzlich ſo ſtark vergrößerte Heer zu be⸗ 
ſchaffen; gleichwohl beſteht ſie bis 1832 fort, bis bei der Reviſion des 
ALR. und des Kirchenrechts auch eine Überprüfung des Militärkirchen⸗ 
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rechts ftattfindet. Nach der Militärkirchenordnung des Jahres 1832 bleibt 
nun der Zuſammenhang mit der Landeskirche gewahrt, inſofern fortan 
deren Provinzialorgane die geeigneten Geiſtlichen auszuwählen und zu 
präſentieren haben; der Willkür militäriſcher Inſtanzen bleibt alſo ein 
Riegel vorgeſchoben. Als der Kirche im Oberkirchenrat eine Zentralinſtanz 
geſchaffen wird, wird der Feldprobſt ſein Mitglied. Andererſeits kehrt 
man aber auch zu den alten Grundſätzen zurück und gibt dem Militär⸗ 
kirchenweſen wieder eine Art Selbſtändigkeit, die ſich im Laufe der Jahre 
naturnotwendig vergrößern mußte. Der Feldprobſt, der in den Militär⸗ 
oberpredigern Gehilfen erhält, die ihm die Aufſicht über das Heer der 
Militärgeiſtlichen abnehmen, unterſteht nicht irgendeiner kirchlichen Be⸗ 
hörde, ſondern dem Kultus- und Kriegsminiſter. Da es ratſam erſchien, 
den Kirchen der neuen Provinzen jeden Einfluß auf die Militärgeiſtlichen 
zu entziehen, wird ihm zunächſt die Anſtellung der Militärgeiſtlichen in 
dieſen Gebieten übertragen, dann, 1867 auch überall ſonſt; es iſt ſo, wie 
der Verfaſſer fagt, der Feldpropſt hat ſeitdem faſt die Stellung eines 
episcopus in katholiſchem Sinne. 

Das — die Grundzüge der Geſchichte des evangeliſchen Militärkirchen⸗ 
weſens, wie ſie dem aufmerkſamen Leſer erſcheinen; in dem Buche ſelbſt 
treten, wie geſagt, die Zuſammenhänge infolge ſeiner ſchematiſchen Ein⸗ 
teilung nicht recht anſchaulich zutage. 

Die Geſchichte des katholiſchen Militärkirchenweſens beginnt erſt im 
19. Jahrhundert. Es iſt ja bekannt und wird mit einzelnen neuen Details 
hier wieder belegt, daß es in unſerem Staate gerade die Armee war, die 
ein näheres Verhältnis der Regierung zur katholiſchen Kirche neu be- 
gründete. Und zwar war es der Soldatenkönig, der hier voranging; er 
ſorgte als erſter für die religiöſe Verſorgung, für einen geordneten Gottes⸗ 
dienſt ſeiner katholiſchen Soldaten. Von ihm ſtammt denn auch die erſte 
katholiſche militärkirchliche Dienſtordnung (ſie trägt das Datum 17. Januar 
1722). Unter ſeiner und ſeines Sohnes Regierung mehren ſich raſch die 
katholiſchen Militärgeiſtlichen, für die man das Halberſtädter Domini⸗ 
kanerkloſter gewiſſermaßen als Pepiniere betrachten kann — denn ihm 
wurden ſie entnommen. Indeſſen alles das und noch manches andere 
waren nur proviſoriſche Maßnahmen, angeordnet ohne päpſtliche Zu⸗ 
ſtimmung. Außerdem blieb, was geſchah, auf den Gottesdienſt beſchränkt. 
Alle Parochialhandlungen, auch an Katholiken, übten die lutheriſchen Feld⸗ 
geiſtlichen; wenn 1774 in Schleſien darin eine Anderung erfolgte, ſo war 
doch auch damit kein prinzipielles Entgegenkommen ausgedrückt. Auch 
im 19. Jahrhundert beginnt die Geſchichte des katholiſchen Militärkirchen⸗ 
weſens nicht ſofort. Im Gegenteil geſtalteten ſich die Dinge für die 
Katholiken zunächſt ſchlimmer, denn noch 1832, als katholiſche Militär- 
geiſtliche wieder vorgeſehen wurden, war dies Amt ſogar im Weſten als 
Nebenamt gedacht, beſetzt vom evangeliſchen Konſiſtorium. Es war eine 
Lage, die ſich nicht halten ließ, und in der denn auch alsbald nach 1832 
eine Anderung eintrat: für mich unerklärlicherweiſe blieb nur Münſter, 
für das vor 1806 ſchon Blücher vergeblich einen katholiſchen Militärgeiſt⸗ 
lichen verlangt hatte, auch jetzt ohne hauptamtlich angeſtellte. Die ver⸗ 
ſchiedenen ſo entſtandenen katholiſchen Militärgeiſtlichen brauchten all⸗ 
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mählich eine Spitze. Selbſt wenn Friedrich Wilhelm IV. nicht von vorn⸗ 
herein zu einer andern Haltung den Katholiken gegenüber entſchloſſen 
geweſen wäre, hätte er auf den vorhandenen Grundlagen das Gebäude 
eines katholiſchen Militärkirchenweſens aufbauen müſſen. Seit 1847 laſſen 
ſich neue Verhandlungen mit dem Papſte in betreff der Ernennung des 
Breslauer Fürſtbiſchofs zum katholiſchen Armeebiſchof verfolgen; vom 
24. Oktober 1849 datiert das Breve, in dem der Papſt den Wünſchen des 
Königs entſprach. Unter dem Armeebiſchof finden wir alsbald einen Feld⸗ 
propſt (Mencke), der ſeinen Delegaten darſtellt. Doch mit dieſer Ordnung 
waren die anderen Biſchöfe nicht einverſtanden. Auf ihren Widerſpruch 
iſt zurückzuführen, daß das zweimal beſetzte Amt eines Armeebiſchofs 
wieder verſchwand und 1868 mit der Anordnung eines Feldpropſtes als 
des oberſten Organs das katholiſche Militärkirchenweſen dieſelbe Form 
erhielt wie das evangeliſche. Jetzt erſt entſtehen auch wirkliche katholiſche 
Militärgemeinden! Bei dieſer Ordnung iſt es mit Ausnahme der Jahre 
1872 — 1888 geblieben — der erſte katholiſche Feldpropſt, Namszanowski, 
geriet ja bekanntlich infolge ſeiner Haltung gegenüber den Altkatholiken 
in Streit mit der Regierung und ward ſchließlich inhaftiert. 
Königsberg i. P. W. Stolze. 


B. Neue Bücher (ſoweit noch nicht beſprochen). 


Augſt, R., Bismarck und Leopold von Gerlach, ihre perſönlichen Beziehungen 
und deren Zuſammenhang mit ihren politiſchen Anſchauungen. (VIII u. 
108 S.) Quelle & Meyer, Leipzig 1913. 3 Mk. 


Bachem, Karl, Joſef Bachem. 2. Band, 1848 — 1860. (XVI u. 517 S.) J. P. 
Bachem, Köln 1912. Geb. 6 Mk. 


Bachem, Julius, Erinnerungen eines alten Publiziſten und Politikers. (195 S.) 
J. P. Bachem, Köln 1913. Geb. 2,80 Mk. 


Bahrfeldt, Emil, Das Münzweſen der Mark Brandenburg unter Friedrich 
Wilhelm dem Großen Kurfürſten und Kurfürſt Friedrich III. Mit 27 Münz⸗ 
tafeln in Lichtdruck. (174 S.) Halle 1913. 

Bergſtrüßer, Ludwig, Die Verfaffung des Deutſchen Reiches vom Jahre 1849. 
Mit Vorentwürfen, Gegenvorſchlägen und Modifikationen bis zum Erfurter 
Parlament. (104 S.) (Kl. Texte für Vorleſungen uſw., Nr. 114.) Marcus 
& E. Weber, Bonn 1913. 2,20 Mk. 

Feſter, Richard, Neue Beiträge zur Geſchichte der hohenzollernſchen Thron⸗ 
kandidatur in Spanien. (194 S.) B. G. Teubner, Leipzig 1913. 5 Mk. 
Feſter, Richard, Briefe, Aktenſtücke und Regeſten zur Geſchichte der hohenzollern⸗ 
ſchen Thronkandidatur in Spanien. (Quellenſammlung zur deutſchen Ge⸗ 
ſchichte.) (Band I 164 S., Band II 210 S.) B. G. Teubner,, Leipzig u. 

Berlin 1913. Je 2,20 Mk. 

v. Franſecky, E., Denkwürdigkeiten des preuß. Generals E. v. Franſecky. Zweite, 
neu bearb., durch Aufzeichnungen des Generals v. Franſecky u. Mitteilungen 
anderer ergänzte Aufl., hersg. von W. v. Bremen. (1. Bd. VIII u. 240 S.) 
Boll & Pickardt, Berlin 1913. 4,25 Mk. 
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Freytag, Guftav, Briefe an Albrecht von Stoſch. Her. von H. F. Helmolt. 
(XI u. 338 S.) Deutſche Verlagsanſtalt, Stuttgart 1913. 7,50 Mk., geb. 
9 Mk. 


Friederich, Rudolf, Die Befreiungskriege 1813 —1815. 4. Band: Der Feldzug 
1815. (392 S.) €. S. Mittler & Sohn, Berlin 1913. 


Friedrich, Alex, Die Kämpfe an der ſächſiſch⸗böhmiſchen Grenze im Herbſt 1813. 
(XIV u. 228 S. mit 16 Tafeln.) (Deutſche Schlachtfelder, hrsg. von 
A. Brabant, Bd. IV.) A. Köhler, Dresden 1913. Geb. 3,80 Mk. 


v. Genk, Friedrich, Briefe, hrsg. von F. C. Wittichen (+) und E. Salzer. III. Band, 
2. Teil. (376 S.) R. Oldenbourg, München und Berlin 1913. 10,50 Mk. 


v. Görres, Joſeph, Briefe an Fr. Chr. Perthes (1811—1827). Hrsg. und eingel. 
von W. Schellberg. (116 S.) (Vereinsſchrift der Görresgeſellſchaft). J. P. 
Bachem, Köln 1913. 1,80 Mk. 


Granier, Herman, Hohenzollernbriefe aus den Freiheitskriegen 1813 —1815. 
(VIII u. 364 S.) S. Hirzel Verlag, Leipzig 1913. Geheftet 8 Mk., geb. 
in Leinw. 9 Mk., Halbleder 12 Mk. 


Haaſe, Fel., Die katholiſche Kirche Schleſiens im Befreiungskriege 1813. Nach 
den amtl. Quellen dargeſtellt. (IV u. 60 S.) Goerlich & Co., Breslau 
1913. 1 Mk. 


Haeckel, Julius, Die Potsdamer Rieſengarde 1713— 1740. (VII u. 132 S.) 
Gropius, Potsdam 1913. 6 Mk. 


Hay, Joſeph, Staat, Volk und Weltbürgertum in der Berliniſchen Monatsſchrift 
von Friedrich Gedicke u. Joh. Erich Bieſter. (1783-1796). (83 S.! Haude 
& Spener, Berlin 1913. 3 Mk. 


Heſſelbarth, Hermann, Drei pſychologiſche Fragen zur ſpaniſchen Thronkandi⸗ 
datur Leopolds von Hohenzollern. Mit Geheimdepeſchen Bismarcks, Prims uſw. 
(130 S.) B. G. Teubner, Leipzig 1913. 3,60 Mk. 


Hoff, Johann Friedrich, Die Mediatiſiertenfrage in den Jahren 1813 —1815. 
(Abhandl. zur mittleren und neueren Geſch., Heft 46.) (127 S.) W. Rot⸗ 
ſchild, Berlin u. Leipzig 1913. 

Käding, Emil, Beiträge zur preuß. Finanzpolitik in den Rheinlanden 1815 bis 
1840. (Studien zur rhein. Geſchichte, Heft 8.) (153 S.) Marcus & E. Weber, 
Bonn 1913. 3,80 Mk. 

Klinkenborg, Melle, Fehrbellin. Nach Berichten und Briefen der führenden 


Männer. (Voigtländers Quellenbücher, Bd. 50.) (84 S.) Leipzig 1913. 
— 80 Mk. 


Kohl, Horſt, Deutſchlands Einigungskriege 1864—1871 in Briefen und Berichten 
der führenden Männer. 3. Teil, II. Abt.: Die Belagerung von Metz. 
(124 S.) (Voigtländers Quellenbücher, Bd. 51.) Leipzig 1913. 1 Mk. 

Kohl, Horſt, Der Untergang des alten Preußen. Quellenberichte. (142 S.) 
(Voigtländers Quellenbücher, Bd. 54.) Leipzig 1913. 1,20 Mk. 

Koſer, Reinhold, Geſchichte der brandenburgiſch-preußiſchen Politik. Bd. I (bis 
1648). (508 S.) J. G. Cotta, Stuttgart u. Berlin 1913. 14,50 Mk. 

Die Kriege Friedrichs des Großen, herausg. vom Großen Generalſtab. 
III. Teil: Der fiebenjähr. Krieg. Band 12: Landeshut und Liegnitz. Mit 
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12 Rarten. (VIII, 286 u. 36 S.) E. S. Mittler & Sohn, Berlin 1913. 
Geb. 16 Mk. 

Kundgebungen, Programmatiſche, der nationalliberalen Partei 1866—1913. (IV 
u. 138 S.) Reichsverlag, Berlin 1913. 1 Mk. 


Lehmann, Guſtaf, Die Ritter des Ordens pour le mérite. Auf Allerh. Befehl 
bearbeitet im Kgl. Kriegsminiſterium. 1740—1913. 2 Bände. E. S. 
Mittler & Sohn, Berlin 1913. 22 Mk., geb. 27 Mk. 


Lenz, Georg, Berliner Porzellan. Die Manufaktur Friedrichs des Großen. 
Her. im Auftrage u. mit Unterſtützung des Min. f. Handel u. Gewerbe. 
2 Bände (mit 162 Tafeln). R. Hobbing, Berlin 1914. 300 Mk. 


Lucanus, Auguſt Hermann, Preußens uralter und heutiger Zuſtand. 1748. 
Hrsg. im Auftrage der Litt. Geſ. Maſovia von E. Hollack. II. Band. 
1. Lfg. F. Beyer, Königsberg 1912. 

Lulves, Jean, Das einzig glaubwürdige Bildnis Friedrichs des Großen als 
König. 28 S. mit 6 Lichtdrucktafeln. Hahn, Hannover 1913. 2,40 Mk. 


Markgraf, Hermann, Geſchichte Breslaus in kurzer Überſicht. Zweite vermehrte 
Aufl., bearb. von O. Schwarzer. (IV u. 150 S.) J. A. Kern, Breslau 1913. 


Meinecke, Friedrich, Radowitz und die deutſche Revolution. (554 S.) E. ©. 
Mittler & Sohn, Berlin 1913. 11 Mk., geb. 12,50 Mk. 


Meisner, Heinrich, Anſichten märkiſcher und pommerſcher Städte aus den Jahren 
1710—1715 nach den Originalzeichnungen Daniel Petzolds. Hrsg. im Auf⸗ 
trage der Kgl. Bibliothek. Dietrich Reimer (Ernſt Vohſen), Berlin 1913. 
30 Mk. 

v. Miquel, Johannes, Reden, hrsg. von W. Schutze u. Fr. Thimme. III. Band 
(1878—1891). (435 S.) Buchhandlung des Waiſenhauſes, Halle a. S. 1913. 
12 Mk. | | 

Mitſcherlich, Waldemar, Die Ausbreitung der Polen in Preußen. (XX u. 
295 S.) C. L. Hirſchfeld, Leipzig 1913. 8 Mk., geb. 9,20 Mk. 

Müſebeck, Ernſt, Freiwillige Gaben und Opfer des preußiſchen Volkes in den 
Jahren 1813—1815. (VII u. 156 S.) (Mitteilungen der Preuß. Archiv⸗ 
verwaltung, Heft 23.) S. Hirzel, Leipzig 1913. 5 Mk. 

Müſebeck, Ernſt Moritz Arndt. Ein Lebensbild. 1. Buch. 1769—1815. (591 S.) 
F. A. Perthes, Gotha 1914. 12 Mk. 

v. Olfers, Hedwig geb. v. Staegemann, Aus Briefen zuſammengeſtellt. II. Band 
1816-1891. (648 S.) E. S. Mittler & Sohn, Berlin 1914. Geb. 12 Mk. 

Frhr. v. d. Oſten⸗Sacken und von Rhein, Preußens Heer von ſeinen Anfängen 
bis zur Gegenwart. 3. Band. E. S. Mittler & Sohn, Berlin 1914. 10 Mk. 

Les Origines diplomatiques de la guerre de 1870/71. Recueil de docu- 
ments publié par le ministére des affaires étrangéres. Tome VII 
(Sept.1865—Mars 1866). (470 S.) G. Ficker, Paris 1913. 

Pantenius, Wilh Moritz, Der Prinz von Preußen, Auguſt Wilhelm, als Poli⸗ 
tiker. (108 S.) (Hiſtoriſche Studien, Heft 108.) E. Ebering, Berlin 1913. 

Pantenius, Wilh. Moritz, Erlaſſe und Briefe des Königs Friedrich Wilhelms I. 
von Preußen. (Voigtländers Quellenbücher, Bd. 65.) (121 S.) Leipzig. 
1 Mk. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVI. 2. 21 
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v. Petersdorff, Hermann, Deutſche Männer und Frauen. Biographiſche Skizzen, 
vornehmlich zur Geſchichte Preußens im 18. u. 19. Jahrh. (X u. 459 S.) 
R. Hobbing, Berlin 1913. 8 Mk., geb. 10 Mk. 


v. Petersdorff, Hermann, Friedrich v. Motz. Eine Biographie. 2 Bde. (254 
u. 423 S.) R. Hobbing, Berlin 1913. 


v. Pflugk⸗Harttung, Julius, Das Befreiungsjahr 1813. Aus den Akten des 
Geheimen Staatsarchivs. (XIX u. 460 S.) Union Deutſche Verlagsgeſell⸗ 
ſchaft, Berlin 1918. 16 Mk., geb. 18 Mk. 


Rachfahl, Felix, Kaiſer und Reich 1888—1913. 25 Jahre preußiſch⸗deutſcher 
Geſchichte. Feſtſchrift zum 25 jährigen Regierungs jubiläum Wilhelms II. 
(351 S.) Voſſiſche Buchhandlung, Berlin 1913. 4,50 Mk. 


Nothert, H., Kirchengeſchichte der Grafſchaft Mark. (VII u. 557 S.) C. Bertels⸗ 
mann, Gütersloh 1913. 5 Mk. 


Schagen, Alfons, Joſef Görres und die Anfänge der preußiſchen Volksſchule am 
Rhein. (Studien zur rhein. Geſch., Heft 7.) (108 S.) A. Marcus & E. Weber, 
Bonn 1913. 3 Mk. 


Schlöſſer, Rudolf, Die Quellen zu Heinrich v. Kleiſts Michael Kohlhaas. (Kleine 
Texte für Vorleſungen und Übungen, hrsg. v. H. Lietzmann, Nr. 116.) 
(14 S.) A. Marcus & E. Weber, Bonn 1913. 0,35 Mk. 


Schmidt, Dr., Robert, Städteweſen und Bürgertum in Neuoſtpreußen. Ein 
Beitrag zur Geſchichte der bei den letzten Teilungen Polens von Preußen 
erworbenen Gebiete. (208 S.) Thomas & Oppermann, Königsberg i. P. 
1913. 4 Mk. 


Schulte, Aloys, Die Schlacht bei Leipzig. (32 S.) A. Marcus & E. Weber, 
Bonn 1913. 1,80 Mk. 


Schulze⸗Delitzſchs Schriften und Reden. Herausgegeben im Auftrage des All⸗ 
gemeinen Verbandes der auf Selbſthilfe beruhenden deutſchen Erwerbs⸗ und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, e. V. von F. Thorwart⸗Frankfurt a. M. V. Bd. 
(IV u. 359 S.) J. Guttentag, G. m. b. H., Berlin 1913. 


Spatz, Willy, Der Teltow. 3. Teil: Geſchichte der Ortſchaften des Kreiſes 
Teltow. (XXVII u. 384 S.) R. Rohde, Berlin. Geb. 5 Mk. 


v. Treitſchke, Heinrich, Briefe, hrsg. von M. Cornicelius. II. Bd. (1859 —1866). 
S. Hirzel, Leipzig 1913. 10 Mk., geb. 12,50 Mk. 

Uhles, Emil, Archiv für Fiſchereigeſchichte. Darſtellungen und Quellen. Heft 1: 
Juli 1913. (VIII u. 212 Seiten.) Paul Parey, Berlin 1913. Einzelpreis 
5 Mk., Abonnementspreis 4 Mk. 


Zieſemer, Walther, Das Marienburger Konventsbuch der Jahre 1399—1412. 
Mit Unterſtützung des Vereins für die Herſtellung und Ausſchmückung der 
Marienburg herausgegeben. Mit zwei Schriftproben und einer Karte der 
Marienburger Komturei. (XIX u. 379 Seiten.) A. W. Kafemann, G. m. 
b. H., Danzig 1913. 15 Mk. 


) 
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III. Schulprogramme und Univerſitätsſchriften 


G. Ahrens, Die Stellung der nicht öffentlich aufgenommenen Religionsgemein⸗ 
ſchaften zum Staate nach preußiſchem Recht. Greifswalder Diff. 1918 
(62 S. 89), 

E. Allard, Friedrich der Große in der Literatur Frankreichs, mit einem Aus⸗ 
blick auf Italien und Spanien. Berliner Diſſ. 1913 (XVI, 144 S., 1 Bl. 
8°, [Sonderabdruck aus: . zur Geſchichte der romaniſchen Sprachen 
und Literaturen.) 


E. Anderßen, Begriff und rechtliche Verhältniſſe der Domänen in Preußen 
im Vergleich zur Entwicklung ſeiner Monarchie. Greifswalder Diſſ. 1912 
(102 S. 80). 


P. Babendererde, Nachrichtendienſt und Reiſeverkehr des Deutſchen Ordens um 
1400. Königsberger Diff. 1913 (III, 56 S., 1 Bl. 80). [Erſcheint zugleich 
in der Altpreußiſchen Monatsſchrift.] 


H. Bauer, Die Überlieferung des Lehniner Archivs. Berliner Diff. 1918 
(200 S., 1 Bl. 80). 


O. Behm, Beiträge zum Urkundenweſen der einheimiſchen Fürſten von Rügen. 
Greifswalder Diff. 1913 (103 S., 1 Bl., 2 Taf. 89). 


K. H. Beyer, Mecklenburgs Lage im brandenburgiſch⸗ſchwediſchen Kriege während 
der Jahre 1675—1677. Roſtocker Diff. 1913 (57 S. 8%. [Teil einer größeren 
Arbeit, die demnächſt in den Hiſtoriſchen Studien im Verlage von E. Ebe⸗ 
ring, Berlin, unter dem Titel: „Beiträge zur Geſchichte des brandenburgiſch⸗ 
ſchwediſchen Krieges 1675—1679“ erſcheinen foll.] 


A. Boeckler, Wirtſchaftsakten aus dem Hausbuche der Familie von Alvensleben 
in Gardelegen, aus den Jahren 1661— 1673. Beilage zum Jahresbericht der 
Realſchule zu Gardelegen. 1913 (38 S. 49). 


K. Boedler, Die Gewalt der askaniſchen Herzöge in Weſtfalen und Engern bis 
zum Ausgange des 14. Jahrhunderts. Eine verfaſſungsgeſchichtliche Unter⸗ 
ſuchung. Hallenſer Diſſ. 1912 (VIII, 80 S., 1 Bl. 80). 


W. Bord, Regentſchaft und Regierungsſtellvertretung, insbeſondere nach preußi⸗ 
ſchem Staatsrecht. Breslauer Diſſ. Liegnitz 1913 (XII, 103 S. 80). 


W. Brinckwerth, Beiträge zur Geſchichte der Reorganiſation des Städteweſens 
in der Kurmark Brandenburg und im Herzogtume Magdeburg in den Jahren 
1680 bis 1713. Göttinger Diff. 1913 (43 S. 8%. [Teil einer größeren 

Arbeit, die vollſtändig in: „Geſchichtsblätter für Stadt und Land Magde⸗ 
burg“, Jahrgang 48, 1913, Heft 1, erſcheint.] 


G. Büttner, Robert Prutz. Ein Beitrag zu ſeinem Leben und Schaffen von 
1816 bis 1842. Leipziger Diſſ. 1912 (VI, 184 S. 80). [Erſcheint gleich⸗ 
zeitig als Heft 25 der Sammlung „Teutonia“.] 


Guſt. Büttner, Die Einkommensverteilung in Preußen auf Grund der Ein⸗ 
kommenſteuerſtatiſtik in den Jahren 1895—1913. Hallenſer Diſſ. 1913 


(174 &., 1 Bl. 80). 
21* 
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K. Dögler, Napoleon III. und die deutſch⸗däniſche Frage unter beſonderer Be⸗ 
rückſichtigung der franzöſiſchen Politik während des Konfliktes von 1863/64. 
Leipziger Diff. 1913 (124 S., 1 Bl. 8%. 

L. Dombrowski, Die Beziehungen des Deutſchen Ordens zum Baſeler Konzil 
bis zur Neutralitätserklärung der deutſchen Kurfürſten (März 1488). Ber⸗ 
liner Diſſ. 1913 (VI, 255 S. 80). 


G. Drechsler, Der Streit um die oraniſche Erbſchaft zwiſchen König Friedrich I. 
von Preußen und dem Hauſe Naſſau⸗Dietz und ſein Einfluß auf die preußi⸗ 
ſche Politik (1702—1732). Leipziger Diff. 1913 (176 S., 3 Bl. 89). 


H. Elkeles, Das Recht preußiſcher Behörden, die Rechtsgiltigkeit von Geſetzen 
und Verordnungen zu prüfen. Breslauer Diſſ. 1912 (36 S., 1 Bl. 89. 
[Teil einer größeren Arbeit, die vollſtändig in den Abhandlungen aus dem 
Staats- und Verwaltungsrecht im Verlage von M. & H. Marcus in Breslau 
erſcheint.)] 


G. Eſchenhagen, Oſtpreußiſche Städtegründungen auf Ordensgebiet. Eine rechts⸗ 
geſchichtliche Unterſuchung. Heidelberger Diff. 1912 (39 S. 1 Bl. 8°). 


O. Frederich, Die ſtaatsrechtliche Stellung des heutigen deutſchen Kaiſertums, 
verglichen mit den beiden Verfaſſungsentwürfen von 1848, 1849 und mit 
der Unionsverfaſſung von 1850. Würzburger Diſſ. 1912 (98 S. 80). 


A. Fricke, Die Anfänge des Eiſenbahnweſens in Preußen. Erlanger Diſſ. 1912 
(85 S. 1 Bl. 80). f 


Funck, Der Anteil des preußiſchen Heeres am Feldzuge von 1812. Feſtrede zur 
Vorfeier des Geburtstages Sr. Majeſtät des Kaiſers und Königs am 25. Jan. 
1913 gehalten. Jahresbericht über das Königl. Dom⸗Gymnaſium zu Magde⸗ 
burg 1912/13 (12 S. 4°). 


W. D. Geisberg, Bismarck und das Kriegsvölkerrecht. Bonner Diſſ. 1913 (LX, 
133 ©. 8%. [Teil einer größeren Arbeit, die vollſtändig im Buchhandel er⸗ 
ſcheinen wird.] . 


J. Hay, Staat, Volk und Weltbürgertum, in der Berliniſchen Monatsſchrift von 
Friedrich Gedike und Johann Erich Bieſter (1783 — 1796). Einl. und 1. u. 
2. Kap. Breslauer Diſſ. Berlin 1913 (45 S. 80). [Die vollſtänd. Arbeit 
erſcheint als Buch im Verlage der Haude & Spenerſchen Buchhandlung in 
Berlin.] 


J. Hehn, Zur Erinnerung an das 25 jährige Regierungsjubiläum Sr. Majeſtät 
des Deutſchen Kaiſers Wilhelm II. und an die Jahrhundertfeier der deut⸗ 
ſchen Freiheitskriege; Rede, gehalten bei dem am 14. Juni 1913 in der Aula 
der Univerſität Würzburg veranftalteten Feſtakte. Würzburg 1913 (26 S. 49). 

O. Hell, Bismarck und der Konſtitutionalismus. Kieler Diſſ. 1912 (62 S. 80). 


Königl. Friedrich⸗Wilhelms⸗Univerſität zu Berlin. Feier des 25 jähr. Regierungs⸗ 
iubiläums Sr. Majeſtät des Kaiſers und Königs am 16. Juni 1913 in der 
Aula. (Darin Feſtrede von Otto Hintze.) Berlin 1913 (44 S. 40). 


A. Hirſch, Über die geographiſche Lage und Entwicklung Danzigs. Eine ſied⸗ 
lungsgeographiſche Studie. Mit 1 Karte und 2 Abb. im Text. Königs- 
berger Diff. 1912 (61 S. 80 . 
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J. Hoelge, Unterſuchungen zur Geſchichte des Culmer Domkapitels zu Culmſee 
im Mittelalter. Ein Beitrag zur Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsgeſchichte 
der Domkapitel und des Deutſchen Ordens in Preußen. Königsberger Diſſ. 
1913 (38 S., 1 Bl. 80). [Teil einer größeren Arbeit, die unter dem Titel 
„Das Culmer Domkapitel zu Culmſee im Mittelalter“ in den „Mitteilungen 
der Literariſchen Geſellſchaft Masovia“ erſchienen ift.] 


A. Hugemann, Die Entwicklung der erſten Kammer in der preußiſchen Ver⸗ 
faſſung. Greifswalder Diſſ. 1912 (122 S., 1 Bl. 80). 


A. Jegel, Die landſtändiſche Verfaſſung in den ehemaligen Fürſtentümern Ans⸗ 
bach⸗Bayreuth. Würzburger Diff. 1912 (VIII, 159 S. 8%. [Aus: Archiv 
für Geſchichte und Altertumskunde von Oberfranken. Bd. 25, H. 1, 2.] 

E. Käding, Die preußiſche Finanzreform der Jahre 1818—1820 und die Rhein⸗ 
lande. Bonner Diff. 1913 (VIII, 46 S. 8°. [Teil einer größeren Arbeit, 
die vollſtändig unter dem Titel: „Beiträge zur preußiſchen Finanzpolitik in 
den Rheinlanden während der Jahre 1815—1840“ in den „Rheiniſchen 
Studien“ zu Bonn erſchienen iſt!. 

P. Kalkoff, Die Vorgeſchichte der allgemeinen Wehrpflicht in Preußen. Beilage 
zum Jahresbericht des ſtädtiſchen evangeliſchen Gymnaſiums zu St. Maria⸗ 
Magdalena in Breslau. Oſtern 1913 (26 S. 8°). 


Karge, Über die mittelalterliche Verfaſſung der oſteuropäiſchen Kolonial⸗ 
ſtädte: Poſen, Krakau, Lemberg, Breslau, Liegnitz. Ein Vergleich als Bei⸗ 
trag zur Verbreitung des Magdeburger Rechts. Hallenſer Diſſ. 1912 (63 
S. 80). 

B. Kettner, Anerkennung der Revolution. Ein Beitrag zur Geſchichte der 
preußiſchen Nationalverſammlung im Jahre 1848. Greifswalder Diſſ. 1912 
(69 S., 1 Bl. 80). 


E. Keup, Die volkswirtſchaftliche Bedeutung von Groß⸗ und Kleinbetrieb in der 
Landwirtſchaft auf Grund von Erhebungen in Pommern und Brandenburg 
(Kap. 1, 2, 4 u. 5). Merſeburg 1913. Berliner Diff. 1913 (63 S. 80). [Der 
Reſt (Kap. 3) wird als Teil des Werkes: Die volkswirtſchaftl. Bedeutung 
von Groß- und Kleinbetrieb in der Landwirtſchaft von Dr. E. Keup und 
R. Mührer bei Paul Parey, Berlin 1913, erfdeinen.] 


Leonie v. Keyſerling, Religiöſe und politiſche Entwicklung der Brüder Gerlach 
1816—1820. Heidelberger Diff. 1913 (40 S., 1 Bl. 8%. [Teil einer größeren 
Abhandlung, die unter dem Titel: „Studien zu den Entwicklungsjahren der 
Brüder Gerlach“, in den „Heidelberger Abhandlungen zur Mittleren und 
Neueren Geſchichte“ erſchienen ift.] 

H. Klaje, Bilder aus Pommern. Ein Beitrag zur Geſchichte des Jahres 1813. 
Rede zur Feier des Geburtstages Sr. Maj. des Kaiſers, geh. am 26. Jan. 
1913. Königl. Domgymnaſium und Königl. Realgymnaſium zu Kolberg. 
Programm 1913 (8 S. 4°). 

E. Kroehnert, Die deutſch⸗ruſſiſche Grenze von Eydtkuhnen bis Soldau. Mit 
Benutzung von Archivalien des Königsberger Staatsarchivs. Königsberger 
Diff. 1912 (XI, 53 S., 1 Bl. 80). 

W. Kröner, Die Stellvertretung des Reichskanzlers in ſeiner Eigenſchaft als 


oe 
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Vorſitzender des Bundesrats und als Reichsminiſter. Greifswalder Diff. 
1913 (48 S. 80). 


R. Krull, Die Finanzwirtſchaft preußiſcher kreisangehöriger Städte unter be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung des Regierungsbezirks Königsberg. Königsberger 
Diſſ. 1913 (102 S., 1 Bl. 80). 

L. Kulenkampff, Der erſte Vereinigte preußiſche Landtag 1847 und die öffent⸗ 
liche Meinung Badens. Freiburger Diſſ. 1912 (85 S. 80). [Teil einer 
größeren Arbeit, die vollſtändig in den „Abhandlungen zur Mittleren und 
Neueren Geſchichte“ erſchienen ift.] 

L. Landau, Die geſchichtliche Entwicklung des Wahlrechts zum preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhauſe. Greifswalder Diff. 1913 (114 S. 80). 

C. Lehmann, Die Burggrafen von Nürnberg⸗Zollern in ihrem Verhältnis zu 

. Kaifer Karl IV. Hallenſer Diff. 1913 (109 S., 1 Bl. 80). N 


W. Lohmann, Die beſonderen direkten Gemeindeſteuern in Preußen. Jenenſer 
Diff. 1913 (32 S., 1 Bl. 8%. [Teil einer größeren Arbeit, die vollſtändig 
als 3. Heft des 12. Bandes der „Abhandlungen des Staats wiſſenſchaftlichen 
Seminars“ im Verlage von G. Fiſcher in Jena erſcheinen wird.] 

K. Liß, Die ſelbſtändigen Gutsbezirke des preußiſchen Rechts. Greifswalder 
Diff. 1913 (104 S. 8°). 


A. Lübbe, Friedrich Gentz und Heinrich von Sybel. Ein Beitrag zur Geſchichte 
der neueren Hiſtoriographie. Göttinger Diff. 1913 (IX, 87 S. 80). 


Chr. Lübbert, Friedrich der Große und d' Alembert (d' Alemberts Briefwechſel 
mit Friedrich dem Großen und der Zarin Katharina II.). Teil 1. Königl. 
Gymnaſium zu Wohlau. Programm 1913 (26 S. 4°). 


F. Lüdtke, Polen und die Erwerbung der preußiſchen Königswürde durch die 
Hohenzollern. Teil 2: Anlagen. Beilage zum Jahresbericht des Königl. 
Realgymnaſiums zu Bromberg. Oſtern 1913 (26 S. 8°). 


K. Lux, Der Bundesrat und feine Befugniſſe. Greifswalder Diff. 1913 (103 S. 80). 


W. Martens, Das Kirchenregiment in Weſel zur Zeit der letzten kleviſchen und 
erften brandenburgiſchen Fürſten. Göttinger Diff. 1913 (108 S., 1 Bl. 80). 
[Aus: Zeitſchrift des Bergiſchen Geſchichtsvereins, Bd. 46, Jahrg. 1913, 
S. 241 — 840). 


F. Meinecke, Feſtrede zur Jahrhundertfeier der deutſchen Erhebung und zur 
Kaiſerfeier gehalten am 14. Juni 1913 in der Aula der Univerſität Frei⸗ 
burg i. B. (16 S. 80). 


H. Meisner, Die Lehre vom monarchiſchen Prinzip in der franzöſiſchen und 
deutſchen Verfaſſungsgeſchichte vornehmlich im Zeitalter. der Reſtauration und 
des Deutſchen Bundes. Abſchnitt 4, II. Berliner Diſſ. 1913 (X, 64 S. 
1 Bl. 80). 

H. H. Meiner, Grundſätze der Steinſchen Städteordnung vom 19. November 
1808 und deren Entwicklung in den ſpäteren preußiſchen Gemeindeverfaſſungs⸗ 
geſetzen. Greifswalder Diſſ. 1913 (76 S. 80). 


A. Metcke, Die franzöſiſche Kolonie in Stettin. Jahresbericht der Bismarck⸗ 
Oberrealſchule zu Stettin. Jahrg. 5. Oſtern 1913 (10 S. 40). 
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Dora Meyer, Das öffentliche Leben in Berlin im Jahr vor der Märzrevolution. 
Heidelberger Diff. 1912 (116 S., 1 Bl. 89. 


R. Meyer, Die Neutralitätsverhandlungen des Kurfürſtentums Hannover beim 
Ausbruch des ſiebenjährigen Krieges (Oktober 1756 bis Mai 1757). Kieler 
Diſſ. 1912 (62 S., 1 Bl. 89). 

B. Michniewicz, Stahl und Bismarck. Berliner Diff. 1913 (204 S., 1 Bl. 80). 


F. Mönckmeier, Die Rhein⸗ und Moſelzeitung. Beitrag zur Entſtehung der 
katholiſchen Preſſe und des politiſchen Katholizismus in den Rheinlanden. 
Bonner Diff. 1912 (X, 40 S., 1 Bl. 8%. [Erſcheint vollſtändig in den 
Studien zur rheiniſchen Geſchichte bei Marcus & Weber in Bonn.] 

A. Mohr, Die N des deutſchen Landheeres. Greifswalder Diff. 1912 
(62 S. 80). 

A. Motzki, d im zweiten ſchwediſch-polniſchen Kriege. Ein Beitrag 
aus dem Vatikaniſchen Staatsarchiv. Beilage zum Jahresbericht des Königl. 
Gymnaſiums zu Braunsberg 1913 (48 S. 80. 

Müller, Wie kam es im Jahre 1812 zum Bruche zwiſchen Frankreich und Ruß⸗ 
land. Städtiſches Realgymnaſium und Realſchule zu Rathenow. Programm 
Oſtern 1913 (30 S. 4°). 

F. Muth, Bismarck, Arnim und die Konvention vom 15. März 1873. Wiſſen⸗ 
ſchaftl. Beilage zu dem Jahresberichte des Königl. Gymnaſiums in Nakel. 
Oſtern 1913 (14 S. 89). 


v. Pachelbel⸗Gehag, Die rechtliche Stellung des Landrats nach der Kreisord⸗ 
nung vom 13. Dezember 1872 rechtshiſtoriſch und rechtsdogmatiſch beleuchtet. 
„Greifswalder Diff. 1912 (43 S. 89). 


F. Palm, Das Recht der Sitzungspolizei im preußiſchen Abgeordnetenhaus und 
im Reichstag. Greifswalder Diff. 1912 (56 S. 80. 


W. M. Pantenius, Der Prinz von Preußen Auguſt Wilhelm als Politiker. 
(Teildruck.) Marburger Diſſ. 1913 (64 S., 1 Bl. 8%. [Erſcheint vollſtändig 
in den „Hiſtoriſchen Studien“ im Verlage von E. Ebering in Berlin.] 


F. Perle, Die Spenerſche Zeitung vom 23. März 1813. Ein Gedenkblatt zur 
Hundertjahrsfeier der deutſchen Befreiungskriege. Mit einem Vorw. heraus⸗ 
gegeben. Beilage zum Jahresbericht der Oberrealſchule zu Halberſtadt. 1913 
(6 S., 8 Bl. 4°). 

9 W. Pinkow, Der literariſche und parlamentariſche Kampf gegen die In⸗ 
ſtitution des ſtehenden Heeres in Deutſchland in der erſten Hälfte des 
19. Jahrh. (1815—1848). Berliner Diff. 1912 (111 S. 89. 


R. Plümicke, Zur ländlichen Verfaſſung des Samlandes unter der Herrſchaft 
des Deutſchen Ordens. Kieler Diff. 1912 (VI, 66 S. 80). [Teildruck. Voll⸗ 
ſtändig erſcheint die Arbeit im Verlage von R. Hoffmann, Leipzig-R.] 

W. Pollack, Die preußiſchen Generalkommiſſionen. Würzburger Diſſ. 1913 
(48 S. 89). 

W. W. Rauer, Der Deutſche Kaiſer. Seine rechtliche Stellung im alten und 


im neuen Reiche und nach der Verfaſſung der Paulskirche. Erlanger Diff. 
1912 (117 S. 8°). ö 
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E. Richter, Friedrich Auguſt von Staegemann und das königliche Verfaſſungs⸗ 
verſprechen vom 22. Mai 1815. Greifswalder Diff. 1913 (97 S., 1 Bl. 8%. 


G. Ritter, Die preußiſchen Konſervativen in der Kriſis von 1866. Heidelberger 
Diff. 1912 (V, 60 S., 8% [Teil einer größeren Arbeit, die vollſtändig unter 
dem Titel: „Die preußiſchen Konſervativen und Bismarcks deutſche Politik 
bis zur Reichsgründung“ in den „Heidelberger Abhandlungen zur Mittleren 
und Neueren Geſchichte“ erſcheinen wird.] 


J. Römer, Die rechtliche Stellung der Mitglieder des Bundesrats. Erlanger 
Diff. 1913 (88 S. 80). 

G. Rolf, Die rheiniſche Landgemeindeverfaſſung ſeit der franzöſiſchen Zeit. 
Bonner Diff. 1912 (187 S. 8°). 

F. Schädrich, Das Königl. Preußiſche General⸗Feld⸗Krieges⸗Kommiſſariat in 
Schleſien von feiner Gründung bis 1741. Breslauer Diſſ. 1913 (32 S., 
1 Bl. 8%. [Teil einer größeren Arbeit, die als „Hiſtoriſche Unterſuchungen, 
Heft 2“, im Verlage von M. & H. Marcus in Breslau erſcheint.] 

Feier der Königl. Friedrich⸗Wilhelms⸗Univerſität zu Berlin am 9. Febr. 1913 in 
der Aula zur Erinnerung an die Erhebung der deutſchen Nation im Jahre 
1813. (Darin Feſtrede von Dietrich Schäfer.) Berlin 1913 (40 S. 40). 

A. Schagen, Schule und Unterricht während der proviſoriſchen preußiſchen Ver⸗ 
waltung der Rheinlande 1814 —1816. Mit beſonderer Berückſichtigung der 
Tätigkeit von Joſef Görres als Direktor des öffentlichen Unterrichts. Bonner 
Diff. 1913 (VI, 48 S. 80). [Die vollſtändige Arbeit erſcheint unter dem 
Titel: „Joſef Görres und die Anfänge der preußiſchen Volksſchule am Rhein, 
1814—1816“ in den „Studien zur rheiniſchen Geſchichte“ bei Marcus & Weber 
in Bonn.] 


G. v. Schmeling, Die Entwicklung der Kontingentsverfaſſung in der deutſchen 
Kriegsmacht. Eine hiſtoriſch⸗ſtaatsrechtliche Studie. Straßburger Diſſ. 1913 
(IX, 92 S. 8°). 

Franz Schmidt, Sachſens Politik von Jena bis Tilſit (1806 bis 1807). Leipziger 
Diff. 1918 (XVI, 101 S., 1 Bl. 80). 

Fr. Schmidt, Die Verfaſſungen der Jahre 1849 und 1850 und ihre Bedeutung 
im Verhältnis zur Verfaſſung des Deutſchen Reiches. Erlanger Diſſ. 1913 
(100 S. 80). 


O. Schreiber, Zur Chronologie der Hochmeiſter des Deutſchen Ordens. Königs⸗ 
berger Diff. 1912 (38 S., 1 Bl. 8%. [Teil einer größeren Arbeit, die in 
den „Oberländiſchen Geſchichtsblättern“ vollſtändig erſcheinen wird.] 

M. Schröpfer, Friedrich d. Gr. und Kurſachſen nach dem Siebenjährigen Kriege 
1763—1766. Erlanger Diff. 1913 (VI, 84 S., 1 Bl.). 

W. Schüßler, Die nationale Politik der öſterreichiſchen Abgeordneten im Franke 
furter Parlament. Freiburger Diff. 1913 (VIII, 79 S. 89). 


H. Schulz, Grenzſtudien im Regierungsbezirk Marienwerder, öſtlich der Weichſel. 
Königsberger Diff. 1912 (83 S., 1 Karte 8%. [Die Arbeit erſcheint zugleich 
in der „Altpreußiſchen Monatsſchrift“ Jahrg. 1913, Heft 1.] | 

W. Schwarz, Die ſtaatsrechtliche Stellung des Reichskanzlers. Greifswalder 
Diff. 1913 (83 S. 89). 
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V. Seidel, Der Beginn der deutſchen Beſiedelung Schleſiens. (Einleitung und 
1. Teil, Kap. 1, Abſchnitt a). Breslauer Diff. 1913 (82 S., 1 Bl. 8% 
[Teil einer größeren Arbeit, die vollſtändig als Bd. 17 der „Darſtellungen 
und Quellen zur ſchleſiſchen Geſchichte“ erſcheint.] 

W. Six, Die deutſche Einheitsfrage 1848—1849 und die öffentliche Meinung 
in der Rheinprovinz. Dargeſtellt auf Grund der rheinpreußiſchen Zeitungen, 
Flugſchriften und der Frankfurter Parlamentsverhandlungen. Bonner Diff. 
1913 (VI, 94 S., 1 Bl. 80). [Teil einer größeren Arbeit, die unter gleichem 
Titel im Verlage von E. Th. Jacob in Erlangen vollſtändig erſcheinen wird.) 

E. v. Spaeth, Die ſtaatsrechtliche Stellung des preußiſchen Kriegsminiſters zum 
Reichskanzler. Göttinger Diff. 1913 (IX, 83 S. 80). 


J. Splittgerber, Die Gegenreformation im Kreiſe Schwiebus. Kieler Diff. 1913 
(56 S. 80). [Teildruck. Die Arbeit erſcheint vollſtändig im „Jahrbuch für 
Brandenburgiſche Kirchengeſchichte“ 1913 /14.] 


O. Stolzenburg, Die rechtliche Stellung des evangeliſchen Gemeindekirchenrates 
in Altpreußen. Greifswalder Diff, 1913 (82 S. 8°). 


M. Strauß, Über Napoleons Abſicht einer Wiederherſtellung Polens. Wiſſen⸗ 
ſchaftl. Beilage zum Jahresbericht der evangeliſchen Realſchule 2 zu Breslau. 
Oftern 1913 (24 S. 4°). 


B. Szezeponik, Herzog Ernſt Bogislav von Croy, der letzte Biſchof von Camin, 
im Streite Schwedens und Brandenburgs um den Beſitz des Bistums. 
Greifswalder Diff. 1913 (60 S., 1 Bl. 80). [Erſcheint auch in: „Baltiſche 
Studien“. N. F. 17. 


F. Tarraſch, Der Übergang des Fürſtentums Ansbach an Bayern. Münchener 
Diff. 1912 (59 S. 89). 


J. Uhlmann, Joſeph Görres und die deutſche Cinheits- und Verfaſſungsfrage 
bis zum Jahre 1824. Dargeſtellt auf Grund ſeiner geſchichtsphiloſophiſchen 
und ſtaatstheoretiſchen Anſchauungen. Leipziger Diſſ. 1912 (X, 156 S. 80). 
[Erſcheint gleichzeitig als „Leipziger hiſtoriſche Abhandlungen“. Heft 31.] 


E. Viertel, Die Veräußerung von Staatsvermögen nach Reichs⸗ und preußiſchem 
Landesſtaatsrecht. Breslauer Diſſ. 1913 (VIII, 67 S. 80). 


M. Wehrmann, Zur älteren Schulgeſchichte Greifenbergs. Königl. Friedrich⸗ 
Wilhelms⸗Gymnaſium zu Greifenberg i. P. Programm 61. Oſtern 1913 
(20 S. 40). 


Wermbter, Friedrich der Große. Feſtrede, gehalten am 27. Jan. 1912. Jahres⸗ 
bericht des Königl. Andreas⸗Realgymnaſiums mit Realſchule zu Hildesheim. 
Oſtern 1913 (8 S. 4°). 


Regeſten zur Geſchichte der Stadt Löwenberg (Schl.). Aus dem Nachlaß des 
Prof. Dr. H. Weſemann herausg. von Oberl. J. Ennen. Teil 2. Beilage 
zum Jahresbericht des Reform⸗Realgymnaſiums zu Löwenberg i. Schl. Pro⸗ 
gramm 1913 (56 S. 4°). 


W. Wilms, Großbauern und Kleingrundbeſitz in Minden⸗Ravensberg. Berliner 
Diff. 1913 (130 S., 1 Bl. 89). 
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W. WVoidfhütle, Beiträge zur Haltung Schleſiens in den Revolutionsjahren 
1830/31 und 1848. Breslauer Diff. 1913 (62 S. 1 Bl. 80). [Teil einer 
größeren Arbeit.] 


Th. Wolpers, Die politiſchen Beziehungen Brandenburgs zu Schweden in den 
Jahren 1672 bis 1675. Münſterer Diff. 1912 (X, 75 S., 1 Bl. 80). 


A. Wundrack, Schrimm in ſüdpreußiſcher Zeit. Ein Beitrag zur kulturgeſchicht⸗ 
lichen Heimatkunde. Beilage zum Jahresbericht des Königl. Gymnaſiums zu 
Schrimm. Oſtern 1913 (28 S. 80) 


W. Zſchirnt, Der Beamtenbegriff nach preußiſchem Staatsrecht. Breslauer Diſſ. 
1918 (85 S. 80). 


Sitzungsberichte 


des 


Dereins für Geſchichte der Mark Brandenburg. 


9. Pkkober 1912 bis 11. Juni 1913. 


Digitized by Google 


Sißung vom 9. Pkiober 1912. 


Herr Dr. Krammer ſprach über den „Urſprung der branden⸗ 
burgiſchen Kur“. Unter den im Sachſenſpiegel hervorgehobenen erſten 
Wählern des Königs erſcheint neben dem rheiniſchen Pfalzgrafen, dem 
Sachſenherzog und dem Böhmenkönig auch der Markgraf von Branden⸗ 
burg, obwohl unſere Quellen über die Wahlen der damaligen Zeit 
wohl den Pfälzer und den Sachſen, aber nicht den Böhmen und am 
wenigſten den Brandenburger hervortreten laſſen. Der Sachſenſpiegel 
bringt das Vorrecht dieſer vier Fürſten bei der Kur mit dem Beſitz 
der vier großen Hofämter in Verbindung und weiſt dabei dem 
Brandenburger das Kämmereramt zu. Eine Beziehung Brandenburgs 
zu dieſem Amte hat im 12. Jahrhundert beſtanden. Gleichwohl kann 
die brandenburgiſche Kur ſich nicht hieraus ſchon entwickelt haben, da 
die ſogenannten Erzämter ihrem ganzen Weſen nach nicht die Ver⸗ 
anlaſſung zur Entſtehung des Kurfürſtentums gegeben haben können. 
Bis zum Sachſenſpiegel war keines von ihnen mit einem beſtimmten 
Fürſtenamt feſt verbunden, ſondern fie wurden von Fall zu Fall ver- 
geben. Überhaupt waren es keine „Amter“, ſondern von vornherein 
nur ſymboliſche Dienſtleiſtungen. Man hat ſie ebenſo wie das Schwert⸗ 
trägeramt beſonders dann verwendet, wenn ein neugeknüpftes oder 
wieder befeſtigtes Dienſtbarkeitsverhältnis zu ſymboliſchem Ausdruck 
gebracht werden ſollte. Daher iſt auch anzunehmen, daß Albrecht der 
Bär im Anſchluß an ſeine Belehnung mit der Nordmark auf dem 
Hoftage zu Halberſtadt (1134) als Kämmerer Lothars III. fungiert 
hat. Infolge davon muß ſich aber wenigſtens in der Mark nach 
Analogie der beſtehenden Hofämter in den einzelnen Territorien die 
Anſchauung gebildet haben, es ſei nun ein wirkliches Kämmerer⸗ 
amt dauernd an Brandenburg gekommen. Dieſe Anſicht hat auf die 
Entſtehung der brandenburgiſchen Kur eingewirkt, nachdem der Ge⸗ 
danke, daß gewiſſen Fürſten ein beſſeres Kurrecht als den übrigen zu⸗ 
komme, von anderer Seite her in Umlauf gebracht worden war. Die 
Partei König Ottos IV. hat behauptet, daß die Königswahl auf 
fränkiſcher Erde unter hervorragender Beteiligung fränkiſcher Fürſten, 
d. h. der drei Erzbiſchöfe von Mainz, Köln, Trier und des Pfalz- 
grafen bei Rhein, vor ſich gehen müſſe. Dieſer fränkiſchen Königs⸗ 
wahllehre trat alsbald die von der auf ſächſiſchem Boden unter Leitung 
ſächfiſcher Fürſten zu vollziehenden Kaiſerwahl entgegen. Der Herzog 
von Sachſen erſchien als erſter Kaiſerwähler unter den Laien. Der 
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Anfang des 13. Jahrhunderts iſt von dem Widerſtreit beider Lehren 
erfüllt. Dabei hat wohl Bernhard von Sachſen, aber nie der Mark⸗ 
graf eine Rolle geſpielt. Unſere Quellen zeichnen andere norddeutſche 
Fürſten aus, aber nicht ihn. Nur inſofern hat er dann eine exzeptionelle 
Stellung eingenommen, als er mit dem Sachſen in den letzten Jahren 
Kaiſer Ottos faſt allein deſſen Gefolgſchaft bildete. Damals wird 
man, um wenigſtens die rechtliche Baſis der Poſition Ottos zu 
verſtärken, ihn neben dem Sachſen als vor allen übrigen bevorrechteten 
Kaiſerwähler gerückt haben, wobei nun jene Anſchauung von der Zu⸗ 
gehörigkeit des Kämmereramts zu Brandenburg und des damit an⸗ 
ſcheinend gegebenen Vorzugs dieſes Fürſtentums wertvolle Dienſte ge⸗ 
leiſtet haben wird. Eike von Repgow hat dann die fränkiſchen Königs⸗ 
und die ſächſiſchen Kaiſerwähler zu einem Kreiſe vereinigt, das Erz⸗ 
amt allgemein zur Grundlage des Kurrechts gemacht und daher nun 
auch den Böhmen, den er als Erzbeamten kannte, hinzugezogen. Als 
bevorrechtete Elektoren fungiert haben Sachſen und Brandenburg dann 
erſt im Jahre 1252. Wenige Jahre ſpäter iſt der Zuſammenſchluß 
aller ſieben bevorrechteten Wähler zu einem nunmehr alleinberechtigten 
Kurfürſtenkolleg erfolgt. Die Idee dieſes Zuſammenſchluſſes iſt von 
ſeiten der rheiniſchen Erzbiſchöfe ausgegangen, die damit der Gefahr, 
durch die beiden norddeutſchen Fürſten von der Leitung der Wahlen 
verdrängt zu werden, entgegenwirken wollten. Sachſen und Branden- 
burg hatten geſtützt auf befreundete Fürſten und Städte eine Wahl 
Markgraf Ottos III. durchſetzen wollen. Nunmehr wurden ſie an 
die fränkiſche Gruppe gefeſſelt und ihnen damit die Bewegungsfreiheit 
abgeſchnitten. Mit dem Ausgang der Stauferzeit endet zugleich die 
Periode, in der das askaniſche Haus noch verſuchen konnte, mit den 
ſüdweſtdeutſchen Fürſten in dem Beſtreben nach Beherrſchung der 
Wahlen zu wetteifern. 

Herr Dr. Rachel legte die in dieſem Jahre in reicher Ausſtattung 
erſchienene Geſchichte des älteſten Berliner Handelshauſes „Gebrüder 
Schickler“, ehemals „Splitgerber und Daum“, 1712 1912, von 
Friedrich Lenz und Otto Unholtz, vor und referierte über den Handel 
und die gewerblichen Unternehmungen der Firma im 18. Jahrhundert. 
Der Vortrag mußte wegen vorgerückter Zeit abgebrochen werden und 
wird gelegentlich wieder aufgenommen werden; im übrigen wird das 
bemerkenswerte Buch auch in dieſer Zeitſchrift eine eingehende Be⸗ 
trachtung finden. 


Sikung vom 13. November 1912. 


Zunächſt wurde die Neuwahl des Vorſtandes vorgenommen. Es 
wurden auf Vorſchlag von Herrn Prof. Seidel einſtimmig auf 5 Jahre 
mu die folgenden Herren: 

zum 5 aaa? Seine Exzellenz der u Geheime Rat 
Prof. Dr. v. Schmoller; 
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2. zum ſtellvertretenden Vorſitzenden Herr Geheimer Archivrat 
Dr. Bailleu; 

3. zum Schriftführer Herr Prof. Dr. Hintze; 

4. zum Bibliothekar Herr Archivar Dr. Klinkenborg; 

5. zum Rentmeiſter Herr Geheimer Archivrat Dr. Kohlmann; 

6. zum Beiſitzer Herr Prof. Dr. Tſchirch; ö 

7. zum Beiſitzer Herr Prof. Dr. Droyſen. 

Alsdann wurde durch den Notar Herrn Juſtizrat Schönfeld ein 
Akt zur erneuten Anmeldung des Vereins bei dem zuſtändigen Amts⸗ 
gericht aufgenommen. | 

Nach Erledigung dieſer Geſchäfte trat der Verein in feine wiſſen⸗ 
ſchaftliche Tagesordnung ein. 

Herr Dr. Rachel ſetzte ſeine in der vorigen Sitzung begonnenen 
Ausführungen über die Geſchichte des Handlungshauſes Gebrüder 
Schickler, vormals Splitgerber & Daum, fort; er ergänzte die bis⸗ 
herigen ſpezielleren Angaben durch einen zuſammenfaſſenden Überblick 
über die Geſchicke des Hauſes und ſeine Beziehungen zum preußiſchen 
Staate. 

Im Anſchluß an den Vortrag des Herrn Rachel gab Herr Bau⸗ 
rat Kohte eine kurze Würdigung des Schicklerſchen Wohnhauſes 
Gertraudenſtraße 16/17, welches mit ſeinem Garten bis zur Friedrichs⸗ 
gracht reicht. Es iſt das bedeutendſte, dazu unverſehrt erhaltene 
Berliner Wohnhaus, welches ſich noch jetzt im Privatbefit befindet, 
erbaut 1735 nach Entwurf von Philipp Gerlach, der in Berlin den 
Turm der Parochialkirche und das Kammergericht, in Potsdam die 
Garniſonkirche mit ihrem wirkſamen Glockenturm ſchuf. 

Weiter gab Herr Kohte einige Mitteilungen zur Geſchichte der 
Borſigſchen Maſchinenbau⸗Anſtalt, welche in dieſem Herbſte 
ihr 75 jähriges Beſtehen feierte. Auguſt Borſig gründete 1837 vor 
dem Oranienburger Tore eine Eiſengießerei, deren Arbeitsgebiet ſich 
ſehr bald erweiterte (Löwenbrücke im Tiergarten, Waſſerkünſte in 
Sansſouci). Die damals entſtehenden Eiſenbahnen veranlaßten, daß 
Borſig ſich hauptſächlich dem Lokomotivbau zuwandte. Um ſich von 
der engliſchen Induſtrie unabhängig zu machen, gründete er 1847 ein 
Eiſenwerk in Moabit; 1850 kaufte er die oberhalb desſelben an der 
Spree gelegene Maſchinenbau⸗Anſtalt der Seehandlung und 1854 
ausgedehnte Kohlenfelder in Oberſchleſien. In demſelben Jahre ſtarb 
er, nur 50 Jahre alt. Sein Sohn Albert führte ſeine Unternehmungen 
mit Erfolg weiter. Als auch er im beſten Alter 1878 ſtarb, kamen 
vorübergehend ungünſtige Zeiten; die drei Werkſtätten in Berlin 
wurden aufgegeben und abgebrochen und 1897 ein neues Werk in 
Tegel eröffnet, welches zurzeit von den beiden jüngeren Söhnen 
Alberts, Ernſt und Konrad v. Borſig, geleitet wird. 

Auguſt und Albert Borſig waren befreundet mit Heinrich Strack, 
dem Hofarchitekten König Wilhelms I.; Strack gab den Borfigſchen 
Bauwerken ihre architektoniſche Geſtalt. Künſtleriſch bedeutſame 
Terrakottabauten waren das Verwaltungsgebäude und die umſchließende 
Halle vor dem Oranienburger Tor; 1858 —60 errichtet, wurden fie 
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1887 abgebrochen. Die wichtigſten Bauteile wurden unter der Mit⸗ 
wirkung des Vortragenden nach der Techniſchen Hochſchule in Charlotten⸗ 
burg übergeführt, in deren Garten 1901 ein Teil der Halle wieder 
errichtet wurde. Das Eiſenwerk in Moabit war ausgezeichnet durch 
einen 50 m hohen Schornſtein, welcher, an der Spree ſtehend, zugleich 
als Ausſichtsturm hergeſtellt war; er wurde 1900 abgebrochen. Es 
bleibt zu bedauern, daß die Halle und der Schornſtein nicht erhalten 
wurden; man hätte ſie in die neuen Bebauungspläne unſchwer ein⸗ 
ziehen können. 

Ende des Jahres 1911 wurde auch das neben dem Eiſenwerk 
gelegene Borſigſche Wohnhaus Alt⸗Moabit 86 abgebrochen, der Park 
abgeholzt und bebaut. Das Haus, nach Stracks Entwürfen in reiz⸗ 
voller Durchbildung erbaut, war in mehreren Abſchnitten entſtanden; 
daran ſchloſſen ſich das Palmenhaus und eine offene Gartenhalle, 
welche als letzter Teil 1868 — 70 errichtet und bis 1875 mit Gemälden 
von Paul Meyerheim geſchmückt worden war. Verſchiedene Bauteile 
des Wohnhauſes gelangten wiederum nach der Techniſchen Hochſchule. 
Die reizvolle, in edlem Material hergeſtellte Halle wurde mit ſtaat⸗ 
lichen Mitteln unter der Leitung des Vortragenden im Tiergarten 
unweit des Großen Sternes jetzt wieder aufgebaut. Die auf Metall⸗ 
platten gemalten, auf die Borfigichen Unternehmungen bezüglichen 
Gemälde blieben im Befig der Familie. 

Der Palaſt Borſig am Wilhelmplatz in Berlin, begonnen 1875 
nach Entwurf von Richard Lucae, blieb ſeit dem Tode Albert Borſigs 
unvollendet, bis er neuerdings von der Preußiſchen Pfandbriefbank 
erworben wurde. Der Vortragende erläuterte ſeine Mitteilungen durch 
reiches bildliches Material, insbeſondere durch die von der Meßbild⸗ 
anſtalt gefertigten Aufnahmen des Schicklerſchen und des Borſigſchen 
Wohnhauſes. 

Bezugnehmend auf ſeinen am 8. Dezember 1909 erſtatteten 
Bericht legte Herr Kohte noch den fünften Band (Nordweſt⸗Deutſch⸗ 
land) des Handbuches der deutſchen Kunſtdenkmäler vor, mit welchem 
dank der Tatkraft des Herausgebers, Profeſſor Dehio in Straßburg, 
dieſes bedeutſame vaterländiſche Unternehmen und damit auch die vom 
Vortragenden bewirkte Bearbeitung der märkiſchen Denkmäler zum 
Abſchluß gelangt iſt. 

Herr Dr. Hoppe erinnerte daran, daß das ehemalige Oranien⸗ 
burger Tor auf dem Borſigſchen Gute Groß⸗Behnitz wieder aufgebaut 
worden iſt. 

Herr Archivrat Dr. Granier machte als antizipierte Säkular⸗ 
erinnerung einige Mitteilungen aus dem Briefwechſel des Prinzen 
Heinrich von Preußen mit feinem Bruder König Triedrich 
Wilhelm III. vom Februar / März 1813, den R. Haſſel in ſeinem 
leider unvollendet gebliebenen Aufſatze: „Der Abzug der Franzoſen 
aus der Mark“ in der „Zeitſchrift für Preußiſche Geſchichte und 
Landeskunde“, XII, S. 205 ff., 1875, vermißt hatte. Beſonders 
bedeutſam iſt der Brief des Prinzen vom 10. Februar 1813, in 
welchem er ſeiner Stimmung gegen die Franzoſen energiſchen Ausdruck 
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gibt, der auf den König ſolchen Eindruck machte, daß er ihn dem 
Staatskanzler Hardenberg überſandte. „Es gibt Fälle, wo der Menſch 
nicht krank ſein darf, und ſo ein Fall iſt der gegenwärtige,“ ſchreibt 
der damals ſchon leidende Prinz, und in einem Briefe vom 4. März 
freut er ſich ſeines Bewußtſeins: „daß ich kein unwürdiger Nachkomme 
des Kurfürſten Friedrich Wilhelm bin, den wir gewiß alle für den 
Größten und Würdigſten unſeres Hauſes halten“. 

Auf Anregung aus der Verſammlung hin gab der Referent einen 
kurzen Überblick über den Lebensgang des feit 1816, von gichtiſchen 
Leiden geplagt, in Italien lebenden Prinzen, der keineswegs „un⸗ 
bedeutend“ geweſen iſt, ſondern mannigfache wiſſenſchaftliche und 
künſtleriſche Intereſſen verfolgte, und keineswegs „verbannt“ war, 
ſondern ſowohl von ſeinem königlichen Bruder wie von ſeinem Neffen, 
König Friedrich Wilhelm IV., fort und fort liebevoll und dringend 
zur Heimkehr nach Berlin aufgefordert worden iſt. Seine Krankheit 
ließ ihn in den letzten Lebensjahren — er ſtarb 1846 zu Rom — 
ſein Zimmer nicht mehr verlaſſen; ſein letzter Adjutant dort war 
Moltke, der dieſe Berufung ſehnlichſt gewünſcht und freudigſt be⸗ 
grüßt hatte. f 


Sikung vom 11. Dezember 1912. 


Zuerſt ſprach Dr. F. Meuſel einige Worte der Erinnerung an den 
Oberlehrer am Askaniſchen Gymnafium, Herrn Prof. Dr. Siegfried 
Maire, der am 13. November im beſten Alter einer Lungenentzündung 
erlegen iſt. 

Siegfried Maire, der jüngſte Bruder unter zehn Geſchwiſtern, 
wurde am 30. Mai 1867 auf dem Lehngute Klopitz bei Fürſtenberg 
a. O. als Sohn eines Gutsbeſitzers geboren, beſuchte das Gymnaſium 
in Frankfurt a. O. und ſtudierte zunächſt zwei Semeſter Jura in 
Würzburg. Dann ſattelte er in Berlin zur Philologie, Geſchichte und 
Theologie über und beſtand 1891 das Staatsexamen in fünf Fächern 
für Oberklaſſen; nach längerer Wartezeit als Hilfslehrer wurde er 
1897 an der Hohenzollernſchule in Schöneberg, dann am Königſtädtiſchen 
und zuletzt am Askaniſchen Gymnafium angeſtellt, wo er ausſchließ⸗ 
lich in den oberſten Klaſſen unterrichtet hat. 

Der Verſtorbene promovierte 1897 mit einer quellenkritiſchen 
Unterſuchung über Diodor, veröffentlichte eine Würdigung des Hohen⸗ 
ſtaufen Heinrichs VI., in der er gegen Winkelmanns Einſchätzung 
dieſes Kaiſers Front machte, und wandte ſich dann ganz der neueren 
Geſchichte zu. Maire ſtammte aus einer franzöſiſchen Schweizerfamilie, 
die 1760 aus Neuchätel nach Deutſchland eingewandert war; jo hat 
ihn die Koloniſation in Brandenburg und Litauen unter Friedrich 1. 
und ſeinen beiden Nachfolgern, vor allem die Anſiedelung der zahl⸗ 
reichen Schweizer Hugenotten, in den letzten 7 bis 8 Jahren auf das 
lebhafteſte beſchäftigt. In nicht weniger als etwa zwanzig Abhandlungen, 
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von denen einige noch ungedrudt find, hat der Verſtorbene Bauſteine 
für eine erſchöpfende Geſchichte dieſer inneren Koloniſation des 18. Jahr⸗ 
hunderts geliefert (vgl. die Beſprechung von drei dieſer Arbeiten durch 
Skalweit, Forſch. 25, 306 ff.); wenigſtens die „Beiträge zur Befiedlungs⸗ 
geſchichte des Oderbruchs“ (erſchienen 1911), die dem Verfaſſer auch 
ein anerkennendes Dankſchreiben des jetzigen Reichskanzlers einbrachten, 
mögen hier genannt fein. Maire ſtellt darin die Befiedlungsgeſchichte 
von ſechs Dörfern des Oderbruchs dar — ſämtlich Koloniedörfer adliger 
Grundherren —, die indes alle nicht recht gedeihen konnten; „die 
Widerſtände und Schwierigkeiten,“ ſo urteilt Skalweit, „die auf den 
Dominien des Adels den koloniſatoriſchen Abfichten Friedrichs d. Gr. 
ſich entgegenſtellten, treten deutlich in die Erſcheinung; wenn überhaupt 
etwas zuſtande kam, war es allein dem unabläſſigen Drängen des 
Königs zu danken.“ 

In den letzten Jahren hat Prof. Maire eine umfaſſende Geſchichte 
der Beſiedlung Litauens unter Friedrich I. und Friedrich Wilhelm I. 
geplant; eine Reihe von Vorarbeiten aus preußiſchen und ſchweizer 
Archiven liegen vor — er hat das Werk ſelbſt nicht mehr in Angriff 
nehmen können. Doch hat ſich — angeregt durch die Arbeiten des 
Verſtorbenen — in Inſterburg vor kurzem ein Hugenotten-Schweizer⸗ 
Bund gebildet, der ſich die Pflege diefer hiſtoriſchen Erinnerungen 
zur Aufgabe gemacht hat. 

Auch hier in Berlin hat Siegfried Maire feine franzöſiſch⸗ 
ſchweizeriſche Herkunft nie verleugnet; er war Mitglied des Kon⸗ 
ſiſtoriums der franzöfiſchen Kolonie, an deren Arbeiten und geſelligen 
Zuſammenkünften er ſich jederzeit gern beteiligt hat. 

Der Schwerpunkt ſeines Wirkens lag aber nicht in ſeiner wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und ſeiner Vereinstätigkeit; mit ganzer Seele war Prof. 
Maire bei ſeinem Beruf, in dem er als einer der pflichtgetreueſten 
und erfolgreichſten Lehrer und einer der vornehmſten Charaktere von 
ſeinen Vorgeſetzten jederzeit hochgeſchätzt wurde. Er verlangte viel von 
ſeinen Jungen, aber er gab ihnen auch das Beſte, was er beſaß; er 
war ein väterlicher Freund ſeiner Schüler und übte eine moraliſche 
Wirkung aus. Das Lehrerkollegium des Askaniſchen Gymnaſiums 
rühmte ihm nach: „Gediegenheit des Charakters, Fülle des Wiſſens 
und unbegrenzte Herzensgüte haben dem Verſtorbenen die Achtung 
und Liebe ſeiner Amtsgenoſſen und ſeiner Schüler geſichert. Bis zum 
Zuſammenbruch ſeiner Kräfte im Dienſt der Schule und der Wiſſen⸗ 
ſchaft tätig, wird er als ein Vorbild altpreußiſcher Denkweiſe und 
Pflichterfüllung in unſern Herzen fortleben.“ 

Die anweſenden Mitglieder des Vereins erhoben ſich zu Ehren 
des Verſtorbenen von ihren Sitzen. — 

Dann trat der Verein in ſeine wiſſenſchaftliche Tagesordnung ein. 

Profeſſor Dr. Tſchirch aus Brandenburg a. H. ſprach über den 
märkiſchen Chroniſten Engelbert Wuſterwitz, von dem der Vor⸗ 
tragende zum Brandenburger Hohenzollernjubiläum (1912) eine neue 
Ausgabe veranſtaltet hat. Dieſe Ausgabe will gewiſſermaßen ein Ver⸗ 
mächtnis Sellos vollſtrecken, der ſchon vor nunmehr 32 Jahren gelegent- 
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lich ſeiner Kritik der Wuſterwitz⸗Ausgabe Julius Heidemanns die Richt⸗ 
linien einer ſolchen Ausgabe gezogen hat. Er machte damals darauf 
aufmerkſam, daß Heidemann die älteſte, reichhaltigſte und intereſſanteſte 
Handſchrift des Mikrochronikon des Hafftiz, die ſich abſchriftlich auf 
dem Geheimen Staatsarchiv zu Berlin befindet, unbeachtet gelaſſen 
hatte. Dieſe Handſchrift, die dem Spandauer Rat gewidmet iſt, ſteht 
dem urſprünglichen Text des Brandenburger Stadtſchreibers am 
nächſten, da Hafftiz darin deſſen gleichzeitige Aufzeichnungen ſo wört⸗ 
lich ausſchreibt, daß ſeine Bezugnahme auf die eigene Perſon und die 
Gegenwart unverändert zum Vorſchein kommt. 

Der Vortragende hat nun alle ihm erreichbaren, auf öffentlichen 
Büchereien und Archiven vorhandenen Hafftizhandſchriften, 36 an der 
Zahl, für dieſe Ausgabe verglichen und unter dieſen eine zweite Ab⸗ 
ſchrift des Spandauer Kodex aufgefunden, die dem erwähnten Exemplar 
des Geheimen Staatsarchivs ſehr verwandt iſt, aber einige abweichende 
Lesarten bietet. Auf Grund dieſer beiden wichtigſten Handſchriften, 
aber unter Berückſichtigung der übrigen, und unter Vergleichung der 
Chronik des Angelus, der durch ſeine fortlaufenden direkten Anführungen 
des Wuſterwitz erſt die Möglichkeit bietet, die einzelnen Nachrichten 
dem alten Autor zuzuweiſen, iſt nun der erneute Verſuch gemacht, 
die märkiſche Chronik des Wuſterwitz möglichſt getreu wiederherzuſtellen. 
Da nach allgemeiner Annahme Wuſterwitz auch einen wichtigen Ab⸗ 
ſchnitt der Magdeburger Schöppenchronik (von 1411 — 1421) verfaßt 
hat, ſo ſind zur leichteren Vergleichung die märkiſchen Nachrichten des 
betreffenden Zeitraums aus dieſer Quelle beigefügt. Vorangeſchickt 
iſt eine Zuſammenſtellung der Lebensnachrichten des Engelbert Wuſter⸗ 
witz, woran ſich eine Würdigung des literariſchen Werts der Chronik 
ſchließt. Das Ergebnis dieſer Unterſuchung iſt, daß Wuſterwitz ein ſubjektiv 
gefärbtes, aber nicht unzuverläſſiges Bild der Zeitereigniſſe entwirft, 
daß er grundſätzlich nur Selbſterlebtes ſchildert und darum in der 
märkiſchen Chronik ſich an die Gegenwart und die Heimatslandſchaft 
hält, auch ohne Wunderfabeln auf dem feſten Boden der nüchternen 
Wirklichkeit bleibt. Die neue Ausgabe iſt ein Beſtandteil des 43. 
und 44. Jahresberichts des hiſtoriſchen Vereins zu Brandenburg a. H., 
aber auch als Sonderdruck im Verlage von Martin Evenius in 
Brandenburg a. H. erſchienen. 

Daran erinnernd, daß der Verein für Geſchichte der Mark Branden⸗ 
burg in dieſem Jahre auf ein 75 jähriges Beſtehen zurückblicke, ſprach 
Herr Baurat Kohte über die Beteiligung des Vereins an der 
Wiederherſtellung der Kloſterkirche in Berlin und die 
durch den Verein veranlaßte Unterſuchung nach der Grab- 
ſtätte Ludwigs des Römer? in den Jahren 1842 —43. 

Neben dem Hohen Hauſe, dem Wohnſitze der Markgrafen gelegen, 
diente die Kloſterkirche der Franziskaner als Begräbnisſtätte fürſtlicher 
Perſonen. Aus der Familie der bayriſchen Markgrafen wurden hier 
beſtattet: 1340 Margarete von Dänemark, die erſte Gemahlin des 
Markgrafen Ludwigs des Alteren, 1357 Kunigunde von Polen, die 
Gemahlin ſeines Bruders Ludwigs des Römers, und 1365 Ludwig 
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der Römer ſelbſt. Nach der Mitteilung von Zacharias Garz 1582 
(Bücherei des Geheimen Staatsarchivs Nr. 19 L. 5) befand ſich an 
der linken, d. h. der nördlichen Mauer des Chores eine Tafel mit der 
Grabſchrift der beiden letzteren: 


A. C. MCCCLXV obiit illustrissimus princeps et dominus Ludovicus 

Romanus, marchio Brandenburgensis, filius invictissimi principis 

et domini Ludovici imperatoris, hic inferius sub altari condigna 
reverentia et honore, ut par fuit, tumulatus. 


A. C. MCCCLVII obiit inelyta domina dn. Cunegundis, uxor 

magnifici principis domini Ludovici Romani dicti, filia quoque 

serenissimi regis Cracoviae, sub altari hic inferius apud dominum 
et maritum suum honorifice tradita sepulturae. 


Da die Todestage nicht angegeben find, fo mag die Grabſchrift 
erſt ſpäterhin entſtanden ſein; anderſeits aber ſpricht aus ihr die 
deutliche Überlieferung, daß der Markgraf und ſeine Gemahlin an 
dieſer Stelle beigeſetzt worden ſeien. Ob dieſe Überlieferung zu Recht 
beſteht, mag dahingeſtellt bleiben; von anderer Seite wird behauptet, 
daß Ludwig der Römer im Kloſter Seligental bei Landshut beigeſetzt 
worden ſei, welches freilich im 18. Jahrhundert einen Neubau er⸗ 
fahren hat. (H. Pieper im Monatsblatt der Brandenburgia VI 1908. 
K. Gerſtenberg, Ludwig der Römer, Diſſertation Berlin 1902.) 

Nachdem unter den Hohenzollern das Schloß an der Spree ge⸗ 
baut und die Dominikanerkirche zur Begräbnisſtätte des Kurfürſten 
beſtimmt worden war, verlor die Franziskanerkirche an Bedeutung 
und geriet in Vernachläſſigung. 1719 wurde das Pflaſter um drei 
Fuß erhöht, und wenn nicht, ſchon früher, ſo mögen damals die 
Gräber zerſtört worden ſein. Über die Inſtandſetzung der Kirche ver⸗ 
handelten die Behörden ſeit dem Jahre 1826; da die Kirche aber kein 
Vermögen beſaß, ſo verzögerte ſich die Angelegenheit. Eine beſondere 
Teilnahme widmete dem Unternehmen Kronprinz Friedrich Wilhelm; 
waren es doch Ahnen ſeiner Gemahlin Eliſabeth, einer geborenen 
Prinzeſſin von Bayern, die in der Kirche beſtattet fein ſollten. Sicher⸗ 
lich auf ſeine Anregung zeichnete Schinkel den Entwurf zu einem 
bronzenen Grabmal für Ludwig den Römer und ſeine Gemahlin, eine 
liegende Tafel mit den Inſchriften, getragen von vier wappenhaltenden 
Löwen. Das Blatt befindet ſich im Schinkel⸗Muſeum der Techniſchen 
Hochſchule. 

Nachdem Friedrich Wilhelm IV. den Thron beſtiegen hatte, ließ 
er nach ſeinen Angaben durch den Oberbauinſpektor Berger von der 
Miniſterial⸗Baukommiſſion einen Entwurf zur Umgeſtaltung der Weſt⸗ 
front der Kirche zeichnen und beſtimmte dieſen zur Ausführung. Im 
Frühjahr 1842 wurde mit den Bauarbeiten begonnen und mit der 
örtlichen Leitung am 1. Mai der damalige Baukondukteur Ferdinand 
v. Quaſt betraut. Einen Bericht über die Tätigkeit Quaſts bei der 
Wiederherſtellung der Kloſterkirche hat der Vortragende gegeben in 
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ſeiner biographiſchen Würdigung zu deſſen 100. Geburtstag (Denkmal⸗ 
pflege 1906 und 1907). Die Abſichten des Königs wurden nur zu 
bald ein Hemmnis für Quaſt. Er war damals ein fehr tätiges Mit⸗ 
glied im Verein für Geſchichte der Mark Brandenburg und glaubte 
mit Hilfe des Vereins der Wiederherſtellung der Kloſterkirche eine 
andere Richtung geben zu können. Vermutlich im Einvernehmen mit 
Quaſt ſprach in der Sitzung vom 8. Juni 1842 v. Ledebur über die 
Bauarbeiten der Kirche, welche ſich nicht darauf beſchränkten, die ur⸗ 
ſprüngliche Geſtalt des Bauwerks wiederherzuſtellen, ſondern vielmehr 
weſentlich neue Zuſätze und Veränderungen beabſichtigten. Die Ver⸗ 
ſammlung beſchloß, ein Immediatgeſuch an den König zu richten und 
darin auch eine Unterſuchung nach den Gräbern Ludwigs des Römers 
und ſeiner Gemahlin zu beantragen. Das von Quaſts Hand ent⸗ 
worfene Konzept zu dieſem Geſuch liegt in ſeinem Nachlaß in der 
Techniſchen Hochſchule in Charlottenburg. Die vom 18. Juni aus⸗ 
gefertigte Reinſchrift befindet fich bei den Akten des Kultusminiſteriums; 
unterſchrieben iſt ſie von 51 Mitgliedern des Vereins, darunter Klöden, 
Riedel, Fidicin, v. Ledebur, Kugler, v. Raumer, Rabe, v. d. Hagen; 
Quaſts Namen fehlt. Man bat, die Ausführung von Neuerungen an 
der Kirche zu verbieten und die den Bau leitenden Beamten anzu⸗ 
weiſen, ſich in den Grenzen einer wahrhaften Reſtauration mit Ver⸗ 
zichtleiſtung auf alle eigene Zutat und Erfindung zu halten; man 
ſprach den Wunſch aus, daß das 1788 hart neben der Kirche errichtete 
Rektoratgebäude des Gymnafiums gekürzt würde; man bat ſchließlich 
zu unterſuchen, ob die Särge des Markgrafen Ludwig des Römers und 
feiner Gemahlin Kunigunde ſich noch auffinden ließen, vielleicht unter 
Zuziehung einer Deputation des Vereins. Das Geſuch wurde aus Peter⸗ 
hof am 6. Juli ohne Bemerkung an den Miniſter Eichhorn abgegeben, 
der darauf am 13. Auguſt dem Verein einen abſchlägigen Beſcheid 
erteilte und zugleich den Oberbauinſpektor Berger beauftragte, in Ge⸗ 
meinſchaft mit dem Verein eine Unterſuchung nach den Gräbern vor⸗ 
zunehmen. 

Am 15. Dezember ſchied Quaſt aus ſeinem Amte; doch leitete er 
noch die Aufgrabung nach der Grabſtätte Ludwigs des Römers, die 
erſt vorgenommen werden konnte, nachdem die Rüſtungen aus dem 
Chore beſeitigt worden waren. Am 17. Januar 1843 erſtattete der 
inzwiſchen zum Regierungs⸗ und Baurat beförderte Berger den Be— 
richt an das Miniſterium. Am 8. Februar hielt Quaſt im Verein 
einen Vortrag über die Nachgrabungen, und die Beratung über dieſen 
Gegenſtand wurde noch fortgeſetzt in der Sitzung vom 8. März. Vom 
letzteren Tage datiert auch das Dankſchreiben des Vorſtandes an das 
Miniſterium. Ein Bericht an den König über das Ergebnis der 
Nachgrabungen wurde nicht erſtattet. Damit endete die Beteiligung 
des Vereins an der Wiederherſtellung der Kloſterkirche; derſelben iſt 
nochmals kurz gedacht bei der Feier des 25 jährigen Beſtehens des 
Vereins 1862. Quaſt ſprach am 17. Mai im Verein über die Wieder⸗ 
herſtellung des Bildſchmucks der Kirche. An der darnach im Sommer 
bewirkten Umgeſtaltung der Weſtfront hat er keinen Anteil mehr ge⸗ 
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nommen. Dafür wurde ihm die Genugtuung, daß er am 1. Juli 1843 
zum Baurat ernannt und in die damals errichtete Stelle des Kon⸗ 
ſervators der Kunſtdenkmäler des preußiſchen Staates berufen wurde. 
Zu bedauern bleibt, daß in den Vereinsberichten (Märkiſche 
Forſchungen Bd. II, S. 23, 195, 196 und Bd. VIII, S. 9) nirgend 
auf Einzelheiten eingegangen iſt, und daß man über die Nachgrabungen 
insbeſondere keinen Bericht hinterlaſſen hat. Zum Glück hat Quaſt 
eine ſehr ſorgfältige Grundrißzeichnung aufgenommen, welche ſich in 
ſeinem Nachlaß befindet, und welche durch den aktenmäßigen Bericht 
Bergers eine leider recht knappe Erläuterung erfährt. Darnach wurde 
quer vor dem Hochaltare eine Grube ausgehoben von 25 Fuß Länge, 
15 Fuß Breite und 7 Fuß Tiefe. Die Särge des Markgrafen und 
ſeiner Gemahlin wurden nicht mehr gefunden; ſpätere Geſchlechter 
hatten ſich der Grabſtellen bedient und ſie zerſtört; wahrſcheinlich war 
der Boden bei den Umbauten der Kirche im 16. und 18. Jahrhundert 
ſchon umwühlt worden. Nur ein einziges Fragment älteren Mauer⸗ 
werks wurde nach Bergers Worten gefunden, ein Pflaſter von Mauer⸗ 
flieſen und der Anfang einer Scheidemauer; darunter lag feſter Bau⸗ 
grund und Grundwaſſer. In Übereinſtimmung d mit zeichnet Quaſt 
vor dem Hochaltar ein Doppelgrab, welches ſo weit nach Norden ver⸗ 
ſchoben iſt, daß die ſüdliche Innenſeite in die Längsachſe der Kirche 
fällt. Die beiden in verſchiedenen Muſtern hergeſtellten Ziegelböden 
zeigen ſich ziemlich vollſtändig, die aufgehenden Mauern aber nur in 
geringen Reſten erhalten, ſo daß es ſich vermutlich nicht lohnte, fie 
auch im Aufriß darzuſtellen. Südwärts zeichnet Quaſt ein Einzel⸗ 
grab, über welches keine ſchriftlichen Angaben vorhanden find, ſo daß 
deſſen Beſtimmung völlig ungewiß bleibt. Auf das Doppelgrab als 
das mutmaßliche Grab Ludwigs des Römers und ſeiner Gemahlin 
nimmt Klöden Bezug in feiner 1844 — 45 erſchienenen Geſchichte des 
Markgrafen Waldemar (Bd. IV, S. 282 und 305). Der alte Hoch⸗ 
altar wurde durch einen neuen erſetzt, welcher, in der Mitte des Chor⸗ 
polygons ſtehend, die genannten Grabſtätten jetzt überdeckt. 
Verſuchen wir aus dem überlieferten Material uns ein Urteil zu 
bilden, ſo iſt das Doppelgrab nach Bergers Mitteilung als urſprünglich 
anzuſehen, und da die Kirche Ende des 13. Jahrhunderts erbaut 
wurde, ſo mag dieſe bevorzugte Grabſtätte für hervorragende Perſonen 
im 14. Jahrhundert hergeſtellt worden ſein. Die von Garz geleſenen 
Inſchriften befanden ſich an der nördlichen Chormauer, alſo neben 
der Grabſtätte. Es läßt ſich deshalb die Vermutung nicht abweiſen, 
daß an dieſer Stelle Ludwig der Römer und ſeine Gemahlin Kuni⸗ 
gunde beigeſetzt geweſen waren, und das Ergebnis der durch den Verein 
veranlaßten Unterſuchung bleibt in dieſer Beſchränkung bedeutſam 
genug, wenn auch von den Särgen nichts mehr gefunden wurde. 
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Sihung vom 8. Januar 1913. 


Zunächſt erſtattete der Schriftführer des Vereins, Herr Prof. 
Hintze, den Jahresbericht. 

Die Geſchichte des Vereins weiſt für die beiden letzten Jahre 
(1911 und 1912) keine außerordentlichen Ereigniſſe auf. Zwei be⸗ 
ſonders geſchätzte Mitglieder find uns in dieſem Zeitraum durch den 
Tod entriſſen worden: 1911 der Geh. Oberregierungsrat Ernſt v. Meier, 
1912 der Oberlehrer Prof. Dr. Siegfried Maire. Die Sitzungen des 
Vereins wurden regelmäßig abgehalten und waren gut beſucht; die 
Januarfitzung des Jahres 1912 war dem Andenken Friedrichs des 
Großen geweiht, deſſen 200. Geburtstag in dieſem Jahre gefeiert 
wurde. Die Sitzungsberichte ergeben das Nähere. Die „Forſchungen 
zur Brandenburgiſchen und Preußiſchen Geſchichte“ erſchienen wie ſonſt 
in je zwei Halbbänden für das Jahr. Von den ſonſtigen Veröffent⸗ 
lichungen des Vereins iſt folgendes zu berichten: Im Jahre 1911 
erſchien die Arbeit von Dr. G. Schapper über die Hofordnung von 
1470 und die Hof⸗ und Landesverwaltung in der Mark unter Albrecht 
Achilles und Markgraf Johann; dazu eine zweite Lieferung der von 
H. Krabbo bearbeiteten Askanier⸗Regeſten, denen im Jahre 1912 
(ſchon mit der Jahreszahl 1913) eine dritte folgte und im nächſten 
Jahr hoffentlich eine vierte folgen wird. Im Laufe des Jahres 1912 
iſt der erſte Band der Publikation der Ständeakten aus der Zeit 
Kurfürſt Joachims II. von Geh. Archivrat Prof. Dr. Friedensburg 
(Stettin) fertiggeſtellt worden und wird demnächſt (ebenfalls mit der 
Jahreszahl 1913) zur Ausgabe gelangen. Ebenſo die Arbeit des ver⸗ 
ſtorbenen Dr. M. Haß über die Landſtände der Kurmark Branden⸗ 
burg im letzten Drittel des 16. Jahrhunderts. Die Studie von 
Dr. Reimann über das Tabakmonopol Friedrichs des Großen iſt 
zum größten Teil gedruckt und wird in den nächſten Monaten voll⸗ 
endet werden. Die Lockelius⸗Ausgabe, die Prof. Seeger vorbereitet, 
mußte wegen Erkrankung des Herausgebers noch auf unbeſtimmte Zeit 
verſchoben werden. Der Druck einer Arbeit von Dr. Hoppe über das 
Kloſter Zinna wird Anfang 1913 in Angriff genommen werden können; 
ebenſo der eines Werkes über die Teſtamente der Hohenzollern, das 
Dr. v. Caemmerer ſeit Jahren vorbereitet. Die Ausgabe der Stände⸗ 
akten unter Joachim II. wird mit dem zweiten Bande 1914 zur Voll⸗ 
endung gelangen. 

Hierauf verlas Geh. Archivrat Dr. Kohlmann den Kaſſenbericht 
für 1912. Der Bericht ergibt, daß die Ausgaben für die Veröffent- 
lichungen aus den baren Mitteln des Vereins nicht haben gedeckt 
werden können und daß deshalb zur Beſtreitung der Koſten der Reſerve⸗ 
fonds angegriffen worden iſt. 

Dann ſprach Geh. Archivrat Dr. Bailleu über die preußiſche 
Politik im Winter 1812 auf 1813. (Der Vortrag iſt inzwiſchen im 
Februarheft der Deutſchen Rundſchau veröffentlicht worden.) 

Der Vortragende ſchilderte zunächſt die Lage, in die Preußen durch 
die Verträge vom 24. Februar 1812 verſetzt war, und die Stimmungen 
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in Berlin während des ruſſiſchen Krieges. Ein entſcheidendes Ereignis 
bildet das Schreiben Napoleons vom 14. Dezember 1812, das die 
Bildung eines preußiſchen Hilfskorps von 30 000 Mann verlangte 
und damit die Anregung zu Beratungen über preußiſche Rüſtungen 
und eine neue Orientierung der preußiſchen Politik gab. Nachteilig 
war es dabei, daß man in Berlin über den Umfang der Kataſtrophe 
des napoleoniſchen Heeres nur mangelhaft und verhältnismäßig ſpät 
unterrichtet wurde; noch nachteiliger, daß gerade die tatkräftigſten 
Männer, Blücher, Scharnhorſt, Gneiſenau, Boyen u. a. den erſten 
Vorbereitungen für den Befreiungskampf fernblieben. Doch waren 
Kneſebeck, Ancillon und Hardenberg, die auf des Königs Veranlaſſung 
am erſten Weihnachtstage 1812 über die Erforderniſſe der Lage 
berieten, darin einig, daß der Zeitpunkt zur Abſchüttelung des franzö⸗ 
ſiſchen Joches benutzt werden müſſe, und daß alle dazu nötigen Maß⸗ 
regeln mit größter Beſchleunigung ergriffen werden müßten. Wenn 
zunächſt der Verſuch gemacht wurde, Ofterreich für eine bewaffnete 
Vermittelung zu gewinnen, ſo war doch namentlich Hardenberg ent⸗ 
ſchloſſen, auch falls Ofterreich paſſiv bleibe, die Allianz mit Rußland 
einzugehen. Anderſeits ſollte der Schein des Bündniſſes mit Frank⸗ 
reich mit peinlichſter Sorgfalt aufrechterhalten werden. Es war er⸗ 
klärlich, daß bei einem ſo verwickelten politiſchen Syſtem Rüſtungen 
und diplomatiſche Maßregeln nur ſehr langſam vorwärts rückten, be⸗ 
ſonders da auch König Friedrich Wilhelm III. die äußerſte Vorſicht 
immer beobachtet wiſſen wollte. Auch die Nachricht von der Tauroggener 
Konvention brachte darin keine Anderung, verlangſamte vielmehr zunächſt 
auch die Rüſtungen. Im Laufe des Januar 1813 trat dann doch all⸗ 
mählich ein Umſchwung ein, der durch die von Hardenberg und Ancillon 
dringend geforderte Überfiedelung des Königs nach Breslau bezeichnet 
wird. Ein entſcheidender Tag iſt der 28. Januar 1813, an dem 
Scharnhorſt in ſeine frühere Stellung an der Spitze des Allgemeinen 
Kriegsdepartements zurückverſetzt und ihm mit Hardenberg und Hake 
ein Kommiſſorium zur Aufſtellung einer „ſtarken und ſchlagfertigen“ 
Armee aufgetragen wurde. Nun ging es raſch vorwärts; es folgte 
der Aufruf zur Bildung freiwilliger Jägerdetachements vom 3. Februar, 
die Kabinettsorder über die Aufhebung der bisherigen Exemtionen von 
der Dienſtpflicht vom 9. Februar uſw., an demſelben Tage die Sendung 
Kneſebecks in das ruſſiſche Hauptquartier zum Abſchluß einer Allianz 
mit Kaiſer Alexander. Der von M. Lehmann veröffentlichten umfang⸗ 
reichen Denkſchrift Ancillons vom 4. Februar maß der Vortragende 
keine tiefere Bedeutung oder Wirkung bei. Er ſchilderte dann noch 
kurz den Abſchluß der Allianz mit Rußland und den Abbruch der Be⸗ 
ziehungen zu Frankreich durch die Note vom 16. März 1813 und 
ſchloß mit einer Würdigung Hardenbergs, deſſen damalige Verdienſte 
neben den unzweifelhaft großen Leiſtungen Scharnhorſts nicht über⸗ 
ſehen werden dürften. 
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Sikung vom 12, Februar 1913. 


Zunächſt berichtete Herr Geh. Archivrat Dr. Bailleu über die 
Einweihung des neuen Stadtmuſeums in Guben, an der er auf 
Einladung des Magiſtrats als Vertreter des Vereins teilgenommen hatte. 

Alsdann zeichnete Herr Prof. Hoeniger in großen Umriſſen 
die Ausſcheidung eines deutſchen Volkstums aus dem räumlich un⸗ 
ſicher begrenzten Bereich germaniſchen Weſens. Mit dem Zwang zu 
feſter Siedlung, wie er für die Weſtgermanen durch den Anprall an 
die vorgeſchobenen Poſten des römiſchen Imperiums ſich ergab, bildete 
ſich ein ſeßhaftes, kriegeriſches Bauerntum als der deutſche Zweig der 
germaniſchen Völkerfamilie zwiſchen Elbe und Rhein, Meer und Donau 
heraus. Von dieſem Mutterboden aus hat das deutſche Sprach- und 
Wohngebiet ſich auf das linke Rheinufer ausgedehnt, ſüdwärts in die 
Alpenlande hinein, dann donauabwärts und endlich in die oſtelbiſchen 
Gebiete, die ſchon vordem von nomadiſierenden Germanenſtämmen 
beſetzt geweſen waren. Nur ſoweit die bäuerliche deutſche Koloniſation 
vordrang, blieb der Boden dem Deutſchtum geſichert. An der oſt⸗ 
wärts gerichteten Ausweitung des deutſchen Wohnraumes hat das 
Kaiſertum nur in den Vorſtadien mitgewirkt, durch Aufrichtung eines 
militäriſchen Grenzſchutzes und durch politiſche Unterwerfung der an⸗ 
grenzenden Fremdvölker. Dem ſiegreich zur Geltung gebrachten militäriſch⸗ 
politiſchen Übergewicht aber ging noch keine durchgreifende Eindeutſchung 
zur Seite, weil zunächſt die für eine bäuerliche Siedlung verfügbaren 
Kräfte in der deutſchen Innenkoloniſation aufgebraucht wurden. Erſt 
als der innere Ausbau in der alten Heimat ſeine natürlichen Grenzen 
gefunden hatte, wurden überſchüſſige Volkskräfte für die Außenkoloniſation 
frei. Und nun folgte ſeit dem Anfang des 12. Jahrhunderts die ge⸗ 
waltige Kulturarbeit im Oſten, zum geringeren Teil auf Grund 
kriegeriſcher Eroberung, in ſtärkerem Maße als Frucht kultureller 
Überlegenheit und deutſchen Arbeitsfleißes. Die wichtigſte Voraus⸗ 
ſetzung war: eine in der alten Heimat erwachſene nationale Eigenart, 
die erſt in längerer bodenſtändiger Entwicklung fich jo weit feſtigen 
konnte, daß ſie als ſicherer Beſitz auch den von der heimiſchen Scholle 
Abgewanderten erhalten blieb, die in fremder Umwelt ſich feſtſetzten. 
Die Tatſache, daß jene oſtelbiſchen Gebiete in den Zeiten der ger⸗ 
maniſchen Wanderungen von germaniſchen Stämmen okkupiert ge⸗ 
weſen waren, iſt für die endgültige nationale Inbefitznahme ohne Be⸗ 
lang. In raſchem Überblick wurden ergänzend die in fremdes Volks⸗ 
gebiet ſich verzweigenden deutſchen Handelsbeziehungen geſtreift, um 
klarzuſtellen, daß das deutſche Volk vom Ausgang des Mittelalters 
den erſten Platz und den breiteſten Raum innerhalb der abendländiſchen 
Welt gewonnen hatte. Alle dieſe Erfolge aber waren von Einzel⸗ 
gliedern der Nation ohne maßgebende Beeinfluſſung durch eine ſtarke 
Zentralgewalt errungen. Sie haben eben darum nicht das Ganze, 
ſondern dieſe Einzelglieder geſtärkt und die ſtaatliche Zerſplitterung ge⸗ 
fördert. Das hat in dem folgenden Zeitraum einer erſten großmächtlichen 
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Staatenpolitik den Zuſammenbruch der deutſchen Weltſtellung un⸗ 
abwendbar gemacht. 

Herr Generalleutnant v. Janſon machte Mitteilungen aus 
den bisher anſcheinend wenig benutzten Akten der Geheimen Kriegs- 
kanzlei. Forſchungen über den friderizianiſchen General v. Winter⸗ 
feldt („Hans Karl v. Winterfeldt, des Großen Königs Generalſtabs⸗ 
chef“, Georg Stilke, Berlin — im Erſcheinen) gaben Anlaß zum Ein⸗ 
blick in den Schriftwechſel zwiſchen dem im Hauptquartier Friedrichs 
des Großen befindlichen Geheimen Kabinettsrat Eichel und dem Geheimen 
Kriegsrat v. Scharden in Berlin, der mit der Ausfertigung der Patente 
und der Aufſtelluug der Rangliſte betraut war. Neben der Berichtigung 
von Daten ergaben ſich intereſſante Aufſchlüſſe über das damalige 
Beförderungsweſen. Als Prinz Erich von Holftein-Gottorp im Jahre 
1743 außer der Reihe Generalmajor wurde, erhielten die übergangenen 
Offiziere ſchriftliche „Verſicherungen“, daß bei der nächſten Beförderung 
die alte Reihenfolge wiederhergeſtellt werden ſolle. Als dieſe Regelung 
1747 zur Ausführung kam, benutzte der König die Gelegenheit, auch 
Winterfeldt, der, erſt ſeit 1745 Generalmajor, gar nicht überſprungen 
worden war, gleichfalls vor den Prinzen zu ſetzen, und zwar an die 
Spitze der übrigen; doch ſollte dies „mit ſo wenig Eklat, als nur 
immer möglich iſt, geſchehen“. — Der König hatte ſeinerzeit be⸗ 
fohlen, daß feine beiden jüngften Brüder „jedesmal im Range unter 
die Generalität oder Obriſten die letzten ſein ſollen“. Erſt im Sep⸗ 
tember 1745 beſtimmte er, daß Prinz Heinrich fortan „nach ſeinem 
Range unter den Generalmajors weiterrücken und alſo alsdann nicht be⸗ 
ſtändig der letzte bleiben“ ſolle. Dies nur Beiſpiele für das wertvolle 
Material, das ſich dort findet. Übrigens enthalten die Akten ſogar 
Humoriſtiſches, ſo ein Dienſtſchreiben Eichels vom 1. Auguſt 1745 
aus dem Lager von Chlum an Scharden, das mit einem Danke für 
eine „Liebesgabe“, wie wir heute fagen würden, ſchließt, — allerdings 
iſt der Humor gezwungen und echt bureaukratiſch. 

Herr Profeſſor Dr. Krabbo ſprach über das Geburtsjahr des 
Markgrafen Woldemar von Brandenburg. Die neueren Forſcher 
nehmen übereinſtimmend das Jahr 1291 an, da Woldemar 1303 zu⸗ 
erſt urkundend auftritt, und da angenommen wurde, er habe mit dem 
vollendeten zwölften Lebensjahr zu regieren begonnen. Dieſe Annahme 
ſtützt fich darauf, daß von Woldemars Schwager und Mündel, Mark⸗ 
graf Johann V., feſtſteht, daß er mit zwölf Jahren mündig wurde 
und ſelbſtändig zu regieren begann. Der Vortragende bemerkte zu⸗ 
nächſt beiläufig, daß neuerdings eine Urkunde bekannt geworden iſt, 
die Woldemax ſchon als im Jahre 1302 urkundend aufweiſt. Er 
wandte ſich dann aber gegen die bisherige Annahme, in der ein Trug⸗ 
ſchluß ſteckt. Die askaniſchen Markgrafen wurden zwar mit zwölf 
Jahren regierungsfähig; ſie brauchten deshalb aber nicht ſofort zu 
regieren beginnen. Bei Johann V., dem letzten Vertreter der ottoniſchen 
Linie des Markgrafenhauſes, fielen natürlich Beginn der Mündigkeit 
und Beginn der ſelbſtändigen Regierung zuſammen. War dagegen 
die Linie des Markgrafenhauſes, der ein heranwachſender junger Mark⸗ 
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graf angehörte, durch mehrere erwachſene und regierende Markgrafen 
vertreten, ſo ließ man, wie durch Beiſpiele aus beiden Linien des 
Hauſes belegt werden konnte, den jungen Markgrafen nicht bereits 
mit dem rechtlich möglichen Mindeſtalter von zwölf Jahren, ſondern 
erſt weſentlich ſpäter in das Mitregiment eintreten. Der heranwachſende 
Woldemar gehörte der damals ſehr zahlreichen johanneiſchen Linie an, 
und es liegt nicht der geringſte Anlaß zu der Annahme vor, er ſei 
bereits mit dem vollendeten zwölften Jahre zu den Regierungsgeſchäften 
herangezogen worden. Woldemar entſtammt aller Wahrſcheinlichkeit 
nach als jüngſter, ſpätgeborener Sohn der Ehe Markgraf Konrads 
mit der polniſchen Prinzeifin Conſtantia; letztere aber ijt, wie ficher 
feſtſteht, im Oktober 1281 geſtorben. Selbſt bei der Annahme alſo, 
daß Conſtantia an den Folgen der Geburt dieſes ihres Sohnes ſtarb, 
müßte Woldemar demnach mindeſtens zehn Jahre älter geweſen ſein, 
als man bisher glaubte; durch dies Ergebnis aber wird ſeine Perſönlich⸗ 
keit in eine weſentlich andere Beleuchtung gerückt. 

Zum Schluſſe machte Herr Archivar Dr. v. Caemmerer einige 
kurze Ausführungen über die viel erörterte Frage nach der Höhe der 
märkiſchen Einnahmen des Kurfürſten Albrecht Achilles. Er ſuchte 
nachzuweiſen, daß die früher von Kotelmann gegen Albrechts eigene 
Angaben erhobenen Bedenken nicht ſtichhaltig find, und daß die neuer⸗ 
dings von Schapper aufgeſtellte Berechnung auf einer irrigen Inter⸗ 
pretation zweier Briefe Albrechts an ſeinen Sohn Johann beruht, in 
denen gar nicht, wie Schapper annimmt, von den geſamten märkiſchen 
Einnahmen, ſondern nur von dem „Deputat“ Johanns die Rede iſt. 


Sthung vom 12. März 1913. 


Herr Geh. Archivrat Dr. Bailleu legte ein Fakſimile des „Auf⸗ 
rufs an mein Volk“ vor, und zwar des erſten Entwurfs von der Hand 
Theodor Gottlieb v. Hippels, mit den Anderungen Hardenbergs, nach 
dem im Geh. Staatsarchiv befindlichen Originale. Er knüpfte hieran 
einige Mitteilungen über die Vorgeſchichte des „Aufrufs an mein Volk“. 
Ein erſter Entwurf in franzöfiſcher Sprache iſt von Ancillon und um⸗ 
faßte nicht weniger als 29 Folioſeiten. Hardenberg hat ihn durch⸗ 
korrigiert und dann an Gneiſenau weitergegeben, der ihn mit 
kritiſchen Bemerkungen begleitete, ſchließlich aber überhaupt für un⸗ 
geeignet erklärte. Auf ſeine Veranlaſſung wurde der Entwurf in 
einem Komitee bei Hardenberg verleſen, der ihn dann auch verwarf 
und darüber noch mit Ancillon aneinandergeriet. In dieſem Komitee 
erhielt Hippel die Anregung zu ſeinem Entwurfe. Die Aufſchrift „An 
mein Volk“ iſt nach Hippels Erzählung vom König ſelbſt der letzten 
Faſſung des Entwurfs hinzugefügt worden. — Der Vortragende er⸗ 
wähnte dann noch den Aufruf „An mein Kriegsheer“, der, urſprünglich 
von Kneſebeck entworfen, in ſeiner letzten Faſſung von König Friedrich 
Wilhelm III. herrührt, und machte darauf aufmerkſam, daß die Schluß⸗ 
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worte „Vertrauen auf Gott, Mut und Ausdauer ſei unſere Loſung“ 
ein vom König übernommener Wahlſpruch Kaiſer Alexanders von 
Rußland iſt (Briefe des Kaiſers vom 24. und 28. Februar 1813 und 
Antwort des Königs vom 2. März 1813). 

Sodann machte Herr Dr. F. Meuſel einige kritiſche Bemerkungen 
zu der Miszelle von Reinhold Steig: Zwei im Preußiſchen Correſpon⸗ 
denten nicht erſchienene Aufſätze Niebuhrs „Von dem Weſen des 
Krieges“ (Forſchungen 25, 243 — 256). Er erbrachte den Nachweis, 
daß dieſe Aufſätze, deren Erſcheinen noch im letzten Augenblick von 
der Zenſur verhindert wurde, nicht von Niebuhr, ſondern von Marwitz 
verfaßt find; die Konzepte beider Denkſchriften von der Hand des 
damaligen Oberſtleutnants, ſpäteren Generals, finden ſich im Mar- 
witzſchen Archiv zu Friedersdorf (XIII B. 46). über den wichtigeren 
der beiden Aufſätze, der im Konzept das Datum 30. November 1813 
trägt, hat fich der Referent bereits in einem Vortrag (val. Forſch. 
Bd. 20, S. B. S. 10 f.) und im erſten Bande ſeines Marwitz (Einl. 
S. XLf.) geäußert; beide Denkſchriften — bedeutſame Zeugniſſe, wie 
tief in dieſen Jahren des Befreiungskampfes deutſch⸗ nationale Gedanken 
auch die Kreiſe der Altpreußen ergriffen hatten — werden im 2. und 
3. Band der Schriften des Generals vollſtändig der Offentlichkeit mit⸗ 
geteilt werden. Der für den Preußiſchen Correſpondenten geplante, 
von Steig veröffentlichte Abdruck iſt fehlerhaft und ſtark gekürzt. 

Herr Archivar Dr. v. Caemmerer machte darauf aufmerkſam, daß 
der Begriff „Kurmark“ in dem Sinne, wie er beim Untergang des 
alten Preußens beſtand — die Mark Brandenburg mit Ausnahme 
der Neumark — ſehr viel jünger iſt, als gewöhnlich angenommen 
wird. Kurland im Sinne der Goldenen Bulle war die geſamte da⸗ 
malige Mark Brandenburg mit Einſchluß der erſt ein halbes Jahr⸗ 
hundert ſpäter entfremdeten Neumark, deren Wiedergewinnung von 
Friedrich II. unter Berufung auf ihre Kurpertinenz betrieben worden 
iſt. Die Landesteilung von 1535 tft zwar durch das Fortbeſtehen 
der neumärkiſchen Zentralbehörden für die Ausbildung einer Sonder⸗ 
ſtellung der Neumark von größter Bedeutung geweſen, doch wird noch 
im 17. Jahrhundert unter dem ganz lokal gefaßten Begriff „Kur 
und Mark“ die Neumark mit verſtanden. Das Wort „Kurmark“ 
taucht erſt gegen Mitte des 17. Jahrhunderts auf, zunächſt im Sinne 
von „Kur und Mark“, dann aber immer häufiger als Gefamtname 
der unter der Amtskammer zu Cölln an der Spree ſtehenden Bezirke. 
Erſt zu Anfang des 18. Jahrhunderts aber hat ſich dieſer Sprach⸗ 
gebrauch, den noch Friedrich Wilhelm I. zurückzudrängen verſucht hat, 
wirklich durchgeſetzt. 

Herr Prof. Droyſen wies auf eine wichtige Quelle hin, die 
von der Forſchung bis jetzt unbeachtet geblieben iſt: die Briefe der 
Königin Sophie Dorothea an ihren Gemahl Friedrich Wilhelm l., 
ihre Kinder, vor allen Friedrich den Großen (im Königlichen Haus⸗ 
archiv). Sie beginnen 1706, wenige Wochen nach ihrer Verlobung, 
und reichen bis wenige Tage vor ihren Tod, 28. Juni 1757. Der 
Vortragende wies darauf hin, daß fie ein ungemein reichhaltiges 
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Material zur politiſchen, Familien⸗ und Hofgeſchichte dieſer fünfzig 
Jahre enthalten, wie ſie über das Verhältnis der Königin zu Friedrich 
Wilhelm und ihrem Sohne Aufſchluß geben, wie aus ihnen ein 
trauriges Bild von der Kinderzeit des Kronprinzen Friedrich ent⸗ 
gegentritt, daß für die Rheinsberger Zeit dieſe Briefe eine Quelle 
erſten Ranges find. Nach Anführung einiger Einzelheiten führte er 
noch an, daß die Königin Sophie Dorothea ohne Kenntnis der 
Kataſtrophe in Böhmen, von der die Nachricht ſchon in Berlin ver⸗ 
breitet war, geſtorben iſt. 


Sikung vom 9. April 1913. 


Herr Profeſſor Dr. Hintze hielt einen Vortrag über die Hohen⸗ 
zollern und den Adel. Er betrachtete nacheinander die drei großen 
Epochen der preußiſchen Geſchichte. Die erſte Epoche umfaßt die Zeit 
des territorialen Staatsweſens in der Kurmark Brandenburg, im 
Herzogtum Preußen, in Cleve⸗Mark und den übrigen Landſchaften, 
die unter dem Zepter der Hohenzollern vereinigt worden ſind. Es 
wurde gezeigt, wie in dieſer Epoche hauptſächlich die wirtſchaftlich⸗ 
ſoziale Kraft und die politiſche Vorzugsſtellung des grundbeſitzenden 
Adels wurzelt. 

Dann folgt die zweite Epoche, in der alle dieſe Landſchaften zu 
Provinzen eines Geſamtſtaats verbunden und mehr und mehr mit⸗ 
einander verſchmolzen werden unter dem abſolutiſtiſchen Regiment des 
Großen Kurfürſten und ſeiner Nachfolger im 18. Jahrhundert. Das 
iſt die Epoche des Kampfes und der Auseinanderſetzung zwiſchen den 
Fürſten, die den Gedanken des militäriſchen Großſtaats verfolgen, 
und dem Adel der Provinzen, der anfänglich dieſem neuen Staats⸗ 
gedanken widerſtrebt, der aber ſchließlich damit endet, ſich rückhaltlos 
in ſeinen Dienſt zu ſtellen. Es wurde namentlich darauf hingewieſen, 
wie unter Friedrich dem Großen an Stelle der Kampfſtimmung und 
des Mißtrauens, die noch unter ſeinem Vorgänger herrſchten, auf 
Grund der großen Leiſtungen des adligen Offizierkorps für den Staat 
ein enger Bund zwiſchen Krone und Adel geſchloſſen worden iſt, der 
ſeine Wirkungen noch bis in die Gegenwart äußert, und daß in dem 
Adel der öſtlichen Provinzen zuerſt eine ſpezifiſch preußiſche monarchiſche 
Staatsgefinnung erwachſen ijt, die dann ſpäter auch anderen Ständen 
ſich mitteilte. Die dritte Epoche endlich, in der wir ſelbſt noch leben, 
iſt die des vollendeten Einheitsſtaats, der nach dem inneren Geſetz 
ſtaatlichen Lebens zugleich zum konſtitutionellen Verfaſſungsſtaat wird, 
unter grundſätzlicher Beſeitigung der adligen Privilegien und mit der 
Tendenz, das Ideal der ſtaatsbürgerlichen Gleichheit fortſchreitend 
zu verwirklichen. In dieſer Epoche genießt der Adel noch die Früchte 
der engen Verbindung mit dem Thron, die ſeine Hingabe an den 
monarchiſchen Militär⸗ und Beamtenſtaat begründet hat, und auch 
noch viele Vorteile, die von feiner alten wirtſchaftlich⸗ſozialen Vorzugs⸗ 
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ſtellung übrig geblieben find; aber die frühere Exklufivität ſeiner 
Stellung in Staat und Geſellſchaft iſt dahin: auf allen Gebieten des 
Lebens iſt der Mitbewerb der bürgerlichen Stände mit gewaltiger 
Wucht und fiegreichem Erfolge vorgedrungen, und auch der Herrſcher 
iſt nicht mehr ſo ausſchließlich wie früher von adligen Elementen 
umgeben, namentlich bei der Staatsregierung. 

Auf Grund der Akten im Geh. Staatsarchiv erzählte Herr 
Dr. Spatz von einem Rechtsfall Anno 1717. Ein mittel⸗märkiſcher 
adliger Gutsbeſitzer gerät mit einem Gutsverwalter in Streit: er zieht 
in Aufwallung ſeinen Degen und verwundet ihn tödlich. Die Sache 
wird in Berlin ruchbar. Die Frankfurter Juriſtenfakultät, um ihre 
Anſicht befragt, ſpricht ſich für Ablegung des Reinigungseides und 
1 Jahr Feſtung aus. Doch der König entſcheidet ſich wegen des 
homieidium gegen den Eid und für 20 Jahre Feſtung. Der Adlige, 
zur Verkündung der Sentenz nach Berlin vorgeladen, tritt eine Reiſe 
an. Seine Frau, mit Konfiskation des Gutes comminiret, bittet 
den König im Hinblick auf ihre Schwangerſchaft um Gnade. Friedrich 
Wilhelm empfindet Mitleid und pardoniret, doch unter der Bedingung 
der Zahlung von 5000 Taler und der Stellung von „zwei zu Grenadiers 
geſchickten Kerls'. Nachdem der Etatsrat v. Marſchall über die 
Zahlung und Stellung quittiert und der Adlige inzwiſchen von der 
„nötig vorgefallenen“ Reiſe zurückgekehrt, wird die Abolition des 
Verfahrens ausgeſprochen. 


Sihung vom 14. Mai 1913. 


Herr Archivar Dr. Müſebeck ſprach über das ſogenannte „National⸗ 
denkmal“, die Darſtellung der Gaben und Opfer des preußiſchen Volkes 
während der Jahre 1813/15, welche durch die Kabinettsorder vom 
27. März 1813 der General⸗Ordenskomiſſion anvertraut wurde. Das 
drei ſtarke Bände umfaſſende Werk will möglichſt vollſtändig auf 
Grund genauer Angaben der Landratsämter des ganzen Landes die 
Anzahl der Freiwilligen und die Summen der Gaben an Geld, Pretioſen, 
Naturalien und Armaturſtücken, die Art ihrer Aufbringung durch 
Private und durch Vereine nach den einzelnen Kreiſen zuſammenſtellen, 
dann die Verwendung dieſer Opfer und Gaben im einzelnen feſtlegen 
und ſchließlich hervorragende perſönliche Opfer und Leiſtungen aus 
dem Ganzen herausheben. Mit der Abfaſſung wurde am 9. Juli 1814 
der Kriegsrat, ſpätere Geheime Legationsrat Zyka beauftragt. Infolge 
der Schwierigkeit der Sammlung alles einſchlägigen Materials und 
ſeiner einheitlichen, überſichtlichen Verarbeitung beendigte er das Werk 
erſt am Schluſſe des Jahres 1820. Urſprünglich war beabſichtigt, die 
einzelnen nach den Verwaltungsbezirken geordneten Abſchnitte während 
des Krieges von Zeit zu Zeit durch den Druck zu veröffentlichen als 
den Dank des Königs an ſein Volk. Nach der Fertigſtellung des 
Ganzen unterblieb die Publikation. Man beſorgte in den Jahren 
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der Reaktion nach den Freiheitskriegen wohl die Gegenbemerkungen 
der Kritik, die bei der lückenhaften Überlieferung des Materials in 
vielen Einzelfällen einſetzen würde, und man befürchtete wohl auch, 
daß in der Nation bei der Erkenntnis deſſen, was ſie in jenen Jahren 
geleiſtet hatte, das Verlangen nach einer Verfaſſung und Volksvertretung 
noch wachſen würde. Das Nationaldenkmal wurde dem Geheimen 
Staatsarchive einverleibt, ſekretiert und in ſeinem ganzen Umfange 
bisher ſcheinbar nur durch den Generalmajor v. Pfuel 1827 für ſeine 
Arbeiten zur Geſchichte der Befreiungskriege benutzt. Es ſoll jetzt im 
Auszuge herausgegeben werden, während die Verwertung der ſpeziellen 
Angaben der landesgeſchichtlichen Forſchung überlaſſen bleibt. An die 
Mitteilungen über die Entſtehung und Abfaſſung der Arbeit ſchloſſen 
ſich ſtatiſtiſche Angaben über die öſtlichen Provinzen, ihre Städte, die 
Kreiſe der Kur⸗ und Neumark ſowie über Berlin. 


Sihung vom 11. Juni 1913. 


Herr Profeſſor Dr. Tſchirch teilte einige Ergänzungen zu ſeiner 
Ausgabe des Engelbert Wuſterwitz (43. u. 44. Jahresbericht des 
Hiſtoriſchen Vereins zu Brandenburg H. 1912 u. gleichzeitiger Sonder⸗ 
druck) mit. Zu den 37 Handſchriften des Mierochronicon Marchicum 
des Peter Hafftiz haben ſich weitere 10 in öffentlichen Büchereien 
feſtſtellen laſſen. Darunter haben die in der Marienkirchbibliothek 
von Frankfurt a. O. und in der Hamburger Stadtbibliothek einen be⸗ 
ſonderen Wert, da ſie die reichſte Faſſung des Spandauer Kodex, wie 
ſie der neuen Ausgabe zugrunde liegt, ebenfalls zeigen. Allerdings 
ſtimmen ſie im einzelnen des Textes mit den beiden bereits bekannten 
Handſchriften dieſer Gattung (Geh. Staatsarchiv u. Göritz⸗Lübeckſtiftung 
zu Berlin) ſo genau überein, daß der dort gebotene Text lediglich 
beſtätigt wird. Die übrigen Handſchriften befinden ſich in Königs- 
berg, Dresden, Hohennauen und auf der Vatikaniſchen Bibliothek zu 
Rom. Die letzte bietet durch ihre Herkunft ein beſonderes Intereſſe, 
da fie aus dem Beſitze des weltberühmten märkiſchen Sammlers 
Philipp v. Stoſch ſtammt, der in Florenz 1758 ſtarb. Der Vor⸗ 
tragende beabfichtigt demnächſt in den Brandenburgiſch⸗Preußiſchen 
Forſchungen ein vollſtändiges kritiſches Verzeichnis der Handſchriften 
von P. Hafftiz' Microchronicon Marchicum zu veröffentlichen. 

Herr Archivar Dr. Klinkenborg erörterte im Anſchluß an 
Aktenſtücke über die Vereidigung der Räte und Kanzlei im Jahre 1598 
den Charakter der kurfürſtlichen Ratſtube. Er betonte, daß ſeiner 
Anfiht nach die Ratſtube im 16. Jahrhundert ausſchließlich für die 
Rechtspflege beſtimmt geweſen ſei, daß die kurfürſtlichen Räte für 
politiſche Angelegenheiten und Landesverwaltung außerhalb derſel ben 
geſtanden hätten, wie dies im Jahre 1598 der Fall war. Er ſuchte 
ſodann nachzuweiſen, daß die Kanzlei bereits ſich damals in zwei 
Abteilungen, die eine für die kurfürſtliche Landesverwaltung und die 
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andere für die Ratſtube, gegliedert hätte, daß beide Abteilungen auch 
nach Begründung des Geheimen Rats, der keine eigene Kanzlei erhielt, 
beſtehen blieben, und daß die Anſtellung eines eigenen Geheimen 
Sekretärs für die Geheimen Räte im Jahre 1598 als erſter Vorbote 
für die Gründung des Geheimen Rats anzuſehen ſei. 

An dieſe Ausführungen ſchloß ſich eine längere Diskuſſion zwiſchen 
dem Vortragenden und Herrn Profeſſor Dr. Hintze, in die zuletzt 
auch Herr Profeſſor Breyſig eingriff. 
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